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Erstes Kapitel. 

Prozess-Subjecte. 

I. Das Gericht. 
A. BegrifT, Arten und äussere Organisation der Gerichte. 

§ 24. 
I. Gericht ist jenes öffentliche Organ, welches gesetzlich 
zur Ausübung der Gerichtsbarkeit berufen ist.^) Je nach Ver- 
schiedenheit der Gerichtsbarkeit, welche die Gerichte auszu- 
üben haben, unterscheidet man Verfassungsgerichte, Verwaltungs- 
gerichte, Strafgerichte und Civilgerichte.^) 



1) Wetzeil System 3. Aufl. S. 414, Renaud Lehrb. 2. Aufl. S. 36, 
Endemann D. C.P.R. 1868. S. 50, Bayer Vortr. 10. Aufl. S. 157, Schmid 
Hdb. d. g. d. C.P. I. S. 40. 

^ Menger System S. 3ff., 9ff., 12ff., 45ff., 210flF., 224. Zum 
Schutze der Verfassungsrechte bestehen in Oesterreich der Staats- 
gerichtshof (Ges. V. 25. Juli 1867 N. 101 R.G.Bl.) für die Ministeranklage, 
welcher aus je 12 von jedem der beiden Häuser des Reichsrathes auf 6 Jahre 
gewählten, unabhängigen und rechtskundigen Staatsbürgern, die keinem 
der beiden Häuser angehören dürfen, gebildet wird; und das Reichsgericht 
in Wien (Staatsgrd. G. v. 21. Decbr. 1867 N. 143 u. G. v. 18. April 1869 
N. 44 R.G.B1.) für die Entscheidung streitiger Angelegenheiten des öffent- 
lichen (Verfassungs-) Rechtes und für die Entscheidung von inländischen 
Competenz-Conflicten, die nicht blos zwischen ordentlichen Gerichten bestehen; 
es besteht aus 18 Mitgliedern, die der Kaiser lebenslänglich für ihr 
Ehrenamt ernennt. Abgesehen vom Präsidenten und dessen Stellvertreter 
erfolgt die Ernennung über Vorschlag je eines der beiden Häuser des Reichs- 

y. Canstein, Oesterreichisches Civilprozessrecht. 21 



318 I- Das Gericht. 

C iyil^erichte .sind die zur Ausübung der Civil-Gerichts- 
barkeit gesetzlich berufenen öflfentlichen Organe. In Oesterreich 
haben die Civilgerichte nicht blos die jurisdictio contentiosa 
im Erkenntniss- und Executionsstadium, sondern auch die 
jurisdictio voluntaria auszuüben.^) Wir haben es hier mit den 
Civilgerichten blos in Bezug auf die Ausübung der jurisdicti o 
contentios.a zu thun, und zwar mit jenen Civilgerichten, 
welche mit dem obersten Gerichtshofe an der Spitze, als 
ordentliche Civilgerichte, ausschliesslich zur Ausübung der 
ordentlichen Civilgerichtsbarkeit berufen sind.*) Ausgeschlossen 
sind daher von unserer Betrachtung die sogenannten Ausnahms- 
gerichte, welche wohl auch einen Theil der Civilgerichtsbar- 
keit ausüben, aber einerseits nicht dem obersten Gerichtshofe 



rathes, indem je 6 Mitglieder und je 2 Ersatzmänner aus den von jedem 
der beiden Häuser vorgeschlagenen Personen ernannt werden. (Vgl. Menge r 
S. 9 ff., 225 Note 12.) — Zur Ausübung der Verwaltungsgerichtsbarkeit be- 
steht der Verwaltungsgerichtshof in Wien (Gesetz v. 22. Oct. 1875 
N. 36 R.G.B1. ex 1876 u. Vdg. des Ges. Min. v. 5. Aug. 1876 N. 94 und 
95 R.G.Bl.) für die Entscheidung von Beschwerden über rechtsverletzende, 
gesetzwidrige, letztinstanzliche, administrative Entscheidungen und Verfügungen 
der staatlichen und autonomen Verwaltungsbehörden. Er besteht aus besol- 
deten Richtern (Präsident, Senatspräsidenten und Hofräthen), die über 
Vorschlag des Ministerraths vom Kaiser lebenslänglich ernannt werden und 
den Mitgliedern des obersten Gerichtshofes in Rang und Bezügen gleich- 
stehen. (Vgl. Menger S. 223 Note 11, S. 14 Note 4 und die dort citirte Lite- 
ratur und Gesetzgebung u. Jurist. Bl. 1873 S. 77 ff., 89 f., 101 f., Lemayer 
in Grünhuts Ztschr. 1. Bd. S. 738 ff., Rö ssler das. S. 180 ff. u. 4. Bd. 
S. 201 ff.) — Als ordentliche Strafgerichte fungiren in I. Instanz (iie 
Bezirksgerichte, die Landes- und Kreisgerichte (in besonderen Abtheilungen 
oft mit besonderen Vorstehern) imd die Geschwornenge richte; in II. In- 
stanz die Landes- und Kreisgerichte und die Oberlandesgerichte und in 
in. Instanz der oberste Gerichtshof als Cassationshof (Strafproz. Ordg. v. 23. Mai 
1873 N. 119 R.G.B1. §§ 8—16, vgl. üllmann Oest. Strafproz. S. 140 ff.). 

3) Vgl. oben.S. 28 f. u. insbes. §§ 77 ff. Jur. Norm, §§ 21 ff. Verf. ausser 
Streits. §§ 58 ff. 193 Conc. Ordg. § 75 Grdb. Ges. u. s. w. 

*) Enger fasst den Begriff der ordentlichen Gerichte der Entwurf einer 
osterr. C.P.O. v. 1876 (§§ 3, 21, 54 ff.) Vgl. auch Menger System S. 225, 
welcher an der Unterscheidung der gemeinrechtlichen Doctrin festhält. Vgl. 
dagegen Endemann der deutsche C.P. 1878 I. S. 56 ff., 63ff. u. Heyssler 

S. 79. 



§ 24. Begriff, Arten u. äussere Organisation der Gerichte. 319 

unterstehen nnd andererseits blos aasnahmsweise, nämlich nur 
in bestimmten ausgenommenen Streitsachen die Civilgerichts- 
barkeit, meist neben anderen Functionen, auszuüben haben. Zu 
den Ausnahmsgerichten gehören die Friedensgerichte.^) 

Die ^dentlichen Ciyilgerichte Oesterreichs sind 
ständig fungirende Staatsorgane, welche gesetzlich berufen sind, 
in dem gesetzlich geregelten Instanzenzuge mit dem obersten 
Gerichtshofe an der Spitze, Ciyilre_chts.streitigkeiten zu ent- 
scheiden und (in erster Instanz) executionsfähige Privatrechts- 
ansprüche zwangsweise d urchzusetzen. 

Da im Jahre 1848 der letzte Rest der Patrimonialgerichte 
beseitigt und seit dem Gesetze vom 25. Mai 1868 auch die 
Ehegerichtsbarkeit der geistlichen Gerichte aufgehoben wurde, 
so bestehen gegenwärtig in Oesterreich nur Staatsgerichte.^) 

Die Gerichte sind demnach Organe des Staates, — welcher 
sie (abgesehen von den fachmännischen Beisitzern des Gerichtes) 
besoldet, — und nicht Organe des Staatsoberhauptes, obwohl 
dem letzteren die Justizhoheit, d.i. die Gerichtsherrlichkeit 
und die Gerichtsbarkeit zusteht, '') und obwohl in Folge dessen 
die Gerichte die Gerichtsbarkeit auch im Namen des Kaisers 
ausüben.^) Das Staatsoberhaupt hat nämlich nur das Recht 
und die Pflicht, die Gerichte zu besetzen und zu überwachen 
(Gerichtsherrlichkeitj und durch dieselben in seinem 
Slimen die Gerichtsbarkeit auf Grund der bestehenden Ge- 
setze ausüben zu lassen, es hat aber nicht das Recht, den Gerich- 
ten Weisungen zu ertheilen, wie sie in concreten Rechtsstreitig- 
keiten vorzugehen haben.^) Die Gerichte sind demnach selbst- 



^) Vgl. oben § 3 S. 38 ff. dieses Lehrbuches. Vgl. auch Jurist. Bl. 
1875 S. 155, 183, 228, 255, 328, 418, 430, 442, 502 u. 1876 S. 77. 

^) üeber die historische Entwickelung der Gerichte s. S. 96 ff., 1 15 ff., 
123 f., 130 ff. u. insbes. S. 151 ff. dieses Lehrbuches, ferner Haimerl Ein- 
richtung u. Geschäftsordnung der C. Gerichte Oesterr. S. 17 ff. u. die dort 
citirte Literatur. Jurist. Bl. 1876, 1877 an den Note 5 citirten Stellen, 
G. Ztg. 1851 N. 1 u. G.Halle 1866 N. 91. 

') Bluntschli Staatsrecht 1868 S. 101 ff., vgL üllmann das österr. 
Strafprozessrecht S. 141. 

^ Staatsgnindgesetz v. 21. Decbr. 1867 N. 144 R.G. BL Art. 1. 

^) Nur der Staat kann durch seine Gesetze dem Richter Anweisungen 

21* 
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ständige, vom Staate erhaltene Staatsorgane, welche dessen 
resetze bei der ürtheilsfindung anzuwenden und durch die 
Exeeution zu vollziehen haben. Während bis zum Jahre 1749 
in Oesterreich (ebenso wie überhaupt seit dem Alterthum bis in 
die neuere Zeit) das Staatsoberhaupt und bezw. der Landesherr 
zugleich oberster Richter war,^^) ist im Jahre 1749 in Oester- 
reich die Cabinetsjustiz aufgehoben, und die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit allgemein den Gerichten überlassen worden.^^) 
Gegenwärtig ist die Unzulässigkeit der Cabinetsjustiz ebenso 
wie die Selbstständigkeit der von den Verwaltungsbehörden ge- 
trennten Gerichte durch das Staatsgrundgesetz gewährleistet, i^) 

Die Gerichte sind femer ^stäjLÜgfi. Organe des Staates. 
Während bis zur Organisation der Gerichte unter Kaiser Josef IL 
die Gerichte (wenigstens zum grossen Theile) blos von Zeit 
zu Zeit zusammentraten, fungiren seit jener Zeit in Oesterreich 
alle Civilgerichte ständig, durch das ganze Jahr hindurch. ^^) 

Im Unterschiede zu den vereinbarten Schiedsrichtern sind 
die Gerichte ge setzlich z ur Entscheidung von Rechtsstreitig- 
keiten berufen; ihnen steht auch gesetzlich die Exeeution so- 
wohl ihrer Urtheile, als auch der Schiedsrichter- Sprüche und 
überhaupt aller executionsfähigen Privatrechtsansprüche zu. i*) 

Im Unterschiede zu den Ausnahmsgerichten unters tehen 
endlich die ordentlichen Civilgerichte im gesetzlichen Instanzen- 
zuge in letzter Instanz durchgängig dem obersten„6ei:ichrts- 
hofe in Wien, welcher, abgesehen von der Syndicatsklage, stets 
in IIL Instanz entscheidet. 

Die Thätigkeit der Gerichte umfas&t das Richten, Ur- 



geben, wie er zu verfahren hat, und müssen auch diese Anweisungen all- 
gemein und nicht für concrete Rechtsstreitigkeiten erlassen sein, vgl. Art. 9 
des cit. St. G.G., vgl. weiter Wetzell S. 402. 

^«) Bluntschli S. -lOl. 

^^) S. das diesföUige Handschreiben der Kaiserin Maria Theresia vom 
1. Mai 1749 bei Maasburg Gesch. d. obersten Justizstelle in Wien 1879 
S. 291 ff., insbes. S. 292. Vgl. Menger S. 211 Note 2 u. die dort Gitirten. 

12) St.G.G. V. 21. Decbr. 1867 N. 144 R.G.Bl. Art. 1, 5, 6, 7, 14. 
Menger S. 214 Note 5. 

1^) S. 156 dieses Lehrbuches. 

1*) S. 33 und 36 dieses Lehrbuches. Vgl. Bayer S. 158. 
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theilen und die Execution, d. i. die ^ Leitung der Streitverhand- 
lung, die Entscheidung der 'Rechtsstreitigkeiten und die zasangs- 
wBis e Durchsetz ung executionsfähiger Privatrechtsanspröche. ^^) 
Diese sämmtlichen Functionen werden gegenwärtig von 
denselben Mitgliedern des Gerichtes ausgeübt; die alte Schei- 
dung zwischen Magistrat und Volksrichtern (in Rom) und die 
Scheidung zwischen Richtern und Urtheilem (im germanischen 
und älteren Prozesse der österreichischen Territorien) ist ent- 
fallen; bei den gegenwärtigen Gerichten sind alle Mitglieder 
(Richter) desselben zugleich richtende und urtheiiende und in 
I. Instanz auch vollziehende Organe. ^^) 

^ Na c h Aussen erscheinen die Gerichte als (öffentliche) 
C o^rpor ationen, welche als solche auch als Rechtssubjecte und 
insbesondere auch als Kläger und Beklagte erscheinen und auf- 
treten können. 17) Wa f^ von dftm Ein: ^ft]rifhtiPrM>d^r von ^in- 
zelnen Theilen des Gerichtes (Senaten der Collegialgerichte) 
vjrfüg^. wird, gilt nach_ Aussen als vom ganzen Gerichte, als^ 
Corporation, verfügt. 

^' Als öffentliche Organe haben die Gerichte all e_ Rechte 
der ö ff entlich en_ Organe; aus diesem Grunde gemessen 
namentlich die schrift-lichen Zeugnisse der Gerichte vollen 
Glauben, d. h. sie sind stets vollbeweisend, natürlich mit 
Vorbehalt des Gegenbeweises, i®) 

IL Die einzelnen Arten der österreichischen ordentlichen 
Civilgerichte sind meisientheiis in historischer Entwickelung 
aus den früher in den österreichischen Territorien bestandenen 
Gerichten hervorgegangen. 

1. Der o^berste Gerichtsho f ist aus der von Maria 
Theresia im Jahre 1749 creirten obersten Justizstelle 



1*) Bluntschli S. 101 f. u. 201 ff. 

^^) Vgl. über die röm. G.Verfassung Bethmann-Hollweg R.C.P. I. 
S. 35 ff., II. S. 10 ff., III. S.35ff., Keller R.C.P. S. 1 ff., Puchta Institu- 
tionen I. S. 427 ff., 568 ff.; über die germ. G.Verfassung die in § 6 Note 1 
dieses Lehrbuches citirte Literatur; über die ältere G.Verfassung in den 
osterr. Territorien die in Note 6 citirten Stellen dieses Lehrbuches. 

^^ Renaud S. 36. 

*^) Renaud a. a. 0. 
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hervorgegangen. ^^) Er bildet die oberste Sprnchbehörde 
für alle Civilstreitigkeiten , die in erster Instanz von 
den ordentlichen Gerichten zu verhandeln und zu ent- 
scheiden sind. 
2. Pjp^ Ohfrlnndpfigftrichto sind Nachfolger der seit 
dem 16. Jahrhundert in den österreichischen Territo- 
rien als Appellationsinstanz eingesetzten Kegimente 
oder Regierungen. Ihr Muster haben sie eigentlich in 
dem für die Stadtgerichte Böhmens und Mährens im 
Jahre 1 548 eingesetzten Appellationsgerichte in Prag.^O) 
In Nachbildung dieses Appellationsgerichtes, dessen 
Wirkungkreis als IL Instanz zugleich auf alle erst- 
instanzlichen Gerichte Böhmens ausgedehnt wurde, hat 
Kaiser Josef in den einzelnen Provinzen Oesterreichs 
in den Jahren 1782 und 1783 Appellationsgerichte 
eingesetzt, deren Zahl in der Folge vermehrt und 
deren Sitz theilweise geändert wurde. Die gegen- 
wärtige Organisation der Oberlandesgerichte erfolgte 
durch die A. H. Entschliessung vom 17. Sept. 1852 
N. 10 R.G.Bl. ex 1853. Es haben diese Gerichte in 

siU^ Tl ^'^' ^1 ^ s^^^T-^1 ^ i gkfji^ j welche in I. Instanz ,von 

den ordentlichen Gerichten zu verhandeln und zu ent- 
scheiden sind, sie mögen der allgemeinen oder der.,b.e- 
sonderen Gerichtsbarkeit angehören — abgesehen von 
der Sj mdicatsklage — st^ts ja JL Instanz .joi .entschei- , 
den In Handels- und Wechselsachen erscheinen die 
Oberlandesgerichte als Nachfolger der früheren Wechsel- 
undMerkantilappellationsgerichte, und ebenso in Streitig- 
keiten, welche früher der Militär- und der geistlichen 
Gerichtsbarkeit angehörten, als Nachfolger der Militär- 
und der geistlichen Appellationsgerichte. Sie üben 
übrigens ebenso wie der oberste Gerichtshof niemals 
die Execution aus, und sind daher nur Spruch-: nicht 
auch Exekiitiv-Behörden. 



*^) Vgl. jetzt Maas bürg a. a. 0. S. 1—53. 

2") Vgl. S. 89 if., 100, 117, 124, 136, 154 dieses Lehrbuches. 
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3. Die Gerichte er ster Instan z sind theils Collegial- 
gerichte, nämlich die Landes- nnd Kreisgerichte, 
die Handelsgerichte und das Obersthofmarschallamt, 
theils Ein 7ft| |jr ^ ]*] (>|it ft^ nämlich die ordentlichen nnd 
die städtisch-delegirten Bezirksgerichte, die Bagatell- 
gerichte^i) nnd die Handelsbagatellgerichte. ^ine eigen- 
thümliche Stellung nehmen die Consnlargerichte im 
osmanischen Reiche ein, welche theils mit Laienrich- 
tern (Commissionen), theils als Einzelgerichte die Ge- 
richtsbarkeit ausüben. Die Gerichte sind weiter all- 
gemeine und Sondergerichte, nnd zwar allge- 
meine Gerichte, welche die allgemeine Gerichtsbarkeit 
in unbeschränktem oder in beschränktem Masse aus- 
zuüben haben, und Sondergerichte, denen die Son- 
dergerichtsbarkeit ausschliesslich oder neben der allge- 
meinen Gerichtsbarkeit überwiesen ist. Im . Grossen 
und Ganzen vermisst man eine consequente Durchfüh- 
rung dieses Eintheilungsgrundes, und gehört daher oft 
ein und dasselbe Gericht zu verschiedenen Arten der 
Gerichte. Der Grund dieser Inconsequenz ist die 
historische Entwickelung der Gerichte, welche bis jetz 
noch nicht durch eine rationelle Gerichtsorganisation 
abgeschlossen ist. 

a) Allgemeine Gerichte mit unbeschränkter all- 
gemeiner Gerichtsbarkeit sind die allgemeinen, reinen 
oder ordentlichen Bezirksgerichte („am Lande") 
und die Consnlargerichte im osmanischen Reiche 
mit unbeschränkter Gerichtsbarkeit (d. i. General- 
consulate, Consulate und die meisten Viceconsulate). 



^^) Die Bagatellgerichte bestehen als solche eigentlich nicht, indem 
die Bagatellrichter bei den allg. u. städt. del. Bezirksgerichten ihr Amt 
ausüben. Da sie aber selbstständige Richter sind, deren Gerichtsbarkeit sogar 
eine weitere ist, als jene der Bezirksgerichte, indem sie auch über Prozess- 
subjecte, welche einen priv. Personalgerichtsstand haben (Fiscus, landtäfliche 
Gutsbesitzer), sowie in Handelssachen die Bagatellgerichtsbarkeit auszuüben 
haben, so erscheinen die Bagatellgerichte doch als selbstständige Gerichte, 
welche sich nur an Bezirksgerichte anlehnen. 
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b) Allgemeine Gerichte mit beschränkter Gerichts- 
barkeit sind die Landes- und Kreisgerichte 
in ihrem engeren Sprengel, in welchem sie die 
allgemeine Gerichtsbarkeit mit den städtisch- 
delegirten Bezirksgerichten theilen, welche 

•infolgedessen auch hierher gehören, femer die 
Bagatellgerichte, welche wieder die allgemeine 
Gerichtsbarkeit der ordentlichen und der städtisch- 
delegirten Bezirksgerichte beschränken, und endlich 
die Consulargerichte im osmanischen Reiche 
mit beschränkter Gerichtsbarkeit (d. i. die Vicecon- 
sulate in Sophia, Aleppo und Damaskus und die 
Consular-Agentien). 

c) Ausschliessliche Sondergerichte sind: das 
Obersthofmarschallamt in Wien, sowie die 
Handelsgerichtshöfe und die Handelsbaga- 
tellgerichte in Wien, Prag und Triest. 

d) Theilweise Sondergerichte sind die Landes- 
und Kreisgerichte, welche in ihrem weiteren 
mehrere Bezirksgerichtssprengel umfassenden Ge- 
richtssprengel die ihnen zugewiesene Sondergerichts- 
barkeit auszuüben haben, und dieBagatellgerichte, 
welche in Sachen der privilegirten Personalgerichts- 
barkeit, und auch in Handelssachen die Bagatell- 
gerichtsbarkeit auszuüben berufen sind.^^) 



a3> 



") Die Gerichtsverfassung, wie sie nach dem öst. Entw. einer C.P.O. 
in Aussicht genommen ist, stimmt im Grossen und Ganzen mit der gegen- 
wärtigen Gerichtsverfassung über ein. Als Abweichungen erscheinen fol- 
gende Bestimmungen: 1. für Entscheidungen der Einzelgerichte werden die 
CoUegialgerichte I. Instanz die Berufungsinstanz und die Oberlandesgerichte 
die III. Instanz bilden (§ 4). 2. Die Competenz der städt. del. u. der allg. 
Bezirksgerichte wird eine gleiche (beiläufig der heutigen Competenz der stadt. 
del. Bezirksgerichte entsprechende) sein, und wird daher nur Eine Art der 
Bezirksgerichte bestehen (§§ 3, 16 ff.). 3. Für geringfügigere Handels- und 
Seesachen werden am Sitze der CoUegialgerichte besondere Handels- und 
Seerichter als Einzelrichter bestellt werden, für welche die Bestimmungen 
über die Bezirksgerichte Anwendung finden (§21). 4. Die BagatelMchter 
und die Handelsbagatellgerichte werden entfallen, dafür werden aber alle 
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Die Landesgerichte sind aus den an die Stelle derLand- 
taidinge getretenen Landreehten hervorgegangen, indem an die 
Stelle der (nicht rechtsgelehrten) ürtbeiler oder Schöffen all- 
mählig ständige und besoldete rechtsgelehrte Richter getreten 
sind, und so das Landrecht und bezw. das Landesgericht zu einem 
ständigen rechtsgelehrten ßichtercoUegium umgewandelt wurde. 
Ursprünglich ein privilegirter Gerichtsstand des Adels, und bezw. 
dann auch der höheren Geistlichkeit und überhaupt der Stände, 
sowie des Fiscus, der Städte und landesfürstlichen Ortschaften als 
Corporationen, wurden diese Gerichte zu privilegirten Gerichts- 
ständen der Besitzer landtäflicher Güter und bezw. auch zu 
privilegirten Real- und Tabulargerichtsständen der land- und 
lehentäflichen Güter, und behielten sie ausserdem die privile- 
girte Gerichtsbarkeit über den Fiscus, die geistlichen und 
weltlichen Gemeinden, Kirchen, Pfründen und Stiftungen, sowie 
über die Anstalten zu öffentlichen Zwecken. ^^) Da ihnen 
ausserdem die Sondergerichtsbarkeit der früheren geistlichen 
Gerichte in Ehestreitigkeiten, femer gi'össtentheils auch jene 
der Merkantil- und Wechselgerichte, der Berggerichte sowie 
der Lehens- und Fideicommiss- Gerichte, und ein Theil der 
allgemeinen Gerichtsbarkeit in ihrem engeren Sprengel über- 
tragen wurde, so musste die Anzahl dieser Gerichte vermehrt 
werden, was im Jahre 1852 durch Einfuhrung der Kreis - 
gerichte geschah, welche im Allgemeinen mit dem Wirkungs- 
Ereise der Landesgerichte in jeder (bezw. in Galizien in jeder 
zweiten) Kreisstadt eingesetzt wurden. In Wien und Triest 
blieb für Handelssachen ein besonderer Handelsgerichtshof 
für Handels- und Wechselsachen bestehen, zu denen sich im 
Jahre 1852 das Prager Handelsgericht hinzugesellte. Wie 
diese Handelsgerichte, so wurde auch das Ob^rs^hofmar- 
schallamt als privilegirtes Sondergericht für Eximirte und 



Richter bei Einzelgerichten als selbstständige Richter fungiren (§§ 19, 5). 

Ob das Obersthofmarschallamt und die Handelsrichter im Entwürfe zu 
den ordentlichen Gerichten gezählt werden, ist wenigstens zweifelhaft 
(vgl. § 3 mit §§ 54 f. u. § 21). Der Consulargerichte im osman. Reiche ist 
keine Erwähnung gethan. 

'^ Vgl. die in Note 6 citirten Stellen dieses Lehrbuches. 
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Exterritoriale beibehalten. ^4) Die C onsulary exichte im os- 
manisehen Reiche haben sich seit den Siegen Eugens von 
Savoyen über die Türken entwickelt und bis auf die Gegen- 
wart erhalten. Sie sind für gewisse Streitsachen aus Laien- 
richtern zusammengesetzt, welche unter dem Vorsitze eines 
rechtsgelehrten Consularbeamten entscheiden; in einzelnen 
Rechtsstreitigkeiten entscheiden die rechtsgelehrten Consular- 
beamten als Einzelrichter. 2^) 

Die allgemeinen oder ordentlichen Bezirksgerichte 
sind Nachfolger der Stadt- und Dorfgerichte, welche bis zum 
J. 1848 theils landesfürstliche, theils Patrimonialgerichte waren. 
Da die meisten Städte, ebenso wie die Patrimonial^erichtsherren, 
seit der Reception der fremden Rechte nicht in der Lage waren, 
mehrere rechtsgelehrte Richter zu erhalten, so wurden nach 
Wegfall der nun unnützen Laienrichter (SchöiFen) die Stadt- 
und Dorfgerichte grösstentheils zu Einzelgerichten, indem der 
besoldete, rechtsgelehrte Richter nun selbst als Richter und 
Urtheiler zugleich fungirte.^^) Nur in grösseren, und nament- 
lich in den Landeshauptstädten, waren die Stadtgerichte CoUe- 
gialgerichte.2'^) Dies ist auch der Grund, warum den Landes- 
und Kreisgerichten als Nachfolgern der coUegialen Stadtgerichte 
grösserer Städte ein engerer (einem ordentlichen Bezirks- 
gerichtssprengel entsprechender) Sprengel zugewiesen wurde, 
in welchem sie ebenso wie sonst die allgemeinen Bezirks- 
gerichte die allgemeine Gerichtsbarkeit auszuüben haben. Da 
jedoch auf diese Art die Geschäftslast der Landes- und Kreis- 
gerichte eine sehr grosse ist, so sind zur Entlastung derselben 



2*) Vgl. Haimerl S. 45ff. und über die Exterritorialität, Jurist. BL 
S. 163, 195, 240. 

^^) Ueber das Consularwesen vgl. Neumann Hdb. des Consularwesens 
S. 374 ff. u. Haimerrs Magaz. 11. Bd. S. 267 ff. Ueber die Justizreform in 
Egypten s. Jurist. BL 1875 S. 207 f., 363, u. 1878 S. 579. 

28) Ygi. insbes. Stolz el die Entwickelung des gelehrten Richterthums 
1872 S. 276 ff. und die S. SO Note 23 dieses Lehrbuches citirte Literatur, 
sowie S. 93 f. dieses Lehrbuches und die dort citirte Literatur. 

^^ S. 157 f. dieses Lehrbuches. 
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am Sitze dieser Gerichte die städtdel. Bezirk sgerichte^^) 
eingesetzt worden, welche im engeren Sprengel der CoIIegial- 
gerichte in geringfügigeren und in dringenderen Civilstreitig- 
keiten zn entscheiden nnd die Execution zu vollziehen haben. 
Im J. 1873 wurden bei jedem reinen und städt. del. Bezirks- 
gerichte zur Verhandlung und Entscheidung (nicht auch Exe- 
cution) von Bagatellsachen besondere B jja;atellrich ter ein- 
geführt. In Wien, Prag und Triest wurden für Handelsbagatell- 
sachen Handel sbagatellgerichte systemisirt. 

III. '^WäErend die Gerichte I. Instanz im Verhältnisse zu 
dem vorgesetzten Oberlandesgerichte und mit diesem auf einer 
weiteren Stufe im Verhältnisse zum obersten Gerichtshofe im 
Subordinationsverhältnisse stehen, sind sie (ebenso wie 
die einzelnen Oberlandesgerichte unter einander) im Verhältnisse 
zu einander, coordiiiirte Gerichte, und zwar auch dann, 
\Yenn das eine Gericht ein CoUegialgericht und das andere ein 
Einzelgericht, das eine ein allgemeines und das andere ein 
Sondergericht ist. In Ausübung der Gerichtsbarkeit stehen 
sich also die Gerichte erster Instanz unter einander stets ebenso 
gleich, wie die Oberlandesgerichte im Verhältniss zu einander. 
Auch kommt in dieser Beziehung den Gerichtsvorstehern kein 
Vorrecht zu, und unterliegen daher die Jurisdictionsacte der 
niederen Gerichte blos der durch den gesetzlichen Instanzenzug 
geregelten üeberprüfung durch die Oberlandesgerichte 
und durch den obersten Gerichtshof.^^) 

In administrativer Bezi<üiaag.?9) . haben Mngeg£SL.die 
Gerichtsvorsteher der einzelnen Gerichte- zunächst ein 
unmittelbares Aufsichtsrecht über das Personal des Gerichtes, 



<«' m vX 



^^) Der Name erklärt sich daraus, dass das Personal dieser Gerichte 
aus dem Personal der Collegialgerichte entnommen („delegirt") wird. Es 
üben aber diese Gerichte keine delegirte, sondern eine gesetzlich bestimmte 
Gerichtsbarkeit aus. 

2«) Wetzen S. 398, 402, 439, 461, Renaud S. 18 ff., S. 52 ff.. 
Endemann d. C.P.R. S. 131 ff., Bayer S. 272 ff. 

^) D. h. in Ausübung der Gerirhtsherrlichkeit im Gegensatze zu der 
Gerichtsbarkeit. Vgl. diesfalls Menger S. 213 Note 4, W^tzell S. 402, 
Renaud S. 58 ff., Bayer S. 17 f. 
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dem sie vorstehen, und ausseräsm-dieJEr&sidenten der Landes- 
und Kreisgeri chte^ ein_ Aufsichtsrecht über die Einzelgerichte 
i^rea..weitei'en Sprengeis; in höherer Instanz haben die Ober- 
landes^encMs^Praside^ten .ein solches Aufsichtsrecht über alle 
Gerichte ihres Oberlandesgerichts-Sprengels und in letzter In- 
stanz übt das Justizminis teriujBL.üas Oberaufsichtsrecht 
über alle österreichischen Gerichte aus. In Ausübung dieses 
Rechtes können und sollen die erwähnten vorgesetzten Justiz- 
Administrativ-Behörden, und zwar nöthigenfalls auch aus eigener 
Initiative, jede möglicherweise sofort in I. Instanz, Geschäfts- 
ausweise fordern, Visitationen anordnen, Missbräuche abstellen 
und die prompte Handhabung der Justiz veranlassen. 

Concurrirend mit diesen Administrativ - Behörden üben 
übrigens auch^ie Oberlandesgerichte und der. oberste 
Gerichtshof ein Aufsichtsrecht über die ihnen untergeord- 
neten Gerichte aus und sind daher auch diese Gerichte be- 
rechtigt, allgemeine Missstände der Rechtspflege zu beseitigen 
und für die entsprechende Ausübung der Justiz im Allgemeinen 
zu sorgen.3i) ^0^^(2.7» 

Insofern durch vtfi^e Organe die eingetretenen Uebelstände 
nicht beseitigt und durch Ordnungsstrafen nicht entsprechend 
geahndet werden können,^?) haben die bei den einzelnen Ober- 
landesgerichten und beim obersten Gerichtshofe eingesetzten 
Disciplin arsenate („Disciplinar - Gerichte") einzuschreiten 
und die Schuldigen mi'f Ordnungs- und Disciplinarstrafen zu 
belegen. ^^) 

B. Innere Organisation der Gerichte. 

1. Zusammensetzung der Gerichte im Allgemeinen. 

§ 25. 
Sowohl bei den Collegial- als auch bei den Einzelgerichten 
ist das Gericht aus einer Mehrzahl von Personen zusammen- 
gesetzt und zwar: aus richterlichen Personen, ausKanzlei- 

31) §§ 90 ff. Ger.Instr. 

32) § 4 Discipl. Ges. 

33) §§ 7 ff. Discipl. Ges. 
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beamten und aus Gerichtsdienern, welche in erster In- 
stanz zugleich Zustellungs- und Executivorgane sind. 

I. Nach dem germanischen Grundsatze, dass Jeder von 
seinen Standesgenossen zu urtheilen sei, bestanden seit Aus- 
bildung der Ständegliederung in den deutschen — und ähnlich in 
den slavischen — Territorien für die verschiedenen einzelnen 
Stände verschiedene (Standes-) Gerichte, welche mit Standes- 
genossen als ürtheilern und mit dem Richter als Vorsitzenden 
und Leiter der Gerichtsverhandlung besetzt waren. ^) Bei den 
Landtaidingen und den späteren Landrechten sass der Landes- 
herr oder dessen Stellvertreter und später ein Landrichter 
(Landmarschall, Landhauptmann u. dgl.) als Richter der Gerichts- 
verhandlung vor, während Herren und Ritter als ürtheiler der 
Rechtsstreitigkeiten ihrer Genossen fungirten.^) Aehnlich waren 
die Stadt-, Dorf-, Handels- und Berggerichte u. s. w. aus dem 
(landesfiirstlichen oder Patrimonial-) Richter und aus Bürgern 
bezw. Dorfinsassen, bezw. Kaufleuten, bezw. Bergleuten als 
ürtheilern (Schöffen) zusammepge^etzt.^ Während diese ürtheiler 
ursprünglich nicht ständig und auch unbesoldet waren, wurden 
sie allmählig zu besoldeten und ständigen Mitgliedern des Ge- 
richtes. Infolge der allmählig vorwärtsschreitenden Reception der 
fremden Rechte wurden weiter wie bei den Reichsgerichten so auch 
bei den Gerichten der einzelnen Länder die ürtheiler allmählig 
durch rechtsgelehrte Richter verdrängt, bezw. bei den neu auf- 



^) Vgl. die oben S. 68 f. Note 1 citirte Literatur über die G.Verfassung- 
Deutschlands. Bezüglich Oesterreichs s. jetzt das bedeutende Werk Luschin's, 
Geschichte der Gerichtsverfassung in Oesterreich ob und unter der Enns 
1879 S. 42 ff. Vgl. auch S. 97, 115, 123, 130 ff., 152 ff dieses Lehrbuches. 

2) Bezügl. Niederösterreichs s. Luschin S. 54 ff., 72 ff., 82 ff., 98 f. -- 
bezüglich Böhmens s. Wladislaw'sche L.O. im Archiv Cesky V. § 1, Maxi- 
milian'sche L. 0. B. XXI ff., Ferdinandische L. 0. B. I. ff. — Bezüglich Mäh- 
rens YgL Demuth Gesch. der Landtafel Mährens S. I ff., XI ff., XV, LXXXff., 
CXff. — Bezüglich Steiermarks vgl. Bisch off Steier. Landrecht des Mittel- 
alters S. 194 ff. Art. 16, 18 f. u. 11, Schenk Gesch. d. öst. C.P. S. 122 u. 
Art. 1—4 der L.R.R. v. J. 1574 u. 1622. — Bezüglich Tirols vgl. S. 123 ff. 
und die S. 123 Note 2 dieses Lehrb. citirte Literatjir. 

3) Luschin S. 118ff., -178 ff., 202 ff., Rössler Brünner Stadtrecht 
S. XXIII ff., Tomaschek deutsch. Recht in Oesterr. S. 80 ff. 
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tretenden territorialen Gerichten IL und III. Instanz neben 
rechtsgelehrten Richtern bestellt, und traten schliesslich an die 
Stelle der alten Standesgerichte allmählig allenthalbenGerichte 
jflit blos rechtsgelehrten Richtern, die in I. Instanz bald als^ 
CoUegialgerichte, bald aber als Einzelgerichte erschienen. Nnr 
bei den Handels- nnd Berggerichten I. Instanz haben sich 
neben den rechtsgelehrten Richtern auch Laienrichter erhalten.*) 

Neben dieser Umbildung der Gerichte überhaupt ging bei 
den CoUegialgerichten noch eine weitere Aenderung vor sich. 
Während nämlich ursprünglich und durch lange Zeit hindurch 
(beim Reichskammergerichte bis zum Jahre 1555) stets Richter- 
CoUegien bei jeder einzelnen Verhandlung fiingirten, hat sich 
infolge Ausbildung des schriftlichen Prozesses (in Anlehnung 
aa die Praxis der deutschen Reichsgerichte auch in den öster- 
reichischen Territorien) die Uebung entwickelt, dass die In- 
st ruction des Prozesse s einzelnen deputirten Richtern über- 
tragen wurde, welche ursprünglich wohl blos~~zu~Tergleichsver- 
suchen, allmählig aber auch zur Instruirung des Prozesses be- 
stellt wurden.-^) Ausserdem entwickelte sich die üebung, dass 
das „Erkenntnissgericht nicht aus allen Richtern des CoUegial- 
gerichts zusammengesetzt wurde, sondern das Letztere in 
m^ehr exa. &pxiichcpllegien_ als Erkenntnisssenate getheilt 
worden ist.^) 

Auf diese Art hat die historische Entwickelung dahin ge- 
führt, dass heute auch_j2fii_.Collegialgerichten in I. Instanz die 
Instruction und überhaupt die Leitung des.Pro_zesses durch 
einzelne deputirte Richter als Tagsatzungskommissäre und 
Keterenten geschieEtj während die Entscheidung von (Haupt- 



*) Vgl. Stölzel Entwickelung des gelehrten Richterthums S. 235 IF., 
Chorinsky der öst. Executiv - Prozess 1879 S. 59 ff., Ott Beiträge zur 
Rec. Gesch. des r. k. Proz. in Böhmen S. 114 ff., 210 ff. 

5) Vgl. Wetzen S. 415 Note 58, Renaud S. 69 Note 5, Bayer 
S. 177, Endemann S. 165, Schmid S. 71 zu Note 4, Chorinsky S. 59ff., 
Böhm. L.O. V. 1627 C. VI ff. F. XXVIII ff. 

®) Landtafel-Entw. Oesterr. u. d. E. 2. Titel § 3, 51. Titel § 2, Land- 
tafel-Entw. Oest. ob d. E. I. Th. Titel 3, 4. Hofd. v. 25. April 1633 Cod. 
austr. II. S. 215. 
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und Neben-) Rechtsstreitigkeiten , sowie die Bewilligung der 
einzelnen Executionsschritte in all en Instanze n in einzelnen 
Spr uchcoUegien (Senaten) der Gerichtshöfe erfolgt, die in 
I. Instanz in Handels-, Wechsel-, See- und Bergstreitigkeiten 
auch ans nicht ständigen und nicht besoldeten fachmännischen 
Richtern bestehen, welche nicht Rechtsgelehrte sein müssen 
(aber sein können). Hie bei hat der „Y-Oraitzende des 
Senates — wie früher der Richter im Gegensatze zu den Ur- 
theilem — regelmässig kein Stimmre cht, indem er nm- bei 
g^eiltea Stimmen, wenn eine absolute Majorität nicht vor- 
handen ist, seine Stimme abzugeben hat.*^) Andererseits hat 
aber der Vorsitzende, so wie früher der Richter, die Leitung 
der Verhandlungen des Spruchcollegiums in seinen Händen.^) 

T^fti d<^n Ein zei ge ric hten hat der Einze ln ch ^fr (B^ girks- 
^f7?-L RagflHlr''*^tpr) n]\^ ^^c^^^^^lirhft!^ . FajißliQnen^ent- 
weder selbst au szuü ben oder , sofern sie von seinen richterlichen 
Hilfsbeamten ausgeübt werden, z3L-bfiatätig.ea4^) 

Die Verbindung des CoUegial- und des Einzelgerichts- 
Systems, wie sie theils in historischer Entwickelung, theils in 
Folge organisatorischer Aenderungen in Oesterreich zu finden 
ist, hat viele Vortheile.^^) Denn sowohl dem Einzel- als auch 
dem CoUegialgerichtssysteme haften gewisse Nachtheile an, 
welchen andererseits wieder gewisse Vorzüge gegenüberstehen. 
Als Vorzüge der Collegialgerichtsverfassung erscheinen 
namentlich die Ausbildung jüngerer Richter, der anregende und 
forderliche Contact mit Berufsgenossen, die Gründlichkeit der 
Entscheidung wegen der Vielseitigkeit der Anschauungen und 
die Sicherheit, dass nichts übersehen oder vergessen wird.^^) 



^ SS 166, 168 G.Instr. 

8) §§ 161 ff. G.Instr. 

9) § 249 G.Instr. 

10) Vgl. Gans t ein Rat. Grdl. d. C.P. S. 155 ff. und die dort citirte 
Literatur, insbes. Gerau im Arch. f. c. Prax. 32. Bd. S. 216 ff. 

") Vgl. Mittermaier im Arch. f. c. Prax. 14. Bd. S. 398 ff., 18. Bd. 

S. 119 ff., 27. Bd. S. 290 ff., 30. Bd. S. 251 ff., 33. Bd. S. 269 ff., 37. Bd. 

S. 139 ff., vgl. weiter die von Wetz eil S. 416 Note 2 citirte weitere 
Literatur. 
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Trotz dieser Vorzüge der Collegialgerichtsverfassimg sind für 
gewisse Streitsachen Einzelgerichte nicht blos erwünscht, 
sondern sogar nothwendig. Vorerst verlangen g erin gfügigere 
Streitsachen nicht so sehr eine gründliche, als yieimehr eine 
schnelle Entscheidung, nicht so sehr die Anwendung des stren- 
gen Rechtes als die vernünftige Billigkeit, nicht so sehr 
einen formellen Prozess als eine Beilegung des Streites durch 
Vergleich. Dem Allen entspricht der practische Geschäffcstact, 
die Local- und Personenkenntniss, sowie das Ansehen und die 
Schlagfertigkeit des Einzelrichters viel besser, als ein schwer- 
fälliges RichtercoUegium. Neben den geringfügigeren Streit- 
sachen sind es insbesondere auch jene Rechtsstreitigkeiten, die 
eines möglichst nahen Gerichtes, und einer schnellen, ja so- 
fortigen Entscheidung bedürfen, welche den näheren und leicht 
beweglichen Einzelrichter nöthig machen; so Besitz- und 
Bestandstreitigkeiten, Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern, sowie zwischen Wirthen, Schiffern, Fuhrleuten 
einerseits und zwischen Gästen, Reisenden und Aufgebern an- 
dererseits, Alimentationsstreitigkeiten u. s. w.^^^ 

Bedauerlich ist nur, dass einerseits die Einzelrichterver- 
fassung in Oesterreich einestheils zu weit geht und anderen- 
theils nicht consequent durchgeführt ist, während andererseits 
noch eine Reihe von Standesprivilegien sich in der österreichi- 
schen Gerichtsverfassung erhalten hat. Die Einzelgerichtsver- 
fassung geht insofern zu weit, als die allgemeinen Bezirks- 
gerichte die allgemeine Gerichtsbarkeit unbeschränkt, also bei 
noch so hohem Werthe des Streitgegenstandes auszuüben haben. 
Sie ist insofern inconsequent durchgeführt, als im engeren 
Gerichtssprengel der Landes- und Kreisgerichte, zum grössten 
Theile diese, also CoUegialgerichte, die allgemeine Gerichtsbar- 
keit ausüben, während sonst diese Gerichtsbarkeit von den all- 
gemeinen Bezirksgerichten'^ geübt wird. Als be ibehaltene ge- 
genwärtig ungerechtfertigte Standesprivilegien erscheinen end- 
lich die privilegirten Gerichtsstände des Fiscus, der privilegirten 



12) Vgl. von der Nahmer im Arch. f. c. Prax. 10. Bd. S. 97 und die 
bei C ans t ein a. a. 0. S. 156 Note 7 citirte Literatur. 
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Coiporationen und der Besitzer landtaflicher Güter, welche, ab- 
gesehen von wenigen Ansnahmen. stets bei CoUegialgerichten 
zn belangen sind.^') Alle diese Uebelstände sollen in der 
tnnftigen C.P.O. Oesterreichs beseitigt werden.^) 

Als Richter erscheinen gegenwärtig nicht mehr Mos die 
Leiter des Gerichtes, sondern anch die Urtheiler^ also die 
Gerichts vorsteh er (Präsidenten nnd Vicepräsidenten der 
Gerichtshöfe, sowie die Bezii^srichter nnd Consnlai^erichts- 
Yorsteher im osman. Reiche) nnd die ßäthe der Collegial- 
gerichte nnd bei Gerichtshöfen I. Instant anch jene richter- 
lichen Hilfsbeamten (Secretare, Adjnncten nnd Anscnl- 
tanten), denen vom Oberlandesgerichts -Präsidenten das ent- 
sdieidende Stimmrecht in Civilsachen ertheilt worden ist^*) 
Bei den Handelsgerichten, sowie bei den als Handels-, See- 
nnd Bei^erichte fimgirenden Gerichtshöfen 1. Instanz fongiren 
überdies fachmännische (Handels-, See-, Bei^gerichts-) Beisitzer 
als Richter.i6) 

Das Obersthofmarschallamt hat ansser dem Vorsteher 
dieses Gerichtes keine eigenen Richter, sondern werden zn dem- 
selben vier Räthe des Wiener Landesgerichtes beigezogen. ^^ 

Bei den Gonsnlargerichten im osmanischen Reiche haben 
die Mitglieder der „Commissionen'', welche Laienrichter sind, nnr 
insofern das Richteramt ansznüben, als ihre Entscheidungen, wenn 
sie vom Consnlargerichtsvorsteher homologirt werden, als gericht- 
liche Entscheidungen gelten.^*) 

Bei den allgem. nnd städt. del. Bezirksgerichten, sowie bei 
den Handelsbagatellgerichten fongiren für Bagatellsachen richter- 
liche Hilfsbeamte auf Grand der ihnen von dem vorgesetzten 
Gerichtshofs -Präsidenten I. Instanz ertheilten Befagniss als 



») Vgl. §§ 14, 15 u. 12 Jur. Norm. 

^^ §§ 16, 20—23 des Entw. 

^) § 1 des Ges. v. 21. Mai 1868 N. 46 R.G.B1. 

^«) M. Erl. V. 16. April 1855 Z. 5746 § 12 ainstr. 

^0 Handbillet v. 5. Oct 1 783, Domin-Petrushcvecz Oesterr. R.Gesch. 
S. 95. 

»«) §§ 20, 22 der M.Vdg. v. 31. Mära 1855 N. 58 R.G.B1. 

Y. Canstein, Oesterreichisches CivilproBessrecht. 22 
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Bagatellrichter, welche jedoch sonst nicht als Richter er- 
scheinen,^^) sofern sie es an sich nicht sind. 

II. Neben den Richtern üben aushilfsweise auch jene 
richterlichen Hilfsbeamten, welche nicht Richter sind, 
d. i. welche (bei CoUegialgerichten angestellt), kein entscheiden- 
des Stimmrecht in Civilsachen haben, die Gerichtsbarkeit aus. 
Natürlich bedürfen die von richterlichen Hilfsbeamten gesetzten 
richterlichen Acte stets der Approbation eines Richters, um 
Wirksamkeit zu haben. Eine Ausnahme bilden nur die Bagatell- 
richter, welche in Bagatellsachen selbstständig entscheiden, 
■ ^1 Uf^ K ri obwohl sie sonst an sich nicht Richter sind. 

Bei CoUegialgerichten bildet die wichtigste Aufgabe der 
richterlichen Hilfsbeamten, welche nicht Richter sind, die Aus- 
übung de s Amtes eines Gerichts Schreibers oder Actuars.^^) 
Dieses wesentlich im schriftlichen — canonischen — Processe 
ausgebildete Amt wurde auch in einzelnen österr. Territorien 
von Notaren oder Gerichtsschreibern ausgeübt, welche 
zur Zeit der Reception der fremden Rechte anfangs — nament- 
lich bei den Stadtgerichten -^ die einzigen Rechtsgelehrten 
waren.^^) Allmählig nahmen die Gerichtsschreiber den Namen 
Secretär an^^) und erhielten sie später Gehilfen als „Secretärs- 
Adjuncten" oder kurzweg als „Adjuncten". Ausser diesen wur- 
den bei Häufung der Geschäfte auch Auscultanten und schliess- 



19) §§ l£f. des J.M.Erl. v. 5. Juni 1873 N. 6779, § 1 des Ges. vom 
21. Mai 1868 N. 46 R.G.B1. 

30) Vgl. hiezu Wetz eil S. 427 ff. und die dort Note 46 ff. citirte Lite- 
ratur, insbes. Oesterley das d. Notariat I. S. 103 ff., 401 ff., femer Reuaud 
S. 46 ff. und die dort Note 2 citirte Literatur, Ende mann S. 115, Schmid 

S. 52 ff. 

21) Ger.Ordg. Oesterr. u. d.E. v. 1557 fol. 4ff. — Landtafel-Entw. Oest. 
u. d. E. Titel 2 u. 20. G.Ordg. Oest. ob d. E. v. 1535. Ldtfl.Entw. Oest. 
ob d. E. I. Tit. 6. Cod. austr. I. S. 578, II. S. 480, III. S. 897. Steyer. 
L.R.R. V. 1622 Art. 7ff., 22. Tirol. L.O. v. 1526 L B. 1. Th. Tit. 7, von 
1532 u. 1573 IL B. 9. Tit. vgL Oberweis in Haimerrs Vjschr. 17. Bd. S. 55ff. 
Böhm. L.O. v. 1500 A. 19, 303, 471, v. 1565 B. 24, L. 60, 0. 12, 0. 22 
V. 1627 B. 5. 

^ Cod. austr. V. S. 452 s. weiter Instr. des Obersthofmarsch. Amts v. 

1564 § 3. 
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lieh auch Rechtspracticanten als Gerichtsschreiber verwendet. 
Ja es können gegenwärtig im Falle eines Bedürfnisses selbst 
Kanzlisten nnd beeidete Tagschreiber als Gerichtsschreiber fun- 
giren, was bei Einzelgerichten sogar die Regel bildet. 2^) Das 
Amt des Gerichtsschreibers besteht in der Fuhrung des Pro- 
tokolles bei Terminen und bei Sitzungen, also in der 
Beurkundung der richterlichen Functionen, soweit diese nicht 
T(in Referaten) von den Richtern selbst beurkundet sind.^*) Diese 
Beurkundungen gemessen öffentlichen Glauben, d. h. sie sind 
bis zum Beweise des Gegentheiles stets voUbeweisend.^^) 

III. Bei jedem Gerichte bestehen Hilfsämter, welche 
die Manipulation zu besorgen haben. Als solche Hilfsämter 
fungiren das Einreichungsprotokollsamt, das Expedits- 
amt und die Registratur. Das Erste hat die üebemahme 
der an das Gericht einlangenden Schriftstücke, das Zweite die 
Reinschreibung und Ausfertigung der schriftlichen Verfügungen 
und Entscheidungen des Gerichtes und das Dritte die Aufbe- 
wahrung der bei Gericht verbleibenden Acten zu besorgen. 
Ueberdies stellt aber auch jedes dieser Hilfsämter öffentlichen Glau- 
ben geniessende Beurkundungen aus, so z. B. das Einreichungs- 
protokollsamt das Präsentatum, das Expeditsamt beglaubigte 
Abschriften aus .dem Zustellungsbogen und die Registratur be- 
glaubip^e Absc hriften aus reponirten Acten u. s. w. Ja die 
meisten gerichtlichen Beschlüsse von geringerer Bedeutung wer- 
den in ihren Originalausfertigungen an die Parteien blos vom 
Expeditsvorstande unterschrieben.^^) 

Das Personal der Hilfsämter besteht bei CoUegialgerichten 
aus je einem Hilf sämterdirector , aus einem oder mehreren 
Hilfsämterdirections-Adjuncten und aus Kanzlisten; bei Einzel- 
gerichten aus einem oder mehreren Kanzlisten. Daneben wer- 



^ §§ 62, 63 G.Instr. M. Erl. v. 17. Decbr. 1854 Z, 14209 und vom 
21. Januar 1855 Z. 25120. 

2*) § 188, 177 ff. G.Instr. 

^*) § 112 a. G.O., § 180 W.G.O. 

^) §§ 108 ff., 197 ff., 220 ff., 244 ff. Ger.Instr. Im Entwurf einer Ost. 
C.P.O. (§ 14) werden die Hilfsämter im Anschluss an die d. C.P.O. (un- 
eigentlich) Gerichtsschreiberamt genannt. 

22* 



336 Innere Organisation der Gerichte. 

den, namentlich im Expedit, zum Eeinsehreiben der gerichtlichen 
Ausfertigungen aushilfsweise auch Tagschreiber verwendet. 

IV. Als Zustellungs- und Executions-orga.ne und bei 
den Terminen als Ausrufer (welche die Parteien, Zeugen 
u. s. w., sowie bei Licitationen die Angebote ausrufen) fungiren 
i m Namen und Auftrage des Gerichten namentlich die Gerich ts- 
diener.^^) In wichtigeren Fällen wird die Execution in ein-" 
zelnen Theilen auch von Manipulationsbeamten, die executive 
Schätzung von Mobilien und Immobilien, sowie die executive 
Feilbietung von Mobilien — bei CoUegialgerichten unbedingt — 
von Notaren und die Feilbietung von Immobilien von Kichtern 
vorgenommen. Die Zustellung erfolgt auch durch die Post oder 
durch Gemeindevorsteher.28) 

Wie schon nach der römischen Gerichtsverfassung der 
Magistrat in den Lictoren, dem Präco und Accensus, sowie in 
den Viatoren Executiv- und Zustellungsorgane hatte,^^) so be- 
standen auch nach der germanischen Gerichtsverfassung eigene 
Vollzugs- und Zustellungsorgane, welche verschiedene Namen 
hatten. Seit dem 14. Jahrhundert wurden sie Frohnboten, 
Büttel, Pedell, Weibel, Schergen u. s. w. genannt. ^^) In Oester- 
reich fungirten Weissboten als Executionsorgane und Landboten 
als Zustellungsorgane.^i) An die Stelle dieser verschiedenen 



27) Vgl. hiezu Wetzeil S. 437 u. die Note 97a dort citirte Literatur, 
Ende mann S. 118 flf. u. die dort Citirten, Renaud S. 48. 

28) Art. II. der Not.Ordg. v. J. 1871, § 183 der NotÖrdg. v. J. 1855, 
J.M.V. V. 7. Mai 1860 N- 120 u. § 188 G.Instr. 

3«) Bethmann-Hollweg I. S. 190ff., Rudorff R.R. Gesch. IL § 12, 
Endemann a. a. 0. 

^) Maurer Germ. Ger.Terf. §§ 14, 61, Bethmann-Hollweg IV. 
S. 171, 195, 223, 362, V. S. 31, Sohm Germ. Ger. Verf. S. 531, Wetzell 
S. 437, Endemann S. 119. 

31) G.Ordg. Oest. u. d. E. v. 1557 fol. 8ff., 11 f., vgl. auch G.O. Oest. 
ob d. E. V. 1535. Ldtfl.Entw. Oest. ob d. E. L Tit. 9, IL Tit. 16, 18. 
Cod. austr. L S. 21, 198, 301 ff. Steier. L.R.R. v. 1533 A. 35, v. 1574 
Art. 14 f., 33, V. 1622 Art. 15. TiroL L.O. 1526 L 1. Th. 10 f. u. 1532, 
1573 2. Buch Titel 11, 35, 40. Böhm L.O. v. 1500 A. 124 ff., 135 f. 166, 
326, 383, V. 1564 B. 24 C. 22 ff. G. 22, v. 1627 B. 5, vgL auch Schmidt 
V. Bergenhold Gesch. d. Pr. Gesetzg. S. 146. 
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Bezeichnnngen trat allmählig die allgemeine Bezeichnung 
„Gerichtsdiener" und haben diese gegenwärtig, wie bemerkt, 
im Namen und Auftrage des Gerichtes sowohl die Execution 
als auch die Zustellung zu besorgen.^^^ Ald-öfientliche Organe 
stellen auch sie vollen Glauben geniessende Urkunden (Executioos- 
protokoUe, Zustellungsbescheinigungen, Berichte über Zustel- 
lungen u. s. w.) aus.^^) 

V, Mit den Gerichten sind endlich noch gewisse Nebe n- 
instltute verbunden, so die Degositenämter, als welche die 
Steuerämter fungiren, bei den allgemeinen CoUegialgerichten 
die Land-^ Lehen- und Stadttafeln, bei Berggericbten die Berg- 
bücher, bei den Landtafeln die Eiaenbahnbücher, und bei den 
Bezirksgerichten die öffentlichen Grundbücher, ferner bei Handels- 
gerichten und Handelssenaten die BlMdebregister und .die Re- 
gister der Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschafts-Firmen. ^) 

2. Der Richter insbesondere. 

§ 26. 
L Richter nennt man jene physische Person, welche be- 
stellt ist, im Namen des Kaisers, allein oder als Glied eines 
Richtercollegiums Recht zu sprechen und die Zwangsvollstreckung 
anzuordnen. 1) 

^^) Im Entwürfe einer österr. C.P.O. v. 1876 (§ 15) sind im Anschlüsse 
an das französische Recht u. an die d. C.P.O. v. 1877 Gerichtsvollzieher 
in Aussicht genommen, welche als selbstständig^e öflfentliche Organe die 
Zustellung und Execution besorgen werden. Vgl. hiezu Endemann der 
d. C.P. 1878 I. S. 142 f. 

33) §§ 112, 384 ff. a. G.O., §§ 180, 505 ff. W.G.O., §§ 213 ff. G.lnstr. 

3*) Vgl. Haimerl Einrichtung und Geschäftsordnung der C.Gerichte 
Oesterr. 1856 S. 162 ff. Min.Vdg. v. 16. Nov. 1850 N. 448, v. 28. Juli 
1856 N. 137 u. V. 9. Nov. 1858 N. 205. Gnindb.G. v. 25. Juli 1871 N. 95 
R.G.B1. Eisenbahnbuch-Ges. v. 19. Mai 1874 N. 70 R.G.B1. § 10 f. M.Vdg. 
V. 9. März 1863 N. 27 R.G.Bl. über die Handelsregister. § 10 des Ges. v. 
9. April 1873 N. 70 R.G.B1. über Erw. u. Wirthsch. Genossenschaften, und 
hierzu M.Vdg. v. 14. Mai 1873 N. 71 R.G.Bl. über die Genoss. Register. 

*) Menger System S. 210 ff., Martin Lehrbuch d. g. d. bürg. Proz. 
13. Aufl. S. 79 ff., Vorlesungen 1855. I. S. 3*0 ff., Schmid Hdb. d. g. d. 
C.P. S. 42 ff., Renaud Lehrb. S. 37, Endemann d. d. C.P.R. 1868 S. 85 ff., 
Wetzeil System S. 416 ff. 
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IL Das Richteramt ist gegenwärtig, abgesehen von jenem 
der fachmännischen Beisitzer, ein lebens länglich ver- 
l iehenes^ besoldetes Amt^l für welches neben den natur- 
lichen auch gewisse staatsrechtliche Erfordernisse bestehen. 
Aehnliche Erfordernisse bestehen übrigens auch für die fach- 
männischen Beisitzer, obwohl diese kein lebenslänglich 
verliehenes und kein besoldetes, sondern ein zeitlich beschräiiktes 
Ehren -Amt bekleiden.^) 



a^ürliche Erfordernisse des Richteramtes über- 



haupt, also auch der fachmännischen Beisitzer sind: 

1. Das volle Wahrnehmungsvermögen und die volle 
ürtheilskraft. Daher sind Taubstumme, Geistes- 
kranke und Kinder zum Richteramte absolut untauglich.*) 

2. Die Kenntniss der deu tschen und der betreffenden 
Lajidess^prachje_ (Dolmetscher sollen nur in Aus- 
nahmsfällen gebraucht werden.^) 

B. Staatsrechtliche Erforderniss e 
AA. der rechts gelehrten Richter allein — abgesehen 
von den fachmännischen Beisitzern — sind: 

1) das männliche Geschlecht;^) 

2) die physische Grossjährigkeit;^) 



2) Art. 5 des St. G.G. v. 21. Decbr. 1867 N. 144 R.G.ßl. §§ 34 ff. 
Ger.Instr. 

3) M.Vdg. V. 2. Decbr. 1864 N. 89 R.G.Bl. — M.Erl. v. 5. Juni 1850 
Z. 865. 

*) Vgl. Jurist. Bl. 1873 S. 401 ff., 425 ff., 441 f., Haimerl Einrichtung 
und Geschäftsordnung der C.Gerichte Oesterr. S. 73 ff., Wetzell S. 419, 
Renaud S. 39, Endemann S. 85 ff., Schmid S. 43 ff. 

5) § 5 G.Instr. Der § 19 des St. G.G. v. 21. Dec. 1867 N. 142 R.G.BL 
beruht auf der Voraussetzung, dass die deutsche Sprache nachwie vor 
die Staatssprache bilde, und stellt nur für die Staatsbürger im Ver- 
hältniss zum Staate und seinen Behörden die in jedem Lande üblichen Landes- 
sprachen als gleichberechtigt hin. Galizien nimmt infolge der Gesammt- 
Min.Vdg. V. 5. Juni 1869 N. 24 L.G.Bl. eine Ausnahmsstellung ein, indem 
dort durch diese Verordnung die polnische Sprache auch zur Amtssprache 
erhoben wurde. Aehnlich ist seit jeher die italienische Sprache die 
Amtssprache in den italienischen Territorien (Dalmatien, Küstenland, 
Südtirol). Vgl. auch Hugelmann, das Recht der Nationalitäten in Oester- 
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3) die österreichische S taatsbftrgerschj tft und für 
Aj^sländer die A^fiL ..Gm^hmiguag j?ur Eniennung, 
durch welche sie die österreichische Staatsbürger- 
schaft erlangen;^) 

4) der VoU^enuss der bürgerlichen Ehr e. Personen, 
welche wegen eines Verbrechens, oder wegen einer 
sonst strafbaren, gewinnsüchtigen Handlung, oder 
wegen anderer Gesetzesübertretungen zu einer sechs- 
monatlichen oder längeren Freiheitsstrafe verurtheilt, 
oder wegen Pflichtverletzungen bereits aus dem 
Staatsdienste entlassen worden sind, können ohne 
ausdrückliche Bewilligung Sr. Majestät nicht, als 
Richter angestellt werden und sind, sofern sie sich 
in das Amt eingeschlichen oder während ihrer Dienst- 
zeit den VoUgenuss der bürgerlichen Ehrenrechte 
eingebüsst hätten, sofort nach Entdeckung dieser 
Umstände zu entlassen. Ebenso sind gerichtlich 
erklärte Verschwender und jene Cridatare, deren Zah- 
lungsunfähigkeit nicht erwiesener Massen blos in 
einem Unglücksfalle begründet ist, zum Richteramte 
unfähig.'^) 

5) Die Richteramt sprüfung; deren Voraussetzungen 
sind : ^) "^^ "~ ' ' 

a) Absolvirung von 8 Semestern rechts- und 
staatswissenschaftlicher Studien; 

b) die mit Erfolg abgelegten drei Staatsprüfungen 
oder das (österreichische) Doctorat der Rechte ; 

cX.eine nach Absolvirung der Rechtsstudien und 
Ablegung der jud. Staatsprüfung oder Er- 
langung des Doctorates der Rechte zurück- 
gelegte einjährige Gerichtspraxis, welche bei 
einem ordentlichen Gerichtshofe I. Instanz oder 



reich 1879 u. Gumplowicz das Recht der Nationalitäten und Sprachen in 
Oesterreich 1879. 

^ Hofd. V. 1. Decbr. 1824 N. 1976 u. § 29 A.B.G.B. 

^ §§ 3, 4, 75 G.Instr. 

^ Nach der K.Vdg. v. 10. Oct. 1854 N. 262 R.i&.Bl. 
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theilweise (höchstens durch 6 Monate) auch bei 
' anderen Gerichten oder bei der Staatsanwalt- 

schaft zurückzulegen ist. 
Der Richteramtsprüfung steht die Advocatenprüfung 
bezüglich der Wirkung gleich; bezüglich der Vor- 
aussetzungen ist die letztere aber bedeutend strenger. 

6) Die J^.f Tiftnnm^y ^nm selbststäudigeu Richter (Rath 
oder Bezirksrichter), welche bis zur (incl.) VI. Rang- 
klasse (Oberlandesgerichtsräthe) Sr. Majestät, und 
sonst — mit Ausnahme der Auscultanten, die das 
Oberlandesgericht ernennt, — dem Justizministerium 
vorbehalten ist.^) 

7) Die Leistung des Diensteides.^^) 

8) Sofern der Betreifende blos richterlicher Hilfsbeamter 
ist, die Ertheilung des entscheidenden Stimm- 
rechtes in üiyilgaQhen 4xirch den Oberlandesgerichts- 

PräsideBtellil)^ nnd. .X^eiatung dÄS..ßichteramts-' 
eides.^2) 

BB. Der fachmännischen Beisitzer, welche für Berg- 
gerichte auf unbestimmte Dauer und für Handels- 
gerichte (in Handels-, Wechsel- und Seestreitigkeiten) 
auf drei Jahre ernannt werden: 

1) l^ännliches Geschlecht. 

2) Alter von zurückgelegten drei ss ig Jahren. 

3) Oesterreichische Staatsbürgerschaft. 

4) VoUgenuss der büxKillißijan Rechte. 

5) a) bei Handelsbeisitzem : Die Eigenschaft eines 

Ka ufmannes (oder persögjißh haftenden Ge- 
sellschafters einer Handelsgesellschaft), mit 
emer in das Handelsregister eben dieses Ge- 
richtshofes eingetragenen Fir ma, 
b) bei Berggerichtsbeisitzern: einjähriger Besitz 
oder f ü n f jährige selbstständige_ Verwaltung 



9) § 7 G.Instr. J.M.Erl. v. 7. Juni 1866 Z. 6261. 

1") § 32 G.Instr. 

") J.M.Erl. V. 7. Juni 1866 Z. 6261. . 

1^ M.Vdg. V. 8. April 1855 N. 67 R.G.Bl. 
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eines Berg- oder Hüttenwerkes. Jedoch sollen 
vorzüglich Beamte der Berg- oder Montan- 
verwaltnngsbehörden als Bergbeisitzer ernannt 
werden. ^•'^) 

6) Wohnsitz am Sitze des betreffenden Gerichtshofes. 

7) Ernennung zum Beisitzer, welche 

a) bei Handelsgerichtsbeisitzern über den 
von dem betreffenden Gerichtshöfe veranlassten 
Vorschlag der Handels- und Gewerbekammer, 
und auf Grund des von dem betreffenden 
CoUegialgerichte I. Instanz erstatteten und im 
Wege des Oberlandesgerichtes dem Justiz- 
ministerium vorgelegten Gutachtens von diesem 
Ministerium im Einvernehmen mit dem Han- 
delsministerium erfolgt; 

b) bei den Berggerichtsbeisitzern soll der 
Vorschlag 1*) durch absolute Stimmenmehrheit 
der Berg- und Hüttenwerksbesitzer des betref- 
fenden Sprengeis erfolgen. In der Regel sind 
dieselben an den Sitz der Berghauptmann- 
schaft zusammenzuberufen und ist die Wahl 
unter Leitung des Berghauptmannes oder 
seines Delegirten vorzunehmen. i^) Wohnen 
die betreffenden Wähler an verschiedenen Orten, 
vom Sitze der Berghauptmannschaft entfernt, 
so können sie ihre Stimme schriftlich abgeben, i^) 
Nimmt der Vorgeschlagene die Wahl an, so 
hat der Berghauptmann den Vorschlag sammt 
seinem Gutachten an das Oberlandesgericht 
und dieses an das Justizministerium zu leiten, 
welches den Beisitzer ernennt. ^^) 



1^ Nach dem M.Erl. v. 2. Januar 1857 Z. 1112. 
^ Nach dem M.Erl. v. 5. Juni 1850 Z. 865 u. v. 2. Mai 1857 N. 89 
R.G.B1. 

") M.Erl. V. 7. April 1873 Z. 1313. 
*^ J.M.Erl. V. 27. Nov. 1860 Z. 28,630. 
^^ M.Erl. V. 5. Juni 1850 Z. 865. 
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8) Leistung des Richteramtseides als Beisitzer. i®) 

C. Bei der Ernennung der Richter und Beisitzer ist 
überdies zu sehen, dass zwischen den Mitgliedern eines Ge- 
richtes unter einander und mit den fachmännischen Beisitzern 
keine Verwandtschaft oder Schwägerschaft in aufsteigender u nd 
absteigender Linie, und in der SeitenlinioJbig zum 3. örade 

^nkel, Neflfe) bestehe. Auch dürfen Söhne von AdvocatenFeT' 
Gerichten, bei welchen die Väter die Advocatur ausüben, nicht 
angestellt werden. Tritt durch Ehe nachträglich ein solches 
Verhältniss ein, so ist durch angemessene üebersetzung Ab- 
hilfe zu schaflFen.i^) 

D. Ein besonderes Erfordemiss des Richters ist dessen 
ün parteilich k eit^Q") Die Forderung der Unparteilichkeit, 
welche an jeden Richter gestellt werden muss, begründet zu- 
gleich die Forderung, dass jeder Richter, welcher bei der Ent- 
scheidung eines Rechtstreites betheiligt oder befangen erscheint, 
bei dieser speciellen Entscheidung nicht mitwirke oder gar 
sie selbst fälle. 

]. DiPi Tn|)ahi1itätsgriir)dft. welche Richter zur Ent- 
scheidung eines concreten Rechtsstreites als unfähig erscheinen 
lassen und ihn daher in speciellen Rechtssachen von der Aus- 
übung des Richteramter ausschliessen, sindr^i) 

a) Eigenes Tnj-.ftrftssp.' Tn seinen eigenen und allen den- 
jenigen Prozessen, bei welchen ein Richter unmittelbar 
oder mittelbar Schaden oder Vortheil hat, darf er das 
Richteramt nicht ausüben. 

b) Beson^jX£Ä-.MfelJgÄS&,.^.^ oder der 
anderen Partei. Als Gründe, welche ein solches 
anregen, fuhrt 3äs Gesetz an: 
a) Verwandtschaft und Schwägerschaft in auf- und ab- 



18> 



8) M.Vdg. V. 2. Dec. 1864 N. 89 R.G.Bl., § 7 des G. vom 29. Juni 
1868 N. 85 R.G.B1., M.Erl. v. 19. Sept. 1854 N. 18,248. 

19) §§ 17, 18 G.Instr. M.Vdg. v. 2. Dec. 1864 N. 89 R.G.Bl. 

*0 Vgl. Gesterding Arch. f. c. Prax. 6. Bd. S. 238 ff., Behmer in 
Linde's Ztschr. N. F. 6. Bd. S. 1 ff., Wetzell S.420, Endemann S. 89 ff., 
Renaud S. 40ff., Schmid S. 43 ff., Osterloh Lehrb. S. 93 ff. 

") §§.52-54 G.Instr. 
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steigender Linie und in der Seitenlinie bis zum 
A. Gr ade (Geschwisterkinder), 
ß) das Adoptiv-, Pflegeeltern- bezw. Pflegekinder-, Vor- 

mundscbafts- .und. .Cuxatal^yerhältniss, 
;') das Credi t- (Schuldner- oder Gläubiger-) Verhältniss 
des Richters. Ein bestehendes Mieth- oder Pacht- 
verhältniss ist nicht als ein solches den Richter aus- 
schliessendes Creditverhältniss anzusehen. 
In allen eben erwähnten drei Fällen (a, /9, f) ist 
es gleichgiltig , ob die betreflfenden in dem erwähnten 
Verhältnisse zum Richter stehenden Personen im eigenen 
Naraen oder als Bevollmächtigte oder Vertreter, un- 
mittelbar oder mittelbar an der Sache theilnehmen. 
c) Besondere^ ^ter6a.»e-~fttt der 8aohe > Aus diesem 
Grunde ist der Richter ausgeschlossen: 
a) in Streitigkeiten auf Grund von Rechtsgeschäften, 
•" bei welchen er früher als Zeuge, Sachwalter, Rath- 
geber, Unterhändler oder Mittelsmann eingeschrit- 
ten ist, 
ß) in Prozessen über die Nichtigerklärung einer Urkunde, 
"^ welche unter seiner Mitwirkung — in Ausübung 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit — errichtet wurde, 
2^ bei der Entscheidung in höherer Instanz über Rechts- 
sachen, bei deren Entscheidung er in unterer Instanz 
Theil genommen hat, 
8) von dem Vorsitze und dem Referate bei der Bera- 
thung in höherer Instanz, wenn der Referent oder 
Einzelrichter, von welchem in der Sache in unterer 
Instanz entschieden wurde, mit ihm im Verwandt- 
schafts- oder Schwägerschaftsverhältniss in auf- oder 
absteigender Linie ^oder in der Seitenlinie bis zum 
4. Grade steht. 
Da in den eben erwähnten Fällen, wo Inhabilitätsgründe 
vorliegen, der Richter absolut von der Ausübung des Richter- 
amtes ausgeschlossen ist und dessen Mitwirkung einen NuUitäts- 
grund bewirkt,22) so hat er selbst diese Gründe dem Gerichts- 

") § 156 G.Instr. 
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Vorsteher oder, sofern er Einzelrichter ist, dem Oberlandesgerichte 
anzuzeigen, damit die erforderliche Stellvertretung bezw. Dele- 
gation angeordnet werde. Sofern der befangene Richter diese 
Anzeige unterlässt, hat der Gerichtsvorsteher allenfalls von 
Amtswegen oder aber ebenso wie das höhere Gericht auf An- 
trag der Partei nach allfälliger vorhergehender Befragung des 
Richters den Inhabilitätsgrund zu untersuchen und das Geeignete 
vorzukehren.23) 

2. Ausser den eben erwähnten Umständen, welche den 
Richter direct als inhabil (unfähig) erscheinen lassen, können 
auch Umstände vorliegen, die blos seine Verdächtig keit 
j^g]« T^ofQnpr^ljhAif) erzeugen. Als ein solcher Verdächtigkeits- 
grund erscheint z. B. ein entfernteres Verwandtschafts- oder 
Schwägerschaftsverhältniss zu einer der Parteien oder das be- 
stehende Mieth- und Pachtverhältniss zwischen dem Richter 
und einer Partei. In diesem und in ähnlichen Fällen ist es der 
Partei überlassen, mit der Ablehnung des iuäsiLSMpßßt^is bei 

dem Gerichtsvorsteher ^) bezw. bei dem hohem Gerichte ein- 
zuschreiten.20) 

III. Was die Rechte des Richters anbelangt, so erschei- 
nen als die zwei wesentlichsten Rechte desselben, welche zugleich 
seine selbststäüdige Stellung in der Ausübung der Gerichtsbar- 
keit verbürgen: 1. das Recht au f ^ Unabh ängigkeit von der Re- 
gierung und 2. 4g;SjSecht»^ig_G.erichtsharkeit -lediglich auf 
Qrund der Gesetze auszu üben. Diese beiden Grundrechte^^3es 
Richteramtes sind durch das St. G. G. über die richterliche Ge- 
walt V. 21. Dec. 1867 No. 144 R.G.Bl. Art. 6, 7 anerkannt. 

1. Das Recht der Unabhängigkeit des Richters von 

23) § 57 G.Instr. 

3*) § 135 G.Instr. 

25) § 53 G.Instr. Der ost. Entw. einer C.P.O. v. 1876 enthält in den 
§§ 69 — 80 ausführliche Bestimmungen über die Ablehnung der Richter und 
gerichtlicher Organe überhaupt. 

2^) Meng er S. 227 ff. und die dort Note 3 citirte Literatur. Insbes. 
Bluntschli Staatsrecht 2. Bd. S. 149, Wetzell S. 399, femer Ende- 
mann S. 76 ff., Pfeiffer die Selbstständigkeit und Unabhängigkeit des 
Richteramtes 1851, Zachariä d. Staatsrecht § 175, vgl. auch Schlayerin 
Lindes Ztschr. N. F. 10. Bd. S. 244 ff. 
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der Regierung^ß) hat bei besoldeten Beamtenrichtern (also nicht 
bei den fachmännischen Beisitzern, deren Amt ein blosses 
Ehrenamt ist) zur Voraussetzung: das Recht auf Unabsetzbar« 
keit und Unversetzbarkeit des Richters.^'^) Denn ohne Gewäh- 
rung dieser Rechte wäre die Selbstständigkeit des Richters 
dadurch bedroht, dass er den Weisungen der Regierung und 
seiner Vorgesetzten zu folgen sich veranlasst fahlen könnte^ 
und zwar durch die Besorgniss, dass im Falle er den Weisun- 
gen der Regierung oder seiner Vorgesetzten bei der Ausübung 
der Rechtspflege nicht Folge leisten würde, ihn die herben 
Nachtheile der Versetzung oder Absetzung treffen könnten. 

Aus diesem Grunde bestimmt auch das erwähnte Staats- 
grundgesetz, dass die Richter vom Kaiser oder in dessen Namen 
definitiv und ajiJLL£l)eJi&d.auer ernannt werden (Art. 5), und 
dass sie, abgesehen von einer neuen Organisation der Gerichte, 
nur auf Grund eines förmlichen richterlichen Disciplinarerkennt- 
nisses ihres Amtes entsetzt, oder auf Grund eines solchen Er- 
kenntnisses oder eines Beschlusses des Disciplinargerichtes 
wider ihren Willen in den Ruhestand oder an eine andere 
Stelle versetzt werden können. Dagegen kann eine zeitweise 
Suspendirung vom Amte auch durch Verfügung des Gerichts- 
vorstandes oder der höheren Gerichtsbehörde, aber nur unter 
gleichzeitiger Verweisung der Sache an das zuständige Straf- 
oder DiscipUnargericht erfolgen.^S) 

Die vorstehenden Rechte stehen jedoch n ur den Richtern 
zu, d. i. den Präsidenten, Vicepräsidenten und Räthen der 
Gerichtshöfe, sowie den Bezirksrichtern und jenen richterlichen 



^^ Als dritte Voraussetzung erschiene eine vollkommen entsprechende 
materielle Situirung des Richters (wie in England und Nordamerika) oder 
doch wenigstens ein Recht auf die Beförderung; denn sonst kann der ge- 
wissenhafte Richter, der gegen „Winke" der Regierung taub ist, zwar nicht 
versetzt und abgesetzt, wohl aber — wie einst mein Staatsrechts -Lehrer 
Prof. Rulf treifend bemerkte — sitzen gelassen werden. Ein solches- 
Recht hat der Richter in Gestenreich nicht, vgl. § 3 lit. f. des G. v. 22. Oct- 
1875 N. 36 R.G.B1. 

28) Art. 6 des St. G.G. N. 144 R.G.Bl. 
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Hilfsbeamten, welche bei einem Gerichtshofe das entscheidende 
Stimmrecht erhalten haben.^^) 

Für die bezüglich der Richter eintretende Disciplinarbehand- 
lung enthält das Gesetz vom 21. Mai 1868 No. 46 R.6.B1. 
die entsprechenden Bestimmungen. Nach diesem Gesetze steht 
die Disciplinargewalt in I. Instanz zu:^^) a) dem ober- 
sten Gerichtshofe über die Richter IL und III. Instanz und 
über die Präsidenten und Vicepräsidenten der Gerichtshöfe 
I. Instanz; b) den Oberlandesgerichten über alle übrigen 
Richter ihres Sprengeis. 

Bei diesen Disciplinargerichtei^ werden von den Präsi- 
denten jährlich ständige Disciplinarsenate gebildet, welche 
beim O.G.H. in CoUegien von 9 und bei den O.L.G. in Col- 
legien von 5 Mitgliedern nach durchgeführten Erhebungen, auf 
Grund eines der Rechtskraft fähigen Anklage- (Verweisungs-) 
Beschlusses und hierauf abgehaltener mündlicher, geheimer Ver- 
handlung, nach Anhörung des Generalprokurators bezw. des 
Oberstaatsanwaltes und des betreffenden Richters sowie seines 
etwaigen Vertheidigers, entscheiden.^^) Von dem O.L.G.Disc. 
Senat steht die Berufung an den Disc. Senat des O.G.H. frei.^^^ 

Die Disciplinarstrafen für Dienstvergehen (d. i. grö- 
bere Pflichtverletzungen) sind nach Mass der Grösse derselben : 
a) Versetzung mit gleichem Rang an einen anderen Dienst- 
ort ohne Anspruch auf die Uebersiedlungskosten, mit oder 
ohne Minderung der Dienstbezüge, welche aber den dritten 
Theil des Jahresgehaltes und die Dauer von 3 Jahren nicht 
überschreiten darf; b) die Versetzung in den Ruhestand auf 
unbestimmte Dauer, mit Minderung der normalmässigen Ruhe- 
standsgenüsse ; wobei höchstens zwei Drittel derselben bewil- 
ligt werden dürfen; c) Dienstesentlassung.^^) 

Ausser dem Falle einer Disciplinarstrafe kann 



29) § 1 des Ges. v. 21. Mai 1868 N. 46 R.G.BL, vgl. hierzu Menger 
S. 230 Note 8. 

3») § 8 1. cit. 

31) §§ 9, 18, 15 1. cit. 

32) § 24 1. cit. 

33) § 6 1. cit. 
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a) die nnfr eiwillige Versetziing^ der Richter an einen an- 
deren Dienstort nur erfolgen 

a) bei Aendenmg der Gerichts Organisation, als 
welche hier auch jede Territorial-Aenderung zweier 
oder mehrerer Gerichtshofssprengel gilt,*^) 
ß) auf Grund eines Disciplinargerichts - Be- 
schlusses, wenn das Verbleiben des Richters auf 
seinem Dienstposten der Rechtspflege zum Abbruche 
gereichen würde ;^^) 
X) wenn zwischen zwei Richtern desselben Gerichtes 
ein Schwägerschafts verhältniss in auf- oder 
absteigender Linie oder bis zum 3. Grade in der 
Seitenlinie entsteht. ^^) 
Verschieden hiervon ist die zeitweilige Verwen- 
dung richterlicher Beamten ausserhalb ihres Amts- 
sitzes zur Supplirung und Aushilfsleistung (gegen die 
gesetzlich zustehende Entschädigung), welche jedoch 
gegen den Willen des Richters nicht ausserhalb des 
betreflfeaden O.L.G. Sprengeis und nicht über die 
Dauer von 6 Monaten verfügt werden kann.^^) 

b) Die unfreiwillige Versetzung in den Ruhestand kann, 
abgesehen von dem F^Jle einer Disciplinarstrafe, nur 
verfügt werden i^®) 

a) bei Aenderungen der Ge^richtsorganisation, 
ß) wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen, die 
den Richter zur Erfüllung der ihm obliegenden 
Pflichten untauglich machen, auf Grund eines Dis- 
ciplinargerichtsbeschlusses, sofern der Richter der 
an ihn früher zu richtenden schriftlichen AuflForde- 
rung, binnen einem Monat um Versetzung in den 
Ruhestand anzusuchen, nicht nachgekommen ist. 
Die Su^ßension vom Amte, und die Beschränkung 



^) Ges. V. 26. April 1873 N. 62 R.G.Bl. 

35) § 43 Discipl.Ges. 

^ §§ 17, 18 G.Instr. M.Vdg. v. 2. Dec. 1864 N. 89 R.G.Bl. 

37) §§ 43—49 Discipl.Ges. 

38) §§ 50—53 1. cit. 
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der Bezüge des Richters auf die Hälfte für die Dauer der Sus- 
pension kann nur in dringenden Fällen oder wenn gegen den 
Richter vom Strafgerichte die Untersuchungshaft beschlossen 
wurde, von dem unmittelbaren Vorstande oder der höheren 
Gerichtsbehörde, unter gleichzeitiger Verweisung der Sache an 
das Disciplinargericht, und sonst nur von dem Disciplinar- 
gerichte im Falle einer Straf- oder Disciplinaruntersuchung 
verhängt werden. Gegen diese Verfügungen steht das Be- 
schwerderecht offen.^^) 

2. Das Recht der Richter, die Gerichtsbarkeit lediglich 

auf Grund der Gesetze- auszuüben' ist ebenfalls in dem 

erwähnten St. G.G. und zwar für alle Richter, daher auch für 
die fachmännischen Beisitzer, anerkannt.**^) Der § 7 desselben 
bestimmt: „Die Prüfung der Gültigkeit gehörig kund gemachter 
Gesetze steht den Gerichten nicht zu. Dagegen haben die 
Gerichte über die Giltigkeit von Verordnungen im gesetz- 
lichen Instanzenzuge zu entscheiden". 

a) Bezüglich derjSe&.etz^ bezieht sich das richterliche 
Prüfungsrecht daher nur.^-auf die gehörige Kund- 
machung; dagegen steht dem Richter das Recht nicht 
2ü, das verfassungsmässige Zustandekommen 
der Gesetze zu prüfen. Sofern daher ein neueres Ge- 
setz (seit der constitutionellen Verfassung Oesterreichs) 
im Namen des Kaisers mit Berufung auf die Zustim- 
mung der verfassungsmässigen Vertretungskörper und 
unter Mitfertigung eines verantwortlichen Ministers, und 
ein älteres Gesetz überhaupt gehörig kundgemacht 
ist, hat der Richter dasselbe unbedingt zur Anwendung 
zu bringen. 



39) §§ 29—32 1. cit. 

*0) Vgl. Menger S. 231 ff., Präzdk das richterl. Prüfungsrecht 1879, 
Pfaff u. Hofmann Comment. z. A.B.G.B. I. S. 128 f. u. 132 N. 24. — 
JuristBl. 1873 S. 47 ff., 104, 125. Zachariä I. S. 199 f. Rönne in 
Aegidi's Ztschr. l.Bd. S. 402. Vgl. auch Zachariä im Arch. f. c. Prax. 
16. Bd. S. 145 ff. Linde das. 16. Bd. S. 305 ff. Mittermaier das. 17. Bd. 
S. 306 ff., 22. Bd. S. 62 ff. Jordan das. 8. Bd. S. 2 10 ff. Stockmar in 
Linde's Ztschr. N. F. 10. Bd. S. 18 ff., 213 ff. Bischof das. 16. 17. 18. Bd. 
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b) Die^ Prüfimg, der Giltigkeit steht dem Richter mx^ 
bezüglich der Verordnungen zu. Während der ab- 
soluten Regierungsform wurden, wie bemerkt, Gesetze 
und Verordnungen nicht genau unterschieden. Erst 
durch die Staatsgrundgesetze ist ein fester Unterschied 
zwischen Gesetz und Verordnung aufgestellt worden. 
Alle Rechtsnormen, die nicht Gesetze sind, erscheinen 
seither als Verordnungen. Hieher gehören: 
a) die sogenannten kaiserlichen oder Nothverordnun- 
gen*2), denen ausnahmsweise, aber nur unter be- 
stimmten Voraussetzungen und blos für eine be- 
schränkte Zeit provisorische Gesetzeskraft zu- 
kommt, ohne dass aber diese Verordnungen hier- 
durch zu Gesetzen würden. Der § 14 des St. G.G. 
No. 142 bestimmt bezüglich der Nothverordnungen: 
„Solche Verordnungen haben provisorische Ge- 
setzeskraft, wenn sie . . . . , u. s. w." Da dem- 
nach nur „solche" Verordnungen, welche den im 
§ 14 St. G.G. No. 14 gesetzten Bedingungen ent- 
sprechen, und überdies auf die vorgeschriebene Art 
kundgemacht sind, provisorische Gesetzeskraft haben, 
so haben die Gerichte im gesetzlichen Instanzen- 
zuge*^) ausser der Form der Kmidmachung auch 
zu piiifen, ob eine ^solc he" Ve rordnu ng vor liegt, 
d. h. ob die drin gende Nothwendigkeit derselben 
vorhanden, ob keine Abänderung!. HeE,^taatsgrund- 
gesetze bezweckt ist , und ob keine . dauernde. Bq-, 
lastung des Staatsschatzes und keine Veräusserung 



*^) D. i. seit dem Pat. v. 4. März 1849 N. 153 in dem allg. Reichs- 
gesetz- (u. Regierungs-) Blatt u. seit dem Pat. v. 27. Dec. 1852 N. 260 
R.G.Bl. in dem Reichsgesetzblatt oder in einem Landesregierungsblatt kund- 
gemacht ist. Vgl. auch Pat v. 1. Januar 1860 N. 3 R.G.B1. u. Ges. vom 
19. Mai 1868 N. 45 R.G.B1. 

^'O Vgl. Meng er S. 241 u. die übrigen hier in Note 40 u. S. 282 in 
Note 4 citirten Literaturstellen. 

*3) Art. 7 des St. G.G. N. 144 R.G.B1. 

V. C an st ein, OesterrMchisches Civilprozessrecht. 23 
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vonStafljfimt dadurch erfolgt, üeberdies hat auch 
der Richter zu prüfen, ob die provisorische Gesetzes- 
kraft 2i^.. aptöÄ^riossl^ön ist; 
/9) die Verordnungen im eigentlichen, technischen 

Sinne, d. h. jene Rechtsnormen, welche vom Kaiser 
allein oder unter Gegenzeichnung eines oder meh- 
rerer Minister, oder 'von den Administrativ- oder 
Justizbehörden innerhalb ihres amtlichen Wirkungs- 
kreises auf Grund der Gesetze erlassen werden.'**) 
Diese Verordnungen heissen Verordnungen im engeren 
Sinne, wenn sie als allgemein verbindliche Normen 
erlassen werden, und Erlässe (insb. Min.Erl.), wenn 
sie in der Form specieller Anordnungen oder Be- 
fehle an einzelne Behörden ergehen. 

Bezüglich der Verordnungen im technischen 
Sinne steht *^) den Gerichten im gesetzlichen In- 
stanzenzuge das Prüfungsrecht der Giltigkeit der- 
selben im vollen Umfange zu. Es haben daher 
hier die Gerichte ausser den formellen Erforder- 
nissen auch zu prüfen, ob die Verordnung inner- 
halb des Wirkungskreises des Verordnenden liegt, 
und ob sie „auf Grund der Gesetze", also nicht im 
Widerspruche mit denselben erlassen wurde. 
Da der Richter blos an das Gesetz gebunden ist, so ist 
er natürlich an die vomO.G.H. im Judicatenbuche und im 
Spruchrepertoriuln aufgenommenen Rechtsgrundsätze auch 
nicht gebunden, obwohl sie für den O.G.H., solange nicht ein 
anderer Rechtsgrundsatz aufgestellt werden will, gewissermassen 
bindend sind. Dies gilt insbesondere bezüglich der im Judi- 
catenbuche eingetragenen Grundsätze, indem es bezüglich dieser, 
wenn nicht ein einhelliger Senatsbeschluss vorliegt, dem Präsi- 
denten des O.G. H. anheimgestellt ist, ob er dem Begehren 
des Referenten um Einberufung des zur Beseitigung des Judi- 
cates erforderlichen Senates von 21 Mitgliedern Folge geben 



**) Art. 11 des St. G.G. N. 145 R.G.B1. 
*s) Nach Art. 7 des St. G.G. N. 144 R.G.B1. 



XJ 



^ Vgl. die A.H.E. v. 7. Aug. 1872 § 5 u. Jur.BL 1872 S. 349 ff. 
*^ Vgl. Wetzell S. 420ff., Renaud S. 37, Endemann S. 104ff. 
**) Art. 8 St. G.G. N. 144. 

*^ M.Erl. V. 19. Dec. 1854 Z. 18,248, M.Vdg. v. 8. April 1855 N. 67 
R.G.B1. 

«0 § 46 G.Instr., § 437 A.G.O., § 575 W.G.O. 
") § 46 G.Instr. 
^^ § 49 G.Instr. 

23* 
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will, und indem nur in diesem Falle von einem solchen Rechts- 
grundsatze abgegangen werden kann.*^) 

IV. Die Pflichten des Richters 8ind47>); i. Beobachtung 
der Gesetze und insbesondere der Staatsgrundgesetze. 2. Un- 
parteiische Ausübung der Gerichtsbarkeit. 3. Verschwiegenheit. 
4. Unverzögerliche Ausübung seines Amtes. 5. Wahrung der / 
Ehre seiner Stellung als Richter. 6. Enthaltung von verbotenen \ 
NebenbeschäftiguDgen. 

1. Die unverbrüchliche fLeflJbj.iiktiing der Staatsgruud- 
g«esetze^*®) sowie die Beobachtung der Gesetze überhaupt hat 
der Richter in seinem Dienst- bezw. Richteramtseide *^) zu be- 
schwören, und sohin genau zu befolgen.^) 

2. um die Unparteilichkeit des Richters, welche ihm 
zur Pflicht gemacht ist,^^) zu sichern, ist bestimmt: 

a) dass der Richter in allen Streitsachen, in denen er 
befangen ist, sich von der Ausübung des Richteramtes 
zu enthalten habe, und 

b) dass er keine, ihm mit Rücksicht auf sein Amt für 
ihn oder seine Angehörigen, mittelbar oder unmittel- 
bar, vor oder nach Beendigung eines Amtsgeschäftes, 
von wem immer angebotenen Geschenke annehmen oder 
sich andere Vortheile unter irgend einem Verwände 
zuwenden darf, bei sonstiger Dienstentlassung.^^) 

3. Infolge der Pflicht zur Verschwiegenheit hat der 
Richter über die bei Gericht vorkommenden Geschäfte gegen 
Jedermann, dem er eine amtliche Mittheilung darüber zu machen 
nicht verpflichtet ist, unverbrüchliches Stillschweigen zu beob- 
achten. Auch hat er es zu vermeiden, aussergerichtlich seine 
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Ansicht über anhängige Rechtssachen oder über den wahr- 
scheinlichen Ausgang derselben zn äussern.^*) 

4. Bezüglich der unverzögerlioten Ansübnng des 
Richteramtes ist bestimmt, dass in der Regel die Entscheidung 
schriftlicher Prozesse binnen 30, mündlicher Prozesse binnen 
8 Tagen und die Erledigung sonstiger Eingaben bis zur nächsten 
Sitzung erfolgen soll. Rechtsangelegenheiten, von deren Ent- 
scheidung die Beendigung eines Concurses oder einer Verlassen- 
schaftsabhandlimg abhängt, sowie Streitigkeiten über den Unter- 
halt und sonstige dringende Geschäftsstücke hat er nach der 
Lage der Sache auch allenfalls sofort zu erledigen.^) 

5. Was die Wahrjjjig.jiex.Elire des Richteramtes anbe- 
langt, so hat der Richter in seinem häuslichen und bürgerlichen 
Leben sich ganz vorwurfsfrei, zu benehmen und sowohl in als 
ausser dem Amte Alles zu unterlassen, was das Vertrauen in die 
richterlichen Amtshandlungen oder die Achtung vor dem Richter- 
stande mindern könnte.^^) 

6. Endlich soll der Richter Jeine Nebenbeschäftigun.- 
gen treiben, die eine nachtheilige Beziehung auf seine Amts- 
pflichten ausüben könnten ^^) und zwar: 

a) entweder Befangenheit in der Ausübung des Richter- 
amtes oder 

b) Verkürzung der Zeit, welche die Erfüllung seines Amtes 
beansprucht oder 

c) eine Beeinträchtigung der Ehre des lüchteramtes be- 
wirken würden. 

V. Für die Verletzung der Richteramtspflichten kann 
der Richter, abgesehen von der strafrechtlichen Verfolgung, 
1. entweder im Disciplinarwege zur Verantwortung ge- 
zogen, oder 2. im Wege der Syndicatsklage zum Ersätze 
des den Parteien verursachten Schadens verurtheilt werden.^'^) 



^^ §§ 50, 51 G.Instr. 

^) §§ 139, 46 f., 58 G.Instr. 

^^) § 47 G.Instr. 

^) Jhofd. V. 17. Oct. 1855 N. 77 J.G.S. § 48 G.Instr. 

") V^etzell S. 420ff., Endemann S. 107ff., Bayer S. 274ff., 



§ 26. Der Richter insbesondere. 353 

1. Die Disciplinarbehandlnng kann sowohl durch Be- 
schwerden der Parteien veranlasst, als auch von Amtswegen ein- 
geleitet werden.^^) Den Parteien steht es frei, entweder bei 
den 0.-L.-6erichten über Verzögerungen oder sonstige Beschwe- 
rungen der Gerichte und Richter Beschwerde zu erheben und 
Abhilfe zu begehren, welche nach allfälliger Berichtabforderung 
zu gewähren ist,^^) oder bei den vorgesetzten (administrativen) 
Behörden, insbesondere beim 0.-L.-6.-Präsidium tmd Justiz- 
Ministerium, welchen das Oberaufsichtsrecht hinsichtlich des 
Ganges der Justizgeschäfte zusteht, Anzeigen wegen Pflicht- 
verletzungen der Richter zu machen.^^) Die eben erwähnten 
vorgesetzten Behörden können aber auch in Ausübung ihres 
Aufsichtsrechtes einen Grund zur Veranlassung der Einleitung 
der Disciplinaruntersuchung finden. Die Einleitung der Disci- 
plinaruntersuchung kann nur auf Grund eines der Rechtskraft 
fähigen Beschlusses des Disciplinargerichtes nach Anhörung des 
Oberstaatsanwalts bezw. Generalprocurators und nach Einver- 
nehmung des beschuldigten Richters unter Angabe der Beschul- 
digungsgründe erfolgen. Ausser den früher erwähnten D i s c i p 1 i - 
narstrafen wegen Dienstvergehen, können nach durchgeführter 
Disciplinarverhandlung den Richter wegen geringerer Pflicht- 
verletzungen, die sich blos als Ordnungswidrigkeiten heraus- 
stellen, Ordnun gsstrafen, und zwar die geringere: Mahnung^ 
oder die strengere: Verweis treflfen.^i) Diese Strafen können 
übrigens auch kraft des Aufsichtsrechtes von den administra- 
tiven Vorgesetzten ohne förmliche Disciplinarverhandlung ertheilt 
werden.^2) 

2. Den Weg der Syndicatsklage auf Ersatz des von j, lu-,/,:/» 

Schmid S. 308 ff., Osterloh S. 183 ff., Martin Lehrb. S. 138 ff. YoxL_I- ^. k t? :i... 
S. 408 ff. • i f 'r ' 

^ § 77 G.Instr. 

*^ § 437 A.G.O., § 575 W.Q,0. 

^ § 90 G.Instr. 

*0 §§ 3—5, 28 DiscipLGes. 

^ §§ 3 ff. 1. cit. 
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einem Richter durch Verletzung seiner Amtspflicht verursachten 
Schadens ^^) können zmiächst nur die Parteien einschlagen und 
diese nur in zwei Fällen und unter folgenden Bedingungen: 
wenn entweder a) ein richterlicher Beamter b) in der Aus- 
übung seiner Wirksamkeit c) durch Uebertretung seiner Amts- 
pflicht d) einer Partei e) eine Rechtsverletzung und f) dadurch 
einen Schaden zugefugt hat, g) gegßU-^welchen die in dem ge- 
ricMlidifiaiJPerfahren .vorgezeidmeten JSeßhtsmittel eine Abhilfe 
n icht gewäh ren ; ^) oder: wenn ein richterlicher Beamtergesetz^ 
widrig eine Verhaftung'. verhängtr ode r verlängert hat ^^j 

Als richterliche Beamte sind bezüglich der Syndicatsklage 
anzusehen: die bei den Gerichtshöfen und den Bezirks- (richtiger 
Einzel-) Gerichten zur Ausübung des Richteramtes oder sonst 
zu gerichtlichen Amtshandlungen angestellten Staatsbeamten, 
sowie die zur Vornahme gerichtlicher Amtshandlungen abge- 
ordneten Gerichtscommissäre (Notare), femer die zur Ausübung 
des Richteramtes bestellten Beisitzer der Handels-, See- und 
Berggerichte; und ausserdem auch die bei den Gerichten zur 
Vornahme' gerichtlicher Amtshandlungen angestellten Diener, 
sowie die bei den If. Steuerämtem angestellten Staatsbeamten 
und Diener bezüglich ihrer Amtshandlungen mit gerichtlichen 
Depositen- und Waisengeldem.^®) 

Für einen CoUegialbeschluss haften in der Regel alle Stimm- 
führer, welche für die betreffende Entscheidung oder Verfügung 
gestimmt haben. Beruht jedoch der Beschluss auf einer unvoll- 
ständigen oder unrichtigen Darstellung des Sachverhaltes von 
Seiten eines Berichterstatters, so sind die Stimmführer, insofern 
ihnen nicht die AusserachÜassung der ihnen gesetzlich obliegen- 
den Sorgfalt zur Last fällt, von aller Haftung frei.^^) Auf den 



^ Gesetz v. 12. JuU 1872 N. 112 R.G.BL (über die Syndicats-Klage). 
«*) § 1 des cit. Ges. 

^^) § 27 des cit. Ges., Art. 8 des St. G.G. N. 142, vgl. Ges. v. 27. Oct. 
1862 N. 87 R.G.B1. 

^) § 4 des Ges. v. 12. Juli 1872. • 
6^) § 6 1. cit. 
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Yorgesetzten eines richterlichen Beamten erstreckt sich dessen 
Haftung für den Schaden nnr dann, wenn auch dieser sich einer 
üebertretung der Amtspflicht schuldig gemacht hat, oder wenn 
ihm eine solche Haftung durch besondere gesetzliche Vorschriften 
auferlegt ist.^ 

Die Syndicat ^sklayft kann entw eder gegen den ri chterlichen 
Beamten «TlfiiTi, niit^r gfig^n den gtitat allein , oder gegen beide 
angestellt werden.^^) Wird jedoch der Ersatzansprucn aus 
einem ^as Ilecht der Partei verletzenden Beschlüsse eines 
GoUegialgerichtes abgeleitet, so können die schuldtragenden 
richterlichen Beamten nur dann mittelst EQage belangt werden, 
wenn dieselben dem Kläger im Wege des strafgerichtlichen Ver- 
fahrens bekannt geworden sind.^^) Falls aber die Richter eines 
SpruchcoUegiums in einer gegen sie durchgefohrten Disciplinar- 
(oder Straf-) Untersuchung wegen ihrer deil diesfälligen Be- 
schluss betreffenden Abstimmung oder Berichterstattung end- 
giltig far schuldig erkannt worden sind, so ist ihnen durch 
die Finanzprocuratur als Vertreter des (allein belangten) Staates 
der Streit zu verkündigen.'^^) 

Ist die Klage gegen einzelne schuldtragende richterliche 
Beamte gerichtet, so wird zur Begründung derselben gegenüber 
jedem Beklagten der Beweis erfordert, dass der Rechtsverletzung 
die üebertretung einer Amtspflicht von Seite der einzelnen Be- 
klagten zu Grunde liegt Wird die Klage gegen den Staat 
allein erhoben, so genügt der Beweis, dass die Rechtsverletzung 
nur durch üebertretung einer Amtspflicht von Seiten richter- 
licher Beamten desjenigen Gerichtes erfolgen konnte, von 
welchem die Amtshandlung ausgegangen ist.^^) 

Zur Erleichterung dieser Beweise und bezw. der Gegen- 
beweise steht den Parteien die Einsicht und Erhebung von 



«») § 7 1. cit. 
«^§11. cit. 
'0) § 3 1. cit. 
") § 15 1. cit. 
^§21. cit. 
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• 

Abschriften aus den Acten der beendeten Disciplinarunter- 
snchung, welche stets nach Einlauf der Syndicatsklage einzu- 
leiten ist, frei. Doch sind irrelevante und solche Schriftstücke, 
durch welche die Abstimmung geoffenbart würde, welche nicht 
schon durch die strafgerichtliche Untersuchung oder durch das 
Disciplinarerkenntniss den Parteien bekannt ist, zur Einsicht 
und Erhebung von Abschriften nicht geeignet. — Um den 
Parteien die Gelegenheit zur Einsicht der Disciplinaracten zu 
erleichtern, ist ihnen ferner gestattet, die Aussetzung des 
Prozesses bis zur Beendigung der Disciplinaruntersuchung zu 
beantragen. 73) 

Der schuldtragende richterliche Beamte haftet als Haupt-^ 
Schuldner und der .Staat gleich einem Bürgen .und Zahler. '^^) 

Hat der Staat in Folge der Syndicatsklage Ersatz geleistet, ' 
so kann er bei dem Prozessgerichte (d. i. dem Oberlandes- 
gerichte) beantragen, dass denjenigen richterlichen Beamten, 
deren Verschulden durch ein gegen sie ergangenes straf- oder 
disciplinargerichtliches Erkenntniös festgesellt worden ist, die 
Leistun g^des Rückersatzes (nach dem Mandatsverfahren) mittels 
Zahlungsbefehles aufgetragen werde. 

War die Klage gegen den Staat und die richterlichen 
Beamten erhoben worden, so kann der Zahlungsbefehl nicht 
erlassen werden, wenn das über die Syndicatsklage gegen den 
mitgeklagten Beamten ergangene Urtheil, sei es in Ansehung 
der als haftuugspflichtig erklärten Personen, sei es in Ansehung 
der Art oder des Quotenverhältnisses ihrer Haftung mit dem 
straf- oder disciplinargerichtlichen Erkenntnisse nicht im Ein- 
klänge steht. Sofern das Urtheil oder das Disciplinarerkenntniss 
nichts anderes bestimmt, ist mehreren richterlichen Beamten 
die Rückersatzleistung im Zahlungsbefehle zu gleichen Theilen 
aufzuerlegen. 

Die Einwendungen gegen den Zahlungsbefehl sind binnen 



75) §§ 12—14 1. cit. 

7*) § 1 1. cit. Art. 9 St. G.G. N. 144. 
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der Präclusivfrist von zwei Wochen einzubringen und ist hier- 
über nach dem Mandatsprozess zn verfahren. '^^) 

Kann ein Zahlungsbefehl nicht erlassen werden, so ist der 
Bückersatzansprnch im ordentlichen Rechtswege vor dem nach 
den allgemeinen Grandsätzen zuständigen Gerichte I. Instanz 
geltend zu machen. Die Hereinbringung des Rückersatzes im 
administrativen Wege ist ausgeschlossen.'^^) 

In keinem Falle können die richterlichen Beamten gegen 
den Rückersatzanspruch Einwendungen vorbringen, über welche 
in dem gegen sie als Mitgeklagte geführten Hauptprozesse ver- 
handelt und entschieden worden ist, oder welche sie ungeachtet 
der an sie ergangenen Streitverkündigung (oder als Mitgeklagte) 
in dem Hauptprozesse anzubringen versäumt haben.*^^) 

Behufs der Geltendmachung der Rückersatzansprüche kann 
die Finanzprocuratur, in Vertretung des Staates, in allen Fällen 
begehren, dass ihr von dem Disciplinar- oder Strafgerichte oder 
von dem Gerichte, von welchem oder von dessen Bestellten die 
Rechtsverletzungausgegangen ist, diejenigen richterlichen Beamten, 
welche die den Schadenersatz begründende Amtshandlung aus- 
geübt oder bei derselben mitgewirkt haben, bekannt gegeben, 
und alle zum Nachweise dieser Ausübung oder Mitwirkung dien- 
lichen Behelfe mitgetheilt werden.*^^) 

Zur Hereinbringung und bezw. Sicherstellung des Rück- 
ersatzes können auch die Dienstbezüge der Beamten bis zu 
einem Drittel in Anspruch genommen werden, jedoch muss ein 
jährlicher Betrag von 350 fl. dem Beamten frei bleiben.^^) 

Die Ersatz- und Rückersatzansprüche gehen auch gegen den 
Nachlass und die Erben, sofern der Beamte vor Erhebung der 
Ersatzklage oder im Laufe des Ersatz- oder Rückersatzprozesses 
gestorben ist.^) 



'5) §§ 19, 20 1. des Ges. v. 12. Juli 1872. 

^«) § 21 1. cit. 

^^ § 22 1. cit. 

^^ § n l. cit. 

'^ §§ 24, 25 1. cit. 

«0 § 26 1. cit. 
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C. Zuständigkeit der Gericlite.*) 

i 

1. Gerichtsbarkeit und sachliche Zuständigkeit der 

Gerichte. 

a) Die Gerichtsbarkeit. 

§ 27. 

■ 

I. Die streitige Civilgerichtsbarkeit,^) jnrisdictio 
contentiosa, ist das Recht und die Pflicht, Privatrechtsstreitig- 
keiten nach vorhergegangener Verhandlung zu entscheiden und 



/ *) Die Zuständigkeit der Gerichte ist durch das k. Pat. v. 20. Nov, 
f 1852 N. 251 (für DaJmatien N. 252) R.G.B1. — die sog. Jurisdictions- 
\ norm — geregelt. Dieselbe behandelt im I. Hauptstücke (§§ 1—12) die 
\ Gerichtsbarkeit im Allgemeinen u. im II. Hauptstücke die Gerichtsbarkeit 
in Streitsachen, u. z. I. im Erkenntnissverfahren (§§ 13 — 68) und 
II. im Vollstreckungs verfahren (§§ 69—72). Das System, in welchem 
die Rechtssätze über die Gerichtsbarkeit im Erkenntnissverfahren an- 
einandergefügt werden, ist ein gänzlich verfehltes. Es lehnt sich dasselbe 
an die Jurisdictionsnormen Kaiser Josefs IL an und unterscheidet mit diesen 
zwischen 1. dem personlichen Gerichtsstand (13 — 48), 2. dem Real- 
gerichtsstand (49—56), 3. der Handels- u. Seegerichtsbarkeit (57 — 64) 
u. 4. der Berggerichtsbarkeit (65 — 68). Dabei ist keine Rücksicht darauf 
genommen, dass die sachliche und ortliche Zuständigkeit der Gerichte wesent- 
lich verschiedene Begriffe sind, die nicht durcheinandergeworfen werden 
dürfen, und dass zwischen der allgemeinen und besonderen (privilegirten) 
Gerichtsbarkeit, von denen die erste in die allg. Personal- u. allg. Real- 
gerichtsbarkeit zerföUt, während die letztere sich in die priv. Personal-, priv. 
Real- u. priv. Causalgerichtsbarkeit scheidet, ein wesentlicher Unterschied 
besteht. Durch den Mangel dieser Unterscheidungen leidet aber die Ueber- 
sichtlichkeit und Verständlichkeit unseres Gesetzes. Im Folgenden wird 
natürlich das System des Gesetzes, welches leider auch von Haimerl in 
seiner Darstellung der neuesten Competenzvorschriften (3. Aufl. 1856) bei- 
behalten wurde, verlassen und die Lehre über die Zuständigkeit der Gerichte 
wesentlich im Anschlüsse an das System der gemeinrechtlichen Theorie vor- 
getragen, an welches sich übrigens auch der ost. Entw. einer C.P.O. v. J. 
1876 (§§ 16—66 u. bezw. bis 80) anschliesst. 

1) Wetzen S. 330 ff., 341 ff., 399 ff., 512 ff., Renaud S. 63 ff., Ende- 
mann S. 51 ff., Bayer S. 164 ff., Schmid S. 57 ff., Bluntschli Staatsr. 
S. 101 ff., 201 ff., Zachariä d. St.R. § 169, vgl. auch Ulimann Oest. 
St. P.Recht S. 140 ff. 



§ 27. Die Gerichtsbarkeit. 359 

beziehungsweise auch executionsfähige Privatrechtsansprüche 
zwangsweise durchzusetzen. 

Sie gehört neben der Gerichtsherrlichkeit als Staatshoheits- 
recht (Justizhoheit) dem Staatsoberhaupte, und nachdem die 
kirchliche und die Patrimonialgerichtsbarkeit aufgehoben ist, 
diesem ausschliesslich an. Der Landesförst ist aber nicht be- 
rechtigt, selbst die Gerichtsbarkeit (als Cabinetsjustiz) auszu- 
üben, und übertrs^ deshalb die Ausübung derselben an die 
Gerichte, welche sie als ab.gj&lei t et e Gerichtsbarkeit im Na^ 
men daä-Sai&ers ausüben.^) 

IL Die Gerichtsbarkeit der Gerichte ist aber nicht blos 
eine abgeleitete, sondern zugleich eine beschränkte. 

1. Zunächst üben die Gerichte blos die Gerichtsbarkeit 
einer bestimmten Instanz aus: der oberste Gerichtshof jene 
der dritten (für die Syndicatsklage der zweiten), die Oberlandes- 
gerichte jene der zweiten (bezw. ersten) und die übrigen Ge- 
richte jene der ersten Instanz. Die GeriohtaharkßiL der zweiten 
und dritten Instanz besteht Mos in der üeberprüfung, und auf 
Grufid derselben in der Bestätigung, Abänderung oder Auf- 
hebung angefochtener unterrichterlicher Entscheidungen und 
Verfügungen, sowie allenfalls zugleich in der Aufhebung eines 
nichtigen Verfahrens, und sind infolgedessen der oberste Ge- 
richtshof und die Oberlandesgerichte blos_§|>^uc)ü)ehörd 
während die Gerichte erster Instanz zugleich als Vollzugs- 
oTg^JfaiJji^ "^ ' ' 

2. Eine weitere Beschränkung der Gerichtsbarkeit der 
Gerichte liegt in der Eintheilung des ganzen Jurisdictions- 
gebietes in Gerichtssprens^el^ d. i. in geographisch ab- 
gegrenzte Gebietstheile, innerhalb welcher den einzelnen Ge- 
richten die Ausübung der Gerichtsbarkeit zusteht und obliegt. 
Dem obersten Gerichtshofe steht die Gerichtsbarkeit dritter 



2) Art. 1 des St.G.G. v. 21. Dec 1867 N. 144 R.G.Bl., vgl. Menger 
S. 211 Note 2 u. die dort citirte Literatur, Wetz eil S. 399 Note 8 ff., der 
in Note 13 hervorbebt, dass für die Ausschliessung der Cabinetsjustiz Mon- 
tesquieu, De Pesprit des lois VI. c. 5 von besonderem Einflüsse ge- 
wesen ist. 

3) Vgl. Wetzell S. 460 ff., Renaud S. 56 ff., Endemann S. 134 ff. 
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Instanz ebenso wie dem ObersJbhoiiaarÄX^aUariate die Ge- 
richtsbarkeit erster Instanz (über Mitglieder des kais. Hauses 
und über Exterritoriale) im ganz en österreichischen Juris:: 
diclionsgebiete zu. In zweiter Instanz zerfällt dieses Gebiet 
in neun Oberlande afarftrifthtRsprftTig^l! Wiftn^ Pra^, Lern- 
berg, Krakau. Brunn, Graz, Innsbruck, Zara und Triest. In 
erster Instanz zerfällt dieses Gebiet zunächst in 63 weitere 
Collegi alger ic htsspren sei I. Instanz, in welchen die Lan- 
des- und Kreisgerichte ihre Sondergerichtsbarkeit und neben 
diesen in den Landesgerichtssprengeln von Wien, Prag und 
Triest die 3 Handelsgerichte die Handelsgerichtsbarkeit aus- 
üben; und sohin in 899 B ezirksgerichtssprengel, von 
denen 63 engere (die Stadt und die Vorstädte, des Amtssitzes 
des Gerichtshofes I. Instanz umfassende) Gerichtshofsprengel sind, 
in welchen die 63 Landes- und B^reisgerichte mit 78 städtisch- 
delegirten Bezirksgerichten ebenso die allgemeine Gerichtsbarkeit 
ausüben, wie in den .übrigen 836 Bezirksgerichtssprengeln die 
allgemeinen Bezirksgerichte.^) So zerfallt jeder Oberlandes- 
gerichtssprengel in mehrere weitere CoUegialgerichtssprengel 
I. Instanz, und jeder (weitere) CoUegialgerichtssprengel I. Instanz 
in einen engeren, die betreiFende Stadt und Vorstädte umfas- 
senden CoUegialgerichtssprengel, (in welchem mit dem CoUe- 
gialgerichte ein oder mehrere städtisch -delegirte Bezirks- 
gerichte die allgemeine Gerichtsbarkeit ausüben) und in mehrere 
Bezirksgerichtssprengel.5) Der Sprengel der Bagatellrichter 



*) Es bestehen demnach als Gerichte I. Instanz 67 CoUegialgerichte 
(das Obersthofmarschallamt, 3 Handelsgerichtshofe und 63 Landes- und 
Kreisgerichte), 836 Bezirksgerichte, 78 Stadt, deleg. Bezirksgerichte (für 63 
engere Gerichtshofsprengel) und 3 Handelsbagatellgerichte. Durchschnittlich 
fallen also in jeden der neun Oberlandesgerichtssprengel 7 Collegialgerichte 
I. Instanz und in jeden weiteren CoUegialgerichtssprengel I. Instanz je 
1 Stadt, del. Bezirksgericht (grössere Städte, wie Wien, Prag, Lemberg u. s. w. 
haben ihrer mehrere) und je 13 Bezirksgerichte. 

*) Nach dem öst. Entw. einer C.P.O. v. 1876 werden die Collegial- 
gerichte I. Instanz blos Sondergerichte sein, welche nur einen weiteren 
Gerichtshof Sprengel haben werden. In den gegenwärtigen engeren Gerichts- 
hof sprengein werden allgemeine Bezirksgerichte die gesammte allge- 
meine Gerichtsbarkeit ausüben, und werden daher auch die städt. del. Bezirks- 
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und bezw. der Handelsbagatellgerichte fällt mit dem Sprengel 
des ordentlichen und bezw. städtisch-delegirten Bezirksgerichtes 
zusammen, bei oder neben welchem sie bestellt sind.^) Zn dem 
Oberlandesgerichtssprengel in Wien gehören überdies die Con- 
snlargerichte in der Walachei and in Serbien; zu jenem in 
Xemberg die Consnlargerichte in der Moldan, und zn jenem in 
Triest die Consnlargerichte in den meisten übrigen osmanischen 
Ländern.^) 

Bemerkt wird, dass die Landesgerichte die Lehens- 
gerichtsbarkeit, die privilegirte Tabulargerichtsbar- 
keit und überdies in Oesterreich ob nnd unter der Enns, in 
Steiermark, Kämthen, Krain, Böhmen, Mähren und Schlesien 
auch die priv. Realgerichtsbarkeit^) bezüglich land- und 
lehentäflicher Güter für das ganze Kronland ausüben.^) 
Aehnlich haben die als Berggerichte fiingirenden Gerichts- 
höfe I. Instanz bezüglich der Ausübung der Berggerichtsbar- 
keit einen Sprengel, welcher ihren weiteren Sprengel meist 
überschreitet. ^^) Ebenso ist bezüglich der Fideicommiss- Ge- 
richtsbarkeit der weitere Gerichtshofsprengel oft bedeutend er- 
weitert, und selbst das ganze Reich umfassend.^^) 

Die städtisch-delegirten Bezirksgerichte sind mit- 
unter zugleich allgemeine Bezirksgerichte, und haben in 
diesem Falle in dem ausserhalb des Umkreises der Stadt 
liegenden Theile ihres Sprengeis die allgemeine Gerichtsbarkeit 



gerichte entfallen. So wird also jeder Gerichtshofsprengel I. Instanz blos 
(durchschnittlich) 14 Bezirksgerichtssprengel umfassen, und werden die Gerichts- 
höfe I. Instanz in denselben nur die Sondergerichtsbarkeit ausüben (vgl. 
§§ 16 ff., 22 f. des Entw.). 

^ J.M.Erl. V. 5. Juni 1873 Z. 6779. 

^ § 6 der k. Vdg. v. 29. Januar 1855 N. 23 u. § 6 der M.Vdg. vom 
31. März 1855 N. 58 R.G.BL, sowie daselbst bei Manz (6. Bd.) die An- 
merkung. 

») M.Vdg. V. 17. März 1860 N. 67 R.G.BI. 

^ §§ 39, 49 J.N., § 12 der M.Vdg. v. 19. Januar 1853 N. 10 R.G.B1. 
Als Ausnahme erscheint es, dass das Kreisgericht in Eger für die Egerer 
Burglehen die Lehensgerichtsbarkeit ausübt. 

^«) § 65 J.N. 
- ") §§ 14 iit. e. 38, 89 J.N. 
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ebenso wie die allgemeinen Bezirksgerichte unbeschränkt aus- 
zuüben.^^) 

3. Neben der Beschränkung der Gerichtsbarkeit auf den 
Gerichtssprengel besteht für die Gerichte erster Instanz eine 
weitere und _seh r wichtige B eschränkung da rin, dass diese Ge- 
richte bald nur die al lgemeine Gerichtsbarkeit und zwar un- 
oeschränkt o der nur beschränkt, und bald die besonder e Ge- 
richtsbar keit^ uhiT^zwar ausschliesslich, oder neben ,jifii:,airg~ 
meinen Gerichtsbarkeit auszuüben berufen sind. 
"^^'^DTe "allgemeine Gerichtsbarkeit ist das Recht und die 
Pflicht, in allen Privatrechtsstreitigkeiten des betreffenden Ge- 
richtssprengels, insofern nicht einzelne derselben ausnahmsweise 
als priYÜegirte Streitsachen einem (ausschliesslichen oder theil- 
weisen) Sondergerichte zugewiesen sind, die Entscheidung zu 
fällen und die Execution durchzuführen. Die allgemeine Ge- 
richtsbar keit ist eine Re al- oder Pe rson algerichtsb arkeit je 
nachdem die Klage eine dingliche KlageLiskjdie eine Immo- 
bilie betrifft, oder nicht. ^^) Zur Ausübung der allgemeinen 
Gerichtsbarkeit sind in ihren Sprengein die allgemeinen Bezirks- 
gerichte und neben ihnen in dem engeren Sprengel der Gerichts- 
höfe I. Instanz theils die Landes- und Kreisgerichte, theils^*) die 
städtisch -delegirten Bezirksgerichte und ausserdem überall in 
Bagatellsachen die Bagatellgerichte berufen; im osmanischen 
Reiche üben die Consulargerichte die allgemeine Gerichtsbar- 
keit aus. 

Die besondere Gerichtsbarkeit ist das Recht und die 
Pflicht, in bestimmten , durch das Gesetz ausdrücklich von der 
allgemeinen Gerichtsbarkeit ausgenommenen Privatrechtsstreitig- 



^^ M.Vdg. V. 23. Mai 1856 Z. 10218. 

^ § 49 lit. b. u. c, § 50 lit. b. c, §§ 51 £, 54 u. 55 J.N. Eigent- 
lich sollte es keinen Unterschied machen , ob die Sache eine Immobilie oder 
eine Mobilie (§§ 54, 55 J.N.) ist, doch fasst § 14 lit. b. u. c. J.N., sowie 
das Hofd. v. 14. Juli' 1815 N. 1159 J.G.S., welche die (priy.) Personal- 
gerichtsbarkeit regeln, dingliche Klagen, welche sich auf Mobilien be- 
ziehen, mit Ausnahme der Besitzklagen (§§ 54,55 J.N.) als zur Personal- 
gerichtsbarkeit gehörig auf (vgl. auch § 300 A.B.G.B.). 

^*) Insbes. bezüglich der allg. Personalgerichtsbarkeit (bis 500 fl.) und 
bezüglich der Realgerichtsbarkeit in Besitz- und Bestandstreitigkeiten. 
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keiten, welche (ausschliesslichen oder theil weisen) Sonder- ^ 
gerichten zugewiesen sind, die Entscheidung zu fällen, und i 
bezw. die Execution durchzuführen. Je nach dem Grunde | 
des Privilegiums, welches diese Streitigkeiten an Sonder- \ 
gerichte verweist, unterscheidet man die privilegirte Per- 
sonal-, Real- u nd Causa lffp^rJff!?^-^^"^^^^^^- ^^^ priv. Personal- 
gerlcktsbarkeit ist mit Rücksicht auf gewisse ßrivilegirte Per- 
sonen als Beklagte ; die priv. Realgerichtsbarkeit mit Rück- 
sicht auf gewisse privil egirte Immobilien (res); und die priv. 
Causalgerichtsbarkeit mit Rücksicht auf gewisse privilegi rte 
Streitsachen (causael an bestimmte Sondergerichte übertragen. 
Als solche zur Ausübung der Sondergerichtsbarkeit bestimmte 
Sondergerichte erscheinen: die Landes- und Ereisgerichte in 
ihrem weiteren Gerichtssprengel, femer das Oberstbofinarschall- 
amt uncT' die Handelsgerichtshöfe und Handelsbagatellgerichte. 
in. Im Einzelnen ist die allgemeine und besondere Ge- 
richtsbarkeit unter die bestehenden Gerichte erster Instanz 
folgendermassen gesetzlich vertheilt: 

1. Die allge mp.iTiflTi nnllftyialyft^jr^h te^ I. Instanz, 
d. 1. die Landes- und^Kreisgeri(5.htej^ haben fol- 
gende Gerichtsbarkeit: 

A. In ihrem engeren , die Stadt und die Vorstädte 
ihres Amtssitzes umfassenden Sprengel üben sie die 
allgemeine Gerichtsbarkeit aus. Ein Thje il dieser 
allgemeinen Gerichtsbarkeit ist jedoch den 
städtisch-delegirten Bezirksgerichten und 
den Bagatellrichtern zugewiesen (vgl. unt. 5 — 7). 
[ervorgehoben wird, dass die al lgemeine Re al- 
und Tabulargenchtsbarkeit in Ansehung der in 
der betreifenden Stadt un4 ihren Vorstädten gelegenen 
Immobilien — abgesehen von Besitz- und Bestand- 
streitigkeiten — stets den Landes- und Kreis- 
gerichten (und nicht den städt. del. Bezirksgerichten 
und den Bagatellrichtern) als allgemeine Gerichtsbar- 
^keit zusteht. ^^) 

") §§ 49 lit. b., 50 lit. b. u. 15, 54, 55 J.N., sowie § 1 Bestandst. V. 
§ 4 Bag.Verf. 
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B. Die besondere Gerichtsbarkeit üben die Landes- 
n nd Kreis^erichte Tal« Sf ^n^ftrprAriAViif^^ theils in ihrem 
weiteren, mehrere Bezirksgerichtssprengel umfas- 
senden, theils in einem bedeutend erweitgjieji, oft 
das ganze Eronland oder gar das ganze Reich um- 
fassenden Gerichtssprengel aus. Es steht diesen 
Gerichten eine priv. Personal-, Real- und Causal- 
gerichtsbarkeit zu, und zwar: 
^ a) Die p i v. f ^ r a n yn^. | jre|-j|>^|^f.s^fl^^|^(>]t bezüglich 
aller nicht der priv. Causalgerichtsbarkeit und 
auch nicht der Bagatellgerichtsbarkeit ange- 
hörigen Streitigkeiten.^^) Diese Gerichtsbar- 
keit üben die allg. CoUegialgerichte im weiteren 
Gerichtssprengel aus, und zwar: 
a) in Civilstreitigkeiten gegen den Fiscns . 
weltliche und geistliche Gemein den, 
Kirchen, Pfründen, Stiftungen und alle 

Än^afflltf^Tl 711 öffftTitlir.hftTi ZwftP.lfftT^, 

als Universitäten, Spitäler, Armenhäuser 
u. s. w.!*^) 
^) in Civilstreitigkeiten gegen Be s^itzer land- 
tlf lieber oder vom Gemeindeverbande aus- 
geschiedener unbeweglicher .GjLtan^®) 
b) Die p r i V. R e a 1 p;eriehtsbarkeit steht den Lan- 
des- und Kreisgerichten in Bezug auf land- 
u nd lehentäfli che Güter, sowie apf .Ei^en- 
bahngrjiudstüclLß .und auf ß ejrgvWjßxk^ , 
und zwar meist in einem bedeutend erweiterten 
Gerichtssprengel zu.^^) 



^^) §§ 14 lit. b. c. u. § 1 letzter Abs. Bag. Verf. — Die priv. Personal- 
gerichtsbarkeit der Landes- und Kreisgerichte wird nach dem Entw. einer 
Ost. C.P.O. V. 1876 entfallen (vgl. § 22 dieses Entw.) und werden dafür 
alle Streitsachen, deren Werth 300 fl. Oest. W. übersteigt, allgemein vor 
CoUegialgerichte gehören (§§ 16—18 des Entw.). 

") §§ 14 lit. b. u. 25 J.N. 

1^ § 14 lit. c. J.N. 

19) Im Entwürfe einer 5st. C.P.O. v. J. 1876 ist der priv. Real- 
gerichtsbarkeit nicht gedacht (vgl. §§ 49 fF. dieses Entw.), indem die priv. 
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Die priv. Realgerichtsbarkeit zerfällt in die 
Tabulargerichtsbarkeit nnd in die Realgerichts- 
barkeit im engeren Sinne. 
d) Die priv. Tabulargerichtsbarkeit umfasst 
die Gerichtsbarkeit, welche sich auf die Füh- 
rung der Land- und Lehentafeln, sowie 
der Eisenbahn- und Bergbücher bezieht. 
Sie steht in Ansehung der land- und lehen- 
täflichen Güter und der Eisenbahngrundstücke 
in der Regel den Landes gerichten für 
das ganze Kronland, und bezüglich der 
Bergwerke den als „Berggericht" fun- 
girenden Landes- und Kreisgerichten im 
ganzen, meist über den weiteren Gerichtshof- 
sprengel hinausreichenden Berggeriehts- 
sprengel zu.^O) 
ß) Die priv. Real gerichtsbar keit im engeren 
Sinne umfasst die Gerichtsbarkeit *in Streit- 
sachen über dingliche Klagen (mit Aus- 
nahme der Besitz- und Bestandstreitigkeiten) 
sowiedieExecution in Ansehung der land- 
und lehentäflichen Güter, der Eisen- 
bahngrundstücke und der Bergwerke.^^) 
— Nicht hierher gehören die persönlichen 
Klagen gegen den Personalschuldner auf 
Befriedigung einer Hypothekarforderung und 
die Klage zur Rechtfertigung der Pränotation 
einer Forder"ung. Indess können (müssen 



Realgerichtsbarkeit im engeren Sinne aufgegeben und angeordnet wird, 
dass allgemein dingliche Klagen, die sich auf Immobilien beziehen (der 
Mobilien ist nicht gedacht), bei dem Gerichte einzubringen sind, in deren 
Sprengel die Immobilie liegt. Je nachdem der Werth des Streitgegen- 
standes 300 fl. übersteigt oder nicht, wird das allg. Collegial- oder das 
Bezirksgericht für die Klage zustandig sein (§ 49). Bezüglich der Tabular- 
gerichtsbarkeit enthält der Entw. keine Bestimmung. 

^ §§ 49, 46 J.N., § 10 Eisb.B.Ges. v. 19. Mai 1874 N. 70 R.G.BI. 

") §§ 49—53, 55, 66 J.N., § 11 Eisb;B.G., vgl. §§ 49 u. 2 des Entw. 
V. 1876. 

V. Canstein, Oesterreichisches Civilprozessrecht. 24 
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aber nicht) auch diese Klagen bei der priv. 
Realinstanz ausgetragen werden. ^2) Die 
priv. Realgerichtsbarkeit im engeren Sinne 
steht bezüglich der Eisenbahngrundstücke 
und Bergwerke stets der Tabularinstanz 
ZU.23) Bezüglich der land- und lehentäflichen 
Güter ist dies blos in Oesterreich ob und 
unter der Enns, in Steiermark, Kärnthen, 
Krain, Böhmen, Mähren und Schlesien der 
Fall.^) In den übrigen österr. Ländern hat 
die priv. Realgericbtsbarkeit bezüglich der 
land- und lehentäflichen Güter das Landes- 
oder Kreisgericht, in dessen Sprengel das 
betreffende Gut liegt, auszuüben.^^) Hier 
fällt also der priv. Realgerichtssprengel mit 
dem weiteren CoUegialgerichtssprengel und 
nicht mit dem Tabulargerichtssprengel zu- 
sammen, 
c) Die priv. Causalg?erichts barkeit in folgen- 
den Streitsachen, und zwar: *^ 
a) In* Handels- und Wechsel- (und bezw. 
auch See-) Streitigkeiten, insoferne 
die Landes- und Kreisgerichte in Handels- 
senaten zugleich als Handelsgerichte zu 
fungiren haben, was niit Ausnahme der 
Landesgeriche in Wien, Prag und Triest 
allgemein der Fall ist. Der Umfang der 
Handelsgerichtsbarkeit wird bei den Handels- 
gerichten (unten, No. 2) besprochen. Die 
Handelsgerichtsbarkeit ist auf den weiteren 
CoUegialgerichtssprengel beschränkt. 
ß) Iji B^ergstreitigkeite n. insoferne ein- 
zelne CoUegialgerichte berufen sind, inner- 



22) § 56 J.N., vgl. § 50 Entw. 

23) § 11 Eisb.RG.,.§ Q^ J.N., vgl. § 2 Entw. 

^) M.Vdg. V. 17. Mäa-z 1860 N. 67 R.G.Bl. Vgl. oben Note 9» 
25) § 50 lit. a. J.N. 
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halb der ihnen zugewiesenen, meist über 
den weiteren CoUegialgerichtssprengel be- 
deutend erweiterten Berggerichtssprengel die 
Berggerichtsbarkeit auszuüben. Der Um- 
fang der Berggerichtsbarkeit ist im § 65 
J. N. casuistisch geregelt.^ß) Im Allgemeinen 
gehören Streitigkeiten über die im Berg- 
rechte geregelten Thatsachen und Verhält- 
nisse hierher. 

Y) In Ehestreitigkeiten , nämlich in Rechts- 
streitigkeiten, welche die Ungiltigerklärung 
und Trennung der Ehe, sowie die uneinver- 
ständliche Scheidung von Tisch und Bett 
betreifen,27) sowie in Prozessen, durch welche 
zum Zwecke der Auflösung der Ehe ein 
Zeugenbeweis über den erfolgten Tod eines 
vermissten Ehegatten hergestellt, oder die 
Todeserklärung des vermissten Ehegatten 
bevnrkt werden soll.^^) Die Ehegerichts- 
barkeit ist stets auf den weiteren CoUegial- 
gerichtssprengel beschränkt. 2^) 

d) In Lehensstreitigkeiten. Ist der Landes- 
fürst dabei betheiligt, so gehören dieselben 



26) Kürzer als § 66 J. N. fasst sich der Entw. v. 1876 in § 2 : Streitig- 
keiten über die im Bergrechte geregelten Verhältnisse der Bergbau- 
unternehmer untereinander, sowie zu ihren Beamten, Bevollmächtigten und 
zu den Bruderladen, dann zu den Besitzern anderer unbeweglicher Güter, 
femer der Gewerkschaften zu ihren Mitg^ewerken und der Bruderladen zu 
ihren Bruderladgenossen. — Ausgenommen hievon sind Besitzstörungs- 
streitigkeiten sowie Streitigkeiten aus dem Dienstvertrage zwischen Werk- 
besitzem und den von ihnen beschäftigten Arbeitern (ebenso §§ 67, 68 J.N.)- 
Nach dem Entwürfe gehört die Berggerichtsbarkeit ebenso wie die Handels- 
gerichtsbarkeit zur allg. Gerichtsbarkeit , welche von alfen Gerichten aus- 
zuüben ist. 

2^ § 14 lit. a. J.N. Ebenso § 22 N. 2 Entw. 

28) § 88 J.N. Ebenso § 22 N. 3 Entw. 

2^) Nach § 22 N. l Entw. sollen auch Streitigkeiten, welche die Aner- 
kennung oder Bestreitung der ehelichen Abstammung betreffen, vor die 
Landes- und Kreisgerichte als Sondergerichte gehören. 

24* 
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vor die Landesgerichte und sonst stets vor 
die Realinstanz der betreffenden Lehens- 
grundstücke.^^) 

e) In F ideicommis s Streitigkeiten haben 
die Fideicommissgerichte in der Regel einen 
grösseren, oft das ganze Reich umfassenden 
Sprengel. Für ältere Fideicommisse fongirt 
der Gerichtshof am Sitze der früheren 
Fideicommissbehörde, und sonst der in dem 
betreffenden, die Errichtung des Fidei- 
commisse s bewilligenden Gesetze als Fidei- 
commissgericht bestellte Gerichtshof.^^) 

I^ Concursstreitigkeite n, d. h. in Pro- 
zessen wegen angemeldeter, noch nicht ent- 
schiedener, bezüglich ihrer Liquidität oder 
Rangordnung bestrittener Concursforderun- 
gen. Diese Prozesse gehören stets vor das 
Concursgericht, u. ?. je nachdem der Concurs 
ein kaufmännischer, bergmännischer oder 
gemeiner Concurs ist, vor das Handels-, 
Berg- oder allgemeine CoUegialgerujht , in 
dessen weiterem Gerichtssprengel.^^) 

7j) In Grundstreitigkeiten ausdemUnter- 
t h a n s v e r h .alt n i s s e in tjalizien und in der 
Bukowina, 3^) welche vor die allg. Gerichts- 
fiöfe in deren weiterem Gerichtssprengel 
gehören. •'^) 

d) In Executionssachen, sofern es sich um 



3Ü> 



§ 14 lit d. 39 J.N., § 12 der M.Vdg. v. 9. Januar 1853 N. 10 
R.G.Bl. u. M.Vdg. V. 17. März 1860 N. 67 R.G.Bl. — Vgl. §§ 22 N. 6 u. 
40 Abs. 2 Entw. . 

31) §§ 14 lit. e., 38, 89 J.N., vgl. Ges. v. 13. Juni 1868 N. 61 R.G.BL 
— Ebenso § 22 N. 5 u. § 40 'Abs. 1 des Entw. 

32) §§ 7, 126, 132, 134, 58, 191, 199 ff. Conc.O. § 76 J.N. Ebenso 
§41 Entw. 

33) M.Vdg. V. 24. Oct. 1860 N. 149 R.G.B1. 

3^) Nach § 22 N. 6 des Entw. wird auch die Syndicatsklage vor die 
Landes- und Kreisgerichte gehören (vgl. dagegen § 8 Synd.Verf.) 
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die Bewilligmig der Execation ausländi- 
scher Erkenntnisse und ausserdem über- 
haupt um die Bewilligung des 1. Executions- 
grades und um die Exscindirungsklage, 
sowie unä die vorläufige Sistirung der 
Execution oder um die Entscheidung 
über die Erlöschung des Executionsrechtes 
in jenen Fällen handelt, in denen ein 
allg. Collegialgericht das ürtheil gefällt 
hat oder^ (sofern es sich nicht um 
die Execution Bines civilgerichtlichen Ur- 
theile^nandelf) zu fällen^emen gewesen 
w&teÜ^^^^^^Wese Gerichtsbarkeit beschränkt 
sich auf den weiteren Gerichtssprengel. 
2. Die Hande lsgerichte in Wien, Prag und Triest haben 
^innerhalb der betrefTenden^ wetteren Laudesgerichts- 
Sprengel ausschliesslich, und sonst die Landes- und 
Kreisgerichte als Handelsgerichte innerhalb 
ihres weiteren Gerichtssprengeis neben ihrer sonstigen 
Jurisdiction^^) folgende Gerichtsbarkeit: 
a) Die Handelsgerichtsbarkeit, insofern dieselbe 
nicht vor die Bagatellgerichte gehört. Bemerkt wird, 
dass übrigens die Handelsgerichtsbarkeit den Handels- 
gerichten und Handelssenaten nicht ausschliesslich 
überwiesen ist, und daher auch von den (allg.) Be- 
zirksgerichten in deren Sprengel ausgeübt werden 
kann.'^'^) Zur Handelsgerichtsbarkeit gehören: 
d) Streitigkeiten über Handelssachen,^^) d.h. 
über die im H..G.B. rechtlich geregelten That- 






>:\ 




^) §§ 69—72 J.N., vgl. §§ 748, 793 f., 798 des Entw. 

3ß) § 57 J.N. Ebenso §§ 2 u. 23 Entw. 

'') §§ 57, 59—61 J.N. Nach §§ 2 u. 21 Entw. gehören die Handels- 
sachen, wenn der Werth des Streitgegenstandes 300 fl. nicht übersteigt, 
unbedingt vor die Einzelgerichte, u. z. am Sitze der CoUegialgerichte vor 
die Handelsrichter (vgl. §§ 2, 23 u. 19 Entw.). 

§ 39 E.G. z. H.G.B. 
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Sachen und Verhältnisse mit folgenden Modi^ 
ficationen : 
aa) Streitigkeiten ansdenabsolntenHandels-^ 
geschäften des Art. 271 H. G. B. gehören 
blos dann zur Handelsgerichtsbarkeit, wenn 
sie auf Seiten des Beklagten Handels^ 
geschäfte sind, also dann, wenn der 
Beklagte nach Abs. 1 des Art. 271 der 
Speculationskäufer , nach Abs.. 2 der Lie- 
ferant, nach Abs. 3 der Versicherer, die 
Versicherungsanstalt, und nach Abs. 4 der 
Seeschiffer oder Bodmerei- Darlehensgeber 
ist;39) 
ßß) Streitigkeiten aus den relativen Handels- 
geschäften der Art. 272 und 273, wenn 
der Beklagte eine Handelsgesellschaft oder 
ein Kaufmann ist, dessen Firma factisch 
im Handelsregister eingetragen ist;*^) 
yy) Streitigkeiten zwischen dem Principal und 
seinen Handlungsgehilfen und Lehr- 
lingen, insofern sie nicht vor die Genossen- 
schaftsvorstehung, die polit. Behörden oder 
vor Gewerbegerichte gehören.'*^) 
y8) Streitigkeiten, welche dieVeräusserungeine& 
bestehenden Handelsgewerbes, sowie die 
Berufsgeschäfte der Wäger, Messer 
und anderer Personen betreffen, welche zur 
Vornahme und Bestätigung von Verrichtungen 
bestellt sind, die jenen der Handelsmäkler,, 
der Wäger und Messer ähnlich sind.*^) 
;') Streitigkeiten aus Börsengeschäften, sofern 
sie nicht vor das Börsenschiedsgericht gehören.*^) 



3^ § 38 E.G. z. H.G.B. Abs. 1. 

<<0 § 38 E.G. z. H.G.B. Abs. 2. 

**) Vgl. oben § 3 dieses Lehrb. S. 38 ff. 

*2) § 39 E.G. z. H.G.B. 

*3) §§ 6, 14 des Börsenges. — Vgl. oben § 3 S. 34 lit. b. 
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8) Streitigkeiten betreflfs Ersatzleistung wegen der 
durch Ereignnngen auf Eisenbahnen herbei- 
geführten körperlichen Verletzungen und Töd- 
tungen von Menschen.*^) 

e) Concursstreitigkeiten bezüglich der im 
kaufmännischen Concurse angemeldeten For- 
derungen.*^) 

b) Pifi_.WeßhÄ4lg^richt&bar.keit. Diese gehört 
ausschliesslich vor die Handelsgerichte, u. z. auch 
dann, wenn der Werth des Wechselstreitgegenstandes 
noch so klein, eine Bagatellsache unter 50 fl. ist. 
Hieher gehören Streitigkeiten aus Wechselverpflich- 
tungen, also nicht die Bereicherungsklage, dagegen 
aber Streitigkeiten wegen derWechselsicherstellung.*^) 

c) Den CoUegialgerichten in Triest, Zara, Spalatto, Ragusa 
und Cattaro steht als Seegerichten zugleich die 
Seegerichtsbarkeit zu, welche die im §§ 61 und 63 
J.N. aufgezählten Streitigkeiten umfasst, von denen 
jedoch die meisten als Handeisstreitigkeiten erschei- 
nen und insofern zur Handelsgerichtsbarkeit gehören. 

3. Das Ober sthof mar schall am t in Wien hat die privi- 
legirte Personalgerichtsbarkeit (über* alle persön- 
lichen Klagen, sowie über alle dinglichen Klagen 
[mit Ausnahme der Besitzklagen], welche sich auf 
bewegliche Sachen beziehen, sie mögen zur allge- 
meinen oder zur priv. Causalgerichtsbarkeit gehören) 
gegen die Mitglieder des Kaiserlichen Hauses, mit 
Ausschluss des Kaisers (als Eximirte), sowie 
gegen Exterritoriale, als Beklagte auszuüben. 
Bezüglich der Realgerichtsbarkeit im w. S. (jene in 
Besitz- und Bestandstreitigkeiten nicht ausgeschlossen) 
besteht für diese privilegirten (eximirten und exterri- 
torialen) Personen keine Ausnahme und unterstehen sie 



^) G. V. 5. März 1869 N. 27 R.G.B1. § 3. 
«) §§ 7^ 126, 132, 134, 191, 199 Conc.O. 

*6 §§ 57 u. 60 J.N., § 4 Bag.Verf. Art. 83 W.O., J.M.V. v. 18. Juli 
1859 N. 132 R.G.B1. 



372 Zuständigkeit der Gerichte, 

in dieser Beziehung, sowie als Kläger überhaupt der 
allgemeinen und bezw. der sonstigen besonderen Gerichts- 
barkeit*^) 
4. T)m allg-ftTTiP.inj^Tj Rjajz-Lc[f ^g-g^i'/»ii4^o48) haben in 

lüren ftprengeln die allgemeine Uencntsbarkeit in 
allen jenen Streitsachen auszuüben , welche nicht vor 
die im vorhergehenden besprochenen Sondergerichte 
gehören, und auch nicht den Bagatellrichtem zuge- 
wiesen sind. Namentlich steht ihnen die Tabular- und 
R ealg.ericMskarrk.eit*^)-ubar alle.nic ht privilegirten 
Immobilien^?), sowie die Gerichtsbarkeit in Ejß.aitz- 
und Bestapdstreitigkeiten bezüglich aller (also 
auch privilegirter) in ihrem Sprengel gelegenen Immo- 
bilien, sowie in Besitzstreitigkeiteu bezüglich beweglicher 
Sachen zu.^^) Sireitsachen, welche nicht zur besonderen 
Gerichtsbarkeit gehören, fallen ohne Rücksicht a uf 
ihrftn jopI] pft hnhft.n Werth der GencEIsEancSOeTBe^ 
zlrKsgencEtSTnaöheiTTrr^^ 'SBrSligkeiten aus dem Dienst- 
vertrage zwischen Werkbesitzern und Bergarbeitern 
gehören nicht zur Berggerichtsbarkeit, sondern zur allge- 
meinen Gerichtsbarkeit der Bezirksgerichte.^^) Han- 
delsstreitigkeiten können, wie früher bemerkt 
wurde, auch vor die Bezirksgerichte gebracht werden.^*) 
In Ehestreitigkeiten sind die Bezirksgerichte be- 



*^ Hofd. V. U. Juli 1815 N. 1159 J.G.S. u. Art. V. Jur.Norm. — 
Vgl. §§ 54 u. 55 des Entw. 

*^ Vgl. Ger. Zeitung 1850 S. 4 fF. 

*®) §§ 49 lit. c. u. 50 lit. c. J.N. Vgl. dagegen § 49 Entw. u. oben 
Note 19. 

^) Privilegirte Immobilien sind, wie früher erwähnt würde: land- und 
lehentäfliche, sowie Fideicommissgüter, Eisenbahngrundstücke und Bergwerke. 

^0 §§55,. 67 J.N. Ebenso § 20 N. 1 u. 2 und §§ 51, 52 Entw. 
G. Zeit. 1851 S. 6 ff., 244. 

^^ Nach dem Entw. v. J. 1876 gehören blos Streitsachen bis 300^ fl. 
Werth vor die Bezirksgerichte, vgl. unten Note 59 ff. 

.^3) § 68 J.N., § 2 Entw. 

^) §§ 57, 59—61, 63 J.N., vgl. hiezu §§ 2, 19, 21, 23 des Entw. u. 
oben Note 37. 
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rechtigt, über das Gesuch um vorläufige Bewilligung 
eines abgeson derten Wo hnortes iuf "den gefährdeten 
TEeiT und um den Auftrag an den anderen Ehegatten 
zur Entrichtung^ des anständigen Unterhaltes zu ent- 
scheiden.^^) Der Beweis zum ewigen GedÄcJitnisse 
kann bei Gefahr am Verzuge, oder wenn das zustän- 
dige Erkenntnissgericht zur Zeit noch unbekannt ist, 
auch von Bezirksgerichten, in deren Sprengel er vor- 
zunehmen ist, aufgenommen werden.^) Aehnlich sind 
diese Gerichte berechtigt, auch in Streitsachen, welche 
der Sondergerichtsbarkeit angehören, den Personal- 
und Realarrest, sowie andere mit tl^rwpiiligp Vnr- 
kehrufiyen zn verfügen; auch haben sie ausschliesslich 
bedin gte 7 ahl^^"Sffbfifftb1,<; im Mahnverfahren zu 
erlassen.^'') In Böhmen ist einigen Bezirksgerichten 
die Gerichtsbarkeit in Elbeschifffahrtsstreitig- 
k ei teil überwiesen.^) 
5. Die städtisch-delegirten Bezirksgeri chte haben 
im engeren Sprengel der CoUegialgerichte , an deren 
Sitz sie bestellt sind, neben den Bagatellrichtem einen 
Theil der allgemeinen Gerichtsbarkeit dieser Ge- 
richte auszuüben, und zwar: 

a)^ in Streitigkeiten wegen bestimmter, allenfalls alter- 
nativ geforderter Geldsummen, welche ohne Zin- ^y ., 
sen und andere Nebengebühren über 50 fl. bis / ^ 
500 fl. ö. W. betragen und nicht aus» einer höhe- 
ren Forderung herrühren ;^^) ^ 
b) in Streitigkeiten wegen Anerkennungeines Rech- / 



• ti'!*!«'» l<tf\' ^t 



^) § um. a. J.N. ?^Ul^l^ 

'^ § 35 J.N. Ebenso § 328 Entw. 

s') § 46 J.N., §§ 3, 20 Mahn-V., vgl. §§ 730, 575 Entw. \"" kh'- 

^ In Melnik, Lobosic, Staudniz, Aussig u. Teschen, (Böhm. L. G. v. ^ / - ; ^ 

81. Aug. 1868 N. 24 L.G.Bl. Hofd. t. 2. Dec. 1845 N. 912 J.G.S.). 

^ § 15 lit. a. J.N. Ges. v. 1. März 1876 N. 23 R.G.B1. u. § 2 C.P.N. 
V. J. 1874. — Nach dem Entwürfe v. J. 1876 gehören die der allg. Gerichts- 
barkeit angehörigen Streitigkeiten über yermögensrechtliche Ansprüche 
überhaupt, wenn der Werth des Streitgegenstandes den Betrag von 300 fl* 
nicht übersteigt, vor die Bezirksgerichte (§§ 16 ff. Entw.). 
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tes auf wiederkehrende Leistungen, deren jährlicher 
Betrag bei unbeschränkter Dauer des Rechtes über 
2 fl. 50 kr. bis 25 fl. Ö.W. und bei (allenfalls 
auf Lebenszeit) beschränkter Dauer desselben über 
5 fl. bis 50 fl. Ö.W. beträgt; 60) 

c) in Streitigkeiten aus Mi et h- und Pachtverträgen 
bezüglich unbeweglicher und gesetzlich für unbeweg- 
lich erklärter Sachen, Schiffsmühlen und anderer auf 
Schiffen errichteter Bauwerke,^^) sofern es sich nicht 
blos um die Eintreibung des Bestandzinses im Be- 
trage bis zu 50 fl. handelt; 62) 

d) in Besitzstreitigkeiten, sowohl bezüglich be- 
weglicher als auch unbeweglicher Sachen ;63) 

e) in Streitigkeiten aus Dienst- und Lohnverträ- 
gen zwischen Privatlehrem, Dienstboten und ihren 
Dienstgebem, ferner zwischen Bergarbeitern und 
Werksbesitzem,^*) weiter zwischen Gesellen, Lehr- 
jungen und Arbeitern und deren Arbeitgebern, in- 
sofern nicht die Genossenschaftsvorstehung, die po- 
litische Behörde, ein Gewerbegericht oder das Handels- 
gericht competent ist;^^) 

f) in Streitigkeiten zwischen Wirthen, Schiffern, 
Fuhrleuten einerseits und ihren Gästen, Reisenden 
und Aufgebern andererseits über ihre gegenseitigen 
Verbindlichkeiten und die Haftung der Ersteren für 
die von ihnen und ihren Dienstleuten übernommeoen 



^) §§ 15 lit. b. J.N., § 7 Bag.Verf. Ges. v. 1. März 1876 § 2 C.P.N. 
V. 1874. — Aehnlich — im Verhältniss zum Betrage von 300 fl. — der 
Entw. § 18. 

«^) § 1 Bestandverf. — Vgl. §§ 20 N. 2 u. 52 Entw.. 

«^ § 4 Bag.Verf. (S. dagegen § 19 Entw.). 

«=*) § 55 J.N., vgl. §§ 20 N. 1 u. 51 Entw., wo (in § 20) der Wasser- 
rechts-Besitzstreitigkeiten ausdrucklich gedacht ist. Bezüglich der gegen- 
wärtigen Competenz in Wasserrechts-Besitzstreitigkeiten s. oben S. 40 zu 
Note 32 u. diese Note. 

") § 68 J.N., § 2 Entw. 

ßs) § 15 lit. d. J.N., §§ 39, 40 E.G. z. H.G.B., vgl. oben § 3 S. 34 ff. 
dieses Lehrb., vgl. § 20 N. 3 Entw. 
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Sachen, sofern nicht die Gerichtsbarkeit des Han- 
dels- oder Seegerichtes eintritt;^) 
g) die Erlassimg bedingter Zahlungsbefehle im 

Mahnverfahren f^) 
h) die Bewilligung provisorischer Sicherstel- 
lungsma SS regeln (Arrest, Verbot, Sequestra- 
tion) :68) 
i) dem städtisch-delegirten Bezirksgerichte in Leitme- 
ritz steht auch die Gerichtsbarkeit in Elbeschiff- 
fahrts-Streitigkeiten zu. 6^) 
6. Den Bagatellrichtern^^ ) ist im Sprengel des all- 
gemeinen und bezw. städtisch-delegirten Bezirksgerichtes, 
bei welchem sie bestellt sind, die Verhandlung und Ent- 
scheidung (nicht auch Execution) von Bagatellsachen zu- 
gewiesen, welche Geldsummen betreffen und entweder 
der allgemeinen oder der privilegirten Personalgerichts- 
barkeit der Landes- und Ereisgerichte oder nach §§ 38 
und 39 E.G. z. H.G.B.'^i) (j^j. Handelsgerichtsbarkeit an- 
gehören. Ausgeschlossen sind von ihrer Gerichtsbar- 
keit Streitsachen, welche überhaupt der (allgemeinen 
oder privilegirten) Realgerichtsbarkeit oder einer 
anderen priv. Causalgerichtsbarkeit als der Han- 
delsgerichtsbarkeit nach §§ 38 und 39 E.G. z. H.G. 
angehören. Weiter sind ausdrücklich als nicht zur 
Bagatellgerichtsbarkeit gehörig erklärt worden: An- 
sprüche, welche im Wege des Mandatsprozesses 
geltend gemacht werden, und Bestandstreitigkeiten, 
welche nicht blos die Eintreibung des Bestandzinses 
betreffen. ''2) 



66> 



») § 15 lit. e. J.N. — Vgl. § 20 N. 4 Entw., welcher in N. 5 auch 
die aus der unehelichen Vaterschaft entspringenden Ansprüche vor die 
Bezirksgerichte verweist. 

^0 §§ 3, 20 Mahnverf. — Ebenso § 575 Entw. 

^) § 46 J.N., vgl. § 730 Entw. 

^®) Vgl. oben Note 58. 

^")- Welche im Entwürfe entfallen (§ 19 desselben). 

^0 S. oben S. 369 f. unter III. 2. a. a. ß, 

'^ §§ 1—4 Bag.Verf. 
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Als Bagatellsachen sind erklärt: 

a) Streitigkeiten wegen bestimmter, allenfalls alter- 
nativ geforderter Geldsummen, welche ohne 
Zinsen und andere Nebengebühren 50 fl. Oe. W. 
nicht übersteigen, und auch nicht aus einer höheren 
Forderung herrührenJ^) 

b) Streitigkeiten wegen Anerkennung eines Rechtes 
/ / ' . \ auf wiederkehrende Leistungen, deren jährlicher Be- 
trag bei unbeschränkter Dauer des Rechtes 2 fl. 
50 kr. Oe. W. und bei (allenfalls auf Lebensdauer) 

^^ ~ { beschränkter Dauer desselben 5 fl. Oe. W. nicht über- 

steigt.7*) 

7. Den Handelsbagatellgerichten in Wien, Prag und 
Triest ist in Bagatellsachen blos die Handels- 
gerichtsbarkeit nach den §§ 38 und 39 E. G. z. H. G.B. 
sowie ausserdem die Erlassung von bedingten Zah.- 
lungsbe fehlen nach dem Mahnverfahren auf Grund 
eines diesfälligen in der Klage gestellten Begehrens, 
in diesen Handelssachen überwiesen. 7^) 

8. Den österreichischen Consulargerichten im osmani- 
schen Reiche steht theils die gesammte (allgemeine 
und besondere) theils eine blos beschränkte Gerichts- 
barkeit zu. Im Allgemeinen haben sie blos die Gerichts- 
barkeit gegen österreichische Staatsbürger und Schutz- 
genossen als Beklagte auszuüben. Deshalb sind sie 
auch über eine Widerklage nur dann zur Ausübung 
der Gerichtsbarkeit berechtigt, wenn der in der Wider- 
klage Beklagte, also der Kläger der Vorklage, ein 
österreichischer Staatsbürger oder Schutzgenosse ist. 

Die gesammte Gerichtsbarkeit haben nur die General- 
consulate, die Consulate und einzelne Viceconsulate auszuüben. 
Den Viceconsulaten in Sophia, Aleppo und Damaskus, sowie 
den Cousularagentien steht dagegen die Gerichtsbarkeit nur in 



^3) § 1 Bag.Verf. - Ges. v. 1. März 1876 N. 23 R.G.Bl, § 15 J.N. 
'*) § 7 Bag.Verf., § 15 lit. b. J.N., vgl. auch § 18 Entw. 
^5) § 2 Bag.Verf., § 20 Mahn- Verf., vgl. oben III. 2. a. a. ß. 
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Streitsachen wegen (allenfalls alternativ geforderter) Geld- 
summen bis 525 fl. Oe. W. mit Ausnahme von Wechsel- 
forderungen zu.'c) In Egypten verbleibt („vorläufig auf fünf 
Jahre") den österreichischen Consulargerichten blos die Gerichts- 
barkeit in Sfcatusfragen, sowie die Personalgerichtsbarkeit 
zwischen österreichischen Staatsbürgern und über religiöse, 
dem Schutze Oesterreichs unterstehende Anstalten als Corpo- 
rationen. In allen übrigen Streitsachen sind die im Jahre 1875 
errichteten internationalen Gerichtshöfe in Egypten competent.*^^) 

b) Die sachliche Zuständigkeit der Gerichte« 

§ 28. 

Der Inbegriff der Gerichtsbarkeit, welche im Allgemeinen \ 
einem jeden einzelnen Gerichte, mit Rücksicht auf die durch 
die Instanz, durch den Gerichtssprengel und durch die Ver- 
theilung der al^emeinen \nd^1^son^eren Gerichtsbarkeit ge- 
zogenen Grenzen (§ 27 dieses Lehrbuchs) zukommt, heisst der 
Wirkungskreis, oder auch die sachliche (^obiective) 
^ mipetenz dieses Gerichtes.^) 

Diese ist für die i. Instanz hier noch näher festzustellen, 

I. Allgemein gilt der Grundsatz: ubi coeptum est semel 
Judicium, ibi et finem accipere debet, und zwar auch 
dann, wenn die sachliche Zuständigkeit sich im Laufe des 
Rechtsstreites geändert hätte.^) 

Insbesondere gehören auch alle Vorbereitungshandlun- 
gen vor das Gericht, bei welchem die Hauptsache anhängig ist. 



1 






'«) M.Vdg. V. 31. März 1855 N. 58, v. 29. Januar 1855 N. 23, v, 
20. Juni 1856 N. 112, v. 17. Januar 1862 N. 8 u. v. 25. Juni 1865 N. 50 
R.G. Bl. — Der Entw. thut der Consulargerichte keine Erwähnung. 

'^ Ges. V. 20. Januar 1875 N. 12 u. k. Vdg. v. 18. Dec. 1875 N. 153 
R.G.B1. 

^) Vgl. Haimerl CompetenzYorsGhriften S. 17 ff., Endemann das d. 
C.P.R. 1868 S. 126 u. Endemann der d. C.P. 1878 S. 220. Vgl. auch 
§§ 16 ff. des ost. Entw. einer C.P.O. v. 1876. 

^ § 6 J.N. Vgl. Wetzen S. 477 f., Endemann d. C.P.R. S. 237, 
Renaud S. 72, Bülow Prozesseinreden S. 93. Als Ausnahme erscheinen 
die Concursstreitigkeiten, vgl. unten den Text unter III. 2. S. 382. 



378 Zuständigkeit der Gerichte. 

oder geltend gemacht werden soll. Daher sollen namentlich 
auch die Gesuche um Zulassung des Beweises zum ewigen 
Gedächtniss — soferne nicht Gefahr im Verzuge ist, oder das 
für den Prozess zuständige Gericht zur Zeit noch nicht bekannt 
ist, — ebenso wie — wenigstens electiv — Gesuche um Bewilli- 
gung provisorischer Sicherstellungsmassregeln (Personal- und 
Realarrest) bei dem für den betreffenden Rechtsstreit sachlich 
zuständigen Gerichte eingebracht und entschieden werden.*^) 

Die einzelnen Incidenzstreitigkeiten, welche wäh- 
rend eines bereits anhängigen Prozesses entstehen, sind stets 
bei dem Prozessgerichte zu verhandeln und zu entscheiden ; dies 
gilt namentlich auch von dem (Restitutions-) Prozesse 
behufs Wiedereinsetzung in den vorigen Stand.*) 

Was die Erklärung der Vollstreckbarkeit eines Anspruches 
(bezw. Urtheiles, gerichtlichen Vergleiches u. s. w.) oder wie 
der gesetzliche Ausdruck ist, die Bewilligung des ersten 
) Exeoutionsgrades und die Durchführung der Execution 
(zur Befriedigung oder Sicherstellung) anbelangt, so gilt wohl 
auch der Grundsatz, dass hierzu nur das Erkenntnissgericht 
sachlich zuständig sei.^) Von diesem Grundsatze bestehen 
\ jedoch mehrere Ausnahmen : 

1. Der erste Executionsgrad ist in folgenden zwei 
Fällen nicht von dem Erkenntnissgerichte, sondern von 
dem zur Execution berufenen GerichtiB zu bewilligen 
und zwar: 

a) auf Grund von ürtheilen über die Syndicats- 
klage ;6) 

b) auf Grund von ürtheilen der Consulargerichte 
im osmanischen Reiche, welche in einem anderen 
Sprengel, als jenem des Erkenntnissgerichtes voll- 
zogen werden sollen.*^) 



3) §§ 35, 46 J.N. Haimerl Competenzvorschriften S. 62 f., 76 ff. 

*) § 36 J.N. Haimerl S. 63 f. 

^) §§ 69 u. 9 J.N. Haimerl S. 141 ff. 

«) § 18 Synd. Verf. 

') § 10 der Vdg. v. 31. März 1855 N. 58 R.G.Bl. 
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2. Die ExecutioB ist in folgenden Fällen nicht vom^Er- 
kenntnissgerichte durchzuführen: 

a) wenn es sich um die Execution eines über die 
Syndicatskl age gefällten ürtheils handelt, in 
welchem Falle die Execution jenem Gerichte I. Instanz 
zusteht, in dessen Sprengel die Execution stattfinden 
soll ;8) 

b) wenn die Eif p tmti^n ft n?sf? rhftH> d f ^p f i rmr ihtP^ 
sprengeis des Erkenntnissgerichtes durchzuführen 
ist, in welchem Falle jenes Gericht, in dessen 
Sprengel die Execution zu vollziehen ist, um deren 
Vornahme angesucht werden muss;^) 

c) wenn es sich um die Execution a uf Immobilien 
handelt, in welchem Falle stets die Realinstanz u nd 
b ezw. die Tabularinstanz die Execution zu vollziehen 

at.^^) Aus diesem Grunde können städtisch- 
delegirte Bezirksgerichte stets nur die Mo- 
biliar- und nicht auch die Immobiliar- Execution 
^ vomehmen.ii) 

d) Den Gerichtshöfen I. Instanz — als Sonder- 
gerichten — ist zur Pflicht gemacht, die MoJiiUar- 
Ex^ß^jitijoxi in allen Fällen, in denen es den Par- 
teien zur Erleichterung gereicht, durch die in ihrem 
weiteren Sprengel gelegenen Bezirksgerichte vor- 
nehmen zu lassen.i2) 

n. Im Allgemeinen erscheint der Wirkungskreis eines 
jeden Gerichtes zwar genau abgegrenzt, nichtsdestoweniger 
können aber im einzelnen Falle für eine und dieselbe Streit- 
sache zwei oder mehrere verschiedene Gerichte als sachlich 
j zuständig erscheinen, so dass also eine Concurrenz zwischen 

P dem Wirkungskreise oder der sachlichen Competenz zweier 



«) § 18 Syiid.Verf.* 

9) § 10 J.N. Haimerl S. 17 ff.' 

10) §§ 9, 49, 51 J.N. Haimerl S.. 115 ff. 

11) § 69 J.N. Haimerl S. 141 ff. 
13) § 11 J.N. Haimerl S. 17 ff. 
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oder mehrerer Gerichte für eine und dieselbe Streitsache ein- 
tritt, i») 

1. Eine Concurrenz bezüglich der durch die Instanz be- 
grenzten sachlichen Zuständigkeit ist absolut nicht möglich. 

2. Eine Concurrenz in der durch die Eintheilung in 
Gerichtssprengel begrenzten sachlichen Zuständigkeit kann, 
abgesehen von den electiven Gerichtsständen (§ 29 dieses Lehr- 
buches), entstehen: 

a) wenn an einem Orte mehre gleichartige (städt. 
del. Bezirks-) Gerichte bestehen^*) oder 

b) wenn der betreffende für die Competenz entscheidende 
Ort an der Grenze zweier Gerichtssprengel liegt. 

In beiden Fällen steht dem Kläger die Wahl frei, bei 
welchem Gerichte er die Klage anbringen wolle, obwohl der 
letztere Fall (b) nur ganz speciell, nämlich für Theihmgs- und 
Grenzberichtigungsklagen und für Bestandstreitigkeiten bezüg- 
lich unbeweglicher Sachen ^^) geregelt ist. 

3. Eine Concurrenz in der durch die Vertheilung der 
allgemeinen und besonderen Gerichtsbarkeit begrenzten sach- 
lichen Zuständigkeit ist in allen jenen Fällen möglich, in denen 
eine Streitsache entweder unter verschiedene Arten der beson- 
deren Gerichtsbarkeit, oder zugleich unter eine besondere und 
unter die allgemeine Personal- oder Realgerichtsbarkeit fällt. 
In dieser Beziehung gelten folgende Grundsätze: 

a) Die ausschliessliche Gerichtsbarkeit eines Gerichtes 
geht jeder anderen Gerichtsbarkeit voran und ist daher 
die Klage bei jenem Gerichte auszutragen, welchem 
nach einer oder der anderen Seite der Streitsache über 
dieselbe die ausschliessliche Gerichtsbarkeit zusteht. 
Ausschliesslich ist, abgesehen von der Gerichts- 



^^) Im Allgemeinen spricht man blos von einer Concurrenz der ört- 
lichen Competenz (des ortlichen Gerichtsstandes), vgl. Wetz eil S. 510, 
Endemann S. 228, Renaud S. 108, Schmid S. 133. — Dabei übersieht 
man, dass auch eine Concurrenz der sachlichen Zuständigkeit möglich ist. 

^^) § 30 J.N. Die Theilung der Bezirksgerichte in Abtheilungen, von 
welcher § 30 J.N. spricht, ist entfallen. 

15) § 53 J.N. u. § 1 Bestand- Verf., § 49 letzter Abs. Entw. 
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barkeit über die Syndicatsklage,^^) blos die allg. und 
die priv. Real- und Tabulargerichtsbarkeit, die priv. 
Cansalgerichtsbarkeit mit Ausnahme der Handelsgerichts- 
barkeit, die Gerichtsbarkeit des Obersthofmarschallamtes, 
sowie die Gerichtsbarkeit in Besitz- und Bestandstreitig- 
keiten und endlich die Mahn- und Bagatellgerichts- 
barkeit.^'^) 
b) Steht über die betreffende Streitsache keinem Gerichte 
oder steht darüber mehreren Gerichten die ausschliess- 
liche Gerichtsbarkeit zu, so sind die verschiedenen 
Arten der Gerichtsbarkeit in folgender Reihenfolge 
ausschlaggebend : 

fit) die Gerichtsbarkeit in Besitz- und Bestandstrei- 
tigkeiten, ^®) 
ß) die allg. und die priv. Real- und Tabulargerichts- 
barkeit,^^) 
;') die priv. Gerichtsbarkeit desObersthofmarschall- 
amteSj^o) 

d) die priv. Cansalgerichtsbarkeit mit Ausnahme 
der Handelsgerichtsbarkeit,^!) 

e) die Mahn- und Bagatellgerichtsbarkeit,^^) 
Q die priv. Personalgerichtsbarkeit der Landes- 
und Kreisgerichte,^^) 

rf) die Handelsgerichtsbarkeit, welche im Allge- 
meinen der allgemeinen Gerichtsbarkeit gleichsteht 



*ß) § 8 Synd-Verf., § 44 Entw. 

1^ §§ 14, 32, 38, 39, 42, 48, 53, 55, 60, 65, 66, 70, 76 J.N. Art. V. 
J.N. Hofd. V. 14. JuU 1815 N. 1159 J.G.S. §§ 58, 193 CO. § 1 Besitz- 
Vert § 1 Bestand -Verf. §§ 3, 20 Mahn-V. § 1 Bag.Verf. — Vgl. §§ 22 
Abs. 2, 20 letzter Absatz, 54, 55, sowie § 2 des Entw. 

1«) § 55 J.N. § 1 Besitz-Verf. § 1 Bestand-Verf. Vgl. § 20 letzter 
Abs. u. §§ 54, 55 Entw. 

*^ §§ 49 ff., 52, 14 lit. b. c. J.N., vgl. Hofd. v. 14. Juü 1815 N. 1159 
J.G.S., vgl. §§ 49, 54, 55 Entw. 

^) Hofd. V. 14. Juli 1815. — Art. V. J.N. — Vgl. §§ 54, 55 Entw. 

^*) § 14, b. c. J.N. — § 22 Entw. 

^ § 1 Bag.Verf. §§ 3, 20 Mahn-V. 

^ § 14 lit. b. c. J.N. 

T. Canstein, Oesterreichisches Civilprosessrecht 25 
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und auch von den allg. Bezirksgerichten ausgeübt 
werden kann.^) 

III. Eine eigenthümliche Modification der sachlichen 
(objeetiven) Competenz der Gerichte tritt 

1, bezüglich der ^^^^fiflft^ ff^'fT^" ^^^ ^ ^ r fi d 1 ti a f^ j ^ fi ftJJ « 
ein. Alle Erbschafts-, Erbrechts- und Erbtheilungs- 
kls^en, sie mögen auf der gesetzlichen Erbfolge, auf 
einem letzten Willen oder auf einem Erbvertrage be- 
ruhen, dann alle Klagen, welche die Verlassenschafts- 
schulden, Vermächtnisse oder eine Schenkung auf den 
Todesfall betreffen, mü s s e n ^ sq_ lange^ dig^ Einantwor- 
tung des Nachlasses noch nicht erfolgt ist, bei dem- 
jenigen Gerichte (auch städt.-deL Bezirksgerichte) an- 
gebracht werden, bei welchem die Erbschaftsverhand- 
lung a nhängig ist.^^) 

2.'^Aehnlich sind bei dem Concursgericht e die einzel- 
nen Prozesse über die Richtigkeit und Rangordnung 
der diesfalls bestrittenen, im Goncurse angemeldeten 
Forderungen, sofern nicht Verwaltungsbehörden com- 
petent sind oder bereits ein Urtheil (auch nur 
. I. Instanz) vor der Concurseröffnung ergangen ist, an- 
hängig zu machen, bezw. fortzusetzen.^^) 

3. Ebenso sind endlich bei dem Pjcipillargerichte, 
welches eine Vermögensverwaltung angeordnet oder einen 
Vormund oder Curator angestellt hat, alle diese Ver- 
waltung, Vormundschaft oder Curatel betreffenden 
Prozesse anhängig zu machen.^^) 

IV. Die sachliche Zuständigkeit der Gerichte ist im All- 
meinen derart fest geregelt, dass im Grossen und Ganzen — 
abgesehen von der Begrenzung durch die Eintheilung in 
Gerichtssprengel — durch (einverständliche) Di spositio - 



^) §§ 59, 63 J.N. — Vgl. § 2 Entw. 
35) § 37 J.N. Vgl. § 39 Entw. 
*) §§ 7, 126-128, 134 Conc.Ordg. Vgl. § 41 Entw. 
»') Hofd. V. 14. Mai 1808 N. 840 J.G.S. §§ 200, 282 A.B.G.B. 
§ 42 Abs. 2 Entw. 



Vgl. 
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Ben der Parteien, die Gerichtsbarkeit eines Gerichtes nicht 
erweitert werden kann.^S) 

1. Bez üglich der ^ \irfih d'^ ^"ft^p? hftjrr^nrt^n sachlichen 
Zuständigkeit ist eine Aenderung durch Parteiendisposition ab- 
solut ansgegfibk^asasu 

2. Bezüglich der durch die Eintheilung in Gerichts- 
^^e n g e 1 ^^^grft^*^^^" °»^^V^hftn 7"«^^"^fgVftit iÄt griTn d - 

sätzlich eine Prorogatipii durch Uebereinkunft der Parteien 
alTge m e i n^ g estattet. Es können daher die Parteien durch 
ausdrückliches Uebereinkommen schon im Voraus für concreto 
Rechtsstreitigkeiten sich einem anderen, als dem nach der Ein- 
theilung in Gerichtssprengel sachlich zuständigen Gerichte unter- 
werfen. Diese Kegel erleidet nur bezüglich der zur allg. und priv. 
Immobiliar-Real- und Tabulargerichtsbarkeit gehörigen Streit- 
sachen, mit Einschluss der Besitz- und Bestandstreitigkeiten, 
sowie bezüglich der Execution auf Immobilien, eine durch- 
greifende Ausnahme, weil diese Gerichtsbarkeit immer ^on 
jenem Gerichte auszuüben ist, in dessen Sprengel die betreffen- 
den Immobilien gelegen sind und bezw. die Execution vollzogen 
werden soU.^) 

3. Bezüglich der durch die Verthei j^pg ^^^ allg, x\r\i\ priv. 
Gerichtsbarkeit begrenzten sachlichen Zuständigkeit ist im 
Allgemeinen eine Aenderung durch Parteiendisposition, also eine 
Prorogation, unzulässi g. Namentlich darf eine der allgemeinen 
Gerichtsbarkeit angehörige Streitsache nicht vor ein (ausschliess- 
liches oder theilweises) Sondergericht und ebenso wenig 
eine vor Einzelgerichte gehörige Sache vor Collegial- 
gerichte gezogen werden. Ebenso dürfen auch Streitsachen 
die ausschliesslich einer bestimmten Art von Gerichten zu- 
gewiesen sind (vgl. oben S. 381 f.), nicht vor eine andere Art 



^ Vgl. Wagner in Pratobevera's Material. 4. Bd. S. 235 ff., ßeatz 
der Gerichtsstand der freiwilligen Unterwerfung 1859, Wach im Arch. f. c. 
Prax. 62. Bd. S. 373 ff., Pitting das. 63. Bd. S. 222 ff., Busch das. 
19. Bd. S. 26ff., Wetzell S. 479ff., Endemann S. 230ff., Renaud 
S. 103 ff., Bayer S. 233, Schmid S. 125 ff. — Vgl. §§ 58, 59 Entw. 

^ §§ 49, 52, 55 u. 9'j.N. §^1 Besitz- Verf. § 1 Bestand- Verf. — 
Arg.Hofd. V. 14. Juli 1815 N. 1159 J.G.S. 

25* 
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der Gerichte gezogen werden.^O) Im osmanischen Reiche 
können österr. Staatsbürger nicht mit Erfolg auf ein fremde» 
Gericht prorogiren, sofern am Orte ein österr. Consulargericht 
besteht.81) 

Gestattet ist diesfalls eine Prorogation in Oesterreich 
nnr in folgenden Fällen: 

a) Streitsachen, welche nicht zur ausschliesslichen Gerichts- 
barkeit der Landes-, Kreis- und Handelsgerichte gehören 
(die also der allg. und priv. Personalgerichtsbarkeit der 
Landes- und Kreisgerichte oder der Handelsgerichts- 
barkeit angehören), können vor die allg. und städt. deL 
Bezirksgerichte gezogen werden.^^) 

b) Streitsachen, welche vor die allg. Bezirksgerichte ge- 
hören, können vor städt. del. Bezirksgerichte gezogen 
werden und umgekehrt.^^) 

c) Streitsachen wegen Geldforderung über 50 bis 500 fl . ö. W., 
welche vor die allg. oder städt. del. Bezirksgerichte und 
bezw. als Handelssachen (nach §§ 38 und 39 E.G. z. 
H.G.B.) vor die Handelsgerichte und Handelssenate 
gehören, können — jedoch nur auf Grund eines ur- 
kundlich nachgewiesenen Uebereinkommens — vor 
Bagatellrichter und bezw. vor Handelsbagatellgerichte 
gezogen werden. Als urkundliches üebereinkommen 
gilt hier übrigens schon die Annahme eined Fracht- 
briefes oder der in den Art. 301 und 302 H.G.B. ge- 
nannten Handelspapiere, wenn in denselben für den 
Streitfall die Unterwerfung unter das Bagatellverfahren 
erklärt ist.^*) 

V. Verschieden von der vertragsmässigen Prorogation ist • 
die Präclusion der Incompetenzeinrede,^^) welche darin 
besteht, dass ein an sich sachlich unzuständiges Gericht des- 



^) § 47 J.N. Haimerl S. 80 ff. 

51) § 10 der Vdg. t. 31. März J855 N. 58 R.G.B1. 

32) § 47 J.N. Haimerl S. 80 ff. 

33) § 47 J.N. Haimerl S. 80 ff. 
3*) § 6 Bag.Verf. 

3^) Vgl. insbes. Wach a. a. 0., Fitting a. a." 0. 
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halb far eine bestimmte Streitsache sachlich zuständig wird, 
weil der Beklagte die Incompetenzeinrede nicht rechtzeitig vor- 
gebracht hat. Auf diese Art kann mit Ausnahme von zwei 
Fällen stets ein sachlich unzuständiges Gericht sachlich zu- 
ständig, werden; die erwähnten zwei Ausnahmsfälle sind:^^) 

1. wenn die Verhandlung über die Ungiltigkeit oder 
Trennung einer Ehe vor einem Gerichte gepflogen 
wird, dem die Ehegerichtsbarkeit nicht zusteht, und 

2. wenn die Streitsache vor die Verwaltungsbehörden 
gehört. 

VI. lusofern eine Prorogation durch die Parteien unzu- 
lässig oder wegen Mangels der Uebereinstimmung der Parteien 
nicht möglich ist, kann in gewissen Beziehungen durch Delegat i o n 
eines höheren Gerichtes einem sachlich unzuständigen Gerichte 
für einen concreten Rechtsstreit die ihm fehlende Gerichtsbarkeit 
übertragen und so von Fall zu Fall seine sachliche Competenz 
erweitert werden. Da durch die Delegation dem betreflfenden 
Gerichte die nöthige Gerichtsbarkeit und nicht blos die ver- 
tretungsweise Ausübung derselben übertragen wird, so übt es 
sie im ei p^enen Namen ..and nicht im Namen des an sich 
sachlich zuständigen Gerichtes und ebensowenig im Namen des 
delegirenden höheren Gerichtes aus, da ja dem Letzteren diese 
Gerichtsbarkeit gar nicht zusteht.^^) 

Die Delegation erfolgt entweder aus Zweckmässig- 
keitsgründen oder wegen Inhabilität oder Verdächtig- 
keit (Befangenheit) des zuständigen Gerichtes (als Ganzen, 
oder seines Vorstehers oder endlich einer solchen Anzahl seiner 
Richter, dass die gesetzlich vorgeschriebene Zahl unbefangener 
Richter zur Bildung des SpruchcoUegiums nicht vorhanden ist.^^) 
Das delegirende höhere Gericht kann ein Gericht höherer 
Instanz, als es das an sich zuständige Gericht ist, nicht 
delegiren; dagegen kann es aber nicht blos eine Delegation 



^) § 48 J.N. Haimerl S. Söflf. 

^') Kämpfe Jurisdictio ordinaria, quasiord. mandata u. delegata 1876, 
Canstein Ztschrft. f. Rechtsgesch. 13. Bd. S. 491 ff., Wetzeil S. 403 ff., 
Endemann S. 152 ff., Renaud S. G6 ff., Schmid S. 62 ff. § 69 ff. Entw. 

38) §§ 7^ 8 j N. Haimerl S. 17 ff 
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aus einem Gerichtssprengel in einen anderen Gerichts- 
sprengel verfügen, sondern anch statt eines Einzelgerichtes ein 
Gollegialgericht I. Instanz und statt eines allgemeinen 
Gerichtes ein Sonder gericht delegiren, letzteres namentlich 
aus Opportunitätsgründen.^^) 

Die Delegation hat in den meisten Fällen durch ein ^ 

höheres Gericht zu erfolgen, für einzelne, häufiger vor- 
konmiende Fälle der Inhabilität eines Gerichtes (bezv^. dessen 
Vorstandes) hat jedoch schon das Gesetz^®) ein- für allemal 
die Delegation verfügt. 

Sofern die Delegation durch ein höheres Gericht zu erfolgen 
hat, ist sie in der Regel durch ein (beim höheren Gerichte 
einzubringendes) Gesuch der interessirten Partei zu voran- i 

lassen. Handelt es sich um die Inhabilität oder Befangen- 
heit des Gerichtes, so ist in dem sog. Perhorrescenzgesuch 
das zuständige Gericht von der Partei (durch Becusation) 
abzulehnen.*^) Soll die Delegation aus Zweckmässigkeitsgrün- 
den verfügt werden, so sind diese im Gesuche anzugeben.*^) 
Im Falle der Inhabilität des zuständigen Gerichtes hat indess 1 

das Gericht die Pflicht, von Amtswegen dem höheren 
Gerichte seine Anzeige zu machen.*^) 

Zur Delegation berechtigt ist: 

1. Der oberste Gerichtshof: 

a) in allen Fällen, in denen statt eines Oberlandes- ^ 
gerichtes ein anderes Oberlandesgericht zu delegiren 

ist/0 

b) in allen Fällen, in denen ein Gericht I. Instanz aus 

einem anderen Oberlandesgeriehtssprengel zu dele- 



^^ Arg. § 42 J.N. und der Wortlaut der §§ 7 u. 8: „ein anderes 
Gericht zu delegiren." 

«0 § 42 J.N. s. unten N. 2. 

*i) § 7 J.N. Haimerl S. 17 ff. 

^^ § 437 A.G.O., § 575 W.G.O., § 8 J.N. — Insbesondere können 
Streitsachen, deren Gegenstand von bedeutend hohem Werthe ist, von 
den Bezirksgerichten an Collegialgerichte I. Instanz delegirt werden. 

*3) § 57 G.Instr. 

^) § 6 lit. c. des Pat. v. 7. Aug. 1850 N. 325 R.G.B1. § 8 Synd.Verf. 



§ 28. Die sachliche Zuständigkeit der Gerichte. 387 

giren ist.*^) Hierher gehört namentlich der Fall, 
wenn ein Oberlandesgerichts-Präsident bei 
einem -Rechtsstreite persönlich betheiligt ist.*^) 
2. Das vorgesetzte Oberlandesgericht in allen übrigen 
Fällen, sofern diese nicht schon durch eine gesetz- 
liche Delegation geregelt sind.*^) Dies ist der Fall 
bezüglich aller jener Streitigkeiten, in denen ein 
Bezirksrichter (oder dessen Stellvertreter) oder 
ein Gerichtshofs-Präsident I.Instanz als Kläger 
oder Beklagter auftritt. Für die Streitigkeiten der 
Bezirksrichter (und ihrer Vertreter) ist der vorgesetzte 
Gerichtshof I. Instanz und für Gerichtshofs-Präsi- 
denten I. Instanz der nächstgelegene Gerichtshof 
I. Instanz ein- für allemal gesetzlich delegirt.^^) 
VII. Verschieden von der Delegation ist die Reciuirirung 
der Rechtshilfe und die Beauftragung gewisser Organe 
nut der Vornahme einzelner Gerichtsacte, welche andererseits 
wieder von der Mandirung der Gerichtsbarkeit wohl zu unter- 
scheiden ist.*^) 

1. Eine Mandirung der Gerichtsbarkeit (jurisdictio man- 
data) ist dem .&8jteiTeichiscl\en Rechte fremd. Wie jedes Gericht 
nur innerhalb seines Wirkungskreises die Gerichtsbarkeit aus- 
zuüben berechtigt ist, so ist es auch^^ verpflichtet, insofern 
eine Streitsache in seinen Wirkungskreis fällt, dieselbe selbst 
zu entscheiden und die zwangsweise Durchsetzung 
zu bewilligen, bezw. in seinem Gerichtssprengel auch zu 
vollziehen. Es dürfen daher die Gerichte ihre Gerichtsbarkeit 
nicht an andere Gerichte, Behörden oder Personen übertragen 
(mandiren), sondern müssen sie selbst ausüben.'*^) 

2. Dagegen können und sollen mitunter die Gerichte die 
Vornahme einzelner gerichtlicher Acte, mit Ausnahme der 



*5) § 6 lit. a des cit. Pat. v. 1850. 

*6) M.Erl. V. 23. April 1868 N. 60 R.G.Bl. 

*^ § 7 J.N. Haimerl S. 17 ff. . 

^ § 42 J.N. Haimerl S. 71 ff. 

*^) Vgl. die oben in Note 37 citirte Literatur. 

«>) § 11 J.N. Haimerl S. 17 ff 



388 Zuständigkeit der Gerichte. 

Entscheidung des Rechtsstreites,^^) ferner mit Ausnahme der 
Bewilligung des ersten Executionsgrades "^2) und mit Ausnahme 
der Entscheidung, ob das Executionsrecht erloschen sei, 5^) 
anderen Gerichten"^*) (die Consulate im osmanischen Reiche 
den Viceconsulaten und Consularagentien), oder ausgesetzten 
Commissionen, oder einzelnenGerichtsmitgliedern'^), oder 
(namentlich die Schätzung beweglicher und unbeweglicher Sachen 
und die Feilbietung von Mobilien) den Notaren 5^), oder (die 
Zustellung) der Post, Gemeindevorstehern u. s. w. über- 
tragen. Das ersuchte Gerieht und bezw. das beauftragte Organ 
übt den einzelnen gerichtlichen Act nicht im eigenen Namen, 
aber auch nicht als Mandat9.r^ mit mandirter Gerichtsbarkeit, 
sondern,.al8^-Hilf8^?g«»-.4fig^lfe des Prozessgerichtes) aus. 

2. Oertliche Competenz der Gerichte. 

§ 29. 
Jedes Gericht hat nur in seinem Sprengel die ihm sach- 



> \< lieh zusteEenJe (Jeric^tsßarlceiF auszuüben. DieT'rage, welche 

^V^M( \\ concretenStreitsachen in den Sprengel eines jeden einzelnen 

A. ,jL^\\ Gerichtes fallen, wird gesetzlich durch die Regelung der ört- 

^t^//\\ liehen Competenz der Gerichte beantwortet.^) ünte rd e j art- 

^ li c h e n (subjectiyenl.Q^m p e t a ^njZL isLjJ.aJhfiK..y.il. vexste.hfin: . das 

Recht und die Pflicht eines örtlich bestimmten Gerichtes 

in einer concreten Streitsache die ihm sachlich zustehende 



51) § 11 J.N. Haimerl S. 17 flf. 

52) § 69 J.N. Haimerl S. 141 flf. 

53) § 71 J.N. Haimerl S. 141 ff. 

5*) §§ 10, 11 J.N. Haimerl S. 17 ff., v^l. §§ 66 ff. Entw. 

55) § 188 G.Instr., vgl. § 66 Entw. 

56) J.M.V. V. 7. Mai 1860 N. 120 R.G.B1. § 183 der Not.Ordg. v. 
1855, Art. IL der Not.Ordg. v. 1871. 

1) Haimerl Competenzvorschriften, Bielitz über den verschiedenen 
Gerichtsstand, Bethmann- Hollweg Versuche S. 1 — 15, Stobbe in Bekker's 
und Muther's Jahrb. des gem. d. R. I. S. 427 ff., Sohm Altd. Gerichts- 
verfassung S. 12, Planck D.G.Verf. im Mittelalter 1878 I. S. 41 ff., 69 ff.. 
Wetzeil S. 473 ff., Renaud S. 71 ff., Endemann S. 188 ff., Bayer 
JS. 182ff., Schmid S. 79ff., Osterloh S. 157ff. 
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Gerichtsbarkelt ausznaben. Dem entsprechend versteht man | 
mit Rücksicht auf die Parteien unter Gerichtsstand das | 
Recht und die Pflicht bestimmter Parteien in einem con- 1 
creten Rechtsstreite bei einem örtlich bestinmiten Gerichte / 
Recht zu nehmen. 

Die örtliche Competenz und bezw. der Gerichtsstand kann 
übrigens auch durch Vertrag der Parteien (vertragsmässige 
Pro rogatio n) oder durch Verfugung eines höheren Gerichtes 
( Delegatio n) geändert werden. Inwiefern dies möglich ist 
haben wir im vorhergehenden Paragraphen kennen gelernt. 

Die Grfinde. aus denen eine concreto Streitsache kraft 
des Gesetzes in einen bestimmten Gerichtssprengel ver- 
wiesen wird, können sehr mannigfacher Art sein. Diese ver- 
schiedenen Competenzgründe zerfallen aber wesentlich in zwei 

Gruppen: in allpf^ry^ftinft ^^{\ }r^ appp.iAllp P.AnipAtf^y|y;gr^'^nHA 

A. Allgemeine GompeteuzgrÜÄdß. 

Wie es im römischen Reiche zwei allgemeine Competenz- 
gründe: origo und domicilium gab, und daher jeder römische 
Bürger, der einer anderen Stadt angehörte, auch in Rom seinen 
Gerichtsstand hatte, so hatte sich auch in Deutschland schon 
frühzeitig neben dem Gerichtsstande des Wohnsitzes auch ein zwei- 
ter allgemeiner Gerichtsstand, ilamlich jener des Grundbesitzes 
(des sog. Landsassiates) entwickelt. Nach dem gemeinen deut- 
schen Rechte giebt es aber nur Einen allgemeinen Gerichts- 
stand, nämlich den des Wohnsitzes.^) 

Dasselbe gilt auch nach österreichischem Recht,*"^) wonach 
der Grundsatz gilt, dass alle Klagen iu der Regel bei jenem 
objectiv competenten Gerichte erster Instanz anzubringen sind, 

i n dessen Sp rengel der l^A|cfg^ytft znr 7ftit, dP.r KWftans^pU 

lung^äSiflSiü^ QX d ezitUch^BJ^^. W.Qii^ CAfitOr ftfiimj^r 

forum rei). Hat der Beklagte mehrere or ^ftnt.lifihft Wohnaity^g^ 

so kann der Kläger nach seiner Wahl bei jedem Gerichte, in 

*) Vgl. die in Note 1 citirte Literatur, insbes. Wetz eil S. 483, Ende- 
mann S. 191 ff. u. Stobbe S. 427 ff., sowie Endemann im Arch. f. c. 
Prax. 49. Bd. S. 148 ff. u. Gesterding das. 7. Bd. S. 412 ff., Reatz in 
Linde's Ztschr. N.F. 16. Bd. S. 123 ff. 

3) § 13 J.N. Haimerl S. 30. § 24 Entw. 
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dessen Sprengel der Beklagte seinen ordentlichen Wohnsitz hat, 
die Klage anstellen.*) Hat er keinen Wohnsit z, so kann er an 
j edem Auf enthaltsorte beklagt werdöii.^) 

TTnt.ftr^«m »r il4^.in> liehen Wohnsitz e versteht man jenen 
^ülfenÜLpHaort emer Person, an dem sie bleibend und dauernd 
sich aufzuhalten .den Willen hat und dadurch bot hätigi, 
dass sie dort ihren Hauahalt joder ihrB- fiesch&ftaleitnng er- 
richtet.^ 

In gewissen Fallen wird jedoch der Wohnsitz durch andere 
als die eben erwähnten Thäteachen begründet; und zwar: 

I. Durch ein hftflfiTnTntfts jf^ffi^nlirV/s V^ylj^Hnisa m 

einer P erson mit einem eigenen Haushalte. So theilen den 
Wohnsitz von Personen, die nicht dem Militärstande angehören, 
und zwar: 

1. des EJtßJiLaauis die (nicht gerichtlich geschiedene 
oder getrennte) Ehegattin, sowie die mindeijährige 
Wittwe;7) 

2. des Va ter s die unter väterlicher Gewalt stehenden 
ehelichen, legitimirten und adoptirten Kinder, welche 
selbst nach dem Tode des Vaters, oder nach dessen 
Enthebung von der väterlichen Gewalt dessen Wohn- 
sitz so lange theilen, bis sie die freie Verwaltung 
ihres Vermögens erhalten;^) 

3. der q^neh eli.ghea^JMLiUi^r-^anA. hezw. dflr.^f fen t- 
lichen Anstalt, in welcher sie untergebracht sind, 
die unehelichen und die Findelkinder.^) Treten die- 
selben aus der betreffenden öffentlichen Anstalt aus, 
und ist der Wohnort ihrer unehelichen Mutter unbe- 
kannt, so begründet ihr bleibender Aufenthaltsort ihren 
Wohnsitz ;iO) 



*) § 17 J.N. Haimerl S. 30flf. § 25 Entw. 
^) § 18 Abs. 2 J.N. Haimerl a. a. 0. § 26 Entw. 
^ § 16 J.N. Haimerl S. 30 ff. 
') § 19 J.N. Haimerl S. 35. § 29 Entw. 
^ § 20 J.N. Haimerl S. 36. § 30 Entw. 
^) § 21 J.N. Haimerl S. 36. § 31 Entw. 
') M.Vdg. V. 21. Aug. 1856 N. 150 R.G.B1. — Vgl. § 31 Entw. 
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4. des Dienstgeber s, die grossjährigen Dienstleute, 

welche mit ihm in gemeinsamer Haushaltung leben. ^^) 

IL Durch Hflfi flff^|^fj4nti£i p^/*}|f welches bestimmten 

Personen den Wohnsitz anweist (domicilium necessarium). Dies 
ist der Fall bei Staatsbeamten und Staatsdienern, für welche 
ihr Amtssitz ihren Wohnsitz bildet; bei der Finanzwache, für 
welche der Amtssitz des Finanzwache-Abtheilungsconmiandos 
als Wohnsitz gilt^^) und namentlich bei Militärpersonen. 
Nach dem Gesetz vom 20. Mai 1869 No.'"78TirGF:*Br.^ gilt 
für die in activer Dienstleistung stehenden Personen des ste- 
henden Heeres und der Kriegsmarine, sowie für die in diesem 
Gesetze aufgeführten, bei der Militärverwaltung angestellten 
oder verwendeten in activer Dienstleistung stehenden Personen 
(Militär-Geistliche, Auditore, Aerzte und Beamte) der Ort der 
Garnison als deren Wohnsitz. Im Falle des Wechsels des Auf- 
enthaltsortes gilt bis zum Eintreffen in eine neue Garnison der 
zuletzt verlassene Gamisonsort als Wohnsitz. 

Bei den Militätpersonen erstreckt sich der Wohnsitz auf 
ihre Gattinnen, die unter väterlicher Gewalt stehenden Kinder 
und die Dienstpersonen nur in dem Falle, wenn diese mit der 
Militärperson in gemeinschaftlichem Haushalte leben.^^) 

III. Bei jurist ischen Personen begründet eine dem 
Wohnsitze ähnliehe^BezTeliüng zii einem Gerichtssprengel den 
Wohnsitz derselben. Im Allgemeinen entscheidet der Sitz d er 
Direction oder §}nes sonstigen derselben ähnlichen Orcans, weP 
ches die Geschäftsleitung besorgt.^^) Für Gemeinden gilt der 
Amtssitz des Gemeindevorstandes,^^) für geistliche Gemeinden, 
Kirchen, Pfründen, Stiftungen und Anstalten zu öffentlichen 
Zwecken (Universitäten, Armenhäuser, Spitäler u. s. w.) der 
Sitz ihrer Verwaltung als Wohnsitz.^^) Besitzt eine juristische 



^0 § 22 J.N. Haimerl S. 36. § 34 Entw. 

^^ Hofd. V. 28. Sept. 1842 N. 643 J.G.S. 

^') D. i. nach der sog. Militär-Jurisdictionsnorm. Ebenso § 27 Entw. 

1*) § 10 1. cit. § 33 Entw. 

**) § 26 J.N. Haimerl S. 34. § 37 Entw. 

1«) § 24 J.N. Haimerl S. 34. § 36 Entw. 

»^ § 25 J.N. Haimerl S. 34. § 37 Entw. 
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Person Zweigniederlassungen oder stabile Agentien, so gilt in 
Angelegenheiten, welche sich auf diese beziehen, deren Sitz als 
Wohnsitz.*^) Für den Fiscus und für die durch die Finanz- 
procuratur zu vertretenden juristischen Personen und Fonde 
überhaupt gilt aber jener Ort als der Wohnsitz, wo die Finanz- 
procuratur oder ein bleibend bestellter und eigens kundgemachter 
Fiscalvertreter seinen Amtssitz hat.^^) Für die liegende Erb- 
schaft gilt (bis zur Einantwortung derselben) der Ort, wo das 
Verlassenschaftsgericht seinen Amtssitz hat, als Wohnsitz.^^) 

IV. Den juristischen Personen analog werden auch die 
Handelsgesellschaften,^^) die Erwerbs- und Wirth- 
s'ciaftsgenos8enscha,fJ;en22^ und die Handelsniederlassungen 
der Einzelkauflßjita^?) behandelt, indem der Sitz des Eta- 
blissements bezw. der Filiale als Wohnsitz derselben gilt. 
Neben diesjem. Wohnsitze gilt auch der Ort,_ wo die Firma 
im Handels- (bezw . Genossenschafts-) Register protokollirt 
ist, als Wohnsitz des betreffenden Unternehmens.^^) Für die 
österreichisch-ungarische Bank und die allgemeine Bodencredit- 
anstalt in Wien gilt Wien, und für die böhmische Hypotheken- 
bank nur Prag, infolge specieller Statuten als Wohnsitz.^^) 

V. Als fin g i r t e r W ohnsitz erscheint bei" österreichischen 
Staatsbürgern, welche inoemigenschaft eines österreichi- 
schen Beamten im Auslande dienen, ihr letzter Wohnsitz, 
und wenn sich dieser nicht ermitteln lässt, Wien.^^) Ebenso 
wird für die in den Gebäuden des deutschen Ordens zu 
Frankfurt a. M. wohnenden österreichischen Staatsbürger Wien 
als Wohnsitz fingirt.-^) 



1^ § 26 J.N. Haimerl S. 34. § 37 Entw. 

»^ § 23, 25 J.N. Haimerl S. 33 ff. § 35 Entw. 

30) § 37 J.N. Haimerl S. 65. § 39 Entw. 

«0 Art. 111, 144, 164, 213, 247 H.G.B. § 26 J.N. §§ 37,38 Entw. 

*0 § 12 des E. u. W.Genoss.Ges. § 26 J.N. §§ 37, 38 Entw. 

«') §§ 58, 26 J.N. Haimerl S. 130 f., 34. § 38 Entw. 

^) § 58 J.N. Haimerl S. 130 f. 

25) S. bei Manz Anm. zu § 26 J.N. im 6. Bd. 

^) § 27 J.N. Haimerl S. 32. § 28 Entw. 

«^ Hofd. V. 26. Nov. 1838 § 10 u. v. 25. Oct. 1842 N. 651 J.G.S. 
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6. Sj^eci^dle JQoJZ^>eWnit^x4Aile. Ausser dem all- 
gemeinen Gerichtsstande des Wohnsitzes des Beklagten gibt es 
noch eine Reihe besonderer Gerichtsstände, welche theils den 
allgemeinen Gerichtsstand des Wohnsitzes des Beklagten aus- 
schliessen (e xclnsive ^ Gerichtsstände), theils mit demselben 
concurriren, wo dann der Kläger zwischen beiden die Wahl 
hat (elective Gerichtsstände).^^») 

AA. K xc Tji¥i Ve G erich tsstände sind: 
I. Das foru m rfti sitae, und zwar: 

1. bei Immobilien, sowohl bezüglich der Tabular-^») 
(§ 49 J. X.) und Realgerichtsbarkeit,^) als auch be- 
züglich der Besitz- undBestandvertragsstreitigkeiten;^^) 

2. bei Lehen, sofern es sich um Streitigkeiten bezüg- 
lieh mittelbarer oder solcher unmittelbarer landes- 
fürstlicher Lehen handelt, bei denen der Lehensherr 
nicht selbst betheiligt ist. 3^) 

IL Das forum, co nnexitgiti^ in folgenden Fällen: 
1. WegeQ des innigen Zusammenhanges des Rechts- 
streites mit einer bei dem Prozessgerichte durch- 
geführten, anhängigen oder durchzufahrenden Ver- 
handlung in oder ausser Streitsachen: 

a) Bei vorkommender passiver ei gentlicher Streit- 
genossenschaft^^) gilt der Gerichtsstand des 
Hauptverpflichteten, bezw. wenn alle gleich ver- 
pflichtet sind, des in der Klage zuerst Genannten 
auch für die übrigen Beklagten.^^) Wechsel- 



2^») Wetzeil S. 493, Renaud S. 82ff., Endemann S. 204 ff., Bayer 
S. 191 ff., 83 ff. Das System, in welchem hier die speciellen Gerichtsstände 
vorgetragen werden, hat seinen Grund in mnemotechnischen Rücksichten. 

'^) §§ 49, 65, 66 J.N. Haimerl S. 116 ff., 139 ff. Vgl. Bayer Arch. 
f. c. Prax. 6. Bd. S. ISOff., Eminghaus in Linde's Ztschr. N.F. 16. Bd. 
S. 95 ff., Reatz das. S. 123 ff. 

^*) §§ 51—53, 65, 66, 70 J.N. Haimerl S. 122 ff., 139 ff. § 49 Entw. 

^ § 55 J.N. Haimerl S. 122 ff. §1 Bestand- Verf. §§ 51, 52 Entw. 

3^ § 39 J.N. § 40 Abs. 2 Entw. Haimerl S. 66ff. 

3^ Vgl. Planck Mehrheit der Rechtsstreitigkeiten 1844 S. 327 ff., 
Renaud S. 79 ff.. Wetzeil S. 464, Endemann S. 140, 222. 

33) § 41 J.N. Haimerl S. 69 ff. § 46 Entw. 
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verpflichtete sind als uneigentlicheStreitgenossen, 
weon sie nicht am Zahlungsorte oder als blosse 
Bürgen mit dem Hauptschuldner zugleich be- 
klagt werden, jeder bei seinem Gerichtsstande 
zubelangeu.3*) 

b) Für die Aufforderungs klage ist das für 
den Hauptprozess zuständige Gericht und um- 
gekehrt für die aufgeforderte Klage, wenn für 
dieselbe mehrere Gerichtsstände concurriren, 
das Gericht, bei welchem der Aufforderungs- 
prozess geführt wurde, competent.^^) 

c) Bei dem Concu rsgerichte sind die einzelnen 
Prozesse über die RicKHgEeil und Rangordnung 
der diesfalls bestrittenen angemeldeten Forde- 
rungen, sofern nicht Verwaltungsbehörden com- 
petent sind, oder bereits ein Urtheil (I. Instanz) 
vor der Concurseröflnung ergangen ist, anhängig 
zu machen, bezw. fortzusetzen.^^) 

d) Das CP upillar-) Gericht, welches eine 
Vermögensverwaltung angeordnet oder 
einen Vormund oder Curator angestellt 
hat, ist für alle diese Verwaltung, Vormund- 
schaft oder Curatel betreffenden Angelegen- 
heiten und Rechtsstreitigkeiten competent.^^) 

e) Das Verlassen Schaftsgericht ist com- 
petent: 

a) während der Dauer der Verlassenschafts- 
ve majidlung j is zur Einantwortung der 



^*) § 4 Wechs.Verf. Ebenso ohne Zweifel die im Mandatsverfahren 
durch dieselbe Urkunde Verpflichteten, wenn ihre Verpflichtung keine ge-' 
meinschaftliche (solidarische oder getheilte) ist, und nur die Einheit der 
Urkunde eine Gonnexitat der Verpflichtungen bewirkt. Arg. § 1 Mand.Verf. 
ex 1855, § 41 J.N. u. k. Vdg. v. 12. Mai 1852 N. 112 R.G.B1. 

») § 31 J.N. Haimerl S. 53 ff. 

^) §§ 7, 126—128, 134 CO. § 41 Entw. 

3^) Hofd. V. 14. Mai 1808 N. 840 J.G.S. §§ 200, 282 A.B.G.B. § 42 
Abs. 2 Entw. 
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Erbschaft für alle Erbschafts- und Erb- 
theilnugsklagen , dann für alle Klagen, 
welche die Verlassenschaftsschulden, Ver- 
mächtnisse oder eine Schenkung auf den 
Todesfall zum Gegenstande haben ;^^) 
ß) auch nach beendeter Verlassenschaftsverhand- 
lung für Streitigkeiten bezüglich erricTTteter 
Fideicommisse. sofern für diese nicht in dem 
die Fideicommiss-Errichtung bewilligenden 
Gesetze eine bestimmte Fideiconmiissbehörde 
bestellt ist; 3^) 
X) bei dem zur Verlassenschafts -Verhandlung 
competenten Gerichte ist auch das Zeugen- 
beweisverfahren über den Tod und dieTodes- 
erklärung eines Verschollenen anzusuchen, 
sofern es sich nicht u m die Auflösung 
einer Ehe handelt.*^) 
2. Wegen des Zufiamm^ihaages mit den bei anderen 
Behörden oder Anstalten befindlichen Acten oder 
sonstigen schriftlichen Fixirungen ist oft der Gerichts- 
stand von dem Sitze einer Behörde oder Anstalt ab- 
hängig. Dies ist der Fall: 

a) Der Sitz des Gerichtes, von welchem oder 
von dessen Bestellten eine im Wege der 
Syndicatsklage geltend zu machende Rechts- 
verletzung ausgegangen ist, bestimmt den' 
Gerichtssta nd für die Syndicatsklage.^^) 

b) Der Sitz d^ StrafgerT'cKFsfiofoa- welcher 
bei Wuche rgeschäften (in Galizien und in 
der Bukowina) die Verweisung der Civilrechts- 
ansprüche wegen der Vernichtung des Wucher- 
geschäftes auf den Givilrechtsweg ausgesprochen 
hat oder gegen dessen Erkenntniss in Wucher- 



38) § 37 J.N. Haimerl S. 65. § 39 Entw. 

^ §§ 38, 89 J.N. Haimerl S. 65 ff., 187 ff. § 40 Entw. 

*«0 § 88 J.N. Haimerl S. 185 ff. 

**) § 8 Synd.Verf. § 44 Entw. 
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geschäften der Privatbetheiligte anf Grund 
§ 372 St. P.O. den Civilrechtsweg betritt, ent- 
scheidet über den Gerichtsstand der besagten 
Klagen.«) 

c) Der Sitz der Lehenstn be (Statthalterei) ist 
für den Gerichtsstand der Lehensstreitigkeiten 
bezüglich unmittelbarer 1. f. Lehen, bei 
denen der Lehensherr selbst betheiUgt, 
massgebend.*^) 

d) Der Sitz der Fideicommissbehörde ist für 
die Rechtsstreitigkeiten, welche sich auf die 
vor Wirksamkeit der Jurisdictionsnorm gestif- 
teten Fideicommisse beziehen, competenz- 
bestimmend.**) 

IlL Der G erichtsstand der Zweckmäs sigkeit.*^) 
Wenn auch bei den unter IL besprochenen exclusiven 
Gerichtsständen neben der Connesltät auch die Oppor- 
tunität für die Normirung ihrer Ausschliesslichkeit 
massgebend war, so ist es in den folgenden Fällen 
wesentlich die Zweckmässigkeit, welche den Grund der 
Exclusivität des besonderen Gerichtsstandes bildet. 

1. Angelegenheiten, in denen es sich um dieJJngiltig- 
^klärung oder Auflösung einer Ehe, oder um 
die nicht einverständliche Scheidung von Tisch und 
Bett handelt, sind bei dem Gerichtsstande des ]ßtzten 
gemeinsamen Wohn sitzes der Ehegatten aus- 
zutragen.*^) 

2. Das Zeugenbeweisverfahren bezüglich des Todes 
und Hie Todeserklärung eiQes YerschoU^ien zum 
Zwecke der Auflösung der Ehe ist bei dem 



*^ § 3 des Wuchergesetzes. 

«) § 39 J.N. Haimerl S. 66 ff. § 40 Entw. 

**) §§ 38, 89 J.N. Haimerl S. 65 f., 187 ff. § 40 Entw. 

*^) Diese Kategorie von Gerichtsständen ist von mir aus d«n in Note 
27 a. erwähnten Rücksichten unter Einen höheren Begriff gefasst worden, wel- 
cher bisher nicht gebraucht wurde. Vgl. auch unten B. B. III. 

*^) § 14 J.N. letzter Absatz a. Haimerl S. 45. 
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Gerichtsstande des Wohnsitzes des Zurückgebliebenen 
Ehegatten zu erwirken.*^) 
3. Tür die Geitendmach nng des kaufmännischen Pfand - 
rechtes ist theilweise ans Opportnriitätsgründen, 
theilweise aber auch infolge eines besonderen Pri- 
vilegiums der Gerichtsstand des Gläubigers, also 
des Impetranten competent.^^) 
BB. ELectisjäJfferichtsstände sind: 



I. Das forum rei sitae in folgenden Fällen: 

1. Für Klagen auf Zahlung einer diitch das JPfa nd- 
recht auf einer odei: mehreren simultan haftenden 
Immobilien versicherten Forderung,"^^) wo bei 
SimultanJiypothek en der Kläger das weitere Wahl- 
recht zwischen den Realgerichtsständen der einzelnen 
simultan haftenden Immobilien hat. 

2. Für die Rechtfertigungsklage bezüglich einer 
erwirkten Pfandrechtspränotation auf ein un- 
bewegliches Gut.^°) Bei Forderairgen7--ffl[r^eTche 
diese Pränotation auf mehrere simultan haftende 
Immobilien erwirkt wurde, hat der Kläger für die 
gemeinsame Justificirungsklage das weitere Wahl- 
recht zwischen den Gerichtsständen der einzelnen 
simultan haftenden Immobilien.^^) 

3. Für Klagen, welche ein dingliches Recht oder den 
Besitz einer beweglichen Sache zum Gegenstande 
haben ; doch gilt für die Besitzklagen das forum rei 
sitae nur dann als (electiver) Gerichtsstand, wenn 
die Mobilie nicht an einen Dritten übergegangen ist.^^) 

IL Das f orum cn Tinftij;^|,a.tis wegen der Connexität mit 
einem (infolge der Klageerhebung) anhängigen 
Rechtsstreite^^) in folgenden Fällen: 



*^) § 88 J.N. Haimerl S. 185 ff. 

^) Art. 310 H.G.B. 

49) § 56 J.N. Haimerl S. 84 ff. § 50 Entw. 

50) § 56 J.N. Haimerl a. a. 0. § 50 Entw. 

51) § 115 Grdb.G. 

52) §§ 54, 55 J.N. Haimerl S. 123 f. 
^) Vgl. §§ 13, 19 Mahn-Verf. 

V. Canstein, Oesterreicbisches Civilprozessrecht 26 
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1. bei vorliegender continentia jcai[isaniai...ex identitate 
fa Ddament i reali^j^ d. i. wenn eine Streitsache mit 
einem anhängigen Rechtsstreite aus dem Grunde zu- 
sammenhängt, weil sich beide auf die nämliche 
rechtserzeugende Thatsache gründen ;i^ 

2. für die Widerklage (forum reconventionis),^^) welche 
autih dann, wenn sie sonst mit (dem Gegenstande) der 
Vorklage in keinem Zusammenhange steht — sofeme 
nicht eine der beiden Klagen der privilegirten Real- 
oder Causalgerichtsbarkeit angehört — bei dem 
nämlichen Gerichte angebracht werden kann, bei 
welchem die Vorklage anhängig istjl^i 

III. Der Gerichtsstand der Zwec kmässigkeit ^^) in 
folgenden Fällen; 

1. Der Gerichtsstand des jeweiligen Aufenth altes, 
so lange dieser Aufenthalt dauert: 

a) bezüglich der Reisen den und anderer Per- 
sonen, welche sich an einem Orte nur vor- 
übergehend aufhalten (z. B. Badegäste), für 
alle Verbindlichkeiten, die sie an diesem Orte 
auf sich genommen haben ;^^) 

b) bezüglich der Ausländer, welche nicht in 
Oesterreich ihren Wohnsitz haben und auch 
nicht auf Grund eines besonderen Competenz- 
grundes in Oesterreich einen besonderen Ge- 
richtsstand haben, für alle Verbindlichkeiten, 



") Jurist. Bl. 1873 S. 341 fF., Planck S. 318 ff., Wetzeil S. 505, 
Endemann S. 222 ff., Renaud S. 98. 

^^) UfiLJ.N. Haimerl S. 68 f. 

^^) Sartor ius die Lehre von der Widerklage 1838, Planck §§ 11, 
44, Fuchs im Arch. f. c. Prax. 53 S. 154. Vgl. auch Stobbe S. 447. 
Goldschmid Abhandlungen aus dem g. d. C.P. 1818 S. 2 0, Wetzell 
S. 507, Endemann S. 226, Renaud S. 96. 

5^ §_33_XN. Haimerl S. 59 ff. § 47 Entw. 

5«) Vgl. Note 45. 

ö^ § 18 Abs. 1 J.N. Haimerl S. 31. 
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Welche in OesterrfiißkjßJOtsteii.den oder zu er- 
füllen sind.öo) 

2. Der Gerichtsstand der Seestreitigkeiten,^^) 
nämlich der Streitigkeiten, welche aus dem Dienst- 
verhältnisse der Schiffsmannschaft, aus Seefracht- 
geschäften und aus der SchifFsmiethe für Reisende 
entspringen. Diese Streitigkeiten können an Orten, 
wo sich kein zur Ausübung der Seegerichtsbarkeit 
berufener Gerichtshof befindet, bei demjenigen (Be- 
zirks-) Gerichte angebracht werden, in dessen Sprengel 

^) ^^^ Geklagte s ich^aufhält, 

b) die Waare jibzjilififern, 

c) der Transport^ der Reisenden zu beenden ist, 
oder^^o ~ " 

d) fJTft^Rmgft ^hgfthrnpl^fin wird. 

3. Das farnm arresti.^^) Gesuche um Bewilligung 
eines provisorischen Personalarrestes, eines gericht- 
lichen Verbotes, einer provisorischen Sequestration 
oder einer anderen mittlerweiligen Vorkehrun g 
(a ber ni c h t ^ der provisorischen Execution zur 
Sicherstellung, daher auch nicht die Wechselsicher- 
stelluDgsklage.)^^^ können auch bei jenem (ordent- 
lichen oder städtisch delegirten) Bezirksgerichte an- 
gebracht werden, in dessen Sprengel das proviso- 
rische Sicherstellungsmittel vollzogen werden soU.^^) 
Di e Rechtfertigungsklage b ezüglich des erwirk- 
ten Sicherstellungsmittels kann bei dem für die 
betreffende Klage zuständigen Gerichte oder bei 
jenem objectiv competenten Gerichte angebracht 
werden, in dessen Sprengel die provisorische 



«*) § 29 lit. c. J.N. Haimerl S. 32f. Vgl. dagegen § 53 Entw. 

") § 62 J.N. Haimerl S. 134. 

®2) Wach der Arrestprozess §§ 17, 21 a. E., Stobbe S. 446 f., Meibom 
d. d. Pfandrecht 1867 S. 158 f., V^etzell S. 503, Endemann S. 220, 
Renaud S. 102. 

^3) Nach der J.M.V. v. 18. Juli 1859 N. 132 R.G.Bl. 

ß*) § 46 J.N. Haimerl S. 76 ff. § 730 Entw. 

26* 
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Sicherstellungstüassregel angesucht und vollzogen 
wurde. Ist daher z. B. die provisorische Sequestra- 
tion einer Immobilie, über welche einem Gerichts- 
hofe die Realgerichtsbarkeit zusteht, bei einem Be- 
zirksgerichte erwirkt worden, so ist neben dem all- 
gemeinen Gerichtsstande, der betreiFende Gerichtshof^ 
in dessen Sprengel die prov. Sicherstellung vollzogen 
wurde (und nicht das Bezirksgericht, welches die 
prov. Sequestration bewilligte und vollzog) far die 
Rechtfertigungsklage electiv competent;^*^) 
4. der Gerichtsstand des kaufmännischen Ret en- 
tionsrech tes, welches bei dem für den Kläger 
zuständigen Gerichte geltend gemacht werden kann.^^) 
IV. Der ftftnV^htsstand für Klagen aus Obligationen: 
1. Der Gerichtsstand des vertragsmässigen Er- 
füllungsortes (" forum contractus s. solutionis l^"^ 
welcher von dem prorogirten Gerichtsstände, (der 
für den künftigen Prozess.ala, ausschliesslicher 
Gerichtsstand bestimmt wird) wesentlich verschie- 
den und mit ihm nicht zu verwechseln ist. Als 
Gerichtsstand des Vertrages gilt nach österreichi- 
schem Recht^®) grundsätzlich nur das Gericht des 
ausdrücklich (nicht nothwendig schriftlich) ver- 



H B H ^ ^w 



^) M.V. V. 19. Juni 1855 N. 106 R.G.Bl. u. § 3 des Pat. v. 27. Dec. 
1790 N. 99 J.G.S. § 48 Entw. 

^) Art. 315 H.G.B. Vgl. hierzu Hahn Comment. z. H.G.B. § % 
Thöl H.R. § 233, Goldschmidt H.R. S. 1050, Anschütz-Völdern- 
dorff Comment. zu Art. 315 Note 6, Puchelt Comment. Anm. 4a. zu 
Art. 315 — aber dagegen auch Brix das A. H.G.B. 1864 zu Art. 315, der 
hier einen exclusiven Gerichtsstand annimmt. 

®^ Albrecht forum contractus 1845, Bethmann-Hollweg Vers. ' 

S. 16, Reatz die Lehre v. Erfüllungsorte 1862, Linde im Arch. f. c. Prax. 
7. Bd. S. 59 ff., V7ach Arch. f. c. Prax. 62. Bd. S. 375 Note 2, Mühlen- j 

bruch das. 19. Bd. S. 337, Purgold das. 43. Bd S. 103 ff., Emminghaus 
in Linde's Ztschr. N.F. 15. Bd. S. 76 ff., Reatz das. 16. Bd. S. 123 ff.. 
Wetzeil S. 493, Endemann S. 210, Renaud S. 88. 

^^ § 43 J.N. Haimerl S. 73ff. Vgl. dagegen § 45 Entw., der sich j 

an das gem. d. C. P.Recht anschliesst, vgl. Wetze 11 S. 493 ff. i 



§ 29. Oertliche ('ompetenz der Gerichte. 401 

6inbarten Erfüllungs ortes der Vertrags-Obligation ; 
daher nicht das Gericht des gesetzlich bestimm- 
ten^^) oder des nur durch die Natur oder den Zweck 
des Geschäftes oder durch die blos erkennbare Ab- 
sicht der Contrahenten (stillschweigend) bestimmten 
Erfüllungsortes.'^) Ebenso nicht das Gericht des 
Entstehungsortes der Obligation. Als specieller Fall 
des Gerichtsstandes des Vertrages erscheint der 
Gerichtsstand des Zahlun gsortes des Wechse ls für 
Wechselklagen.' ^) Ausnalin^f=t weise yilt jii^^^^h das 



Oericht des stillschw eigend Tereinbarten Er- 
füUungsortes als Gerichtsstand des Vertrages: näm- 
lich bei Forderungen der Handwerker und Hand- 
arbeiter für abgenommene Erzeugnisse und gelie- 
ferte Arbeiten, dann bei Forderungen der Kleinver- 
schleisser (Kaufleute, welche weniger als die in 
§ 7 E.G. z. H. G.B. bestimmte Steuer zahlen) für 
Victualien und Waaren, ferner bei Forderungen der 
Privatlehrer, Dienstnehmer, Wirthe, Schiffer und 
Fuhrleute für geleistete Dienste und Arbeiten, das 
Gericht des Wohnortes der Abnehmer, Arbeits- und 
Dienstgeber, welcher noch 90 Tage nach der letz- 
ten Leistung. als Gerichtsstand des Vertrages gilt, 
wenn der Schuldner mittlerweile seinen Wohnsitz 
verlassen hat.'^) 

Bei dem Gerichtsstande des Vertrages können 
alle Klagen, die sich auf den betreiFenden Vertrag 
beziehen, sie mögen auf dessen Erfüllung, Aufhebung 
oder auf Entschädigung wegen Nichterfüllung des- 
selben gerichtet sein, angebracht werden.^^) 
2. Der Gerichtsstand der geführten Verwal- 



^ § 905 A.B.G.B. Art. 324, 325 H.G.B. Vgl. Glaser-Ünger- 
Walter Sarnmlg. N. 5237. 

7") § 905 A.B. G.B. Art. 324, 325 H.G.B. 
^0 § 1 Wachs. V. § 7 Wechs. Siehst. Verf. 
^3) § 44 J.N. Haimerl S. 75 f. 
^3) § 43 J.N. Haimerl S. 73 fif. § 45 Entw. 
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tung (forum gestae administrationis).^*) Sofern 
die Verwaltung nicht eine gerichtlich angeordnete 
ist (vergl. oben S. 394, d) können bei dem Ge- 
richtsstande des Ortes, wo die Verwaltung ge- 
führt wurde, alle Streitigkeiten, welche aus der 
Verwaltung fremden oder gemeinsamen Vermögens 
entspringen, ausgetragen werden.^'^) 
3. Der Gerichtsstand des begangenen Ver- 
brechens (forum delicti commissi),^*^) wohin zwei 
Fälle gehören: 

a) Wegen Feldb esch ädigunge n. Nach § 45 
J.N. ist für klagen wegen Feldbeschädigungen 
das foru m rei sitae competent, da_abfir-difisßs 
mit de m Orte de r Feldbeschädigung zusammen- 
fällt und historisch richtiger als forum de- 
licti commissi angesehen wird, so wird das- 
selbe hier aufgeführt. Vor diesen electiven 
Gerichtsstand gehören alle Streitigkeiten wegen 
einer durch Menschen oder Thiere zugefügten 
Beschädigung von Grundstücken oder den auf 
denselben befindlichen, wenngleich schon ab- 
gesonderten Grunderzeugnissen, sofern nicht 
die politischen Behörden (wie z. B. für Wild- 
schäden-, Waldschaden- und Forstfrevel- Er- 
satzansprüche) competent sind.") 

b) Wegen körperlicher Verletzungen un d Tödtun- 
gen bei' Eis enbahnunfälle n. Für die dies- 
lalligen Ersatzansprüche ist das Gericht, in 



^*) Linde Arch. f. c. Prax. 7. Bd. S. 71 ff., Mühlenbruch das- 
19. Bd. S. 362 ff., Wetzen S. 496, Endemann S. 217, OsterlohS. 165, 
Renaud S. 92. 

'^) § 34 J.N. Haimerl S. 61 f. § 42 Entw. 

'^) Bethmann-HoUweg S. 29, 52, Wetzeil S. 498, Renaud S. 94, 
Endemann S. 218, Osterloh S. 167. 

") § 45 J.N. Haimerl S. 76 ff. Vgl. die Anm. bei Manz 6. Bd. 
zu § 45 J. N. — § 43 Entw., der hier richtig vom forum delicti commissi und 
nicht rei sitae handelt. ' ' 
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dessen Sprengel der Eisenbahnunfall eingetre- 
ten ist, electiv concurrirendJ^) 
V. Der Gericht °° taTi^ Hnr Pn^nyinf nn fyo proTi ^as Aus- 
land, infolge dessen Ausländer bei denjenigen Gerichts- 
ständen in Oesterreich belangt werden können, bei 
welchen Oesterreicher als Ausländer in dem betreffen- 
den Auslande belangt werden dürfen.^^) 

3. Entscheidung über die Zuständigkeit. 

§ 30. 

I. Jedes Gericht hat sofort bei Erledigung der 
Klage (und bezw. eines ersten Gesuches) seine sachliche und 
örtliche Zuständigkeit von Amts wegen zu prüfen, und sofern 
seine Unzuständigkeit oifenbar, oder dem Gerichte bekannt, oder 
endlich aus der Klage (bezw. aus dem ersten Gesuche) er- 
sichtlich ist, hat es die Klage (bezw. das Gesuch) wegen In- 
competenz des Gerichtes von Amtswegen zurückzuweisen.^) 
Insofern das Gericht die Klage nicht sofort bei Erledigung 
derselben zurückweist, bleibt es — abgesehen von Prozessen 
wegen Ungiltigerklärung oder Trennung der Ehe, welche 
bei Gerichten ohne Eheger ichtsbarkeit anhängig wurden, und 
abgesehen von den den politischen Behörden zugewiesenen 
Privatrechtsstreitigkeiten 2) — denTiJe klagten überlassen, 
die Incom petenz- und bezw. die Litispendenz-Einrede rechtzeitig 
anzubringen.^) Unterlässt der Beklagte die rechtzeitige Er- 
hebimg dieser Prozesseinreden, so wird er mit denselben prä- 
cludirt und das unzuständige Gericht wird in Folge dessen 
(abgesehen von den eben erwähnten zwei Ausnahmsfällen) 
zuständig.*) Wird die Incompetenz und bezw. Litispendenz- 



^8) § 3 des Ges. v. 5. März 1869 N. 27 R.G.Bl. § 43 Entw. 

79) § 29 lit. d. J.N. Haimerl S. 32 ff. § 53 Abs. 2 Entw. 

^) §§ 1) 2 J.N. Haimerl Competenz -Vorschriften S. 17 ff. § 60 
Entwurf. Vgl. hierzu Canstein Rat. Grdl. S. 161. 

2) § 48 J.N. Haimerl S. 83 ff. § 60 Entw. 

^ § 2 J.N. Haimerl Si 17 ff. § 60 Entw. 

*) § 48 J.N. Haimerl S. 83 ff. § 60 Entw. Vgl. hierzu Wach im 
Arch f. c. Prax. 62. Bd. S. 381 ff. 
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Einrede vom Beklagten rechtzeitig erhoben, so hat über die- 
selbe das Gericht, bei welchem die Klage erhoben wurde, zu 
entscheiden.^) 

IL Durch diese Entscheidung kann namentlich auch eine 
Collision der Com^eten? _z weier _Gf enchte erledigt werden. ^) 
(Joncurriren^äinlich für eine und dieselbe Streitsache mehrere- 
Gerichte bezüglich der .Competenz, so kann dieselbe Klage bei 

« 

den verschiedenen competenten Gerichten ausgetragen werden. 
Ist dies geschehen, so liegt eine Collision der Competenz vor, 
wie sie namentlich bei Theilungsklagen möglich ist. Diese 
Collision kann nun dadurch behoben werden, dass bei jenem 
Gerichte, bei welchem dieselbe Klage später ausgetragen wurde, 
der Beklagte rechtzeitig die Litispendenzeinrede erhebt, auf 
Grund welcher die wiederholt ausgetragene Klage abzuweisen 
ist.*^) In Folge dessen entscheidet bei der Collision der Com- 
petenz in diesem Falle die Prävention. Wäre dieselbe Klage 
gleichzeitig bei mehreren zuständigen Gerichten ausgetragen 
und bei jedem derselben angenommen worden, so läge ein 
Tpositiver) Competenzconflict vor. 

Dir Eiu Competenzconflict^) liegt nämlich in allen 
jenen Fällen vor, in denen sich zwei oder mehrere Gerichte 
und bezw. Behörden überhaupt zur Entscheidung einer Streit- 
sache end giltig für zuständig oder alle angegangenen Gerichte 
und bezw. Behörden überhaupt für unzuständig erklärt haben. 
Der erstere heisst positiv er, der letztere negativer Com- 
petenzconflict. Hierbei ist es gleichgiltig, ob die endgiltige 



^) Nach dem Entw. § 61 ist diese Entscheidung auch für das Landes- 
gericht bindend; der Nachsatz des § 61 Abs. 1 übersieht, dass die höhere 
Instanz das Landesgericht selbst ist (§ 4). VgL dagegen § 11 d. C.P.O. 
V. J. 1877. 

^) VgL Linde im Arch. f. c. Prax. 26. Bd. S. 35 ff., Wetzeil S. ölOff., 
Endemann S. 228 ff., Renaud S. 108, Bayer S. 239, OsterlohS. I34ff., 
Schmid S. 133 ff. 

^ § 40 A.G.O. §§ 33, 35 W.G.O. § 57 Entw. 

^) VgL die in Note 6 citifte Literatur u. Renaud S. 4, Endemann 
der d. C.P. 1878 S. 237 u. 288. VgL auch Mittermaierim Arch. f. civ. 
Prax. 12. Bd. S. 393 ff., 21. Bd. S. 254 ff., 22. Bd. S. 47 ff , 23. Bd. S. 125 ff., 
263 ff., 40. Bd. S. 255 ff 
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Entscheidung über die Competenz sofort bei Erledigung der 
Klage, oder auf Grund der Incompetenzeinrede erfolgte. 

Der Competenzconflict kann im Allgemeinen entweder 
wegen Concurrenz der Gerichtsbarkeit mehrerer sachlich com- 
petenter Gerichte (Behörden) oder wegen Concurrenz der ört- 
lichen Competenz mehrerer örtlich competenter gleichartiger 
Gerichte entstehen. Bei der Concurrenz der sachlichen Com- 
petenz wird, abgesehen von der durch die Eintheilung in 
Gerichtssprengel entstandenen Competenzconcurrenz , jener 
Behörde die Verhandlung und Entscheidung deß Prozesses 
zustehen, welche eine ausschliessliche Gerichtsbarkeit be- 
züglich dieser Streitsache hat, und* wenn sie mehreren Behörden 
oder keiner derselben zusteht, so sind die verschiedenen Arten 
der Gerichtsbarkeit in der oben im §.27 (IT. 3. b. Seite 381) 
angegebenen Reihenfolge ausschlaggebend, wobei noch hinzu- 
zufügen ist, dass die Gerichtsbarkeit der politischen Behörden 
stets die Gerichtsbarkeit der Gerichte ausschliesst.^) Bei Con- 
currenz der örtlichen Competenz, sowie bei der durch die 
Eintheilung in Gerichtssprengel entstandenen Competenz- 
concurrenz entscheidet stets tlie Wahl des Klägers, i^) dem 
daher die Entscheidxmg freizustellen ist, bei welchem Gerichte 
er den Prozess fortfahren will; haben verschiedene Kläger die 
Klage ausgetragen, so entscheidet die Prävention und wenn 
die Klagen gleichzeitig eingebracht wurden, das Loos. 

Obwohl, wie aus dem Gesagten ersichtlich ist, der Com- 
petenzconflict in den meisten Fällen auf Grund der gesetzlichen 
Bestimmungen sich von selbst löst, so ist es doch nothwendig, 
dass der Competenzconflict durch einen richterlichen Aus- 
spruch beseitigt werde. Zur Fällung dieses Ausspruches sind 
je nach Verschiedenheit der Behörden, zwischen denen ein 
Competenzconflict vorliegt, verschiedene Organe berufen. 

1. Der Competenzconflict kann zwischen inländischen 
Behörden bestehen, und zwar: 



9) § 48 J.N. Haimerl S. 83 ff. 

*») § 53 J.N. Haimerl S. 120. § 1 Bestand- Verf. , vgl. § 17 J.N. 
§§ 56, 57 Entw. 
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a) zwischen verschiede nen Gerichten unterp.jnanfler. 

Diesen Conflict entscheidet:^^) 

a) zwischen Gerichten I. Instanz desselben Oberlandes- 
gerichtssprengels, das Oberiäjadfifigüiißht, 

ß) zwischen Gerichten I. Instanz yerschiedener Ober- 
landesgerichte die einverständliche Verfügung der 
beiden Oberlandesgerichte, und 

y) wenn diese nicht zu Stande kommt oder 

d) ein Competenzeonflict zwischen zwei Oberlandes- 
.gerichten entsteht, der oberste, GOTcJhtsbof. 

Bis zur Entscheidung des Conflictes hat das zuerst 
angegangene Gericht das Verfahren über den Kechts- 
streit fortzusetzen; 

b) zwischen Gerichten und sta.atlich^«ö.»-4Ädai:. auto- 
nomen Ver wj..ltj;ijig&-TB^ b 4i' 4e ny- odey zwischen 
Gerichten und dem Verwaltungsg^richtshof. 

Diesen Competenzeonflict entscheidet das Reic hsgericht 
in erster und letzter Instanz, i^) """ 

Der Antrag auf Entscheidung eines positiven Compe- 
tenzconflictes kann bei dem Reichsgerichte nur von einer 
Landesverwaltungs- oder höheren Administrativbehörde, oder 
von einer Landesvertretung (Landesausschuss) ausgehen. Der 
Antrag auf Entscheidung eines negativen Competenzconflictes 
kann nur von der betheiligten Partei, und zwar mittelst eines 
von einem Advocaten unterzeichneten Gesuches gestellt werden. 

Die antragstellende Behörde hat dem Gerichte, bei wel- 
chem die betreffende Sache anhängig ist, von ihrem Antrage 
die Anzeige zu machen, worauf das Gericht das weitere Ver- 
fahren einzustellen und die Parteien davon in Kenntniss zu 
setzen hat. Die Erlassung provisorischer Verfügungen, sowie 
die Aufnahme des Beweises zum ewigen Gedächtnisse ist aber 
dadurch nicht gehindert; auch kann auf Grund eines vor Er- 
hebung des Competenzconflictes ergangenen ürtheiles die Exe- 



") § 3 J.N. Haimerl S. 28. §§ 62 f. Entw- 

12) Art. 2 u. 4 St. G.G. N. 143, § 1 des Ges. v. 22. Oct. 1875 N. 37 
R.G.Bl. 
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cntion bis zni* Sicherstellnng oder gegen Sicherheitsleistung 
bewilligt werden. 1^) 

2. Ist ein Competenzconflict zwischen österreichischen 
Gerichten nnd ausländischen Gerichten oder Behörden ent- 
standen, so hat das österreichische Gericht den Fall nnter Vor- 
legung aller Acten durch das Oberlandesgericht dem obersten 
Gerichtshofe vorzulegen, welcher denselben sammt Acten und 
•mit seinem Gutachten an das Justizministerium zu leiten hat. 
Der Justizminister wendet sich sohin an das Ministerium des 
Aeussem, damit dieses im diplomatischen Wege den Competenz- 
conflict erledige. 

Bis zu dieser Erledigung des Competenzconflictes hat das 
österreichische Gericht das Verfahren einzustellen, und (ähnlich 
wie im obigen Falle 1. b.) nur dasjenige vorzukehren, was 
zur Sicherung der Privatrechte der Parteien, oder aber aus 
öffentlichen Rücksichten erforderlich ist.^^) 

D. Geschäftsordnung der Gerichte.*) 

1. Die richterliche Thätigkeit. 

§ 31. 
I. Bei Collegialgerichten werden die richterlichen 
Functionen theils von einzelnen Richtern als Tagsatz ungs- 
Commissären, d.i. als Abgeordneten des Gerichtes, mit Bei- 
ziehung eines beeideten Schriftführers (Protokollanten), theils 

13) §§ 12—15 Ges. V. 18. April 1869 N. 44 R.G.B1. § 64 Entw. 

") § 4 J.N. Haimerl S. 28. § 64 Entw. 

*) Die Geschäftsordnimg der Gerichte ist durch den II. Theil (§§ 108 
bis 225) des k. Pat. v. 3. Mai 1853 N. 81 R.G.B1. — die sog. Gerichts- 
instniction — geregelt. — Vgl. hierzu Haimerl Darstellung der Einrichtung 
und Geschäftsordnung der Civilgerichte in Oesterreich 1856. — Für den 
obersten Gerichtshof enthält auch das Pat. v. 7. Aug. 1850 N. 325 R.G.Bl. 
hierher gehörige Bestimmungen; für die Consulargerichte die k. Vdg. v. 
29. Januar 1855 N. 23 R.G.Bl. — Nähere Bestimmungen über die Zustel- 
lungen enthalten die beiden Gerichtsordnungen im 36. Capitel. — Hier wird 
Aber die richterliche Thätigkeit und über die Manipulation nur das wichtigste 
vorgetragen, um für die künftige Gerichtspraxis die nöthige Vorbereitung zu 
bieten. Die Zustellung wird in Kürze vollständig behandelt. 
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von einzelnen Richtern „als.„Rjßler.enten, theils endlich vom 
Gerichte, und zwar in Spruch kollegiei3i_(Senaten) oder 
ausnahmsweise durch schriftliche Abstimmung, oder end- 
lich vom Referenten mit Approbation des Präsidenten, 
vorgenommen. Als Tagsatzungs-Commissäre fungireu 
übrigens — abgesehen von der Syndicatsklage — nur die 
Richter erster Instanz, indem in zweiter und dritter Instanz 
in Civilsachen keine Tagsatzungen (Termine) abgehaltea werden. 

1. Als Tagsatzungs-Commissäre fungiren die Richter 
(in L Instanz) mit einem Schriftführer bei allen Terminen, 
welche zu Verhandlungen der Parteien, zu Beweisaufnahmen, 
zu wichtigeren executiven Feilbietungen u. s. w. bestimmt 
werden. Zu wichtigeren Verhandlungen, so namentlich im 
Eheprozesse und zur Feilbietung grösserer Immobilien sollen 
stets zwei Richter als Tagsatzungs-Commissäre abgeordnet 
werden. 1) 

Als Tagsatzungs-Commissäre fungiren jene Richter, welchen 
die betreffenden Streitsachen, in denen Termine abgehalten 
werden, als Referenten (bezw. Instructionsrichtern) zugewiesen 
sind. Die Referenten sind es auch, welche die Termine (Zeit 
und bisweilen auch Ort der Verhandlung) bestimmen. 

a) Die ordentlichen Termine, welche der Instruction 
der Prozesse sowie sonstigen kürzeren Verhandlungen und Be- 
weisaufnahmen (der Abnahme der Parteieneide, der Einsicht 
der Originalurkunden und dergl.) gewidmet sind, werden von 
jedem Referenten wöchentlich einmal und zwar von jedem 
einzelnen wiederkehrend an demselben Wochentage (von ver- 
schiedeneu Referenten aber an verschiedenen Wochentagen) Vor- 
mittags abgehalten. An diesen ordentlichen Terminstagen hat 
jeder Tagsatzungs-Commissär in der Regel in 10 bis 20, oft 
auch in mehr Streitsachen die Verhandlungen zu pflegen. Um 
die an einem Terminstage abzuhaltenden Termine in Evidenz 
zu erhalten, führt jeder Referent Verzeichnisse,^) welche er 
fortlaufend mit den Kalendertagen jener Wochentage bezeichnet, 



^) § 188 G.Instr. Haimerl S. 145 ff. 

^) Ein „Tagebuch" über die Tagsatzungen § 187 G.Instr. 
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welche seine ordentlichen Terminstage sind. In diese Verzeich- 
nisse trägt er sohin die einzelnen Streitsachen ein, in welchen 
er einen ordentlichen Termin bestimmt hat, nnd übergiebt 
einige Tage vor Eintritt jedes Terminstages das betreiFende 
Verzeichniss der am nächsten Termintage zu verhandelnden 
Streitsachen der Registraliir, damit ihm diese die betreffenden 
Acten vor dem Terminstage zur Vorbereitung oder doch späte- 
stens am Terminstage zur Verhandlung bereit lege.^) Nach 
diesem Verzeichnisse werden am Termintage auch die einzel- 
nen zur Verhandlung kommenden Streitsachen aufgerufen und 
verhandelt. 

Die über die einzelnen Verhandlungen aufgenommenen 
Protokolle werden sohin, wenn über dieselben eine Entschei- 
dung zu erfolgen hat, dem Einreichnugsprotokolle zur Präsen- 
tirung übergeben. Dies gilt namentlich von Protokollen, welche 
einen Actenrotel oder ein Actenverzeichniss enthalten. Proto- 
kolle, auf Grund welcher eine Entscheidung nicht stattzufinden 
hat, sondern blos ein neuer Termin zur weiteren Verhandlung 
zu bestimmen ist, werden nicht dem EinreichungsprotokoUe 
übergeben, sondern unter der letzten Exhibitenzahl erledigt.*) 

b) Ausserordentliche Termine werden für Verhand- 
lungen, die eine längere Zeit in Anspruch nehmen, von Fall 
zu Fall auf einen beliebigen Wochentag (Vor- oder Nachmit- 
tag) angesetzt So namentlich für die Beweisaufnahme mit 
Zeugen und Sachverständigen, für executive Feilbietungen und 
dergl. Zur Evidenzhaltung dieser Termine führt die Registratur 
ein „Betreibungsprotokoll", in welches sie die einzelnen 
ausserordentlichen Termine einträgt. Um dies zu ermöglichen, 
hat der Referent, welcher einen ausserordentlichen Termin an- 
ordnet, auf dem betreffenden Referatsbogen die Worte: „zum 
Betreibungsprotokoll" beizusetzen. Vor dem Termine hat die 
Registratur dem betreffenden Referenten eine schriftliche Er- 
innerung, unter Beischluss der betreffenden Acten behufs Vor- 
bereitung zur Verhandlung zu überschicken. ^) 

3) §189 G.Instr. Haimerl a. a. 0. 

*) §§ 126, 196 G.Instr. Haimerl a. a. 0. 

^) §§ 240 ff. Haimerl a. a. 0. 
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Je nachdem über die betreffenden Protokolle eine Ent- 
scheidung zu erfolgen hat oder nicht, sind dieselben dem Ein- 
reichungsprotokolle zu übergeben oder nicht. 

c) Ajisnahjns.wei.se.. Termine bestimmt der Präsident 
unter Bestellung eines besonderen Tagsatzungs - Commissärs in 
dringenden Fällen zur Aufnahme piotokoUarischer Klagen und 
erster Gesuche.^l naHöämlich "ah den ordentlichen Termins- 
tagen die Tagsatzungs-Commissäre nicht einmal die Termine 
in anhängigen Rechtsstreitigkeiten gehörig abhalten können, 
so haben sie um so weniger Zeit, auch Klagen und erste Ge- 
suche aufzunehmen. In der Regel werden diese daher bei 
CoUegialgerichten schriftlich überreicht. In Ausnahmefällen be- 
stimmt aber der Präsident zur Aufnahme von Klagen und 
ersten Gesuchen einen besonderen Termin, und müssen dann 
natürlich die betreifenden Tagsatzungs-ProtokoUe stets dem 
Einreichungs-ProtokoUe zur Präsentirung übergeben werden. 

2. Als Referent hat jeder einzelne Richter die Geschäfts- 
stücke (in I. Instanz insbesondere Eingaben der Parteien und 
Tagsatzungs-ProtokoUe) in den ihm zugewiesenen Streitsachen, 
welche in einem besonderen Referenten- üier Jaxiiionsbuche 
mit ihrer Geschäftszahl eingetragen werden, zu erledigen. Er thut 
dies, indem er die Entwürfe der Erledigungen entweder selbst 
verfasst, oder die von dem ihm beigegebenen richterlichen 
Hilfsbeamten entworfenen Erledigungen nach allfälliger Verbes- 
serung durch seine Unterschrift approbirt.'^) Diese schriftliche 
Erledigung der einzelnen Geschäftsstücke erfolgt auf Grund der 
in der Registratur zu behebenden Voracten („Priora") der be- 
treffenden Streitsachen.^) Wo es von Bedeutung ist, ob eine 
vorhergegangene richterliche Verfügung oder Entscheidung be- 
reits zugestellt ist, hat der Referent (bezw, sein Gehülfe), von 
Amtswegen zu prüfen, ob diese Zustellung erfolgt sei, und 
daher entweder im Expeditsamte die Zustellungsbogen ein- 
zusehen (wenn es sich um eine Zustellung am Orte handelt) 



^) § 195 G.Instr. Haimerl a. a. 0. 

^) § 62 G.Instr. 

^ § 138 G.Instr. Haimerl S. 115ff. 
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oder, wenn der betreffende Empfangsehein (über auswärtige 
Zustellungen) nicht in den Voracten sich befindet, beim Ein- 
reichungs-ProtokoUsamte in dem betreffenden Vormerkbuche 
nachzusehen, ob der Empfangschein schon eingelaufen sei oder 
nicht. ^) Die Erledigung ist bei CoUegialgerichten in der RegeP*^) 
auf besonderen Referatbogen zu entwerfen. Die Bogen sind in 
der Mitte zu brechen und sind auf der linken Seite des halb- 
gebrochenen Referatbogens das Präsentatum (die Exhibitenzahl 
und der Einlaufstag) des Geschäftsstückes und bezw. der zu- 
sammenhängenden und unter Einem zu erledigenden Geschäfts- 
stücke, sowie in Kürze deren Inhalt (der sogenannte Referat- 
auszug) niederzuschreiben. Auf der rechten Seite ist sohin 
der Entwurf der Erledigung hinzusetzen. In wichtigeren 
Sachen sind demselben ein Actenauszug und ein Gutachten, 
und bei ürtheilen und Beiurtheilen, die „im Förmlichen" zu 
machenden Bemerkungen vorauszuschicken. Diese formellen 
Bemerkungen haben sich namentlich auf die Entrichtung der 
Urtheilsgebühren und auf formelle Gebrechen der Instruction 
zu erstrecken.^^) Die Entscheidungsgründe der Erkenntnisse 
sind stets getrennt von der Entscheidung anzuführen. ^2) Ist — 
in wichtigeren Sachen — ein Correferent bestellt worden, 
so kann dieser seine besondere Meinung beisetzen oder sich 
dem Antrage des Referenten anschliessen.'^) 

3. Die_g;eri^chtli che Erledigung auf Grund der von den 
Referenten ausgearbeiteten TEl^ferate erfolgt: 

a) Regelmässig in Sitzungen. Diese werden als 
ordentliche Sitzungen regelmässig an bestimmten 
Wochentagen" abgehalten tmd als «q,uss er ordentliche 
Sitzungen, in dringenden Fällen von Fall zu Fall 
zusammenberufen. Beide Arten von Sitzungen werden 
von SpruchcoUegien abgehalten, welche aus einer 
grösseren oder kleineren Zahl von Richtern zusammen- 



9) §§ 214 ff., 218 G.Instr. Haimerl S. 148 ff. 

^^) Ausnahmen in § 140 G.Instr. 

") §§ Ulf. G.Instr. Haimerl S. 115 f. 

^^ § 144 G.Instr. Haimerl S. 107. 

^3) § 145 G.Instr. Haimerl a. a. 0. 
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gesetzt werden. Danach unterscheidet man Sitzungen 
der PJI_enjü:Äe^öra4e5- dar gr-M&^ßre_nj_.,m^ und 

kleinen Senate. Da für die ordentlichen 
Sitzungen stels mehrere Senate gebildet werden, so 
werden sie — ' zur Unterscheidung von einander — 
als L, IL, III. Senat u. s. w. bezeichnet. 

An der Abstimmun g nehmen auch 'dann, wenn 
richterliche Hilfsbeamte über die von ihnen bearbeiteten 
und vom Referenten approbirten Entwürfe der Erledi- 
gung den Vortrag erstatten, nur die stimmberechtigten 
Richter (also für die Hilfsbeamtei\,^Äie betreffenden 
Referenten) Antheil. Zuerst stimmt der Referent 
und der allfällige Correferent und sohin stinmien die 
übrigen Beisitzer (Votanten), von dem Rangsältesten 
angefangen. ^^) Die fachmännischen (Handels- und 
Berggerichts-) Beisitzer, welche nur in I. Instanz und 
hier nur bezüglich jener Erledigungen beigezogen wer- 
den, die nicht blos die Leitung des Verfahrens betreffen, 
haben ihre Stimme nach den Räthen und vor den übrigen 
Richtern abzugeben.^^) Der Vorsitzende hat blos 
bei getheilten Stimmen, wenn eine absolute Stimmen- 
mehrheit nicht vorhanden ist, seine Stimme abzugeben ; 
sonst steht ihm nur frei, seine besondere Meinung zu 
Protokoll zu geben. ^^) Bei getheilten Meinungen über 
das Ausmass von Beträgen (z. B. 600 fl. und 800 fl. 
Schadenersatz) kann der Vorsitzende eine Mittelzahl 
(700 fl.) annehmen und ist dann diese als beschlossen 
anzusehen. ^^) 

In der Regel erfolgt die Abstimmung sofort nach 
dem Vortrage des Referenten (ohne Debatte) und hat 
nur in wichtigeren und verwickeiteren Fällen eine 
Discussion voranzugehen.^^) 



") § 162 G.Instr. Haimerl S. 125 ff. 

15) § 150 G.Instr. M.Erl. v. 16. April 1855 Z. 5746. 

16) § 166 G.Instr. Haimerl S. 125 ff. 

1^ § 168 lit. b. G.Instr. Haimerl S. 128 ff. 
1«) § 163 G.Instr. Haimerl S. 125 ff 
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Die Beschlussfas^sung erfolgt einhellig oder 
durch absolute Stimmenmehrheit; ist diese auch durch 
die Stimme des Vorsitzenden nicht zu erlangen, so ist 
die Vorfrage von der Hauptfrage und die Form von 
dem Wesen (meritum) der Entscheidung zu trennen 
und sind die einzelnen Streitfragen abgesondert zur 
Abstimmung zu bringen. Auf Grund des Beschlusses 
über einen Punkt (staute concluso) müssen dann auch 
jene Richter, welche diesem Beschlüsse nicht beigetre- 
ten sind, über die weiteren Punkte ihre Stimmen ab- 
geben. Sollte auch so eine absolute Stimmenmehrheit 
nicht zu erlangen sein, so ist die Sache in einen ver- 
stärkten Senat und allenfalls in die Plenarsitzung zu 
bringen. ^^) 

Die erledigten Geschäftsstücke sind in denTemions- 
büchem der einzelnen Referenten von diesen unter 
Beisetzung des Senates und des Tages ihrer Erledigung 
als erledigt auszustreichen.^^) 

Ueber jede Sitzung ist ein^Raths-Protokoll zu 
führen, in welchem die Bezeichnung des Senates, der 
Sitzungstag, die Namen des Vorsitzenden und der Bei- 
sitzer, sowie deren Wechsel, femer die Namen der Refe- 
renten und die Exhibitenzahlen der von ihnen erledig- 
ten Geschäftsstücke anzugeben und zugleich bei jenen 
Geschäftsstücken^ die nicht einhellig erledigt wurden, 
die verschiedenen besonderen Anträge (Separatvota) 
und Meinungen, sowie die gegen den Antrag der Re- 
ferenten gefassten Beschlüsse sammt Gründen (Contra- 
vota) anzuführen sind. Neben dem Raths-Protokolle 
sind vom Protokollanten zwei Verzeichnisse der 
erledigten Geschäftsstücke, unter blosser Angabe des 
Senates, des Sitzungstages und der Namen der Refe- 
renten, sowie der Zahlen der von ihnen erledigten 
Geschäftsstücke für das Einreichungs-ProtokoUs- und 
für das Expeditsamt anzulegen. Ueberdies hat der 



1») § 168 G.Instr. Haimerl S. 128 flf. 
*) § 137 G.Instr. Haimerl S. 113 ff. 

V. Canstein, Oesterreichisches Civilprosessrecht. 27 
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Protokollant auf den Referatsbogen der einzelnen 
erledigten Geschäftsstücke nnter Angabe des Senates, 
des Sitzungstages und der Namen des Vorsitzenden, 
der Referenten und der Beisitzer zu bemerken, dass 
. sie „Einhellig" erledigt wurden, oder hat er even- 
tuell die Separat- und Contravota, sowie die 
besonderen Meinungen des Vorsitzenden auch auf 
den Referatsbogen niederzuschreiben. Fehlen dem 
Referate die nöthigen „Expeditionen", d. h. die 
Adressen, an welche Ausfertigungen des gerichtlichen 
Beschlasses zu erfolgen haben, sowie die Bezeichnung 
der aus dem Referate oder aus dem Contravotum in 
der Ausfertigung abzuschreibenden Stellen und die 
Bemerkungen über die Art der Zustellung sowie über 
den Anschluss von Acten oder Urkunden, so hat der 
Protokollant auch diese Ausfertigungen auf den 
Referatsbogen niederzuschreiben.^^) 

Die Referate, über welche ein einhelliger 
Beachluss gefasst wurde, sind sohin vom Protokollanten 
dem Vorsitzenden des Senates zur Approbation 
(Beisetzung des Wortes „Expediatur" unter Beifügung 
der Unterschrift) und dem Expedits amte zur Aus- 
fertigung der beschlossenen Erledigung zu übermitteln. 
Die Referate, bezüglich welcher Separatvota ab- 
gegeben oder Contravota gefasst wurden, sind zu- 
nächst dem Separat- und bezw. Contravotanten 
und dann erst dem Senatsvorsitzenden und Expedits- 
amte zu übermitteln.*^) 
aa) Dem Plenarsen ate sind in Civilstreitsachen vor- 
behalten: ^~^ 

\ a) bei den Oberlandesgerichten: die Verhand- 
lungen über die eigene Gerichtsbarkeit 
des Oberlandesgerichtes,*') 



21) §§ 177 ff., 198 G.Instr. Vgl. Haimerl S. 132 ff., Dworzak im 
Jurist 1848 (19. Bd.) S. 468 ff. 

82) §§ 180 ff., 206 G.Instr. Haimerl S. 141. 
2^ § 151 lit. d. G.Instr. 
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ß) bei dem o bersten Ge richtshofe, wo schon 
ein CoUegium von 15 Richtern als Renarsenat 
gilt : 2*) die Entscheidung von He chts fragen, 
welche entweder von zwei SenateiTwider- 
sprechend beantwortet wurden oder ab- 
weichend von einem im Spruchreperto- 
"fium aufgenommenen Rechtsgrundsatze ent- 
stSiieden werden wollen. Die diesfällige 
Plenarentscheidung wird in das Judicaten- 
buch eingetragen und kann der betreffende 
Rechtsgrundsatz dann nur in einem Senate 
von 21 Mitgliedern wieder beseitigt wßrden.^^) 

bb) Die grossen Senate, w elche blos in erster Instanz 
und da mit Ausnahme des Landesgerichtes von 
Wien^^) und zwar mit JJ^ Richtern fungiren, ent- 
scheiden über die Bewilligung zur Erfolglassung 
eines Depositums, sowie zur Veräusserung des un- 
beweglichen Gutes eines Minderjährigen oder Pflege- 
befohlenen und zur Veräusserung eines Fideicommiss- 
gutes.^^) 

€c) Die mittleren (oder „grösseren") Senate ent- 
scli(!?id<jll lll L lüHlanz mit 5, m Ah Instanz mit 9 
und in III. Instanz mit 11 Richtern ^^) und zwar: 

d) in allen drei Instanzen über Eheungiltig- 
keitserklärungen und über Todeserklärungen 
behufs Wiederverehelichung ; überdies 

/8) in I. und IL Instanz in Verhandlungen über 
die Trennung der Ehe und über den Beweis 
des Todes durch Zeugen behufs Wiederver- 
ehelichung, sowie überhaupt aus wichtigen 



«*) § 15 des Pat. v. 7. Aug. 1850 N. 325 R. G. Bl. 
35) A.H.E. V. 7. Aug. 1872. 

^ Bei diesem fuHgirt hier ein (mittlerer) Senat von 5 Richtern. 
»^ § 148.G.Instr. Haimerl S. 119 ff. 

^ §§ 149, 152, 155 G.Instr. und § 17 des k. Pat. v. 7. Aug. 1850. 
Haimerl a. a. 0. 

27* 
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Gründen in allen Streitsachen, wo es der Prä- 
sident anordnet, und 
f) in erster Instanz überdies über die unein- 
verständliche Scheidung von Tisch und Bett, 
in zweiter Instanz über Competenzconflicte 
zwischen österreichischen und ausländischen 
Gerichten, welche im diplomatischen Wege 
zu erledigen sind, und beim obersten Ge- 
richtshofe über ausserordentliche Revisio- 
nen, wenn auf deren Zulassung erkannt wer- 
den soll, 
dd) Die kleinen Senate entscheiden in I. Instanz mit 
3 (beim Obersthofmarschallamte aber mit 5), in 
IL Instanz mit 5 und in III. Instanz mit 7 Richtern 
in allen übrigen Fällen.^*) 
b) Ausnahmsweise erfolgt in dringenden Fällen, wenn 
die""ftitscheiliäung^ keine zweifelhafte ist und daher ver- 
schiedene Anträge nicht vorauszusehen sind, die ge- 
richtliche Erledigung^jjper rplam" oder .^^circulando*^ 
durch schriftliche Abstimmung, indem das be- 
treffende Referat bei so vielen Richtern zur schrift- 
lichen Abstimmung circulirt, als zur Beschlussfassung 
in der betreffenden Sache nothwendig ist. Mit der Ap- 
probation des Präsidenten versehen, gelangen diese 
Geschäftsstücke, nachdem sie der Referent als erle- 
digt in seinem Ternionsbuche ausgestrichen hat, in 
das Einreichungs -Protokollsamt zur Anmerkung ihrer 
Erledigung in dem EinreichungsprotokoUe, und sohin 
in das Expeditsamt zur Ausfertigung.'^) 



^ §§ 149 letzter Absatz, 154 G.Inst. § 18 des k. Pat. v. 7. Aug. 
1850. §§ 6 u. 7 Entw. v. 1876, der nur (ständige) kleine Senate von 3, 
5 und 7 Richtern kennt und in I. Instanz in Handels-, Wechsel-, See- und 
Berggerichtsstreitsachen anstatt eines rechtsgelehrten Richters einen fach- 
männischen Beisitzer zuziehen lässt. 

*0 §§ 170—173 G.Instr. Haimerl S. 168 ff. Nach dem Entw. (§ 8) 
hat in gewissen (dringenden) Fällen der Gerichtsvorsteher allein oder der 
Vorsitzende eines Senates das Recht, im Namen des Gerichtes Verfügungen 
zu erlassen. Vgl. diesfalls Canstein Rat. Grdl. des C.P. S. 164. 
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•c) Die sogenannten Cnrrent ien, d. h. Geschäftsstücke, 
welche blos die Leitung des Verfahrens in einer be- 
reits anhängigen Streitsache betreflFen und deren Er- 
ledigung ohne entscheidenden Einfluss auf die Parteien- 
rechte, sowie nach den gesetzlichen Bestimmungen 
zweifellos ist, und ebenso Geschäftsstücke, welche blos 
anderen Behörden zu ertheilende Auskünfte, die Voll- 
ziehung von Zustellungen und andere untergeordnete 
Acte zum Gegenstande haben, unterliegen keiner Be- 
schlussfassung des Gerichtes, sondern sind von dem 
Referenten sammt den entworfenen Ausfertigungen all- 
wöchentlich dem Präsidenten (und bezw. dessen 
Stellvertreter) mit einem Verzeichnisse zur Appro- 
bation und sohin dem EinreichungsprotokoUs- und 
Expeditsamte zu übergeben. 

Ist der Präsident mit dem Referenten nicht einver- 
standen, oder hält er eine gerichtliche Beschluss- 
fassung für nöthig, so hat er den Referenten anzu- 
weisen, das betreffende Geschäftsstück in der Sitzung 
vorzutragen.^^) 

Die current erledigten Geschäftsstücke werden vom 
Einreichungs-^ProtokoUsamte im Ternionsbuch des Re- 
ferenten als erledigt ausgestrichen.^^) 
II. Bei Einzelgerichten übt der selbstständige Einzel- 
richter (Bezirks- und Bagatellrichter) die richterlichen Func- 
tionen als Tagsatzungsrichter und als Referent in der 
Regel persönlich aus. Die gerichtliche Erledigung erfolgt 
natürlich stets ohne Sitzung, und hat der Bezirksrichter nur 
den von seinen richterlichen Hilfsbeamten ausgearbeiteten Re- 
feraten , nach allfälliger Verbesserung das „Expediatur" beizu- 
fügen.^^) Wo der Bezirksrichter ausnahmsweise mit seinen 
Hilfsrichtem, in wichtigeren Sachen, eine collegiale Berathung 
pflegt, ist diese für ihn blos von informativer, nicht von bin- 
dender Bedeutung. 

3^ § 146 G.Instr. Haimerl S. 118. 

*0 § 137 G.Instr. Haimerl S. 113 ff. 

^ §§ 247, 249 G.Instr. Haimerl S. 144 ff. 
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Zu den Terminen, welche vom Bezirksrichter (bezw. 
dessen Stellvertreter) oder in Vertretung des Bezirksrichters, 
auch von seinen richterlichen Hilfsbeamten abgehalten werden,, 
ist auch bei den Bezirksgerichten und bezw. von denBagatell- 
richtem ein beeideter Schriftführer zuzuziehen.^*) 

Ausser den ordentlichen, ausserordentlichen und 
ausnahmsweisen Terminen sind bei den Einzelgerichten 
auch regelmässig wiederkehrende Gerichtstage (an denselben 
Wochentagen) abzuhalteu, damit dadurch den Parteien Gelegen-^ 
heit gegeben wird, ihre Klagen und ersten Gesuche, die^ 
bei Einzelgerichten regelmässig mündlich vor Gericht zu er- 
heben sind, auzubringen.^^) 

In das EinreichungsprotokoU sind blos die Protokolle üb^r 
Klagen und erste Gesuche, über welche erst eine Verhandlung 
eingeleitet werden soll, sowie über Actenverzeichnisse zur Prä- 
sentirung zu übergeben.^^) 

III. Bei den Consulargerichten im osmanischen Reiche 
ist die Geschäftsbehandlung im Allgemeinen dieselbe, wie jene 
der Einzelgerichte in Oesterreich.^^) In gewissen Streitigkeiten 
fungiren nach einer langjährigen üebung „Commissionen" aus 
Laienrichtern, vor welchen nach dem geschlossenen Instructions- 
u. Beweisverfahren eine mündliche Schluss^erhandlung abgehalten 
wird, auf Grund welcher die Commission ihr Urtheil föUt^ 
welches zu seiner Wirksamkeit der Bestätigung („Homolo- 
girung*^) des rechtsgelehrten Consularbeamten (des Consular-- 
gerichtsvorstehers oder dessen Stellvertreters) bedarf.^®) 

2. Die Manipulation. 

§ 32. 

Die Manipulation umfasst drei Gruppen von Hilfsfonctionen,. 
für welche auch drei Abtheilungen der gerichtlichen Hilfs- 



3^) § 247 G.Instr. Haimerl S. 144 ff. 

3*) § 246 G.Instr. Haimerl a. a. 0. § 15 Bag.Verf. 

^ § 245 G.Instr. Haimerl S. 107. 

3^ § 39 der k. Vdg. v. 29. Januar 1855 N. 23 R.G.B1. 

38) §§ 20 n. 22 der dt. Vdg. 
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ämter bestehen: Das Einreichungsprotokollsamt, welchem 



die Uebernahme nnTdie Uebermittelung der einlangenden 
Schriften (Geschäftsstücke oder Exhibiten) an die Richter znr 
Erledigung durch dieselben obliegt; das Expeditsam t, wel- 
ches die Reinschreibung und Ausfertigung der gerichtlichen 
Verfügungen, Entscheidungen, Berichte und Correspondenzen 
zu besorgen hat; und die Registratur^ bei welcher die bei 
Gericht zurückbleibenden Acten aufzubewahren und in Evidenz 
zu halten sind. 

I. Die bei dem EinreichungsprotokoUsamte einlangen- 
den Schriften (Parteieingaben, TagsatzungsprotokoUe , gericht- 
lichen Correspondenzen, Erlässe, bezw. Berichte u. s. w.) sind 
sofort in das Einreichung_sprotokoll, (d. i. in vorgedruckte 
Bogen, welche ^Smn eingebunden werden) einzutragen, und 
ebenso wie ihre Beilagen mit der jährlich von Neuem fort- 
laufenden, entsprechenden Exhibitenzahl des Einreichungspro- 
tokoUes, sowie mit der BezeicFnung des Tages, Monates und 
Jalires ihres Einlaufs („Praesentatum") zu versehen. i) 

Die neu e inlange nie n Streitsachen, also insbesondere 
Elagen und erste Gesuche, sind dem Gerichtsvorsteher (Präsi- 
denten, bezw. Bezirksrichter) zur Bestinmiung des Referenten 
vorzulegen. 2) Wenn schon im Voraus, insbesondere nach dem 
Anfangsbuchstaben des Namens des Beklagten, eine feststehende 
Vertheilung unter die einzelnen Referenten („Buchstaben- 
Referenten") angeordnet ist, so dass z. B. der Referent 1 
die Prozesse erhält, in denen die Namen der Beklagten mit 
den Buchstaben A, B und C beginnen, während dem Referenten 
2 ähnlich die Buchstaben D, E, F zugewiesen sind u. s. w., 
so sind auch die neu einlaufenden Streitsachen, ebenso wie 
stets die Geschäftsstücke, welche in bereits anhängigen 
Streitsachen einlaufen, direct von dem EinreichungsprotokoUs- 
amte an die entsprechenden Referenten zu übermittehi. ^) 

Geschlossene Prozessacten (Acten Verzeichnisse und 

^) § 115 G.Instr. Haimerl Einrichtungen und Geschäftsordnung der 
0. Gerichte in Oesterreich S. 107 fF. § 14 Entw. 
^ § 127 G.Instr. Haimerl a. a. 0. 
^ § 128 G.Instr. Haimerl a. a. 0. 
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Actenrotel), über welche ein End- oder Bei-Ürtheil gefällt 
werden soll, sind stets zunächst dem Gerichtsv orsteher zu 
übergeben, bei diesem in ein besonderes Prozessbuch einzu- 
tragen und von ihm allenfalls einem anderen als dem bis- 
herigen Referenten (Instructionsrichter), zur Erledigung zuzu- 
weisen.*) 

In besonders wichtigen Sachen kann der Gerichtsvorsteher 
auch einen Correferenten bestellen.^) 

Jedes Geschäftsstück, welches einem Referenten zur Er- 
ledigung zugewiesen ist, ist von dem EinreichungsprotokoUamte 
mit seiner Exhibitenzahl in das Ternionsbuch des betreffen- 
den Referenten einzutragen und überdies mit der Temions- 
bezeichnung (1., 2., 3. Temion u. s.w.) und mit der Ternions- 
zahl sowie mit der Zahl des zuletzt in derselben Streitsache 
eingelaufenen Exhibites („Prius") zu versehen. 6) 

Ersuchschreiben um Zustellungen und einlaufende 
Zustellungsbestätigungen sind nicht in das Einreichungs- 
protokoll sondern in ein besonderes, jährlich neu anzulegendes 
Vormerkbuch in fortlaufender Zahl einzutragen, und sind 
die einlaufenden Zustellungsscheine vom Expeditsamte sofort 
und direct der Registratur zu übergeben , damit sie diese in 
die entsprechenden Actenbünde reponire.'^) 

Die bereits erledigten Geschäftsstücke hat das Ein- 
reichungsprotokoUsamt nach den ihm zukommenden Verzeich- 
nissen der bei Sitzungen oder current erledigten Geschäfts- 
stücke und bezw. auf Grund der circulando erfolgten und ihm 
mitgetheilten Erledigung im Einreichungsprotokolle unter 
Beisetzung des Senates und des Tages der Erledigung als er- 
ledigt auszuzeichnen, auch hat das EinreichungsprotokoUs- 
amt die current erledigten Geschäftsstücke in den einzelnen 
Ternionsbüchem unter Beisetzung des Erledigungstages auszu- 
streichen. ^) 



*) § 130, 135 G.Instr. Haimerl a. a. 0. 
») § 136 G.Instr. Haimerl S. 113 flF. 
^ §§ 137, 128 G.Instr. Haimerl a. a. 0. 
^ § 218 G.Instr. Haimerl S. 148 ff. 
«) § 137 G.Instr. Haimerl S. 113 ff. 
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IL Jene Gesehäftsstücke , welche die gerichtliche Erledi- 
gung gefunden haben nnd mit dem „Expediatur" des Gerichts- 
vorstehers, bezw. der Senatsvorsitzenden versehen sind, gelangen 
mit den betreffenden Referaten und den auszufolgenden Ur- 
kunden in das Expeditsamt zur Reinschreibung und Aus- 
fertigung der gerichtlichen* Beschlüsse und Verfügungen. Hier 
eingelangt werden sie zunächst unter Angabe des Tages ihres 
Einlangens im Expedit, in das Expeditsbuch eingetragen 
und gleichzeitig in dem Verzeichnisse der in Sitzungen er- 
ledigten Geschäftsstücke ausgezeichnet, damit die innerhalb 
8 Tagen nach der Sitzung nicht eingelangten Stücke dem Prä- 
sidenten zur Betreibung der Abgabe an das Expeditsamt 
angezeigt werden können.^) Sohin werden die einzelnen Aus- 
fertigungen im Expeditsamte (meist von Tagschreibem) r ein- 
geschrieben und kollationirt, sowie bei Bezirksgerichten 
stets vom Bezirksriciiter i®) und bei CoUegialgerichten — ab- 
gesehen von Noten und Schreiben an andere Behörden — vom 
Expedits vorstände unterschrieben. Berichte an höhere Ge- 
richte sind ausserdem vom Referenten, und Erkenntnisse, 
Edicte, Berichte, Noten und Schreiben an andere Behörden vom 
Präsidenten zu unterschreiben. ^*) Ueberdies sind Erkenntnisse, 
Edicte, Executions- und Depositenerfolglassungs-Bewilligungen 
sowie Zahlungsanweisungen stets mit dem Gerichtssiegel zu 
versehen. ^^ 

Sind die Ausfertigungen fertig, so wird unter allfälligem 
Anschluss der beizuschliessenden Urkunden deren Zustellung 
veranlasst, während die bei Gericht zurückbleibenden Referate 
und sonstigen Acten der Registratur übergeben werden. ^^) 

III. In der Registratur eingelangt, werden die Referate 
(bei CoUegialgerichten) in das Regis trat ur buch eingetragen, 
indem zugleich auf jedem Referate die Bezeichnung des Acten- 



^ §§ 207 f. G.Instr. Haimerl S. 141 ff. § 14 Entw. 

^) § 249 G.Instr. Haimerl S. 144. 

") §§ 209 f. G.Instr. Haimerl S. 141 ff. 

*^ §§ 211 f. G.Instr. Haimerl a. a. 0. 

^ §§ 213, 220 G.Instr- Haimerl S. 148.ff. . . 
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bundes, in welchem dasselbe reponirt wird, beigesetzt wird,^*) 
wenn dies (bei bereits anhängigen Streitsachen) nicht schon 
der Referent gethan hat. 

Die Registratur zerfällt bei allen Gerichten in mehrere 
Hauptabtheilnngen, welche mit römischen Zahlen bezeich* 
net werden; so z. B. : I. Gesetze tmd Verordnungen; . . . . 
IIL Civüstreitigkeiten VIII. Handelsstreitigkeiten; IX. Wech- 
selstreitigkeiten n. s. w.^^) 

Alle einen und denselben Rechtsstreit betreffenden Acten 
werden chronologisch in einen Actenbund gebracht. Dieser 
ist für jeden neuen Rechtsstreit, gleich bei dem ersten in der 
Registratur einlangenden Acte anzulegen und mit der Abthei- 
Ixmgszahl der Registratur (lil, VIÜ, IX u. s. w.), sowie mit 
der Jahres- und Registraturzahl zu versehen, welche jähr- 
lich für die neu anzulegenden Actenbunde von Neuem zu 
laufen beginnt. So erhält der erste im Jahre 1880 anhängig 
werdende Civilprozess, dessen erste Schrift, die Klage im Ein- 
reichungsprotokoU z. B. die Exhibitenzahl 12 erhalten hat, die 
Registraturbezeichnung III 1880/1, und ähnlich der zweite im 
Jahre 1880 anhängig werdende Civilprozess, dessen erste Schrift 
z. B. ein Arrestgesuch die Exhibitenzahl 36 trägt, die Re- 
gistraturbezeichnung III 1880/2 u. 8. w. Jene Acten, welche 
in bereits anhängigen Prozessen in der Registratur einlaufen, 
werden hingegen, wie bemerkt, in die entsprechenden, bereit» 
früher angelegten Actenbunde reponirt. ^^) 

Die einzelnen Actenbunde werden mit Verzeichnissen 
der in denselben reponirten Actenstücke versehen und in massigen 
Actenfascikeln zwischen steifen Deckeln aufbewahrt, welche 
mit der ersten und letzten Registraturszahl der darin befind- 
lichen Actenbunde zu bezeichnen sind (z. B. die ersten 50 im 
im Jahre 1880 neu anhängig gewordenen Civilprozesse: HI. 
1880/1—50.") 



**) § 226 G.Instr. §§ 14, .236 f. Entw. 
*5) § 221 G.Instr. Haimerl S. 155 ff. 
16) §§ 222 f. G.Instr. Haimerl a. a. 0. 
") §§ 224 f. G.Instr. Haimerl a. a. a 
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Ausser dem Registratursbuch, welches die Einreichungs- 
protokoUszahlen in arithmetischer Ordnung im Voraus verzeichnet 
enthält, und in welchem jeder in der Registratur einlangende Act 
mit der Bezeichnung der Registraturszahl anzumerken- ist, damit 
hiedurch die Auffindung des betreffenden Actenbundes erleichtert 
werde,^^) hat die Registratur hei Collegialgerichten auch ein 
alphabetisches Nachschlageregister (Index) aller strei- 
tigen und Concurssachen zusammen, sowie einen besonderen 
Normalien-Index zu führen, in welch' letzterem alle 
Verordnungen und allgemeinen Erlässe in Evidenz zu halten 
sind.^^) 

In der Registratur aller Gerichte wird endlich auch das 
sog. Betreibungsprotokoll gefuhrt, in welches alle ausser- 
ordentlichen Termine, sowie jene Fristen einzutragen sind, deren 
Einhaltung von Amtswegen zu überwachen ist. Die Eintra- 
gungen in das Betreibungsprotokoll erfolgen infolge der von 
den Referenten auf den betreflfenden Referatsbogen (in die Augen 
fallend) beigesetzten Anweisung: „Zum Betreibungsprotokoll. " 
Rechtzeitig vor dem Termine und bezw. sofort nach Ablauf 
einer von Amtswegen zu überwachenden Frist, hat sohin die 
Registratur auf Grund der Verzeichnungen im Betreibungs- 
protokolle den betreffenden Referenten schriftliche Amts- 
Erinnerungen unter Anschluss der einschlägigen Acten 
zuzumitteln, damit der Richter sich zum ausserordentlichen 
Termine vorbereite oder bezw. wegen Nichteinhaltung der Frist 
das Entsprechende verfuge.^®) 

Bei Einzelgerichten ist blos ein Nachschlageregister 
und ein Betreibungsprotokoll zu führen.^^) 

Den Parteien steht das Recht zu, in der Registratur der 
Einzel- und Collegialgerichte von den Acten ihrer Rechtssachen 
Abschriften zu erheben und mit Bewilligung des Gerichts- 
yorstehers in dieselben Einsicht zu nehmen.^^) 



^?) § 226 G.Instr. Haimerl a..a. 0. . 

^^ §§ 227 ff.. 230 f. G.Instr. Haimerl a. a. 0. 

^) §§ 240f. G.Instr. Haimerl a. a. 0. 

^^) §§ 253, 251 G.Instr. Haimerl a. a. 0. . ' 

^ § 238 G.Instr. Haimerl a. a. 0. 
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3. Die Zustellung. 

§ 33. 

I. Nach dem gegenwärtig geltenden österreichischen Civil- 
prozessrechte gibt es keine Zustellung von Partei zu Partei. i) 
Da nämlich jede Parteihandlung zunächst dem Gerichte gegen- 
über vorzunehmen ist und ihr stets eine gerichtliche Verfügung 
oder Entscheidung zu folgen hat, w^elche in der Eegel schrift- 
lich erfolgt, so handelt es sich stets zunächst um Zustellungen 
gerichtlicher Verfügungen und Entscheidungen und nur implicite 
auch um Zustellungen von Parteischriften oder von proto- 
kollarischen Parteianträgen. Entscheidungen der höheren Ge- 
richte werden stets im gesetzlichen Instanzenzuge an die 
Gerichte I. Instanz erlassen und von diesen den Parteien zu- 
gestellt. Die Zustellungen der Gerichte I. Instanz erfolgen 
dagegen direct an die Parteien und zwar stets von Amts- 
wegen durch das Gericht. Deshalb hat auch der Referent 
(und bezw. der Schriftführer) seinem Referate die Anweisung 
beizufügen, auf welche Art die Zustellung zu erfolgen hat. 
Insbesondere hat er zu bemerken, durch welche Organe, an 
welche Personen und ob zu eigenen Händen oder zu Händen 
ihrer Vertreter bezw, der Hausgenossen die Zustellung zu 
erfolgen hat und welche Beilagen der Parteieingaben den 
Parteien (dem Impetranten im Original und dem Gegner in 
Abschrift) zuzustellen sind.^) Auf Grund dieser Anweisungen 
erfolgt die Veranlassung der Zustellung vom Expeditsamte.^) 

IL Als Organe, durch welche die Zustellung erfolgen 
kann, erscheinen: 



*) Ebenso nach gem. d. C.P.Recht, vgl. Walt her im Arch. f. pract. 
R.Wi8S. 10. Bd. S. 393 ff., Wetzeil S. 903 ff., 437 ff., Endemann S. 534ff., 
Renaud S. 452 ff., Schmid S. 288 f. Bayer S. 420 ff., Osterloh S. 206ff. 
— Nach dem Entw. v. 1876 wird die Zustellung in der Regel von Partei 
zu Partei erfolgen. §§ 134 ff. Entw. Vgl. hierzu Canstein Rat. Grdl. 
des C.P. S. 179 ff. . 

^) § 198 G.Instr. Haimerl Einrichtung und Geschäftsordnung der 
C.Gerichte in Oesterr.'S. 135 ff., Beidtel Hdb. d. ost. G.Verf. S. 192 ff. 

3) § 213 G.Instr. Haimerl S. 148 ff. § 140 Entw. 
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1. Die Gerichtsdiener,*) namentlich für Zustellungen 
am Amtssitze des Gerichtes, bei welchem sie bestellt sind 
und von dem die Zustellung zu erfolgen hat. Die 
Gerichtsdiener erhalten die Stücke, welche sie zuzu- 
stellen haben: 

a) mitdemZustellungsbogen(„Philura"),in welchem 
der Empfang von dem Adressaten in der entsprechen- 
den Rubrik zu bestätigen ist, wenn es Verfügungen 
und Entscheidungen des Gerichtes sind, von welchem 
die Zustellung angeordnet wurde,^) 

b) mit besonderen Empfangsscheinen, wenn Zu- 
stellungen auf Ersuchen anderer Gerichte vorzu- 
nehmen sind, denen der bestätigte Empfangsschein 
zurückgestellt werden muss.^) 

Als Regel gilt, dass die Gerichtsdiener nur im 
Gerichtsorte Zustellungen zu besorgen haben. Doch 
können Zustellungen an Personen, welche ausser dem 
Gerichtsorte, afeer im betreffenden (engeren) Gerichts- 
sprengel wohnen, auf ausdrückliches Verlangen der 
Parteien, oder wenn es das Gericht für erforderlich 
findet, auch durch den Gerichtsdiener vorgenonmien 
werden.^) 

2. Die Post. Durch* diese sind in der Regel alle Zu- 
stellungen am Poststationsorte (gegen Einhebung 



*) Nach dem Entw. sollen bei Collegialgerichten I. Instanz nach fran- 
zösischem Muster, ebenso wie in Deutschland selbstständige Gerichtsvoll- 
zieher bestellt werden, welche in Oesterreich neben den Gerichtsdienem 
auch die Zustellung zu besorgen haben werden (§§ 15, 135, 137), vgl. dies- 
falls Jur. Bl. 1875 S. 177 f. Eine derartige Einrichtung bestand in Oesterr. 
unt. d. E. nach der G.O. v. 1557 (fol. II), während nach der G.O. v. 1540 
(fol. 11) die Parteien, abgesehen von der Ladung, sich die gerichtlichen Yer- 
fugungen holen mussten (vgl. auch Th asser Progymnasmata S. 80). 

5) § 214 G.Instr. Haimerl S. 148 ff. 

^) § 212 G.Instr. Für Zustellungen ausser dem Amtsorte gebührt den 
Gerichtsdienem bei einer Entfernung über ^/a Meile eine Zustellungsgebühr, 
bezw. ein Ganggeld (von 17Va kr.). M.V. v. 3. Juli 1859 N. 169 und vom 
19. Dec. 1858 N. 1 R.G.B1. ex 1859. 

') § 213 G Instr. Haimerl S. 148 ff. 
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des Portos) ZU veranlassen, sofern sie nicht durch 
die eigenen Gerichtsdiener des Gerichtes, dessen 
Verfügung zuzustellen ist, zu besorgen sind.®) Die 
Zustellung durch die Post erfolgt in der Regel mit 
einem vom Expeditsamte des Gerichtes auszufüllenden 
Retourrecepisse. ^) 
3. Die Gemeindevorsteher, namentlich für Zustellun- 
gen ausser dem Gerichts- und Poststations- 
orte. Diese können die Zustellung Gemeindeabgeord- 
neten übertragen ,^<^) denen die Zustellungsgebühr als 
Meilengeld zu bezahlen ist. 
III. In gewissen Fällen sind Gerichte oder andere Be- 
hörden um die Zustellungsveranlassung zu ersuchen, und 
erfolgt dann die Zustellung durch Vermittelung dieser Be- 
hörden, 

1. Allgemein sind die Bezirksgerichte, in deren 
Sprengel die Zustellung erfolgen soll, um die Veranlassung 
derselben durch ihre Gerichtsdiener oder durch Gemeindevor- 
steher zu ersuchen; durch ihre Gerichtsdiener namentlich dann, 
wenn entweder an dem Zustellungsorte sidi keine Poststation 
befindet und die Zustellung durch Gemeindevorsteher nicht 
rathsam ist, oder wenn besondere Gründe die Zustellung durch 
Gerichtsdiener als angezeigt erscheinen lassen.^^) 

2. Das Obersthofmarschallamt ist um Zustellungen an 
eximirte und exterritoriale Personen, sowie an jene Per- 
sonen, die im Wohnhause eximirter und exterritorialer Per- 
sonen wohnen, zu ersuchen, sofern es sich nicht um Zustel- 
lungen der Realinstanz handelt, welche auch durch die Post 
geschehen können.^^) 

») M.Erl. V. 11. Dec. 1851 N. 16370, v. 24. Januar 1855 Z. 22730 u. 
V. 22. Juli 1860 Z. 10433. — Vgl. § 137 Entw. 

^> M,Erl. V. 5. April 1853 N. 60 R.G.BL u. v. 22. Sept. 1856 N. 209 
R.G.B1. 

'®) Letzteren ist eins Zustellungsgebühr als Meilengeld zu bezahlen. 
§§ 18, 25 der J.M.V. v.'28. Juni 1850 N. 256 R.G.BL — Vgl. § 137 Entw. 

") § 213 G.Instr. Haimerl S. 148 ff. J.M.Erl. v. 11. Dec. 1851, 
V. 22. Juli 1860, V. 5. April 1853 u.-v. 22. Sept. 1856. 

^2) J.M.Eri. V. 20. Aug. 1856 Z. 18022. Vgl. §§ 55, 166 Entw. 
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3. Die k. k. Gesandtschaften und Gonsulate an ihrem 
Amtssitze, sofern es sich nm Zustellungen (an österreichische 
oder ausländische Staatsbürger) in einem Auslände handelt, in 
welchem die Zustellung nicht vertragsmässig durch die aus- 
ländischen Gerichtsbehörden zu erfolgen hat^^) 

4. Im diplomatischen Wege, die Oberlandes- 
gerichte, das Justizministerium und das Ministerium des 
Aeussem, sofern es sich um Zustellungen an österreichische 
Gesandte im Auslande handelt ^^) 

5. Die ausländischen (bezw. auch ungarischen) 
Gerichte, in deren Sprengel die Zustellung vorzunehmen ist, 
sofern ein directer Schriftwechsel mit denselben vertragsmässig 
zulässig ist.^^) In dem Ersuchschreiben um Zustellung von 
Klagen (und ersten Decreten) ist zu bemerken, dass im Falle 
die Empfangsbestätigung nicht in angemessener Frist überwandt 
würde, dem Kläger das Becht zustehe, die Edictalladung zu 
beantragen. ^^) 

IV. Abgesehen von blos rejectori sehen Decreten (welche 
Parteieingaben zurückweisen) ist jede gerichtliche Verfügung 
und Entscheidung beiden Parteien zuzustellen, und zwar 
stets früher an den Gegner jener Partei, über deren Prozess- 
handlung die gerichtliche Verfügung oder Entscheidung er- 
folgte.^^ Sind mehrere Beklagte, also passive Streit- 
genossen vorhanden, so ist das erste Decret jedem der 
Beklagten, und zwar im Wechsel- und Mandatsverfahren mit je 
einem vollständigen Klageexemplar, und sonst, abgesehen vom 
Erstbeklagten, dem allein ein vollständiges Klageexemplar 
zuzustellen ist, mit je einer Elagerubrik zuzustellen-^^) 

Die weiteren Verfügungen und Entscheidungen sind, 



13) M.Srl, V. 14. Oct 1850 N. 393 R.G.ßl. 

") M.Erl. V. 22. Oct. 1854 Z. 19128 u. v. 29. März 1858 Z. 4465. 
Vgl. § 167 Entw. 

^^) S. diesfalls Manz 6. Bd. bei §202 G.Instr! 

") Hofd. V. 11. Mai 1883 N. 2612 J.G.S. Vgl. § 168 Entw. 

") § 394 A.G.O. § 504 W.G.O. Nippel II.- S: 455. 

18) §§ 394, 386, 396 A.G.O. §§ 516, 507, 518 W.G.O, § 6 W.V. 
§ 7 W.S.V. § 1 Mand.V. v.' 1855. Nippel II. S. 427 flF., 455 ff. 
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abgesehen vom Wechsel- und Mandatsverfahren, wo sie jedem 
Beklagten besonders zuzustellen sind, an den gemeinschaftlichen 
Bevollmächtigten, und wenn ein solcher nicht bestellt wurde, 
an jenen Streitgenossen, der den Prozess fahrt, (von mehreren, 
an den in der Klage früher Benannten), und wenn dies keiner 
thut, an den Erstbeklagten zuzustellen.^^) Im Executions- 
stadium ist das Decret, womit die executive Feilbietung 
einer in den öffentlichen Büchern eingetragenen Immobilie be- 
willigt wird, jedem Tabulargläubiger zuzustellen.^) 

V. Die Zustellung hat überhaupt an jene Personen statt- 
zufinden, welchen die betreffende Entscheidung oder Verfügung 
bekannt zu machen ist, und bezw. an deren legitimirte Stell- 
vertreter. 

1. Die Zustellung des ersten Decretes (mit der Klage 
bezw. mit dem ersten Gesuche, insbesondere um die Bewilli- 
gung des ersten Executionsgrades) hat stets zu eigenen 
Händen des Beklagten zu geschehen.21) 

Hat der Beklagte einen Vertreter bestellt und ihm aus- 
drücklich die Vollmacht ertheilt, erste Decrete des Ge- 
richtes (bezw. Klagen) in Empfang zu nehmen, so kann die 
Zustellung an diesen erfolgen.22) Gesetzlich hat dieses Recht 
insbeßondere der Procurist bezüglich der den Betrieb des Han- 
delsgewerbes seines Principals betreffenden Klagen,^») Aehnlich 
hat die Einanzprocuratur kraft des Gesetzes dieses Recht 
bezüglich der ersten Decrete, welche gegen den Staat und 
gegen die durch die Finanzprocuratur zu vertretenden Fonds 
erlassen werden.^) 

Ist der Beklagte prozessunfähig, so hat die Zustellung 



1») Hofd. V. 5. März 1847. N. 1042 J.G.S. § 148 Entw. 

30) Hofd. V. 22. Febr. 1836 N. 446 J.G.S. § 438 W.G.O.- Nippel 
S. 724, 245 ff. 

2*) § 385 A.G.O. § 505 V^.G.O. Nippel S. 425 f. 

22) § 393 A.G.O. § 515 V^.G.O. Nippel S. 392 ff. §§ 145f. Entw. 

23) Art 42 H.G.B. 

2*) J.M.Erl. V. 19. Dec. 1857 Z. 22264. 
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der ersten Decrete zu eigenen Händen seines gesetzlichen 
Vertreters zu geschehen.^^) 

Ist der Beklagte unbekannten Aufenthaltes, oder 
wohnt er im Auslande, und hat er keinen zum Empfange erster 
Decrete berechtigten Bevollmächtigten dem betreffenden Ge- 
richte namhaft gemacht, so ist für ihn ein Curator zu be- 
stellen und das erste Decret sammt Klage (bezw. Gesuch) 
diesem und bezw. auch dem im Auslande wohnenden Be- 
klagten zuzustellen. Zugleich ist der Beklagte in dem Falle, als 
er unbekannten Aufenthaltes ist, sogleich, und wenn er im 
Auslande wohnt, in dem Falle als die Empfangsbestätigung 
nicht rechtzeitig einlangt, auf Antrag des Klägers, mittels . Edictes 
von der Bestellung des Curators mit dem Bemerken zu ver- 
ständigen, dass er einen Bevollmächtigten bestellen, oder dem 
bestellten Curator seine Rechtsbehelfe mittheilen soU.^) 

2) Die Zustellung der weiteren Verfugungen xmd Ent- 
scheidungen kann auch an die Hausleute, d. h. an er- 
wachsene Personen geschehen, welche mit dem Adressaten in 
häuslicher Gemeinschaft leben. ^^) 

Hat die Partei einen Prozess Vertreter oder Zustel- 
lungsbevollmächtigten bestellt, so geschieht die Zustellung 
der weiteren gerichtlichen Verfügungen und Entscheidungen 
an diesen (bezw. an dessen Hausleute), und zwar so lange, 
bis ein anderer Prozess- oder Zustellungsbevollmächtigter dem 
Gerichte namhaft gemacht wird.^®) 

Zur Bestellung eines Zustellungsbevollmächtigten 
ist eine Partei von Amtswegen dann aufzufordern, wenn 
sie nicht in Folge des Anwaltszwanges zur Bestellung eines 
Advocaten als Prozessvertreter verpflichtet ist, und entweder 
nicht am Gerichtsorte wohnt, oder aus mehreren Streit- 



2^) Vgl. § 144 Entw.' 

36) § 391 A.G.O. § 512 W.G.O. Hofd.. v. 11. Mai 1853 N. 2612 
J.Ö.S. Nippel S. 446 ff: §§ 163 f. Entw. 

2^ § 385 A.G.O. § 505 W.G.O. Nippel S. 426 ff. §§ 153 f. Entw. 

¥) §§ 393, 389 A.G.O. §§ 515, 510 W.G.O. Jurist. Bl. 1875 S. 550. 
Nippel S. 445, 454. § 146 Entw. 

V. Canstein, Oesterreichisches Civilprozessrecht. 28 
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genossen besteht. Bestellt die ausserhalb des Gerichtsortes 
wohnende Partei trotz der Aufforderung hierzu, einen Zustel- 
lungsbevollmächtigten nicht, so hat sie die Zustellungskosten 
^— ohne Anspruch auf deren Ersatz durch den Gegner — stets 
selbst zu tragen. 2^) Bestellen Streitgenossen keinen gemein- 
schaftlichen Zustellungsbevollmächtigten, so erfolgt die Zustel- 
lung an den (erstbenannten) prozessfohrenden Streitgenossen oder 
an den Erstbeklagten. Diese Folgen sind in der Aufforderung 
zur Bestellung von Zustellungsbevollmächtigten stets anzu- 
deuten.^^) Für die Concursgläubigerschaft hat das Concurs- 
gericht einen Zustellungsbevollmächtigten zu bestellen. 3^) 

VI. Die Zustellung hat stets in der Wohnung oder im 
Geschäftsiocale des Adressaten (Einreichungsprotokoll einer 
Behörde, z. B. der Finanzprocuratur) zu erfolgen. ^^) 

Wird der Adressat in seiner Wohnung and bezw. im 
Geschäftslokale nicht angetroffen, und handelt es sich um 
die Zustellung eines ersten, Decretes, oder wollen bei sonsti- 
gen Verfügungen und Entscheidungen die Hausgenossen die- 
selben nicht übernehmen, so ist nach eingeholter Auskunft, 
dass der Adressat noch in der betreffenden Wohnung wohne, 
eine schriftliche Aufforderung zur Empfangnahme des 
zuzustellenden Schriftstückes, in welcher Tag und Stunde der 
vorzunehmenden Zustellung angegeben wird, an die Wohnungs- 
thüre anzuschlagen. In dieser Aufforderung ist auch die ein- 
tretende Wirkung zu bemerken, dass im Falle, als der Aufge- 
forderte in der bestimmten Zustellungszeit in seiner Wohnung 
nicht anzutreffen sein wird, das zuzustellende Schriftstück an 
seine Wohnungsthüre angeschlagen und als zu eigenen 
Händen zugestellt angesehen werden wird.^^) 



^^) §§ 389, 390 A.G.O. §§510, 511 V^.G.O. Nippel S. 445 ff. 
§ 147 Entw. 

30) § 388 A.G.O. § 509 W.G.O. Hofd. v. 5. März 1847 N. 1042 
J.G.S. Nippel S. 442 ff. §§ 142 f. Entw. 

3^) § 111 ConcOrdg. 

35^ § 214 G.Instr. Haimerl S. 148 ff. 

33) Res. V. 31. Oct. 1783 N. 489 lit. cc.c. § 506 V^.G.O. Nippel 
S. 747 f. §§ 153 ff. Entw. 
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Wenn eine Partei während des Prozesses ihre Wohnung 
ändert, ohoe die neue Wohnung dem Gegner und dem Ge- 
tichte anzuzeigen, so ist die Zustellung durch Anschlag des zu- 
zustellenden Schriftstuckes an der Gerichtstafel zu vollziehen. 
Die Beilagen sind vom Gerichtsdiener zurückzuhalten und dem 
Adressaten auf sein Anmelden zu übergeben.^*) 

VII. Die erfolgte Zustellung ist immer zu beurkunden. 
Die Beurkundung erfolgt in der Regel durch Beisetzung des 
Tages, Monates und Jahres (Datums) der Zustellung, sowie 
•der Unterschrift des Adressaten, (dessen Vertreters, oder Haus- 
genossen). Kann dieser nicht schreiben, so ist ein schreib- 
kundiger Zeuge beizuziehen, der dem Handzeichen des 
'Adressaten Datum und Namen des Adressaten, sowie seine 
eigene Namensunterschrift beizusetzen hat. 3^) 

1) Der Empfang der, durch die eigenen Gerichts diene r 
-des betreffenden Gerichtes zugestellten Schriftstücke ist in dem 
Zustellungsbogen zu bestätigen. ^ß) Die Zustellungsbogen 
sind sohin in angemessenen Zeiträumen einbinden zu lassen 
und werden aus denselben vom Expeditsamt beglaubigte Ab- 
schriften über die Zustellung ausgestellt. 3^) 

2) Der Empfang der durch die Post und durch Ge- 
meindevorsteher, sowie durch Vermittlung anderer Be- 
hörden zugestellten Schriftstucke wird auf besonderen 
Empfangscheinen bestätigt.^^) 

3) Die Zustellung durch Edicte wird durch die betref- 
fenden, das Edict enthaltenden Zeitungsblätter, und jene 
durch Anschlag an der Wohnungsthür und durch Anschlag 
an der Gerichtstafel, durch den Bericht des Gerichts- 
dieners (bezw. Gemeindeabgeordneten) über den vollzogenen 
Anschlag beurkundet.^*) 



3*) § 387 A.G.O. § 508 W.G.O. Nippel S. 440ff. § 162 Entw. 

35) M.Erl. V. 2. April 1854 Z. 5213. § 157 Entw. 

36) § 214 G.Instr. Haimerl S. 148 ff. 
3^§ 217 G.Instr. Haimerl S. 148 ff. 

38) § 215 G.Instr. Haimerl a. a. 0. §§ 157 f. Entw. 
3^ § 216 G.Instr. Haimerl a. a. 0. § 160 Entw. 

28* 
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II. Die Partei^3i, ihre Prozessvertreter und 

Bechtsbeistände. 

A. Die Parteien. 

1. Begriff, Stellung, Erfordernisse der Parteien. 

§ 34. 

I. Parteien^) heissen im Civilprozesse jene (physischen? 
und juristischen) Personen, Gesellschaften ^ Genossenschaften! 
tind P ersonengesammtheiten,^) welche im eigenen Namen 
ein rechtliches Interesse vor Gericht geltend machen oder gelj . 
tend machen lassen. 

Sie sind Hauptparteien , sofern sie als unmittelbar be- 
theiligte Prozessgegner, d. i. als Kläger oder Beklagte selbst-^ 
ständig gegen einander auftreten xmd ihre selbstständigen 
Rechtsansprüche gegen einander verfechten und Nebenp ar- 
teien, sofern sie blos an dem Siege einer oder der anderen 
der Hauptparteien rechtlich interessirt sind und als St reit - 
gehilfen einer der Hauptparteien an dem Prozesse derselben 
theilnehmen, um ihr zum Siege zu verhelfen und hierdurch 
ihr eigenes, unselbstständiges, mittelbares rechtliches- 
Interesse zu wahren.^) 



*) Haimerl Darstellung der gesetzl. Bestimm, üb. die Parteien und 
deren Stellvertr. 1857, Linde in s. Ztschr. 15. Bd. S. 343 ff., Wetzell 
S. 38 ff., Renaud S. 109 ff.. Endemann S. 242 ff., Bayer S. 59 ff.,. 
Schmid S. 138 ff. 

^) Schiffner Lehrb. d. ost. CR. § 58 a. "Vgl. gegen Schiffner Ran da 
in der Ztschr. f. vergl. Rechtsw. II. S. 331 f.. Wenn auch für das Ci'vilrecht 
der Begriff der Personengesammtheit vielleicht nicht haltbar ist, so ist er 
doch für das 0. Prozessrecht insofern von Bedeutung, als gewissen Gesammt- 
heiten von Personen, die nicht Vereine sind, die Gerichtsfähigkeit zukommt^ 
Wir nennen nun jene Gesammtheiten von Personen, welchen die Gerichts- 
fähigkeit zukommt, Personengesammtheiten. 

^ Der Unterschied zwischen Haupt- und Nebenparteien ist bisher nicht 
präcise festgestellt worden. Das wesentliche Unterscheidungsmerkmal ist^ 
dass die klägerische Hauptpartei ein selbstständiges Klagerecht 
(eine actio im materiellrechtlichen Sinne) gegen die beklagte Hauptpartei 
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Der Civilprozess , der nicht unpassend als gerichtlicher 
£ampf nms Recht bezeichnet wird, setzt nothwendig zwei 
Parteirollen, einen angreifenden und einen sich ver theid igenden 
Theil, nämlich einen Kläger und einen Beklagten voraus. 

Kläger heisst derjenige vom Richter verschiedene Streit- 
theil im Civilprozesse, welcher durch die Klageerhebung den 
prozessualischen Angriff gegen einen bestimmten Dritten, den 
Beklagten, gesetzt und durch denselben seinen selbstständigen 
Rechtsanspruch gegen den Beklagten geltend gemacht hat. 

Beklagter ist derjenige vom Richter und Kläger ver- 
schiedene Dritte, gegen den die Klage erhoben ist und von 
welchem der Kläger mittelst der Klage die Anerkennung seines 
^geltend gemachten Klageanspruches und allenfalls auch eine 
Leistung oder Duldung fordert. 

Wie der Civilprozess zwei Parteirollen voraussetzt^ so for- 
dert er auch, dass diese zwei Rollen unter zwei verschie - 
dene Personen vertheilt werden: eine Vereinigung beider 
Rollen in Einer Person ist absolut unzulässig. Darum kann 
der Vertreter (Vater, Vormund, Curator u. s. w.) einer anderen 
Person nicht einerseits im eigenen Namen und andererseits 
im Namen des Vertretenen, und ebenso wenig der Vertreter 
zweier Personen, die sich im Prozesse als Kläger und Be- 
klagter gegenüberstehen, im Namen beider Streittheile auf- 
treten.*) 



hat (bezw. zu haben behauptet) und dasselbe gegen sie geltend macht, wäh- 
rend die klägerische Nebenpartei kein selbstständigejs Klagerecht 
hat (u. bezw. zu haben behauptet), sondern das ihr früher zugestandene 
Elagerecht durch Verkauf, Gession u. s. w. auf die Hauptpartei Überträgen 
hat, welcher sie als Nebenpartei beitritt und die Nebenpartei des Beklagten 
nicht als Hauptpartei belangt ist^ und auch das Urtheil nicht direct 
^egen sie wirkt. Vgl. Brauer im Arch. f. c. Prax. 24. Bd. S. 423 ff., 
Maxen in Linde^s Ztschr. 21. Bd. S. 365 ff., Schnitze in der Ztschr. f. d. 
€.P. n. Bd. S. 78 ff. u. Separatabdruck; C ans t ein, Streitgenossenschaft und 
Kebenintenrention 1876 S. 25 ff. und die dort citirte Literatur. Uli mann in 
<ien Mittheilungen des d. Juristenvereins in Prag 1876, Hieysslerin Grühhut^s 
Ztschr. n. Bd. S. 78 ff. in den Jurist. Bl. 1879 N. 24 f., Schrutka aerichts- 
haUe 1879 N. 25.ff. 

*) Vgl. §§ 271 f. A.B.G.B., Instr. der Finanzprocuratur v. 16. Febr. 



^ 
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Voraussetzung eines jeden Civilprozesses ist daher, dass 
wftm'^s^f.^na 7Wfti verschiedene Personen als Kläger und Be- 
klagter vor Gericht auftreten. 

Bei einer Mehrheit von Prozesspartei en vertheilen sich die- 
einzelnen streitenden Personen in zwei Parteirollen, indem sie 
entweder auf der Seite der Klägerrolle oder auf der Seite der Be- 
klagtenrolle auftreten-^ die Hauptparteien als Streitgenossen 
des Klägers oder des Beklagten und die ^ebenparteien als 
Streit gehilfen eines dieser Streittheile. Hierbei ist es- 
möglich, dass sofort in der Klage auf einer oder der anderen 
Seite Streitgenossen oder Streitgehilfen auftreten, oder dass. 
erst nach Erhebung der Klage in dem anhängigen Rechts- 
streite an die Stelle einer Partei mehrere Personen in die 
Parteirolle succediren oder auf die Seite des Klägers oder 
auf jene des Beklagten Streitgenossen oder Streitgehilfen ein- 
treten. Im Gegensatze zu den ursprünglichen Parteien, 
die als solche schon in der Klage auftreten, nennt man die in 
den anhängigen Prozess eintretenden Parteien, welche nicht. 
Su ccessoren sind, fflebenO Intervenienten . Der Inter- 
venient kann nun, ebenso wie die ursprüngliche Partei, ent- 
weder Streitge nosse oder Streitgehilfe der Partei sein, 
je nachd em er als Haupt- oder ak Nebenpartei erscheint.^) 
Bisher wurden die Begriffe Nebenintervenient und Neben- 
partei identificirt und wurde deshalb auch geleugnet, dass. 



1855 N. 34 R.G.B1. § 421 A.G.O. § 553 W.G.O. § 10 Adv.Ordg. § 102 
lit. d. St.G.B. Haimerl S. 144, Beidtel S. 68ff. 

^) Eine theiliveise Modification tritt nur bei den Theilungsklagen 
ein, wo jede Hauptpartei zugleich Kläger und Beklagter ist Materiell 
erscheint hier nämlich jede Hauptpartei zugleich als berechtigt und als yer- 
pflichtet, und kann deshalb auch jede Hauptpartei, auch dann, wenn sie als 
Kläger auftritt — gegen den sonst geltenden Grundsatz, dass der lüäger 
nicht condemnirt werden kann — condemnirt werden. Formell müssen sich 
aber auch bei der Theilungsklage die Hauptparteien in die zwei Parteirollen 
vertheilen, und entweder als Kläger oder als Beklagte auftreten. Vgl. Wetz eil 
S. 39, Renaud S. 147 u. 110 und in der Jenaer Lit. Ztg. 1876 N. 4» 
S. 755. 

^) Canstein S. 35 ff., vgl. dagegen Hey ssler a. a. 0. u. Schrutka 
•a. a. 0* 
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der NebeDiiitervenient auch Streitgenosse sein könne. Wenn 
man aber bedenkt, dass eine Hauptpartei entweder schon in 
der Klage als solche auftreten, oder erst später in den anhän- 
gigen Prozess eintreten (interveniren) kann, während umgekehrt 
eine Nebenpartei nicht immer in einen anhängigen Prozess 
eintritt (intervenirt), sondern schon in der Klage als ursprüng- 
liche Nebenpartei auftreten kann, so erkennt man sofort, dass 
der Begriff Nebenpartei mit dem Begriff Nebenintervenient nicht 
identisch ist. 7) 

IL B eide Streittheil e. der Kläger und der Beklagte, sind 
im Grundsatze r^echtlich gle ich gestellt, und darf daher 
der Richter keinen derselben bevorzugen.')*^ Aus der, jeder der 
beiden Parteirollen eigenthümlichen Stellung ergeben sich jedoch 
einzelne Modificationen dieses Grundsatzes: einestheils gewährt 
nämlich die Offensive un.d..apderentheils wieder die Defensive 
gewisse in der Natur dieser Stellung gelegene Vortheile. 

1. Die Lage des Klägers ist insbesondere in folgenden 
Beziehungen eine günstigere: 

a) Der Kläger kann (abgesehen von den Fristen der 
Klageverjährung und Klagepräclusion, sowie abgesehen 
von den öffentlichen und speciellen Provocationen, die 
ihn bezüglich der Zeit de r Klageerhebung binden) 
niemals gezvmngen werden, (überhaupt oder) in einer 
bestimmten Zeit sein Recht im Wege der Klage gel- 
tend zu machen.9) • 

b) Er kann (abgesehen von den Theilungsklagen und 
von der Widerklage) in der Paup^^^^^^^ niPTnnlg v^r-, ^ 
urtheilt werden.^^) 

^) Selbst die neueste Schrift ober die Nebenintervention, Schnitze 
a. a. 0. übersieht diesen Unterschied ; Schnitze sieht in dem Intervenienten 
stets nur einen Vertreter der Hauptpartei; trotzdem der Intervenient neben 
der Hauptpartei handelt und oft auch Streitgenosse ist, auf den das 
Urtheil zu stellen ist, und der auch den Parteieneid leisten kann. 

^ § 46 G.Instr. Haimerl S. 43 ff. 

^ Bezüglich der Klagenverjährung vgl. ünger System d. ost. CR. 
IL S. 398 ff.; bezüglich der Provocationen vgl. Menger S. 254 ff., Haimerl 
S. 60 ff. 

^«) ünger IL S. 611. 
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c).Im Falle der Klagenconcurr enz J[at^ er^ die Wahl, 
welche von den concurrirenden Klagen er überhaupt, 
oder welche er früher anstellen will, und wenn er 
eine derselben angestrengt hat, so kann er noch immer 
auf dieselbe verzichten und sich das concurrirende 
Klagerecht für einen neuen Prozess vorbehalten. n) 
2. Die Lage des Beklagte n ist namentlich in folgenden 
Beziehungen eine günstigere, und zwar: 

a) Insofern als actor sequitur forum rei u nd der Beklagte 

bei seinem Forum auch die Widerklage anhängig 

"" »1 ■ 

machen kann, so lange die Vorklage anhängig ist.^^^ 

b) Insofern: actore non probante reus absolvitur, und dem 
Kläger in erster Linie der Beweis obliegt. ^^) 

c) Insofern, als der Kläger in dem Falle, als d ie Kla ge 
schlecht instruirt ist, und ihm keine concurrirende 
Klage zusteht, das Klagerecht veriiert^*) und in dem 
Falle, als er in der Klage weniger gefordert hat als 
ihm gebührt, doch nicht mehr zugesprochen erhalten 
kaiin, als er begehrt hat.^^) 

d) Insofern: in pari causa melior est conditio prohibentis, 
resp. possidentis, indem der Beklagte und bezw. der 
Besitzer im Falle des Obsiegens nicht erst der Exe- 
cution bedarf, sondern das ihm gerichtlich Zugesprochene 
bereits in seinen Händen hat. 

III. Die E rford ernisse, welche das Civilprozgssrecht an 
die Parteien stelij: , sin 
LejotimajtuL^ad causam. 



artei- und Prozessfähigkeit, sowie 
1. ünter Tartei- oder Gerich.tsfähigkeit ^^) versteht 



") ünger ü. S. 683 «F., 391 ff., vgl. § 892 A.B.G.B., §§ 21, 49 A.G.O., 
§§ 8, 326 W.G.O., Hofd. v. 15. Januar 1787 N. 620 lit. e. 

^ §§ 13, 33 J.N. Haimerl S. 53 ff. 

»^ § 104 A.G.O. § 170 W.G.O- Haimerl a. a. 0. 

.^*) HofcL V. 15. Januar 1787 N. 620 lit. e §§21, 49 A.G.O. § 8 
W.G.O. 

. ^) § 248 A.G.O. § 325 V7.G.0. 

*^ Ygl. Menger S. 281 f. Note 31 u. S. 139 ff. Note 21 ff., ünger 
I. S. 252 ff., Schiffner § 44, Wetzell S. 91 f., Renaud S. 117, Ende- 
mann S. 245, Bayer S. 60 ff. 
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raan die prozessnalische Rechtsfähigkeit, d. h., die Fähigkeit, 
Prozesspartei zu sein, oder in Prozessrechtsverhältnissen zu 
stehen (legitima persona [oder jusj. sia^L iiijÄ^iJäP)- Diese 
Fähigkeit kommt heutzutage al len physischen nnd inristische n 
l^erspnen, ferner den Handelsgeg^llachaften . den Erwerbs- und 
Wirthschy ft^aCT^^jjPItffi^Q^^" '^q" G ewerkschaften und Brud er- 
h^SSU. sowie o- ffyjp^ftTi Pp.rannftnyeaagijgjj^gl^n^ u^ tmd zwar: 
der Gesamnrthelt der Actionäre, der (Genossenschafter, der 
Besitzer von Pfandbriefen, die von einer unter staatlicher Auf- 
sicht stehenden Anstalt ausgegeben werden, sowie der Besitzer 
von indossablen und auf Inhaber lautenden Theilschuldverschrei- 
bungen und Eisenbahn-Prioritätsobligationen und endlich der 
€oncursgläubigerschaft. i^) 

"Unerlaubte Gesellschaften sind hingegen, wie' nicht 
rechts- so auch nicht parteifähig. ^^ Ebenso sind Vereinigungen 
von Personen, welche nicht zu den früher erwähnten Categorien 
gehören, wie nicht Rechtssubjecte überhaupt, so auch nicht 
fähig, Prozesspartei zu sein. Daher müssen z. B. die Mit- 
glieder einer Gelegonheitsgesellschaft zu Handelsgeschäfte^ oder 
•einer Kleinhandelsgesellschaft, i®) ähnlich wie die Mitglieder von 
Vereinen, die nicht juristische Personen sind, einzeln klagen 
und geklagt werden, und können sie nicht, wie z. B. die 
Handelsgesellschaften, unter einem GoUectivnamen als Prozess- 
partei auftreten. 

2. Unter Prozes^fähigkeit^^ "^ versteht man die pro- 
gftfiRnfl.1i sphgJffflT^f^]T^^gflf^|iig1f f>^tf^ (\ i, die Fähigkeit den Prqzess 
zu führen oder durch seine Handlung en Prozessrechts - 
Verhältnisse zu begründen, zu modificiren und aufzuheben. 



*" ' ■ ■■■ 1 11 II i f- 



^0 Art. 111, 164, 213 H.G.B. % 12 Erw. u. Wirthsch. Gen. Ges. — 
Art 194, 195, 226 H.G.B. 8 25 E. u. W.Gen. Ges. SS 146 N. 6, 213 
Berggesetz (vgl. S 2 Entw.). Ges. t. 24. April 1874 N. 48 u. 49 R.G.B1. 
Oes. V. 19. Mai 1874 N. 70 R.G.Bl. SS 49—76 Conc.Ordg. 

^ S 26 A.B.G,B., vgl. Menger a. a. 0. 

1^ Art 269 u. 10 H.G.B. $ 7 E.G. z. H.G.B. 

») Vgl. Menger S. 140 ff., S. 282 Note 32, Haimerl S. 21 ff., ünger 
IL S. 24 ff.. Schiffner S 45, Wetzell S. 92 £, Renaud S. 117 ff., Ende- 
mann S. 245 ff., Bayer S. 60 ff. 



438 II' I^ie Parteien, ihre Prozessvertreter und Rechtsbeistände. 

Wie die privatrechtliche Handlungsfähigkeit, so kann auch die 
Prozessfähigkeit einzelnen Personen s^anz oder theilweisft ffthlftn 
oder aber ganz Mex.Mo s in gewissea^BezLehuTjgfi n nu r^Mvo,!!- 
sta.Ti(^j^ zuf^tfthftn,2i)^ Im ersten Falle muss die gänzlich 
oder theilweise fehlende Handlungsfähigkeit durch den Willen 
dritter Personen exÄßizl. und im zweiten Falle die gänzlich 
oder blos in gewissen Beziehungen unvollständige Handlungs- 
fähigkeit allgemein oder nur in diesen gewissen Beziehungen 
erpfänzt werden.22) 

a) Gänzlich fehlt die Handlungsfähigkeit jenen Personen, 
die kein miiensvermogen haben. Bei diesen muss daher der 
Wille ihres Vertreters ihren gänzlich fehlenden Willen ersetzen. 
Dies ist der Fall: 

d) Bei (gerichtlich erklärten) Geisteskranken, bei Un- 
geborenen, bei der Nachkommenschaft und bei 
Kindern bis zum vollendeten 7. Lebensjahre, deren 
mangelnde Handlungsfähigkeit der Wille ihres Vaters, 
Vormunds und bezw. Curators ersetzt.^^) Diese Ver- 
treter bedürfen in folgenden Fällen der Einwilligung 
der Pupillarbehörde, welche schriftlich zu ertheilen und 
dem Prozessgerichte vorzulegen ist, und zwar: wenn in 
wichtigeren Rechtsstreitigkeiten eine Klage auszu- 
tragen ist, wenn ein Anerkenntniss oder Verzicht 
erklärt oder ein gerichtlicher Vergleich oder Compro- 
missvertrag geschlossen oder der Haupteid auf- 
getragen oder zurückgeschoben^^) werden soU.^*) 



^^) Die bisherige Unterscheidung zwischen vollkommener und theilweiser 
Handlungsunfähigkeit (vgl. ünger I. S. 25 ff., Sehiffner §§ 45 ff.) ist nicht 
ausreichend, und hat zu vielfachen Irrthümern Anlass gegeben, vgl. z. B* 
Beidtel S. 61ff. 

^ SS 63, 64 A.G.O. SS 56., 57 W.G.O. Beidtel S. 65 ff., vgl. 
SS 81 ff. Entw. 

23) Unger S. 25 ff.. Schiffner SS 45, 47, 52. — S. SS 21 f., 270, 
273 f., 147 ff., 187 A.G.B.G. S 77 Verf. auss. Strts. 

**) Der Relation des Schiedseides wird zwar keine Erwähnung gethan, 
da aber diese ebenso ein Dispositionsact ist, wie die Delation des Schieds- 
eides und wie der Vergleich, so muss zweifelsohne auch hiefür die Einwil- 
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ß) Bei juristischen Personen. Diese vertritt ihr gesetz- 
licher, statutarischer oder gerichtlich bestellter Ver- 
treter.25) Der Staat wird durch jene Administrativ- 
behörden vertreten, welche die Finanzprocuratur (den 
Advocaten des Staates) zur Prozessführung, sowie zur 
Auftragung, Annahme und Zurückschiebung eines Haupt- 
eides und zum Abschlüsse eines Vergleiches oder 
Compromissvertrages und ebenso zur Erklärung eines 
Anerkenntnisses oder Verzichtes zu ermächtigen, bezw. 
deren Prozesshandlungen nachträglich zu genehmigen 
haben.26) Die Gemeinden werden durch den Gemeinde- 
vorstand vertreten. Dagegen sind Vorsteher 2"^) und 
Administratoren der Klöster, Abteien, Kirchen und 
Stiftungen nicht zur selbstständigen Vertretung die- 
ser juristischen Personen berufen und bedürfen sie der 
Einwilligung der politischen Landesbehörde, um sich 
activ oder passiv in einen Rechtsstreit einlassen zu 
können.^S) 

y) Bei jenen Vereinigungen von Personen, denen die 
Gerichtsfähigkeit als solchen 29) ausnahmsweise ver- 
liehen ist. Diese haben ihre gesetzlich bestimmten 



ligung der Pupillarbehörde gefordert werden. Vgl. § 1008 A.B.G.B., § 222 
A.G.O. u. § 296 W.G.O. Vgl. auch Erl. v. 25. April 1856 Z. 8911. 

^*) § 233 A.B.G.B. Hofd. v. 6. Dec. 1822 N. 1911, v. 11. Sept 1784 
N. 336 u. V. 3. Nov; 1789 N. 1069 J.G.S. 

25) ünger S. 26, Schiffner § 62. 

*) J.M.Erl. V. 25. April 1856 Z. 8911 u. Instr. der Finanz-Procur. v. 
26. Febr. 1855 N. 34 R.G.Bl. Die Finanzprocuratur ist blos der Advocat 
des Staates, nicht sein gesetzlicher Vertreter, der die Handlungsunföhig- 
keit des Staates ersetzt. ^Vgl. dagegen Haimerl S. 25fr. 

2^ Gem. Ges. v. 5. M1^1862 N. 18 R.G.Bl. 

«O'Hofd. V. 1. Dec. 1786^ 596, Hofd. v. 27. Nov. 1789, v. 15. Dec. 
1819 Z. 36314, Hfkzd. v. 1. Sept. 1823 Z. 26263. 

^ D. h. als einer nach Aussen als Einheit, gleichsam als juristische 
Person auftretenden Personen-Gesammtheit, welche unter einem eigenen 
Gesammtnamen auftritt. Sofeme die zu dieser Personengesammtheit ge- 
hörigen Personen als Einzelne mit ihren einzelnen Namen (sei es auch 
durch Einen gemeinsamen Vertreter) auftreten, sind sie naturlich prozess- 
fähig, wenn ihnen überhaupt als Einzekien die Prozessföhigkeit zukommt. 
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Vertreter im Prozesse zu vertreten. Also die Handels- 
gesellschaften überhaupt der Procurist,^^) die offene 
Commandit- und Gommandit-Actien-Gesellschaft der 
vertretende persönlich haftende Gesellschafter, die 
Actiengesellschaft der Vorstand, die aufgelöste Handels- 
gesellschaft überhaupt die Liquidatoren,^^) die Erwerbs- 
und Wirthschaftsgenossenschaft der Vorstand und bezw. 
die Liquidatoren, ^2) die Gesammtheit der Actionäre einer 
Commandit-Actien- oder Actiengesellschaft und die Ge- 
sammtheit der Genossenschafter der Aufsichtsrath bezw. 
der in der Generalversammlung gewählte oder vom 
Handelsgerichfbestellte Bevollmächtigte,^^) die Gesammt- 
heit der Besitzer von Pfandbriefen, indossablen und 
Inhaber -Theilschuldverschreibungen und Eisenbahn- 
Prioritätsobligationen ihr Curator^) und die Concurs- 
gläubigerschaft der Concursmasseverwalter.^^) 

Da diese Personen Vereinigungen nur als solche 
eines einheitlichen Vertreters nach aussen bedürfen, 
so können die in diesen Vereinigungen stehenden Per- 
sonen, da sie ja als Einzelne die Prozessfähigkeit 
haben, selbstständig (als „Intervenienten") neben 
dem Vertreter der übrigen zur betreffenden Personen- 
vereinigung gehörigen Personen, ihre Rechte als Kläger 
oder Beklagte, also als Streitgenossen geltend 
machen. Ausdrücklich ist dies anerkannt bezüglich 
der Prozesse, welche eine Personengesammtheit führt.^^) 
. . Zweifellos können aber auch persönlich haftende Ge- 



») Art. 42 H.G.B. 

31) Art. 117, 196, 227, — 137, 172, 205, 244 H.G.B. 

^88 15, 41, 44 E. ,11. W.Gen. Ges. 

^ Art. 194, 195, 226 H.G.B, 8 25 Gen. Ges. 

^) Ges. y. 24. Aprü 1874 N. 48 u. 49 R.G.B1. 8 49 des Ges. vom 
19. Mai 1874 N. 70 R.G.B1. 

36) gg 76^ 127 ConcOrdg. 

^) Vgl. die in Note 33 bis 35 citirten Gesetzesstellen. Wie als Inter- 
venienten, so können die im Text genannten Personen auch gleich ursprüng- 
lich — in der Klage — als Streitgenossen auftreten. 
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seilschafter in dem Prozess der Handelsgesellschaft 
als Streitgenossen auftreten. Zweifelhaft ist dies Recht 
nur bezüglich der Commanditisten und der Actionäre 
bei Prozessen der Gommandit-, der Gonunanditactien-^ 
und Actiengesellschaft als solcher.^*^) 
b) Theilwe^ap fehlt d ie Prozessfähigkeit jenen Personen, 
denen nur in gewissen Beziehungen die Dispositionsfähigkeit 
gänzlich mangelt, während sie in anderen Beziehungen voll- 
kommen handlungs- und prozessfähig bleiben, und welche daher 
ein Vertreter nur insofern — vollständig — zu vertreten hat^ 
als ihnen die Prozessfahigkeit mangelt. Hierher gehören: 

a) Personen, welche Ordensgelübde abgelegt haben, 
deren Ablegung nach dem Gesetze den Verlust der 
freien Verwaltung des Vermögens nach sich zieht und 
die daher bezüglich ihrer Vermögensrechte die Prozess- 
fähigkeit verlieren, in allen anderen Beziehungen aber 
(namentlich bezüglich der Status- und Familienrechte) 
vollständig prozessfähig bleiben. Für jenes Vermö- 
gen dieser Personen, über welches sie nicht unter 
Lebenden verfügt haben, wird vom Gerichte, ein Cura- 
tor bestellt.88) 

b) Auswanderer, welche mit Rücksicht auf ihre Wehr- 
pflicht als unbefugte Auswanderer verurtheilt wur- 
den und Deserteure.^^) Diese sind insofern prozess- 
unfähig, als sie die Fähigkeit verlieren, in Vermögens- 
verhältnisse zu treten*®) 



^^ Diese Frage ist bisher noch nicht ventilirt worden. Bezüglich dör 
personlich haftenden Gesellschafter Tgl. Thöl H.R. § 96, Hahn Comm. § 1 
zu Art. 111, Anschütz-Völderndorff Comment. 11. S. 238, Puchelt 
Comment. S. 201 f., Endemann H.R. § 38, H., III. 

38) g ig2 Verf. ausser Strts. Vgl. Randa Besitz 3. Aufl, S. 297,. 
Schiffner § 56. 

^ SS 10, 11 Auswand. Pat. v. 24. März 1832 N. 2557 J.G.S. Art. 4 
des St. G.G. V. 21.Dec. 1867 N. 142 R.G.B1. SS 32, 176, 356, 544 A.B.G.B., 
^gl. S 42 WTehrges. y. 5. Dec. 1868 N. 151. MüitStrafg. $ 208 üt c. — 
Vgl. Randa a. a. 0., Schiffner S 55 S. 168 f. 

^ Irrigerweise werden auch die Cridatare hierher gezahlt. Der Crida- 
tar verliert aber nicht die Handlungsföhigkeit, sondern succedirt infolge 
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^) ^f ^^^^^:;[|J^4 P^^Q^esafähi g sind jene Personen, 
welche in jeder Beziehung nur eine unvollständige Prozess- 
fähigkeit haben, die durch den Willen ihres gesetzlichen Ver- 
treters (Vaters, Vormundes, Curators) ergänzt werden muss. 
Zu den beschränkt prozessfähigen Personen gehören: 

Unmündige, Minderjährige und Jene, über welche 
die Fortdauer der väterlichen oder vormundschaft- 
lichen Gewalt angeordnet und kundgemacht wurde.*^) Im 
Bagat eil verfahren können Minderjährige in Bezug 
auf jenes Vermögen, worüber sie gemäss der §§ 151, 
246, 247 a. b. G.B. frei verfügen dürfen auch ohne Mit- 
wirkung ihres Vertreters als Prozesspartei auftreten 
und sich in Streitigkeiten über bestimmte Geldsummen 
bis 500 fl. auch dem Bagatellverfahren und dem Baga- 
tellgerichte unterwerfen.*^) In allen übrigen Bezie- 
hungen bedürfen aber die Minderjährigen ebenso wie 
Unmündige und unter väterlicher oder vormundschaft- 
licher Gewalt Belassehe stets der Mitwirkung ihres 
gesetzlichen Vertreters, welcher in den oben unter 
a. a. erwähnten Fällen der Einwilligung der PupiUar- 
behörde zu seiner Mitwirkung bedarf, 
d) ThP.ilwpJgft te^^ll i HB i lf^ T^rn 7P . fififahi 0- sind die 
gerichtlich erklärten Verschwender , welche nur bezüglich 
der Disposition über i£re Vermögensrechte (und bezüglich der 
Eingehung einer Ehe) in ihrer Handlungsfähigkeit (ähnlich wie 
Minderjährige) beschränkt sind, und daher im Prozesse nur 
soweit einer Mitwirkung ihres Curators bedürfen.*^) 



der Concurseröfihung in sein, der Execution unterliegendes Vermögen die 
Gläubigerschaft, infolgedessen der Cridatar (ähnlich wie der Gessionär 
u. s. w.) dieDispositionsbefugniss (und nicht die Dispositionsföhigkeit) 
über das, nicht mehr ihm gehörige Vermögen verliert. Vgl. dagegen noch 
Schiff ner §§ 46, 54 S. 164. — Ebenso Beidtel S. 62 N. 9. Vgl. auch 
Kaserer's, Zugschwerdt's u. Kissling's Commentare zur ConcOrdg. 
(zu §§ 1, 2 u. 53 ConcOrdg.). Vgl. weiter § 9 ConcOrdg. 

*') §§ 152, 243, 172, 173, 251, 175, 260 A.B.G.B. ünger S. 27 ff., 
Schiffner § 47, III. 

*2) S 10 Bag.Verf. 

*^ S§ 21, 865, 49, 273 (176, 191, 254) A.B.G.B. Haimerl S.23f. 
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a. Die Legitimatio ad caasam.^) Während die Partei- 
föhigkeit das prozessuale Recht gewährt, überhaupt Pro- 
zesspartei sein zu können, giebt die Legitimation zur Sache 
das con crete m aterielle Rp^M in einem bestimmten Pro- 
zesse als Haupt- oder Nebenpartei und zwar in der Klägerrolle 
(gjitiye Sachlegitimation) oder in der Beklagtenrolle (passive 
Sachlegitimation) aufzutreten. 

Die Hauptpartei muss ihren selbstständigen (Klage- 
oder Einrede-) Rechtsanspruch gegen ihren Prozessgegner durch 
Behauptung und bezw. auch Beweisung der rechtserzeugenden 
Thatsachen, und die Nebenpartei ihr rechtliches Inter- 
esse an dem Siege einer der Hauptparteien durch Behauptung 
und Bescheinigung der diesfälligen, das rechtliche Interesse be- 
gründenden Thatsachen darthun. Während die Nebenpartei 
sich sofort bei ihrem Eintritte hierzu legitimiren muss, und 
über den diesf&lligen Nebenstreit vorab und besonders zu ver- 
handeln und zu entscheiden ist,^*) erfolgt die Legitimatio ad 
causam von Seiten der Hauptparteien regelmässig im Laufe 
des Hauptprozesses, gleichzeitig mit der Durchfahrung des- 



stellt den Verschwender mit den Geisteskranken gleich, was für das osterr. 
Recht absolut unrichtig ist. Unger S. 31 sagt: die Verschwender stehen 
bezüglich der Handlungsfähigkeit den Minderjährigen „im Wesentlichen" 
gleich. Ebenso Schiffner § 54 S. 163. — Es unterliegt jedoch angesichts 
der Bestimmungen des A.B.G.B. und der beiden Gerichtsordnungen keinem 
Zweifel, dass der Verschwender bezüglich der Familienrechts- u. Status- 
klagen, die für ihn keine vermögensrechtliche Verpflichtung begründen, 
ebenso prozessföhig ist, wie derjenige, der ein Ordensgelübde der Armuth 
abgelegt hat. In diesen Beziehungen steht also der Verschwender den Minder- 
jährigen nicht gleich. 

**) Bethmann-Hollweg Vers. S. 78 ff., Krüger Arch. f. civ. Prax. 
39. Bd. S. 113 ff., Bopp das. 42. Bd. S. 382 ff., Bolgiano in Linde's Ztschr. 
N. f. 18. Bd. S. 27 ff.. Wetzen S. 155 f., Renaud S. 223 f., Bayer S. 65, 
Endemann S. 251 ff., Schmid S. 177, ünger IL S. 461 f., Haimerl 
S. 32 ff., Beidtel S. 64 f. Die ältere Doctrin fand in der Legitimatio ad 
causam eine Voraussetzung der Begründung des Prozessrechtsverhältnisses 
und in der Hervorhebung ihres Mangels eine prozesshindemde Einrede. Seit 
Bethmann-Hollweg ist man von dieser irrigen Lehre abgekommen. 

**) § 60 A.G.O. § 51 W.G.O. 
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selben. Nur dann, wenn die Klage unschlüssig erscheint, weil 
eine Partei infolge einer Universal- oder Singularsuccession zum 
Prozesse legitimirt ist, und dieser Umstand in der Klage nicht 
hervorgehoben wurde und ebenso dann, wenn eine Hauptpartei 
nachträglich (als Intervenient oder Successor) in einen anhän- 
gigen Prozess eintritt, muss auch die Hauptpartei sich sofort 
zur Sache legitimiren. Ist nämlich nach dem Inhalte der 
Klage, A. (der Auetor) als Kläger oder Beklagter zur Sache 
legitimirt, und in der Klage nicht erwähnt, dass B. (der Suc- 
cessor) infolge der Succession zur Sache legitimirt sei, 
so erscheint die Klage als unschlüssig, indem aus derselben 
nicht ersichtlich ist, wie der B. zur Sache legitimirt sei. In 
diesem Falle muss die unschlüssige Klage rückgestellt und 
durch Anführung des Successionsverhältnisses vervollständigt 
werden.^*) Will hingegen eine Hauptpartei nachträglich als 
Intervenient oder Successor in den anhängigen Prozess ein- 
treten, so muss sie ihr Eecht hiezu sofort bescheinigen, und 
ist ein diesfälliger Nebenstreit , abgesondert zu verhandeln und 
zu entscheiden.*^) 

Treten Hauptparteien, die in der That zur Sache nicht 
legitimirt sind, in dem Prozesse auf, und wird der Mangel 
ihrer Legitimation zur Sache deshalb im Prozesse nicht be- 
rührt, weil der Gegner diesen Mangel nicht einwendet, so wird 
der Prozess eigentlich unter ganz anderen Personen gefuhrt und 
für ganz andere Personen entschieden als er geführt und ent- 
schieden werden sollte. Das Urtheil kann natürlich in diesem 
Falle für die eigentlich Berechtigten und bezw. für die eigent- 
lich Verpflichteten (zur Sache Legitimirten) , die in dem Pro- 
zesse nicht auftraten, keine Rechtswirkung haben. Dagegen 
ist es aber für jene, die den Prozess führten, trotz des Mangels 
der Legitimation zur Sache, bindend.*^) 



*ß) Hofd. V. 6. Oct. 1783 N. 197 lit. a. v. 13. Febr. 1795 N. 217 lit.i. 
u. S 1 lit. c. W.G.O. 

*^ § 60 A.G.O. § 51 W.G.O. 

*®) Bethmann-Hollweg S. 97 f., Bolgiano S. 36 ff., Renaud 
S. 226, Endemann S. 255. 



§ 35. Begründung der Parteieigenschaft. 445 

2. Begründung der Parteieigenschaft. 

§ 35. 

Regelmässig wird man durch die Klageerhebung und 
durch die derselbenfolgsfldß^ozessbegründun^ zur Partei, und 
zwar zum Kläger oder zum Beklagten oder zum Streitgenossen 
oder Streitgehilfen des Einen oder des Anderen. 

Ausserdem kann man auch nach Erhebung der Klage in 
einen bereits anhängigen Prozess eintreten. Der' Eintretende 
kann aber entweder durch die Intervention neben die ur- 
sprünglichen Parteien als Streitgenosse oder als Streitgehilfe einer 
der Hauptparteien, oder durch die Su.ccessiqn_in die Parteirolle 
an f|iPi St^f]1ft einer ursprünglichen Haupt- oder Nebenpartei 
als Successor derselben in den anhängigen Prozess eintreten.^) 

I. Beg ründung der Pa rteiqualität durch dig K^lageerhe- 
bung und Intervention. 

Sowohl der Klageerhebung als auch der Intervention kann 
zunächst, als Veranlassung des Beitrittes zu dem Prozesse, 
eine Streitverkündigung vorausgehen. 

s treit Verkündig un g Q^^^^ denunciatio ^^^ ist die von 

^) Die Klageerhebung ist nämlich blos eine der drei Prozesshandlungen, 
durch welche der Prozess begründet wird. Folgen nicht die weiteren zwei 
Prozesshandlungen der anderen Prozesssubjecte, nämlich das erste Decrgt des 
Richters und die Stre iteinlassung des Beklagten, so kommt ein Prozess nicht 
zu Stande und erscheinen dann auch die in der Klage auftretenden Personen 
nicht als Prozessparteien. Vgl. Wetz eil S. 117, Buchka Einfluss des 
Prozesses auf das materielle R.Yerhältn. 2. Bd. S. 81 ff., Renaud S. 181, 
Wach in Grünhut's Ztschr. 7. Bd. S. 163, und dagegen Bülow im Arch. 
f. c. Prax. 62. Bd. S. 11 ff. 

^ In diesem Sinne spricht man auch von accessorischer u. successori- 
scher Theilnahme an einem Prozesse. Wetz eil S. 41 ff., Haimerl Parteien 
S. 14, 18. 

^ Hey ssler in Grünhut's Ztschr. 2* Bd. S. 78 ff., ünger II. S. 503 f. 
Note 25, Ganstein Streitgenossenschaft u. Nebenintervention S. 32, Fischer 
die Lehre von der Streitverkündigung 1832, Haimerl S. 14 ff., Nippel 
Erläut. S. 169 ff. — Fuchs die Lehre von der Litisdenunciation 1855, Dern- 
burg in Linde's Ztschr. N.F. 2. Bd. S. 1 ff., Maxen in Linde's Ztschr. 
N.F. 21. Bd. S. 365 ff.. Bahr in den Jahrb. f. Dogm. 1. Bd. S. 469 ff., 
Gruchot Beiträge 18. Bd. S. 695 ff.. Wetzeil S. 52ff., Renaud S. 113ff., 
Endemann S. 273. 

T. ,Can8tein, Oesterreichisches Civilprozessrecht. 29 
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einer regress- oder evictionsberechtigten Hauptpartei (dem 
Litisdenuncianten) an einen regress- und bezw. evictions- 
pflichtigen Dritten (den Litisdennnciaten) ergehende Auf- 
forderung, als ihr Streitgenosse oder Streitgehilfe in ihren 
Prozess einzutreten.^) 

Sie kann, je nachdem der Regress- und bezw. Evictions- 
berechtigte als Kläger oder Beklagter auftritt, schon vor Er- 

ersteren Falle möglicherweise der Litisdenunciat e ntweder^ 
s chon in dei- J^lao-e ^ als Rt-rmtgehilfft oder Streitgenosse des 
[ägers auf,^) während er sonst als Intervg Q^nt in den 
anhängigen Prozess entweder auf die Seite des Klägers oder 
auf jene des Beklagten als Streitgenosse oder als Streitgehilfe 
eintreten kann.^) 

Einen Ans pruch auf den Eintritt des Litisdennnciaten in 
den Prozess hat der Regress- und bezw. Evictionsberechtigte 
nicht ; '^) sein Anspruch gegen den Regress- und bezw. 
Evictionspflichtigen geht nämlich blos auf die Schadloshaltung, 
im Falle er den Prozess verliert. Die Litisdenunciation hat 
nur den Zweck, dem Regress- und bezw. Evictionsverpflichtete n 
die Gelegenheit zu geben, dem Litisdenunciaatea zum Siege zu 



*) Fischer S. 1 f . unterscheidet zwischen der Benachrichtigung? 
vom Streite u. der Aufforderung zur Vertretungsleistung. Ebenso § 95 
Entw. Ich halte diese subtile Unterscheidung für überflüssig. Vgl. auch 
§ 69 der d. C.P.O. und -die in Note 3 angeführte gemeinrechtliche Literatur, 
sowie Heyssl er a. a. 0. Nach röm. Recht war die Litisdenunciatio Vor- 
aussetzung des Evictionsanspruches. Nach österr. Rechte hat der Evictions- 
berechtigte blos ein Recht — nicht auch eine Pflicht zur Streitverkündigung, 
ünger II. S. 504 N. 25, vgl. dagegen Heyssler S. 86 und gegen ihn 
Canstein S. 41 f. 

/) § 58 A.G.O. § 49 W.G.O. Hofd. v. 15. Januar 1787 N. 621 
lit. b. b. In diesem Falle ist die 'Nebenpartei nicht Intervenient. 

^) Vgl. unten 2. Die Intervention, S. 450 ff. 

^ Eine sogenannte nothwendige Vertretungsleistung giebt es also 
nicht.- Vgl. auch Landtafel Oest. unt. d. E. Tit. 16 u. Oest. ob d. E. Tit. 26, 
sowie Su-ttinger's Obs. 34, Schwartzenthaler Tract. I. Act. 5 Cap. 8, 
ThassVr Progymn. S. 84 ff., Böhm. L.O. v. 1500 §§ 17, 37, v. 1565 
B;*42. Vgl. dagegen Fischer S. 28 ff., Haimerl S. 15 ff., Nippel S. 184, 
Heyssler S. 80 ff. 
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verhelfen, um hiedurch seine Pflicht zur Schadloshaltung von 
sich zu wälzen.^) Sie ist also im Interesse TKsTlegr^^^^ 
bezw. Evictionspflichtigfia. -hingeführt und kann daher dieser 
auf sein Recht, in den Streit einzutreten, verzichten und unter 
keiner Bedingung zum Eintritt in den Prozess gezwungen wer- 
den.9) ^us diesem Grunde ist auch die Streitverkündigung 
nicht mittelst Klage zu bewerkstelligen, sondern genügt eine 
einfache schriftliche Aufforderung zum Eintritte in den Prozess. ^^) 
Diese Aufforderung inuss auch nicht, wie die beiden Gerichts- 
ordnungen vorschreiben, vom Kläger vor Einreichung der Klage 
und vom Beklagten vor Verlauf der halben Einredefrist erfolgen, 
da der Litisdenunciat auch einer späteren Streitverkündigung 
Folge leisten kaniti^) und in der Regel auch Folge leisten 
wird. Er wird dies aber deshalb thun, weil er auch dann 



^ Vgl. §§ 931, 1397 ff., 1358, 1361, 1362 A.B.G.B. § 2 Synd.Verf. 
Art. 80 W.O. 

^) Es kommt also nicht darauf an, ob die Prozesshandlungen des Litis- 
denunciaten überhaupt erzwingbar sind (wie Haimerl. S. 16 Note 2 meint), 
sondern darauf, ob der Litisdenunciant ein Recht auf die Intervention 
des Litisdenunciaten hat, und diese Frage ist unbedingt zu verneinen. 

^") Fischer S. 72 ff., Gustermann § 868. Das Hofd. v. 21. Oct. 
1793 N. 130 J.G.S. spricht zwar von einer „Vertretungsklage", und 
scheint auch § 60 A.G. 0. u. § 51 W.G.O. von der Anschauung auszugehen, 
dass die Vertretung mittelst Klage zu begehren sei (vgl. auch § 931 A.B.G.B. 
u. § 95 Entw.), wenn man aber tedenkt, dass der Evictions- u. bezw. 
Regressberechtigte blos zur Schadloshaltung und nicht zum Begehren dtM* 
Intervention berechtigt ist, so sieht man ein, dass die Klage eine -unnütze 
Formalität wäre, die übrigens nie zur ^xecution führen konnte, da man wöh-1 
eine bestimmte Handlung, aber nicht Prozesshandlungen, die der Liti^s- 
denunciant nicht kennt und daher auch nicht anzugeben vermag, erzwingen 
kann. Und sollte vielleicht auch der Parteieneid des Litisdenunciaten von 
diesem erzwungen werden können? Vgl. übrigens auch dieoberstgh. Entschdg. 
in Glaser-Unger -Wa 1 1 e r s Sammig. N. 5437, welche auch die Vertretun^s- 
klage als unnöthig erklärt. •;. : . _;:■ 

") Fischer S. 75 ff., 103 ff., 148 ff., Heyssler S. 83'f. Nach 'dVm 
früheren Prozessrechte Oesterreichs musste die Litisdenunciatio v'or-,dei* 
Litiscontestation u. in Klagsform erfolgen, auch hatte sie eine Verändenji^ 
der Partei zur Folge. Vgl. die Landtafel Gestern unt. d. E, Tit. 16. :\tnd 
Gestern ob d. *E. Tit. 26. Suttinger Gbs. 31, Thasser. S,- 84if.;--p 
Ebenso nach der B4hm. L.G. v. 150O § 17. - : ,' ..i* 

29* * r 



448 n. Die Parteien, ihre Prozessvertreter u. Rechtsbeistände. 

nicht vollständig von seiner Kegress- und bezw. Evictionspflicht 
befreit wird, wenn die Streitverkündignng als verspätet erscheint, i^) 

Falls der Litisdenunciat der verspäteten Streitverkündigung 
keine Folge leisten wollte, könnte der den Streit verkündigende 
Kläger nich t etwa — und. zwar selbst dann nicht, wenn er 
erst in der Einrede von seinem Regress- oder Evictionsrechte 
Kenntniss erhielte — von der Klage abstehen, den Streit ver- 
künden und eine neue Klage austragen, weil ihm dieser Weg 
durch die beiden Gerichtsordnungen versperrt ist.^ Er muss 
• sich daher in diesem Falle damit begnügen , von dem Litis- 
denunciaten in einem besonderen Prozesse nach Massgabe des 
§ 931_A.B.G. ß. Schadloshaltung zu fordern, wenn er den 
Prozess verliert, in welchen der Litisdenunciat einzutreten sich 
weigerte. 

Durch den Eintritt des Litisdenunciaten in den anhängigen 
Prozess ist noch keineswegs^ die Frage j)räiuä.ij2irt^J3b er dem 
Litisdenuncianten evictions- und hezyi, regresÄpflichtig sei oder 
nicht, "denn "diese Frage ist erst in dem künftigen Evictions- 
und bezw. Regressprozesse auf Schadloshaltung zur Entschei- 
dung zu bringen.!*) 

Wie bemerkt, wird durch die Streitverkündigung die Partei- 
qualität niemals begründet, sondern blos der Eintritt des Litis- 
denunciaten in den Prozess des Litisdenuncianten v era nlasst. 
Die Begründung der Parteiqualität erfolgt zunächst nur durch 
die Klageerhebung oder durch die Intervention. 

l. Die Klageerhebung^. In jedem Prozesse müssen, 
wie früher bemerkt wurde, und zwar schon in der Klage, 



^^ Vgl. §§931, 1397 flf., 1358, 1361 f. A.B.G.B. §2 Synd.Verf. 
Art. 80 W. 0., durch welche die Bestimmungen der beiden G. Ordgen. (§ 58 
A.G.O. § 49 W.G.O.) derogirt wurden. Fischer S. 103. Vgl. dagegen 
Hey 81^ 1er S. 86 f., der übrigens zu demselben Resultate gelangt. 

^ Heyssler S. 81. Die zwei widersprechenden Hofdecrete von dem 
nämlichen Tage (15. Januar 1787) N. 620 Ut. e. und 621 lit. b.b., welche 
den Elagerücktritt gestatten und nicht gestatten, heben sich gegenseitig auf, 
und ist daher unsere Frage nach §§ 21 u. 49 A.G.O. u. § 8 W.G.O. zu 
beantworten. Vgl. dagegen Nippel S. 171, Fischer S. 35. 

") Vgl. Renaud S. 116 zu Note 19 u. dag. Heyssler S. 117. 
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wenigstens ein Kläger und ein Beklagter auftreten. Neben 
diesen zwei Personen können aber schon in der Klage weitere 
Hauptparteien als Streitgenossen und Nebenparteien als Streit- 
gehilfen der einen, der anderen oder beider Hauptparteien auf- 
treten. 

I n dem Falle, als in de r Klage Streitgenossen auftreten, 
liegt eine subjective Klagenhäufung ^^^ vor, indem jedem ^ *y ' - ^^ 
kläp[erischen Tactiven") Streitgenossen ein selbstständiges Klage- '*-'^^'^- 5 
recht zustehen, und bezw. gegen jeden beklagten _(passiveii) > 

StreitgeÄOsaßa.-^in selbstständiges Klagerecht bestehen muss, 
und diese mehreren Klagerechte mittelst einer Klagehandlung 
geltend gemacht werden. Jedes curaulirte Klagerecht muss 
begründet werden; eine besondere Verhandlung und Entschei- 
dung über die Legitimation zur Sache findet jedoch nicht statt.^^) 
Soll aber die Klagenhäufang zugelassen werden, so müssen die 
mehreren Klagerechte aus einem und demselben Factum oder 
aus einem gemeinschaftlichen Rechtsv^hältnisse entsprungen 
sein, oder im Wechsel- und Mandatsprozesse -durch gemeinsame 
Beurkundung in Einer Urkunde als connexe Ansprüche er- 
scheinen.^^) 

Treten in der Klage Streitgehilfen oder Vertretungs- 
leister (insbesondere in Folge der Streitverkündigung des 
TClägers) auf, so müssen sich diese, wenn die Zulässigkeit der 
Streitgehilfenschaft bestritten wird, sofort als Streitgehilfen 
legitimiren^ d. h. ihr rechtliches Interesse an dem Siege der 
Partei, auf deren Seite sie auftreten, bescheiaig^en. Der dies- 
lällige Nebenprozess ist. besonders zu verhandeln und zu ent- 
scheiden. Er hemmt weder den Hauptprozess, noch hindert 
er, dass der Streitgehilfe vorläufig in dem Hauptprozess auf- 
trete und handle. Wird dieser Nebenprozess dahin entschieden, 
dass die Streitgehilfenschaft, unzulässig sei, so gelten die von 



'5) Haimerl S. 7 fr., Canstein S. 3flF., Planck Mehrheit der Rechts- 
streitigkeiten 1844 S. 426 ff., Wetzeil S. 824 ff., Bayer S. 542, Renaud 
S. 145 ff., Endemann S. 255 ff. 

16) Vgl. oben § 34 N. 44. 

") Vgl. unten § 36. 
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dem Streitgehilfen gesetzten Prozesshandlungen als nicht 
gesetzt. ^^) 

2. Die Intervention. ^^^ Diese besteht in dem frei- 
willigen Eintritte eines von den bisherigen Parteien verschie- 
denen Dritten (des Intervenienten) in einen anhängigen 
Prozess, um als Streitgenosse oder als Streitgehilfe einer Haupt- 
partei (des Interventen) sein rechtliches Interesse an dem 
Prozesse der Letzteren zu wahren. 

Wie der Klageerhebung, so kann auch der Intervention 
eine Streitverkündigung als Veranlassung derselben vorangehen, 
w^enn der Intervenient dem Interventen regress- oder evictions- 
pflichtig ist. 20) 

De r Intervenient wir d dann Strei tgenosse des Inter- 
venten, wenn das in dem anhängigen Prozesse zu fällende Urtheil 
auch ge^genjhn wirkt und er dem Gegner des Interventen gegen- 
üEer sejJL^tätitnTng'" berechtigt oder verpflichtet ist.^^) Dies 



1 ^ 

von 



1«) § 60 A.G.O. § 51 W.G.O. Hofd. v. 7. Oct. 1808 N. 864 J.G.S. 
Fischer S. 130. 

^^) Man unterscheidet eine Haupt- oder Princip al- Interventi on und eine 
Sieben-Intervention. Die Haupt-Intervention ist aber gar keine Inter- 
vention, sondern eine gänzlich selbstständige Klage eines Dritten, welcher 
oegen beide Parteien eines anhängigen Prozesses als Kläger auftritt und 
den Gegenstand, wegen dessen der anhängige Prozess geführt wird, für sich 
in Anspruch nimmt. Es übt diese Klage des sog. Hauptintervenienten nach 
österr. Rechte auf den anhängigen Prozess gar keinen Einfluss, und besteht 
für dieselbe auch kein besonderer Gerichtsstand. Vgl. Heys sl er S. 78. — 
Vgl. weiter Planck S. 164 ff., Wetzeil S. 50 Note 13 u. S. 853, Renaud 
S. 441, Ende mann S. 264 iF., Schnitze Nebenintervention S. 14 f. — 
Wir vers t ehen deshalb unter der Tnfftrvftnfinn HIa« Hi^ ls^^|^^niT|||>|-yPTifinTi 

Ueber diese vgl. Heyssler S. 78 fiF., Canstein S. 25 fiF., Haimerl S. 14 
Schrutka Gerichtshalle 1879 N. 25 ff., Hoppen Jurist. Bl. 1875 S. 461, 473, 
489, Koller G.Zeit. 1861 N. 94, Senft G.Zeit. 1867 N. 96 ff., Stoeger 
G.Halle 1872 N. 31 u. Jurist. Bl. 1875 N. 37ff., Helm in Haimerl's Mag. 
12. Bd. S. 159 ff.. Lang die Intervention 1825, Brauer im Arch. f. civ. 
Prax. 24. Bd. S. 423 ff., Maxen S. 365 ff., Planck S. 439 ff., Schnitze 
S. Iff., Wetzell S. 47 ff., Renaud S. 111 ff., Bayer S. 137 ff., Ende- 
mann S. 268 ff., Schmid S. 150 ff. 

20) g 58 A.G.O. § 49 W.G.O. Hofd. v. 8. Febr. 1809 N. 882 J.G.S. 

^0 § 92 Entw. — Vgl. Art. 194, 195, 226 H.G.B. § 25 Erw. und 
Wirthsch. Genoss. Ges., Ges. v. 24. April 1874 N. 48u.49 R.G.B1. Heyssler 
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ist u. A. der Fall, wenn der Intervent eine Handelsgesellschaft, 
eine Erwerbs- oder Wirthschaftsgenossenschaft oder eine Personen- 
gesammtheit ist, welcher der Intervenient angehört.^^) 

Der als Streitgenosse eintretende Intervenient mnss selbst- 
verständlich ein besonderes Begehren stellen, wenn bezüglich 
seiner in dem Urtheile eine besondere Entscheidung gefallt 
werden solL^^) 

Als S tr ei tgehilfejr Vertretungsleister) erscheint der Inter- 



venient in^ alleu ubrigßa...Eälleft, m denen er wegen seiner 
Regress- und bezw. Evictionspflicht gegenüber dem Interventen 
an dem anhängigen Prozesse rechtlich interessirt ist.^*) Nament- 
lich erscheinen auch der richterliche Beamte, welcher in dem 
gegen den Staat angestrengten Syndicatsprozess intervenirt, 
und ebenso der regresspflichtige Wechselschuldner, der infolge 
der Litisdenunciation seines Nachmannes in dessen Prozess 
eintritt, als blosse Streitgehilfen, weil gegen sie keine Klage 
vorliegt und auch das Urtheil nicht gegen sie wirkt, wenn die 
Klage nicht gegen sie gerichtet war.^^) 



S. 106 u. ähnlich Canstein S. 38 ff. sprechen in diesen Fällen von der 
controllirenden Intervention. Indess scheint es mir nun richtiger zu sein, 
diese Int'ervenienten als Streitgenossen der übrigen, durch einen gemein- 
schaftlichen Vertreter vertretenen Mitglieder der Handelsgesellschaft, Genos- 
senschaft, Personengesammtheit u. s. w. aufzufassen. 

*^ Ebenso gehört der Fall hierher, wo ein Correalgläubiger, Miteigen- 
thümer u. s. w. deshalb in den anhängigen Prozess seines Mitberechtigten 
intervenirt, weil die exceptio rei judicatae^ gegen ihn geltend gemacht werden 
konnte, wenn der Terpflichtete dem Mitberechtigten gegenüber absolvirt 
würde. Vgl. diesfalls Hartmann im Arch. f. civ. Prax. 50. Bd. S. 129, 
V^etzell § 47 zu Note 20 ff. und die daselbst citirte Literatur. Auch die 
Intervention in den Prozess über den Status einer Person gehört hierher. 
Vgl. ünger II. S: 670 f. Vgl. auch §§ 49 ff. Grd.B.G. 
. 23) Canstein S. 37. 

2*) 8 94 Entw. Vgl. Heyssler S. 106 ff. — Schnitze will in jedem 
Intervenienten , also auch in dem als Streitgenosse auftretenden, blos einen 
Vertreter des Interventen sehen, obwohl er einen Parteieneid leisten 
kann. Nach österr. Rechte ist auch der als Streitgehilfe eintretende Inter- 
venient nicht blos Vertreter des Interventen, denn auch er kann einen 
Parteieneid leisten, und überhaupt — mit Willen des Interventen — neben 
dem Interventen handeln und seine Prozesshandlungen ergänzen. 

25) Vgl. § 19 Synd.Verf. und Art. 80 W.O. Ich verlasse auch hier 
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Der Intervenient muss sich stets — er möge als Streit- 
genosse oder als Streitgehilfe eintreten — als zur Intervention 
Berechtigter legitimiren, d. h. sein rechtliches Interesse an dem 
anhängigen Prozesse und bezw. die Wirksamkeit des zu fällen- 
den Urtheiles gegen ihn bescheinigen. Wird die Zulässigkeit 
der Intervention vom Gegner des Interventen oder allenfalls 
auch vom Interventen selbst bestritten, so ist der diesfällige 
Nebenstreit, der übrigens den Hauptprozess nicht hemmt, beson- 
ders zu verhandeln und zu entscheiden. Bis zur Entscheidung 
dieses Nebenprozesses kann der Intervenient vorläufig im Haupt* 
prozesse als Streitgenosse und bezw. als Streitgehilfe auftreten 
und handeln. Wird sohin erkannt, dass die Intervention unzu- 
lässig sei, so gelten die Prozesshandlungen des Intervenienten 
als nicht gesetzt. ^^) 

Der Eintritt des Intervenienten kann vsrährend der Anhängig- 
keit des Hauptprozesses in jeder Lage desselben — also auch 
im Rechtsmittelstadium, ja sogar blos behufs Leistung eines 
Parteieneides — erfolgen. Natürlich tritt der Intervenient in jenes 
Stadium des Prozesses ein, in welchem sich derselbe zur Zeit 
seines Eintrittes befindet.^^) Durch Legungsbewilligung und 
bezw. durch die Restitution kann aber dem Intervenienten be- 
willigt werden, das Versäumte nachzuholen. 

n. Begründ ung: der Parteiqualität durch_JS.jii,cuiÄÄsioji 
in die Parteirolle. 

'^'*"^l)ie Succession in eine ParteiroUe,^^) durch welche eine 
Veränderung der Parteien. bewirkt wird, begründet für den 
Successor zugleich die Parteiqualität. Dabei kann ^an die Stelle 
der ursprünglichen Partei entweder eine Person oder eine 
Mehrheit von Personen treten. War'äie ursprüngliche Partei 



meine frühere Ansicht, vgl. C ans t ein S. 40 — und schliesse mich in dieser 
Beziehung an Heyssler S. 103 und in den Jurist. Bl. 1879 N. 24 f. an. 
Vgl. auch Schrutka a. a. 0. 

^) Vgl. die in Note 18 citirten Gesetzesstellen. 

27) Hofd. V. 8. Febr. 1809 N. 882 J.G.S., vgl. § 93 Entw. Haimerl 
S. 1«, Linde in seiner Ztschr. 5 Bd. S. 417 If. 

28) Haimerl S. 18 ff., Wetzeil S. 41 ff., Renaud S. 120ff., Ende- 
mann S. 337 ff., Bayer S. 150 ff., Schmid I. S. 167 ff., II. 112 ff. 
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Hauptpartei, so wird im letzteren Falle durch dieSuccession in die 
Parteirolle zugleich eine S lreitgeno ssensdiaft begründet.^^) 

Die Succession in eine Parteirolle kann entweder infolge 
der Nominatio auctoris oder infolge einer Rechtsnachfolge 
(Singular- oder. Höiiacßalsußßßssioa). -iiL Vermögensrechte ein- 
treten. 

1. Die Nominatio s. laudatio auctoris (Benennung 
des Auctorsl^?^ Der Inhaber einer Sache (im Unterschiede 
zum römischen und gemeinen deutschen Rechte auch einer 
Mobiliel, die er im fre mden Nam en detinirt, kann sich gegen 
eine dingliche Klage, die gegen ihn angestellt wurde, „dadurch 
schützen, dass er seinen Vormann (d. h. den Besitzer, in dessen 
Namen er detinirt) namhaft macht und sich darüber ausweiset".'^) 
Eine bestimmte Form ist für die Benennung des Auetors nicht 
vorgeschrieben. Jedenfalls muss aber der Auetor (Besitzer) 
von der Klage verständigt und dem Kläger und dem Gerichte 
namhaft gemacht werden, ^e sich der Beklagte (Inhaber) in 
den Streit eingelassen hat; denn ist dies einmal geschehen 
und dadurch das Prozessrechtsverhältniss zwischen dem Kläger 
und dem Detentor begründet, so kann der Besitzer nur als 
Intervenient in den Streit des Detentors neben diesen, nicht 
aber als Successor anstatt desselben eintreten.^^^ 

Ist der Auetor vor der Streiteinlassung namhaft gemacht 



39) Canstein S. 1 Note 3. 

^) Mittermaier, Arch. f. c. Pr. 3. Bd. S. 399 flf., Gensler das. 

5. 421 ff. und 4. Bd. S. 175 ff., Kori 27. Bd. S. 326 ff., Flach in Lindes 
Zeitschr. 17. Bd. S. 141 ff., Emminghaus das. N. F. 18. Bd. S. 421 ff., 
Wirsing Nomin. auct. 1848, Briegleb Einleit. in d. summ. Proz. S. 278 ff., 
Wie ding Libellprozess S. 628 ff., Bolgiano Ges. Abhdlgen 1869 S. 1 ff., 
Schütze in der krit. Vjschr. 11. Bd. S. 572 ff., Kannengiesser die prozess- 
hindemde Einrede 1878. 

^0 § 375 A.B.G.B. vgl. § 97 Entw. Randa Besitz S. 98 Note 16, 
ünger II. S. 550 Note 52, Vgl. auch Suttinger's Obs. 32, Schwartzen- 
thaler I. Act. 5 cap. 6, Weingärtler Con- et discordantia S. 260 und die 
Landtafel Oesterr. u. d. E. Titel 16. 

^3) Vgl. Haimerl S. 20 zu Note 1, Canstein in Grünhuts Ztschr. 

6. Bd. S. 149 ff., Bethmann-Hollweg Versuche S. 59, Wetzell S. 57, 
Renaud S. 124, §§ 97, 98 Entw. 
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lind von der Klage verständigt worden, so muss er, wenn er 
in den Streit eintritt, denselben bei jenem Gerichte fortfuhren, 
wo der Prozess durch die Klage anstellung gegen den Detentor 
anhängig geworden ist. Durch eine Vereinbarung des Detentors 
mit dem Besitzer kann übrigens die Fortführung des Prozesses 
von dem Detentor als Vertreter des Besitzers erfolgen. Tritt 
der Besitzer dagegen nicht in den Streit ein, so ist der beklagte 
Uetentor nicht verpflichtet, den Prozess weiterzuführen. Gegen 

(^___niiiwfi — -— — ^- '-- rii- Will iMiMiiiMliii M iii M l f U li nri iiiii ii i rn-iB i iTr» II I i f „....-..m^-^m 

den Beweis, dass er blos Detentor und der benannte Auetor 
der Besitzer sei, ist der Detentor aus dem Prozesse zu ent- 
lassen und ist gegen den „ausgewiesenen" Auetor allenfalls^ m 
contumacia zu erkennen. Dasselbe gilt in dem Falle, als der 
Auetor (wegen seines unbekannten Aufenthaltes u. dergl.) von 
der Klage nicht verständigt werden kann, wo jedoch für den 
nicht vertretenen Auetor ein Curator zu bestellen und der 
Auetor mittelst Edictes hiervon zu verständigen ist.^^) 

Durch die Benennung des Auetors geht demnach, wenn 
der Auetor in den Streit eintritt oder wenn der Detentor 
beweist, dass der benaunte Auetor Besitzer der Sache ist, eine 
Veränderung der Partei (des Beklagten) derart vor sich, dass 
an die Stelle des ursprünglichen Beklagten ein neuer 
Beklagter tritt, für den daher die (mit dem Beweise seines 
Besitzes verbundene) Nominatio auctoris ein Moment ist, 
welches seine Parteiqualität begründet. 

^w.. i.. n i, fi JSAfiß^ &i ^ i iil l nifl Va rm n g p.,ii?i i:£ch^^ Diese 
kann eine active oder passive Universal- oder Singular- 
succession,^ eine Succession von Todeswegen oder auf Grund 
von Rechtsgeschäften unter Lebenden, oder endlich, im Falle 
des Concurses, eine Succession der Gläubigerschaft in das 
Vermögen des Cridatars sein. 

Hat der Auetor (Erblasser, Cedent, Cridatar u. s. w.) einen 
Prozessbevollmächtigten bestellt, so hat in der Regel (nament- 



33) § 390 A.G.O., § 511 W.G.O. 

3*) Haimerl S. 21, V^etzell S. 41 flf., Renaud S. 120 ff., Ende- 
mann S. 337. 

3*) Das gemeinrechtliche Verbot der Verausserung der r es litigiosa be- 
steht nach österr. Rechte nicht. 
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lieh im Falle des Todes einer Partei) der ProzessbevoUmäcli- . 
tigte, sonst aber der Successor selbst, die Thatsache, welche 
die^ Successlon in die Vermögensrechte (bezw. in die Rechte 
über den Streitgegenstand) begründef, dem Gerichte nai dem 
Gegner bekannt zu machfiji lüli^l bS^Slsgn,^ so^ ^^^ Eii^- 
ffitt (des Sucßfisfiors) in .diu. Pjajrteirolle zu erklären. Hierdurch 
wird der Successor Partei. Der \'om Auetor bestellte Prozess- 
bevollmächtigte hat sohin bis zum Widerrufe der Vollmacht den 
Prozess im Namen des Successors (der hereditas jacens und bezw. 
nach der Einantwortung der Erbschaft, die dann wieder nach- 
zuweisen ist, im Namen der Erben, bezw. im Namen des Ces- 
sionärs,'der Concursgläubigersehaft u. s. w.)^«) weiterzuführen.^') 

^^^ jillff ^"^^^ ^^^^^ Iftiii^^B^S Ff<y9^??t?^^^™i 1^ welchem sich 
der Prozess zur Zeit seines Prozesseintrittes befindet. Für die 
CcTncursRläubigerschaft gilt die Ausnah msbestim mung, dass 
r, sofern sie in dieJUäg^exr etile suecedirt, die Fristen vom 
Tage der Coneurseröffnung von Neuem zu laufen beginnen. 
Suecedirt sie in die Beklagtenroll e, so ist zu unterschei- 
den. Handelt es sich um Ansprüche, welche der Anmeldung 
im Coneurse nicht unterliep:en , so wird der Prozess einfach 
fortgeführt unä laufen der Gläubigerschaft blos die Fristen vom 
'i^age der Coneurseröffnung von Neuem. Handelt es sich aber 
uin Ansprüche, welche der Anmeldung im Coneurse unter- 
liegen , so ist wieder zu unterscheiden. Ist der anhängige Pro- 
zess b ereits d urch Urtheil (I. oder höherer Instanz) entschie- 
den^ so ist der Prozess bei dem bisherigen Prozessgeriehte 
fortzuführen und laufen der Concursgläubigersehaft die Reehts- 
naittelMsten ^ vom Tage der Coneurseröffnung von Neuem. Ist 
dagegen ein ürtheil noch nicht erflossen ,"" so 'tritt selbst bei 
spruchreifen Reehtsstreitigkeiten durch die Coneurseröffnung 
eine Unterbrechung des Verfahrens ein, und ist in dem Falle, 

als der betreffende Anspruch bei der Liquidirungstagfahrt 
z 

^) §§ 547, 550, 597) 819 A.B.G.B., §§ 174, 145, Verl. Pat. Vgl. 
Randa Erwerb der Erbschaft 1867 S. 90 ff., Besitz S. 388 Note 5, Can- 
stein in Grünhuts Ztschr. 5 Bd. S. 752 u. dagegen Unger II. S. 21 N. 24 
VI. S. 165 ff. insb. N. 20, Strohal in Gmnhuts Ztschr. 3. Bd. 323. 

37) § 416 A.G.O., § 548 W.G.O., § 1022 A.B.GB. 
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bestritten wird, dß,s Vprfalirftn h^[ d Am Cf^iioiiirsp ^e richte 
wieder aufzunehmen und gegen jene, welche die RicEt^l 
und bezw. die Rangordnung des Anspruches bestritten haben, 
als Sf.rp.itfrf>y|r)flfipn ^^,(> h A^m ordentlich e n Verfahren fortzu- 
iren. Der Kläger hat zu diesem Behufe eine Abschrift der 
Anmeldung seines Anspruches im Conpurae und einen den 
angemeldeten Anspruch betreffenden Auszug aus dem Proto- 
kolle der Liquidirungstagfahrt, sowie aus der Tabelle der 
Anmeldungen vorzulegen und um die Fortsetzung des Ver- 
fahrens anzusuchen.^^ ^^) 

3. Mehrheit der P arte ien. 

J, 36. _ 
Eine M ehrheit der Parteien kann, wie früher dargelegt 
wurde, entweder durch die Klageerhebung oder durch die 
Intervention oder endlich durch die Succession in eine 
Parteirolle begründet werden. Diese Par teienme hrhe it is t 
stets entwftdfi^ mnp Rtrpitp^enossenschaft oder eineStreit- 



38) §§ 7, 10, 76, 134, 124, 125, 130, 131, 137 Conc.Ordg. Vgl. hierzu 
Käser er Comment. 

^) Vgl. §§ 238 ff. des Entw. Für den Fall des Todes einer Partei, 
welche keinen Prozessbevollmächtigten bestellt hat, bestimmt § 258: Im 
Falle des Todes einer Partei tritt eine Unterbrechung des Verfahrens 
bis zu dessen Aufnahme durch den Rechtsnachfolger ein. Wird die Auf- 
nahme durch den Rechtsnachfolger verzögert, so kann dessen Gegner 
begehren, dass das Gericht nach vorhergehender mündlicher Verhandlung 
über die Verpflichtung der von ihm bezeichneten Person als Rechtsnachfolger 
in den Prozess einzutreten, entscheide. Ein ähnliches Begehren kann auch 
gegenwärtig gestellt werden, obwohl unser C.P.Recht bezüglich der Reassum- 
tion des Prozesses nichts bestimmt. Vgl. auch Haimerl S. 21. — Nach 
der G.Ordg. Oest. unt. d. E. v.J. 1557 fol, 24 nach der steier. L.R.R. von 
1533, 1622 nach der tirol. L.O. v. 1532 und 1574 (Tit. 47) und nach der 
böhm. L.O. V. 1564 D. 25 traten die klägerischen Erben sofort in den 
Prozess des Erblassers, nur wurde nach der österr. G.O. der Prozess auf 30 
Tage unterbrochen; die Erben des Beklagten sind nach dieser G.O. sowie 
nach der steier. L.R.R. v. 1533 Art. 8 u. 1622 Art. 46 vom Gericht aufge- 
fordert worden in den Prozess einzutreten. . 
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gehilfenschaft, je nachdem Haupt Parteien oder Neben - 
Parteien die Parteienmehrheit bilden/) 



. >j -/s* .->•«-*.« -*''* ' 



L unter Streitgenossenschaft (Xitis consortium) ^ ) 
v ersteht man daher ! die Theilnahme zweier oder mehrerer 
selbstständiger Hauptparteien an einer und derselben Partei- 
rolle, in einem und demselben Prozesse. 

1 Vnr^,nftRp.f.7nng en der Streitgenossenschaft sin d 
daher: eine Mehrheit von Hauptparteien und hiemit eine 
Mehrheit selbstständiger Klagerech te (actione_s ), nämlich 
das Vorhandensein selbstständiger Klagerechte eines jeden 
activen Streitgenossen (Klägers) und bezw. selbstständiger 
Klagerechte gegen jeden passiven Streitgenossen (Beklagten)^) 
und ebenso die Vereinigung der Prozesse über diese 
Mehrheit von Klagen zu Einem Prozesse. Damit aber die 
Letztere möglich sei, müssen sich die mehreren Klagen zu 
einer und derselben frft^^'^^^^ti ^Jff'^?^ ^"^ 

Die Streitgenossenschaft ist — abgesehen vom Bagatell- 



*) Die ältere gemeinrechtliche Theorie (vgl. Martin, Vorles. I. S. 227, 
Grollmann, Theorie des ger. Verf. 5. Aufl. S. 63, Gensler im Archiv f. 
c. Pr. 4. Bd. S. 156 N. 7, Glück, Comment. 5. Bd. S. 233, § 388) unter- 
schied hiemach die eigentliche und uneigentliche Streitgenossenschaft und 
verstand unter der letzteren wesentlich die Streitgehilfenschaft. Vgl. Haim erl^ f 
Parteien S. 8, Canstein, Streitgenossenschaft und Nebenintervention S. 5 
Note 7. Manche sprechen von der uneigentlichen Streitgenossenschaft dort, wo \ 
auch ich für das österr. Prozessrecht diesen Begriff festhalte. SoSchelling 
Dissertatio de litis consortibus 1838 Cap. II. S. 20 ff. Ge st er ding Aus- 
beute von Nachforschungen II. N. 10. 

^ Canstein, Streitgenossenschaft und Nebenintervention. Halme rl 
Parteien S. 6 ff. Senft G. Zeit. 1876 N. 80 ff. Senz das. 1852 N. 125 ff. 
Helm in Haimerl's Mag. 12. Bd. S. 145 ff. Planck Mehrheit der Rechts- 
streitigkeiten S. 426 ff. Wetzen S. 824 ff. Renaud S. 145 ff. Ende- 
mann S. 255 ff. Bayer S. 115 ff. Schmid S. 139 ff. 

^ Insofern liegt bei jeder Streitgenossenschaft, sie möge durch die 
prozessualische subjective Klagenhäufung in der Klageschrift, oder durch 
Intervention oder durch Succession entstehen, eine materiellrechtliche 
Klagenhäufunjg^or. Vgl. Wetzell S. 826 zu N. 12 u. S. 40. 

*) Planck S. 355 u. 390. Wetzell S. 824 Note 4.- Endemann 
S. 259 N. 23. Renaud S. 144. Bayer S. 120. 



/ 
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verfahren^) — im Allgemeinen nur bei vorliegender Identität 
des Klage grundes zulässig. Es müssen daher, wenn die 
Streitgenossensctat't zulässig sein soll, die mehreren Klagerechte 
auf demselben Klagegrunde beruhen, d. h. aus demselbe n 
rechts erzeugenden F ac tum oder Rech tsverhältnisse 
(namentlich aus einer Rechtsgemeinschaft der Streitgenossen: 
Miteigenthum, activer oder passiver Correalität u. dergl.) ent- 
sprungen sein.^) Ausn ahmsweise genügt für die Zulässig- 
keit der StreitgenossenscWt im* Wechsel- und Mandats- 
verfahren eine blos ä ussere Conne xität, d. h. ein äusserer 
Zusammenhang der mehreren Klagen, indem hier der zufällige 
Umstand, dass mehrere selbstständige auf verschiedenen 
Klagegründen beruhende Verpflichtungen in einer und derselben 
Urkunde verbrieft sind, den Kläger berechtigt, die aus derselben 
Urkunde (aus demselben Wechsel oder aus derselben öffent- 
lichen, notariellen, legalisirten, grundbücherlich eingetragenen 
Urkunde) Verpflichteten mit Einer Klage zu belangen.'^) 

Da die beiden Fälle, in denen die Streitgenossenschaft 
zulässig ist, verschieden geregelt sind, so werden wir der 
Kürze wegen die auf der Identität des Klagegrundes 
beruhende Streitgenossenschaft die e i gentliche und die auf 
blosser Connexität des Klagegrundes beruhende Streitgenossen- 
schaft die uneigentliche ne nnen.^) 

2. Das Wftsp.n dpir i^fyftitgenossonschaft besteht in der 



*) Hier kann sie der Richter aus Zweckmässigkeitsgründen anordnen, 
wenn auch keine Identität des Klagegrundes vorliegt. Vgl. § 24 Bag.V. 

^) Canstein S. 5. Haimerl S. 9 Note 1. Vgl. 4 allg. u. W.G.O. 
Wetzeil spricht bei Identität des Rechtsverhältnisses, aus dem die mehreren 
Klagen entstehen, von blosser Connexität. S. dagegen unten § 40. Vgl. 
auch § 87 Entw. zu weit geht. § 88 Entw. 

^ § 4 Wechs.Verf. § 7 W. Sicherst. Verf. § 1 Mand.V. v. 1855. 
Vgl. Canstein S. 5 zu N. 11. 

^ Ich kehre also zu der früheren gemeinrechtlichen Doctrin (Sehe Hing 
S. 20 ff. Gresterding II. 10) zurück, die in neuerer Zeit aus einem Grunde 
verworfen wurde, welcher für das österr. C.P.Recht nicht zutrifft. Vgl. 
Canstein S. 5 zu Note 10. Vgl. bezüglich der neueren gemeinrechtl. 
Literatur insb. Bayer 116 ff. und die dort Citirten, Planck S. 1S9, 393 
u. 427 ff. Wetzell S. 828. Linde in seiner Ztschr. 15, B.d. S. 362 .f.. . 
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Einheit des Verfahrens über den Rechtsstreit mehrerer Haupt- 
parteien oder mit anderen Worten darin, dass durch die 
Vereinig ung der Rechtsstreite mehrerer Hauptparteien zu Einem 
Prozesse, eine Vereinf achung und Abkürzung des Verfahrens 
bezweckt wird.^) 

Die Streitgenossenschaft begründet aber weder ein materiell- 
rechtliches Gesellschaftsverhältniss, noch eine ideele Personen- 
einheit (universitas personarum), sondern ist ein rein pr ozess uales 
Rechtsinstitui^ welches an der Selbstständigkeit und an" den 
"EeSten und Pflichten jedes einzelnen Streitgenossen nichts 
ändert.^*^) Deshalb kann auch jeder Streitgenosse alle Rechte, 
die er ausüben könnte, wenn er den Prozess allein und nicht 
als Streitgenosse führen würde, ebenso auch als Streitgenosse 
ausüben. Und deshalb gereichen auch yftnifi)]tfghfflJl(]iil^ ^^gen ein es 
Streitgenossen (Geständniss, Vergleich, Anerkenntniss, Rücktritt 
von der Klage, Verzicht, Delation des Schiedseides u. s. w.) 
den anderen Streitgenossen n icht zum Nachtheile.^0 Nur 
bezüpflich der Relation des Schiedseides über ein gemein- 
schaftliches Beweisthema tritt aus dem Grunde eine Modifi- 
cation ein, weil nicht gleichzeitig der von einem Streitgenossen 
angenommene Schiedseid über die Unwahrheit der gegnerischen 
Behauptung und der von einem Streitgenossen rückgeschobene 
Haupteid des Gegners über die Wahrheit seiner Behauptung 
zugelassen und so ein Meineid durch das Gericht veranlasst 
werden kann. Bezüglich der Relation des Schiedseides niüssen 
sidi daher die S treitgenossen vereinigen und eine gemeinschaft- 
liche Erklärung abgeben, widrigens stets blos auf den — auch 
nur von einem .Streitgenossen — referirten Schiedseid zu 
erkennen ist.^^) 



^ Wetzell S. 826 f. Bayer S. 127 f. Renaud S. 148 f. Ende- 
mann S. 261. 

*®) Heyssler in Grünhut's Zeitschr. 2. Bd. S. 98. Glasen Ges. kl. 
Schriften II. S. 417. Canstein S. 6. Haimerl S. 11 f. Renaud S* 148. 
Wetzell S. 847. Endemann S. 260. 

") § 109 A.G.O. §175 W.G.O. Planck S. 107, 410.^ Renaud 
S. 150. Wetzell S. 851. Endemann S. 261. ! 

^^) Vgl. N. 3294 der Glas er-Unger' sehen Sammlung. GlaseFS.4i3ff. 
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Die Vereinfachung des Verfahrens bei vorliegender 
Streitgenossenschaft besteht wesentlich darin, dass die einzelnen 
Prozesshandlungen der Streitgenos^^n^in jgleichen Fristen und 
an denselben Terminen . vorzunehmen sind J 3) Sofern von allen 
oder für alle Streitgenossen (vom Gerichte) g anz g leiche 
Prozesshandlungen vorzunehmen sind, genügt es auch, \Äabge- 
sehen von der Leistung eines üeberzeugungs-Parteieneiae8,^W 
dass dieselben blos einmal gesetzt werden.^') Daher sind die 
Parteivorträge und Parteischriften der Streitgenossen, sofern sie 
für alle g anz gleich lauten würde n, so einzubringen, als bestände 
die streitgenossenschaftliche Partei nur aug_ einer Pe rson, des- 
halb sind auch weiter Beweisaufn9,hmen , welche dasselbe Beweis- 
thema betreffen, für alle Streitgenossen zusammen nur einpaal 
vorzunehmen und deshalb ist auch jede gerichtliche Verfügung 
und Entscheidung und inRhp.snndp.rft anr*^ ^^ üy^hftil gemein- 
s^chaftlicF für alle Streitgenossen zu erlassen, sofern nicht im 
einzelnen Falle eine Modification von diesem Grundsatze nöthig 
ist.^^) Dies ist namentlich bei der uneigentlichen Streitgenossen- 
schaft der Fall, wo bezüglich einzelner Streitgenössen sofort der 
Zahlungsbefehl in Rechtskraft erwachsen und bezüglich der 
übrigen die Streitsache dann früher, oder später spruchreif 
werden kann, und wenn dies eintritt, sofort durch Urtheil zu 



Canstein S. 11 zu Note 33. Planck S. 416 ff. V^etzell S. 851 insb. 
Note 114. 

13) Hofd. vom 23. Aug. 1799 N. 474J.G.O. Canstein S. 6. 
Planck S. 403. 

1*) Canstein S. lOf. N. 9. Füger-Wessely Damianitsch 7. Aufl. 
S. 177 Note *) u. N. 3294 der Glaser-Unger-V^alther'schen Samm- 
lung. Vgl. weiter über diese Controverse Glaser Ges. kl. Sehr. IL S. 413 ff. 
Planck S. 416, Wetzeil S. 851, Langenbeck Beweisführung S. 752. 
Endemann Beweislehre S. 551. Renaud in Linde^s Ztschr. N. F. 
18. Bd. S. 13 f. Renaud Lehrb. S. 149. 

**) Hofd. vom 23. Aug. 1799 N. 474. Vgl. Canstein S. 6. Planck 
S. 405. Wetzeil S. 848. Renaud S. 148 N. 5. 

»«) Hofd. V. 10. Sept. 1847 u. Resol. v. 14. Juni 1784 lit. C. N. 306. 
Hofd. V. 23. Aug. 1799 N. 474, Hofd. v. 15. Jan. 1787 Ut d. N. 620, 
Haimerl S. 13. Canstein S. 8 u. 10. Planck S, 404 f. 412 
Note 24. 



./ 
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entscheiden ist.*') Naturlich muss der Rechtsstreit für jeden 
StfP.ifgATinaftftn fti^f^^^^tl^ftflATi und daher auch das genoieinsame 
Urtheil auf d^n %nif" ^^"^« j^dftn Stratfp;ftTi()ssftn gestellt 
werden. Hiebei ist es gleichgiltig, ob die Streitgenossenschaft 
auf einer subjectiven Klagenhäufung oder auf der Intervention 
oder Succession beruht. Selbstverständlich kann auch in dem 
gemeinsamen Urtheile die Entscheid ung f ür die einzelnen Streit- 
genossen — schon wegen der Selbstständigkeit jedes der- 
selben — verschiedenL_ausfaUen^^^^ 

3. Die W irkungen der Streitgenossenschaft sind ver- 
schieden bei der eigentlichen und bei der uneigentlichen. Streit- 
genossenschaft.*^) Der Grund hiervon liegt darin, dass es sich 
bei der eigentlichen Streitgenossenschaft für alle Streitgenossen 
um denselben Klagegrund und damit um ein gemein- 
schaftliches Rechtsyerhältnifis handelt, während bei der uneigent- 
lichen Streitgenossenschaft der Klagegrund ein verschiedener, 
"und blos die Frage über * die Giltigkeit und Beweisfahigkeit 
der Urkunde, in welcher die verschiedenen Verpflichtungen 
verbrieft sind, eine gemeinschaftliche ist. Da nun die Einheit 
der Prozessftthrung nur soweit reichen kann, als der Inhalt der 
einzelnen Prozesshandlungen ein einheitlicher ist, so ist klar, 
dass bei der eigentlichen Streitgenossenschaft die Vereinigung 
der Prozessführung eine intensiv und extensiv bei weitem grössere 
sein muss, als bei der uneigentlichen. Indess können auch bei der 
eigentlichen Streitgenossenschaft subjective Gründe das gemein- 
schaftliche Rechtsverhältniss bezüglich eines oder des anderen 



"J Canstein S. 16 N. 10. 

*8) Hfkzld. V. 4. Sept. 1801 N. 535. Hofd. v. 5. März 1847 N. 1042. 
Canstein S. 13 N. 10. Haimerl S. 13. Planck S. 405, 413. Wetzeil 
S. 848. Die Gerichtskosten sind, wenn ihr Ersatz dem Gegner zugesprochen 
wird, soweit sie gemeinschaftlich verursacht wurden, von jedem pro 
rata zu ersetzen; die besonders veranlassten Gerichtskosten hat jeder Streit- 
genosse selbst zu ersetzen. Vgl. § 24 C.P.Novelle, §§ 1302, 889 A.B.G.B. 
Nippel Erl. II. S. 469. Vgl. Canstein S. 13 u. N. 745, 2616, 2687 
Ifnger- Glaser- Walther' sehe Sammlung. 

^^ Canstein S. 7 ff. u. 13 ff. 

V. Canstein, Oesterreichisches Civilprosessrecht. 30 
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Streitgenossen modificiren und hört dann natürlich auch hier 
insoweit die Einheit der Prozessfiihrung anf.^®) 

Im Einzelnen hat die Streitgenossenschaft folgende Wir- 
kungen : 

a) Bei der eigentlichen Streitgenossenschaft tritt eine 
gesetzliche P rorogirung des Gerichtsstandes 
des i^lrstbeklagteri^ ^^HSs^TKuplverpHichleteii) " für die 
übrigen Streitgenossen ein, damit die einheitliche Pro- 
zessführung ermöglicht werde.^^) 

Bei der uneigentlichen Streitgenossenschaft ist 
dies nicht der Fall, und können daher uneigentliche 
Streitgenossen nur in dem Falle bei demselben Ge- 
richte belangt werden, wenn und insofern entweder 
zuföUigerweise die einzelnen Verpflichteten in dem- 
selben Gerichtssprengel wohnen, oder sonst aus einem 
Grunde demselben Gerichtsstande unterliegen ; also ins- 
besondere, wenn für alle ein und derselbe Erfüllungs- 
ort ausdrücklich vereinbart ist, und sie bei dem Ge- 
richtsstände des vertragsmässigen Erfüllungsortes (des 
Zahlungsortes des Wechsels) geklagt werden.^^^ 

b) Die eigentlichen Streitgenossen sind, wenn zwischen 
ihnen nicht ausnahmsweise widersprechende Interessen 
obwalten, vom Gerichte gleich bei Erledigung der 
Klage aufzufordern, einen gemeinschaftlichen 
ProzesTbevollmächtigten zu bestellen.^^) 

Bei vorliegender uneigentlicher Streitgenossen- 



^) Namentlich können auch bei der eigentlichen Streitgenossenschaft 
W iderstr eiten d^-L3L ^<^''ftssftT l 5l ft^ einzelnen Streitgenossen vorkommen, 
und muss.dann jeder besonders hajideln oder sich durch besondere Prozess- 
'vertreter vertreten lasseii. So z. Bi w enn Intestaterben gegen die Testaments- 
Erben und' gegen Erben aus einem Erbvertrage klagbar auftreten, § 125 
Verf. ausser Streits. Vgl. § 421 A.G.O., § 553 W.G.O., § 10 Ädv.Ordg., 
§§ 271, 272, 1009 A.B.Ö.B., § 102 lit. d. Stra%. Canstein S. 8 f. 
Renaud S. 149 N. 11. End.emann S. 30S f. 

^' ^) ^ 41, J.N. Canstein S. 8 N. 1. Haiöierl S. 11. 

32) § 4 Wechsel-V. § 7 W.S.V. § 43 J.N. Canstein S. 15 N. 1. 

23) Hofd. V. 3. März 1847 N. 1042 J.G.O. Canstein S. 8 N. 2. 
Haimerl S. 13. 
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Schaft hat diese Aufforderung nicht zu ergehen, son- 
dern hat j eder einz e lne uneigentliche Streitgenosse 
be sende rs_sein§_Eili:^^ Zahlungs- 

befehl und ebenso seine weitere Vertheidigung eirizu- 
bringen. Nur in dem Falle, als zwischen ihnen nicht 
widersprechende Interessen obwalten und namentlich 
wenn alle uneigentlicheh Streitgenossen bj o s die Giltig- 
keit oder^Beweisfähigkeit-der ürkimdeTdie änäiT Ver- 
pflidEtungen zu Grunde liegt, bestreiten, können sie 
allenfalls aus eigener JjuiJAUa?.^ — eineu-^mein- 
schafkficten ProzessbevollmächtigtenL bestellen.^*) 

€) Bei der eigentlichen (passiven) Streitgenossenschaft 
genügt es, dass die Klage dem E rstbeklagten zu; 
gestellt und die weiteren Streitgenossen blos mittelst 
Rubrik von der Klageanstellung mit dem Bemerken 
verständigt werden, dass sie die Klage beim Erst- 
beklagten oder bei Gericht (für welches in diesem 
Falle ein drittes Klageexemplar beizuschliessen ist) ein- 
sehen können.2^) 

Den u n e i g e n 1 1 i c he n (passiven) Streitgenossen 
muss dagegen und zwar jedem Einzelnen ein vollstän- 
diges Ki^igfißXfilüplar z.ugestellt werden.^^) 

d) Bei der eigentlichen S.treitgenossensehaft hat jeder 
Streitgenosse eine gesetzlich präsumirte Voll- 
macht zur Vertretung , d,er übrigen ^StreiFgenossen, 
wenn von diesen — oder überhaupt von allen — 
Streitgenossen nicht ein gemeinschaftlicher Prozess- 
bevollmächtigter bestellt ist. Deshalb werden auch jene 
Streitgenossen, die nicht «twas Abweichendes vor- 
bringen, als durch den handelnden Streitgenossen ver- 
treten, angesehen. Dessen Prozesshandlungen gelten 
als Prozesshandlungen aller Streitgenossen, sofern in 



^) Canstein S. 15. Vgl. §§5—7, W.V. § 7 W.S.V.i§ 1, öMand.y. 
.V. 1355. . , ■ ^ 

35) K. Vdg. V. 12. Mai 1852 N. 112 R.G.Bl. - . . 

^ § 6. W.V., § 7 W.S.y., § 1 Ma|id,V. V..1855./ . 

30* 
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denselben nicht subjective Modificationen des gemein- 
schaftlichen. Rechtsverhältnisses enthalten sind.^^) Aus 
diesem Grunde haben auch Verzichtshandl ungen 
emes^StceitgenosafiÄ . .fiic--Jiß^.ajida]::fiii,, jhr rechtlicSe 
Wirkung, sofern die Letzteren nicht ausdrücklich da- 
gegen Wi dersprjiclL . erheben.^^) Ebenso haben aber 
auch , vortheilhafte Prozesshandlungen eines Streit- 
genossen für die anderen Streitgenossen Wirkung. So 
kann namentlich, wenn auch nur ein ei gentlicher Streit- 
gp.nofisft rftchtzmtjg Prozesshandlungen vornimmt, die^ 
uBügen die Contumacialwirkung nicht trefFen,^^) und 
ebenso hat auch die recht zeitige Ergreifung eineS; 
Rechtsmittels (Appellation, Recurs u. s. w.) durch 
einen Streitgenossen, die Wirkung, dass die darüber 
erflossene Entscheidung auch den anderen Streit- 
genossen zu Gute kommt, insofern eine Einheit des 
Rechtsverhältnisses vorliegt.^^) Subjective Modificatio- 
nen des einheitlichen Rechtsverhältnisses müssen natür- 
lich, wenn sie bei der Entscheidung in Betracht kom- 
men sollen, von dem betreflfenden Streitgenossen selbst, 
oder von dem bestellten oder präsumtiven Vertreter 
desselben rechtzeitig geltend gemacht werden. 

Bei der uneigentliche n Streitgenossenschaft haben? 
die Streitgenossen keine gesetzlich präsumirte Voll- 
macht. Die Einwendungen (und bezw. im Mandats- 
verfahren auch der Recurs) gegen den Zahlungsbefehl,, 
welche einer der uneigentlichen Streitgenossen ein-^ 
bringt, wirken jaickL auct-lttr.-dia.Ander^^ Des- 
halb wird bezüglich jener, welche diese Rechtsmittel 



27) Hofd. V. 4. Sept. 1801 N. 535. Hofd. v. 5. März 1847 N. 1042.. 
J.G.S. Zu sehr beschränkt die gesetzKch präsumirte Vertretungsvollmacht 
der Streitgenossen der § 89 Entw. 

28) Hofd. vom 4. Sept. 1801 N. 535. Vgl. § 109 A.G.O. § 175 W.G.O.. 
Planck S. 421. Canstein S. 12 f. Note 37. 

38) Hofd. V. 4. Sept. 1801 N. 535 J.G.S. Hofd. v. 23. Aug. 1799 N.474.. 

30) Hofd. V. 5. März 1847 N. 1042 J.G.S. Vgl. Planck S. 151,425. 

31) § 7 W.V. § 2 W*S.Verf. § 5 Mand.Verf..v. 1855. 
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nicht rechtzeitig eingebracht haben, der Zahlungsbefehl 
zu einem unbedingten Erkenntnisse. Dasselbe gilt 
natürlich auch bezüglichnjer weiteren Ve rtheidigung 
und bezüglich des Rechtsmittelsta diums. Aus diesem 
Orunde * bedarf es aber hier auc h keiner ausdrück lichen 
Projsstatifiü der übrigen Streitgenossen, wenn einer 
derselben eine Verzichtshandtong vornimmt, da auch 
diese nur für den Handelnden allein wirkt. Dafür aber 
treffen auch jene uneigentlichen Streitgenossen, die 
nicht rechtzeitig handeln, die Contumacial wirkung^en . 
wenn auch einer oder mehrere Andere rechtzeitig han- 
deln soUten.^^) 

4. Der Richter darf nach österreichischem Rechte, ab- 
gesehen vom 13agatellvertaliren,^^) niemals, weder von Amts- 
'wegen" noch über Antrag mehrere besonders anhängig ge- 
machte Prozesse zu einem Verfahren vereinigen und dadurch 
ällenfialls ' eine Streitgenossenschaft begründen, und ebensowenig 
<iarf er in der Regel eine bestehende StreitgenossenschafTti-en- 
nen^ Nur dann, wenn in einer Klageschrift mehrere Klagen 
•cumtdirt sind und für die subjective Klagenhäufung 
kein gesetzlicher Grund vorhanden ist, hat er vor meritori- 
scher Erledigung der Klageschrift oder infolge der Rüge des Be- 
klagten die Trennung der unzulässiger Weise cumulirten Klagen 
anzuordnen, d. h. die betreffende Klageschrift zurückzuweisen 
nnd dem Kläger aufzutragen, binnen einer Frist (bis 3 Tagen) 
die Trennung der Klagen vorzunehmen und getrennte Klage- 
schriften einzubringen.^^) 

5. Die Exceptio plurium consortium, d. h. die Ein- 
rede des Beklagten, dass entweder auf ISeiteu des Klägers oder 
auf Seiten des Beklagten nothwendige Streitgenossen vor- 
handen sind, welche in der Klage nicht auftreten, und dasß 



^ Canstein S. 15 f, 

33) § 24 Bag.V. 

3*) § 248 A.G.O. § 325 W.G.O. Hofkzld. v. 4. Sept. 1801 N. 535 
2U Ende. Canstein S. 7. 

^) Hofd. V. 27. Sept. 1792 N. 53 lit. a. Hofkzld. y. 4. Sept 1801 
N. 535. § 248 A.G.O. § 325 W.G.O. 



^ 
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daher dieselben dem Streite beizuziehen sind, findet nach öster- 
reichischem Rechte nicht statt. Wenn daher auch blos einer 
der mehreren Berechtigten als Kläger, oder blos einer der 
mehreren Verpflichteten als Beklagter in der Klage auftritt, 
so kann der Beklagte doch nicht die Beiziehung der übrigen 
Mitberechtigten oder Mitverpflichteten (z. B. Correal-Gläubiger 
oder -Schuldner) begehren. ^^) 

IL Die Streitgehilfenachaft fVertretungsleistungV ^^^ 

* ?v-v Iwvv^N^ Unter dieser ist die Theilnahme einer Nebenpartei an dem 
^V£l /j» 'rr .^Prozesse und zwar auf Seiten jener Hauptpartei, an deren 
/^- Siege sie rechtlich interessirt ist, zu verstehen.^^) 

Wie früher bemerkt wurde, hat man bisher die Streit- 
gehilfenschaft mit der (Neben-) Intervention identificirt, obwol 
diese beiden Begriffe gänzlich verschieden sind. Ich nenne die^" 
Partei, auf deren Seite der Streitgehilfe am Prozesse theil- 
nimmt, die unterstützte Partei; bisher wurde sie als der Inter- 
vent bezeichnet.'»») V|Wu4^/tW^7 x'C ^< ' 
-^z ' d 

3«) §§ 65, 248 A.G.O. §§ 60, 325 V^.G.O. Vgl. Canstein S. 6 f., 10. 
Haimerl S. 9 Note 4u. S. 11. Fischer Hdb d. dilat. Einwendungen 
S. 150 ff. 

^') Die Streitgehilfenschaft als solche ist bisher neben der Streit- 
genossenschaft nicht als ein besonderes Prozessrechtsinstitut behandelt wor- 
den. Nur nebenbei wurde oft bemerkt, dass der Intervenient Streitgehilfe 
(vgl. Maxen in Linde's Ztschr. 21. Bd. S. 402, Fuchs Litisdenunc. S. 89,. 
Brauer im Arch. f. C.Pr. 24. Bd. S. 463), Beistand oder uneigentlicher 
Streitgenosse in diesem Sinne (vgl. oben Note 1) sei. Was aber unter dem 
Streitgehilfen zu verstehen sei und welches Rechtsverhältniss zwischen ihm 
und den übrigen Prozesssubjecten bestehe, ist nicht besonders untersucht 
worden. Im Allgemeinen kommen far den Streitgehilfen jene Sätze zur An- 
wendungj welche man für den upterstützenden Interyenienten aufgestellt hat. 
VgL diesfalls Hey ssler in Grünhuts Ztschr. S. 78 ff. Canstein S. 25 ff, 
Fischer Streitverkündigung. Schrutka Gerichtshalle N. 25 ff. ex 1879. 
Haimerl S. 14 ff. Schnitze ^ebenintervention 1879. Lang die Interven- 
tion 1825. Brauer im Arch. f. civ. Praxis 24. Bd. S. 423 ff. Maxen in 
Linde's Ztschr. 21. Bd. S. 365 ff., Fuchs Litisdenunciation 1865. Wetzeil 
S. 52ff. Renaud S. 113 ff. Endemann S. 273. 

^ Der Streitgehilfe kann schon in der Klage als Nebenpartei auf- 
treten und muss daher nicht immer Intervenient sein. Der Intervenient kann 
■•.'•...■■" " ' ' . . . 

aber auch Streitgenosse sein. Vgl. § 94 Entw. 

^^) Die Gerichtsordnungen nennen Sie -Vertretungswerber ; • da' jedoch 
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Die Streitgehiifenschaft ist der Streitgenossenschaft in 
vielen Beziehungen ähnlich. Der Hanptunterschied zwisehflp 
diesen beiden Prozessrechtsinstitnten ist der, dass derSt re itg e nosse 
Hanptpartei und als soiehe sdbststii^fej^stj^ jwähreEKi der 
Streitge>>» ^ flflftftPf^ffl ^^d als solche vom Willen der uoter-' 
stützten Partei gänzlich abhän^g ist. Aus dem ersten Grunde 
Ist der Kechtsstreit niemals für ihn besonders zu entschei 



und ist ihm daher im Urtheile weder ein Kecht zuzusprechen^ 
noch eine Verpflichtung aufzuerlegen (gegen ihn die Condem- 
nation auszusprechen), wenn er auch in dem Urtheile als Neben- 
partei zu nennen ist;*^) und aus dem zweiten Grunde ist der 
Streitgehilfe in den Prozess gar nicht zuzulassen, wenn die 
unterstützte Partei dies^rde^,^ und ebenso ist seine Prozess- 
handlung ohne alle Bedeutung', wenn die unterstützte Partei 
ihr widerspricht.*^) 

1 , Voraussetzunyr der Streitgehilfenschaft ist, dass der 
Streitgehilfe am Siege der unterstützten Partei ein rechtliches 
Interesse habe. Dieses hat er aber gesetzlich nur dann; wenn 
lör der "Tinterstützten Partei zur Vertre tung verpflichtet, und 
diese im Falle des Unterliegens berechtigt is£7" von ihm "^ (im 
Regress- oder Evictionsprozesse) Entschädigung zu fordern.*^) 
In allen anderen Fällen ist die Streitgehilfenschaft (insb. die 
sog. freiwillige Vertretunpfsleiatung'^ unyftsetz|^fih. und daher, 



die unterstützte Partei nifcht nothwendig um die Vertretung werben, d. h. 
den Streit verkündigen muss, so erscheint diese Bezeichnung, welche übrigens 
dann nicht mehr passt, wenn der Streitgehilfe bereits in den Prozess einge? 
treten ist, zu enge. 

^) Das Ürtheil kann nämlich nur auf denjenigen gestellt werden, wel- 
eh er eine actio hat und sie als Kläger oder Intenrenient geltend macht, oder 
gegen welchen der Kläger eine actio hat und sie direct oder indirect geltend 
macht (Letzteres, indem er z. B. die Personengesammtheit, Handelsgesellschaft, 
Erwerbs- oder Wirthschaftsgenossenschaft u. s* w., zu welcher der Intervenient 
gehört, klagt). 

^^) Can^tein S. 33. Maxen S. 402. Fuchs S. 89. . Brauer S; 
464. Yl^. dagegen Heys sl er S.. 115.. 

*') § 58 A.G.O. § 4? W.G.O.. Vgl. Fischer Streityerkundigung 
S. 26 ff. Haimerl S. 14 ff. Heyssler S. 80 ff. Canstein. & 32 ff. 
Vgl. § 92 Entw. ; ^ 
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wenn der Gegner der unterstützten Partei sich ihr widersetzt, 
vom Gerichte nicht zuzulassen.*^) 

2. Zweck der Streitgehilfenschaft ist, dass der Streit- 
gehilfe der unterstützten Partei z um Siege verhelfe und na- 
mentlich alle Rechtsbehelfe — insbesondere ümreden und Be- 
weise — , welche iüm oder^fgentlich durch ihn der unter- 



stützten Partei gegen den Gegner zustehen, für die Letztere 
geltend mache. Namentlich soll in dem Falle, als der Streit- 
gehilfe früher der Berechtigte war und seine Rechte (durch 
Verkauf, Cession und dergl.) auf die unterstützte Partei über- 
tragen hat, dem Gegner aus der Uebertragung dieser Rechte 
kein Vortheil erwachsen und daher dem Streitgehilfen die Ge- 
legenheit gegeben werden, alle Beweise (und namentlich auch 
die Parteieneide), welche er gegen den Gegner als Hauptpartei 
hätte geltend machen können, wenn er seine Rechte auf die 
gegenwärtige Hauptpartei nicht übertragen hätte, als Neben- 
partei geltend zu machen.**) 

Da der Zweck der Streitgehilfenschaft ist, der unterstützten 
Partei* zum Siege zu verhelfen, so kann der Streitgehilfe nur 
solche Prozesshandlungen mit Wirkung vornehmen, welche den 
fc?ieg der unterstützten Partei fördern können, und auch diese 



nur insofern, als die unterstützte Partei gegen dieselben (natür- 
lich unter der Gefahr des Nachtheiles des § 931 a. b. G.B.) 
nicht Widerspruch erhebt. Prozesshandlungen, welche der unter- 
'^ s!utzten"Tärtei^ ^Kachtheil bringen können, und daher nament- 
lich Verzichtshaudlungen kann der Streitgehilfe nicht mit Wir- 
kung vornehmen.*^) ~^^.~^'- 

^ 37 Die Wirkung der Streitgehilfenschaft ist, dass der 



*^ Gegen den Miss brauch, der sich in der Praxis der österr. Gerichte 
ausbildete, indem man auch Personen, die gar kein rechtliches Interesse an dem 
Ausgange eines Prozesses haben, den Eintritt in den Prozess als sog. frei- 
willige Vertretungsleister gestattet, istHaimerl schon in der Wagner'schen 
Ztschr. V. J. 1835 1. Bd. S. 205 aufgetreten, leider aber yergebens. Vgl. 
diesfalls auch Haimerl Parteien S. 15. Heyssl er S. 80. Canstein 
S. 26. Vgl. aber auch Nippel Erl. I, S. 184. 

**) § 931 A.B.GB. Vgl. Canstein S. 32, Fuchs S. 31 ff. 

*^) Canstein S. 33. 
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Streitgehilfe — insofern die unterstützte Partei nicht wider- 
spricht — überall neben der unterstützten Partei förderliche 
Prozesshandlungen, und weiter als gesetzlich präsumtirter Be- 

voUmächtigter derselben, a n stat t ihrer Prozesshandlungen 

überhaupt vornehmen, und daher auch durch seine rechtzeitigen 
Prozesshandlungen von ihr die Contuniacialwkungen abwen- 
■d en k ann, üeberdies kann er auch statt der unterstützten 
Partei einen Parteieneid schwören.*^) 

Damit aber dem Streitgehilfen Gelegenheit gegeben werde, 
rechtzeitig neben oder anstatt der unterstützten Partei zu han- 
deln, muss er von allen Ladungen, Fristbestimmungen, ge- 
richtlichen Verfügungen und Entscheidungen yerständifi^ werden , 
— - nicht auch geladen , weil er ja der Ladung keine Folge 
leisten muss, und auch nicht der Contumacia angeklagt oder 
in contumacia condemnirt werden kann.*^) 

B. Die Prozessvertreter der Parteien. 

1. Zulässigkeit, Nothwendigkeit und Arten derselben. 

§ 37. 
Im Allgemeinen steht es den Parteien frei, sich vor 
Oericht selbst zu vertreten^) oder von einer dritten Person 
^^eftreten zu. lassen. Nach beiden Richtungea bestehen aber 
Ausnahme n. Einerseits müssen sich die Parteien in ge- 
wissen Fällen eiftweder überhaupt durch einen Prozessvertreter 
oder durch bestimmte Personen (Advocaten) ^) vertreten lassen 
(Anwalts- oder Advocatenzwang) , während andererseits die 
Parteien in gewissen Fällen persönlich vor Gericht erscheinen 
müssen. Zudem kommt, dass als Prozessvertreter — abge- 



^ Canstein S. 34. Vgl. § 94 Entw. 

*^ Canstein S. 34. 

^) D. h. in Person, oder sofern sie nicht oder nicht vollständig pro- 
zessföhig sind, durcli üire gesetzlichen Vertreter bezw. mit denselben. Vgl. 
§ 99 Entw. 

^) Der Staat durch seinen Advocaten, nämlich durch di*e Finanzprocu- 
ratur. Vgl. § 100 Entw. 
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sehen vom Bagatellverfahren , wo die Ehegattin nnd auch 
Minderjährige als solche fungiren können^) — nur eigen- 
berechtigte Männer, und diese in derRegel nur dann auf- 
treten können, wenn sie sich mit der Prozessvertretung nicht 
gewerbemässig besehaftigfifl.^} Nur den Advocaten und 
— sofern kein Anwaltszwang besteht — den öffentlichen 
Agenten steht der berufs- und bezw. gewerbemässige Betrieb 
der Prozess Vertretung frei, üeberdies können nur Notare und 
in Vertretung der Advocaten die Advocaturscaadidaten, 
sofern kein Anwaltszwang besteht, die Prpzessvertretung häu- 
figer übernehmen. 

I. Zum persönliche n Er scheinen vor Gericht sind die 
Parteien in folgenden i^'äilen j^erp f 1 i c h t e t : 

1. Zur Leistung des Parteieneides und bezw. im Baga- 
tellverfahren zur AbiegungT[es Zeagnisses in eigener 
Sac^. Ein directer Zwang zum Erscheinen findet in 
diesen Fielen nicht statt.^) 

2. InEjj^^streiti^jeitep, wo sogar „schickliche "Zwangs- 
inäBsregeln zur Erwirkung des persönlichen Erscheinens 
angewendet werden können;^) zu den Versöhnungsver- 
suchen müssen aber die Parteien nicht noth wendig er- 
scheinen, wenn dieselben auch vom Gerichte ausgehen 
sollen.'^) , , 

3. Im Summarverfahren, wo die Parteien gesetzlich nur 
dann berechtigt sind, sich durch Dritte vor Gericht 
vertreten zu lassen, wenn sie durch wichtige Gründe 
verhindert sind, persönlich vor Gerieht zu erscheinen.®) 
In der Praxis werden jedoch Prözessvertreter auch ohne 



3) § 9 ygi. auch § 10 Bag.Verf. 

*) § 9 Sum. Verf. 

5) § 233 A.G.O., § 297 W.G.O., §§.59, 62 ßag, Verf. — Das Schwo- 
ren eines Vertreters „in die Seele" des Vertretenen ißt unbedingt ausge- 
schlossen, y ■■■ . . • . 
/' .^ §1 2: u. 6 Ehestr. Verf. . : : : 

') §§ 104, 107, 132 A.B.GB.; Ges. v. 31. Dez. 1868 N..3 R.G.B1> 
«X 186a§§.l, 2. 

») § 9 Summ. Verf. Vgl. § 101 Entw. . ' t . . .i 
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Bescheinigung des Hindernisses des persönlichen Er- 
scheinens der Partei zugelassen. 
4. TJeberhaupt in allen Fällen, in dene n das G e r i c h j ;. das 

persönliche Erscheinen vor Geric ht anorj njgj;.^) 
IL Einen Pr ozessvertreter mnss die Partei in folgen- 
de n Fällen betellen. und zw ar: .. 

1. Ueberhanpt einen Prozessvertreter, wenn dies 
4.as Gericht d eshalb anordnet, weil die Partei zu einer 
verständlichen' ÄeusSißrang'^uber ihren Rechtssteit nicht 
fähig ist, oder weil sie sich vor Gericht unanständig 
betragen hat, oder weil sie das Gericht mit tiauth williger 
Erneuerung bereits verworfener Klagen oder Gesuche 
behelligt. ^^) Auch soll jede Partei, die nicht äin Gerichts- 
orte wohnhaft ist, einen Zustellungsbevotlmächtigten 
bestellen, widrigens sie die Zustellurigskosten ohne 
Anspruch auf Rückersatz derselben tragen müsste. 
(Vgl. oben S; 429 f. § 33 V, 2.) 

2. Einen Advocaten hat die Partei als Prozessvertreter 
in jenen Fällen zu bestellen, flir welche der Anwalts- 
z w an g^O besteht. X. 

Das Heseiz nöthigt die Parteien theils im öffentlichen 
Interesse der Erhältung des ordentlichen, gesetzmässigen Ganges 
des Prozesses, theils im Interesse der Parteien, um diese vor 
Rechtsnachtheilen aus der ünkeuntüiss der Prozessvorschriften 
zu sdiützen, in einer Reihe von Fällen, sich der Advocaten als 
rechtsgelehrter Prozessyertreter zu bedienen.*^ Der Anwalts- 



^ §§ 186, 192 GKInstr. ' 

^^ § 8 «um. Verf., § 22 Bag. Vrf^ § 192 G. Instr. 

^) Vgl. Aber .den Anwaltszwang ?oben S. 23 Note 31^ vgl. weiter Can* 
stein Itatien. Grandlagen des O.P. S. 287 ff. u. die dort citirte Literatur; 
insb. Endemann Arch. f. eit. Prax. 49 Bd. S« 89 ff., Nissen KHt* Vjschr. 
-8 Bd. S. 2ff., welche gegen den Anwaltszwang auftreten ^ und für denselben 
Sllberschlag im Arch. t <if, Pr: 50. Bd. S. 828^ ff., Osterloh die Reform 
derCrP.Gesetzg. »S. 17 und die Gutachten in -den Yerbändlüioge)! des 2» 
Juristentages 1. Bd. S. 18, 61, 2. Bd< S. >549 ff. Vgl: aw^ P>ao'hta uh Arch. 
f. civ. Pr. 17. Bd. S. 397, Sitt'ermaieir das,' 27..Bä..S. 298'ff.; Peuer- 
bach Oeffentl. Ui Mundl. S. 371ff; . ' .-.•:.-:: 

. JS) Froher war -der Anwakszwasg wesentlich ein^indiret;ter Zwange 
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zwaog bezieht sich übrigens auch auf den Staat (Fiscus) und auf 
die von der Finanzprocuratijr zu vertretenden Fonde, indem, 
soweit er reicht, die Finanzprocuratur als ihr Vertreter zu fun- 
giren hat. Er ist entweder ein absoluter Zwang, wenn die 
Parteien gesetzlich gezwungen sin*, üön ganzen Prozess unbe- 
dingt durch Advocaten führen zu lassen, oder ein ^yglativer 
Anwaltszwang, wenn blos auf schriftlichen Eingaben die 
Advocatenfertigung nöthig, sonst aber den Parteien gestattet 
ist, bei Terminen persönlich zu verhandeln, wobei sie jedoch 
verpflichtet sind, im Falle als sie nicht persönlich verhandeln 
wollen oder können, sich durch Advocaten vertreten zu lassen. 
Von dem Anwaltszwange befreit sind in ihren eigenen 
Eechtssachen, sofern sie sich selbst vertreten: die in keine Ad- 
vocatenliste eingetragenen und die abgesetzten Advocaten, ^3) 
die Richter in dem Oberlandesgerichtssprengel ihres Wohn- 
sitzes^*) und die für das Richteramt Geprüften,^^) denen, 
da die Advocaten- und die (vor der Wirksamkeit der Vdg. 
V. 23. Nov. 1855 Nr. 202 abgelegte) Fiscalprüfung die 
Richteramtsprüfung vertritt,^^) jene gleichstehen, die diese Prü- 
fungen mit Erfolg bestanden haben. 



indem der Prozessformalismus die Parteien zwang, sich Rechtskundiger oder 
doch solcher Personen zu bedienen, welche den Formalismus des Prozesses 
aus der Praxis genau kannten. So war es in Rom (vgl. Bethmann- 
Hollweg Rom. C. P. §§ 33, 100, 143, Keller Rom. C. P. §§ 52 ff., 
55, Puchta Institutionen § 155 ff., Zimmern Rom. C.P. §§ 155 ff., 
165); so im germanischen Prozesse (vergl. Maurer Gesch. d. altg. 
G.Verf. § 95, Sohm Altd. G.Verf. S. 566, Brunner Entstehung der 
Schwurgerichte S. 43, Siegel Gesch. d. d. G.Verf. S. 115, Planck Be- 
weisurtheil S. 28 f.); so im gem. d. Prozesse (vgl. W.etzell S. 78f., Re- 
naud S. 163 f., Endemann S. 308, Bayer S, 328, Schmid S. 245 ff.), 
so auch in den österr. Territorien, in denen der Prozess schriftlich war^ wo 
sich schon frühzeitig der directe Anwaltszwang entwickelte, vgl. oben S. 23 
Note 31. In Tirol wurde der Anwaltszwang erst 1573 (IL Titel 12), ia 
Böhmen zuerst durch die Novellen v. J. 1640 eingeführt. Bezüglich Oester- 
reichs vgl. Suttinger Obs. XX. § 5 und die Ldtafel Oest. u. d. E. Tit. 10. 

13) Jhfd. V. 22. Jan. 1845 N. 862. 

»*) J.M.ErL V. 24. Dez. 1855 N. 3 R.G.B1. 

15) Hofd. V. 29. Jan. 1813 N. 1028, J.G.S. §389 A.G.O. §510 W.G.O. 

1«) § 4 der k. Vdg. v. 11. Oct. 1854 N. 264 R.aBl. § 37 Adv.O. 
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Der Anwaltszwang besteht besonders vor Celle gial- 
jißxichten, indem für den schr iftlichen Prozess der ab- 
^ölöiglO ^^d für den Wechselprozess der Matire- Anwalts- 
zwang mit der einzigen Ausnähme gilf;"" dayy Eiuweilffiingeu 
gegen den Zahlungs- und Sicherstellungsbefehl der Advocaten- 
fertigung nicht bedürfen, wenn sie von einer ausserhalb des 
Gerichtsortes wohnenden Partei eingesendet werden.^^^^) Vor 
Einzelgerichten (wo der schriftliche Prozess Mos ausnahms- 
weise zur Anwendung konmit) besteht der Anwaltszwang nur 
theilweise und nur als relativer Zwang, indem hier der münd- 
liche, der Summar- und der Bagatellprozess die Regel bildet. 
Im mündliche n Prozesse gilt der relative Anwaltszwang mit 
der Modification, dass abgesehen von den Appellations- und 
Revisionsschriften, welche unbedingt der Advocaten- 
f ertig ung bedürfen,^®) die schriftlichen Eingaben der Parteien 
nur dann mit der Advocatenfertigung versehen, und die Par- 
teien bei den Terminen nur dann durch Advocaten vertreten 
sein müssen, wenn sich am Gerichtsorte wenigstens zwei Ad_- 
vocaten (für jede Partei einer) befinden.^^) Im Summar- 
verfahren (abgesehen von dem früher erwähnten, bei CoUegial- 
gerichten vorkommenden Wechselverfahren) können sich die 
Parteien bei Terminen auch durch Nichtadvocaten vertreten 
lassen, und bedürfen Klagen überhaupt nicht, und sonstige 
schriftliche Eingaben mit Ausnahme der Appellations- und Re- 
visionsschrift, wenn sie von der Partei selbst verfasst sind. 



Nach dem Entw. § 100 kann, soweit Anwaltszwang besteht, nur ein Adyocat 
sich selbst vertreten. 

1^ § 14 A.G.O., § 15 W.G.O. Hofd. v. 6. Dez. 1782 N. 105 lit. c, 
und V. 30. März 1842 N. 603 J.G.S. u. J.M.V. v. 24. Dez. 1860 N. 276 
R.G.BI. Vgl. § 100 Entw. 

^^ M. Vdg. V. 5. Juli 1859 N. 122 R.G.B1. — § 12 Wechs.V. welcher 
die §§ 8 u. 9 Sum. Verf. ausschliesst. § 7 W. Sicherst. Verf.. 

^^ In Ehestreitigkeiten besteht kein Anwaltszwang, § 2 Eheverf. Auch 
die Anmeldungen der Ansprüche im Concurse bedürfen keiner Advocaten- 
fertigung § 108 Conc. 0. 

») Hofd. V. 1. Febr. 1836 N. 120 J.G.S. 

«0 M.Vdg. V. 5. Juli 1859 N. 22 R.G.B. § 14 A.G.O. § 15 W.G.O. 
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keiner Advocatenfertigung ; *^) die Appellations- und Revisions- 
schrift, sowie die nicht von der Partei selbst oder von ihrem 
befugten und ausgewiesenen Vertreter verfassten Eingaben (mit 
Ausnahme der Klage) bedürfen der Advocatenfertigung jedoch 
nur dann, wenn am Gerichtssitze wenigstens zwei Advocaten 
sich befinden.2^) In Besitzstreitigkeiten bedarf der Recurs gegen 
das Enderkenntniss aber keiner Advocatenfertigung.^*) Im 
Bagatellverfahren bedürfen blos die Nichtigkeitsbeschwerde 
nndj ier Re^ jug^ aber diese jigfeedingt, der Advocatenfertigung 2^) 
und ist die Vertretung bei Terminen auch durch Nichtadvo- 
caten zulässig. 

Allgemein gilt weiter der Grundsatz, dass Eingaben im 
Executi.onsver fahren stets mit der Advocatenfertigung ver- 
sehen sein müssen, wenn im Erkenntnissstadium ein Advocat 
«ingeschritten ist.^^) 

Bemerkt wird noch, dass Klagen auf üngiltigerklärung 
eines Börsenschiedsspruches,^^) die Parteigesuche an das Reichs- 
gericht, namentlich bei verneinenden Competenz-Conflicten, und 
wegen Verletzung politischer Rechte,^^) sowie die Beschwerde 
an den Verwaltungsgerichtshof ^^) der Advocatenfertigung un- 
bedingt bedürfen. 

III. Die möglichen Prozessvertreter der Parteien 
sind: 

A. Soweit Anwaltszwang besteht: 

1. Die Advocaten. 

Nach römischem und gemeinem deutschen Rechte sind die 
Procuratoren, als nicht nothwendig rechtsgelehrte Vertreter 
der Parteien von den Advocaten, welche rechtsgelehrte Rechts- 
Jbeistände der Parteien sind, wesentlich verschieden.^^) Ebenso 

22) § 10 Sum. Verf.' 

^ J.M.ErL V. 18. April 1849 N. 1249. 

3-») Jud.Buch N. 62. ' 

25) §§'9^ 12:Bag.Verf.' ^ 

26) Hofd. V. 30. März 1842 N. 603 J.G.S. 
^) § 6 Börsen-Ges. 

28) §§ 14, 17 Ges. V. 18. April 1869 N. 44 R.G.Bl. 
2») § 18 Ges. V. 22. Oct. 1875 N. 36 R.aBl. 
, . ^) VgL.Bethinann-Hollweg Born. C.P. §§ 33, lOQ, 1.43,: Keller 
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unterschied man im germanischen Prozesse ^i) und in dem 
Prozesse der österreichischen Territorien Gewalthaber oder 
^Vormünder" (Procuratoren) und Fürsprecher (Advocaten).^^) 
Aehnlich bestehen in Frankreich, England und Nordamerika neben 
den Anwälten (avoues, solicitors, attomeys), welche mehr als 
(unbesoldete) Gerichtsbeamte erscheinen und die mündliche 
Verhandlung schriftlich vorzubereiten sowie die Anträge in der 
mündlichen Vörhandlung zu stellen haben, die Advocaten 
(avocats, barristers, counsels), denen die Rechtsausführungen, 
das Plaidoyer in der mündlichen Verhandlung, die Abfassung 
von Denkschriften und die Ertheilung von Consultationen als 
Aufgabe zufällt. Die Letzteren sind unabhängig, haben gewisse 
Vorrechte, gehören in England dem gelehrten Stande an, und 
geniessen allgemein ein bedeutend höheres Ansehen als die 
Anwälte.33) 

In Oesterreich giebt es nur Advocaten, welche zugleich 
als Procuratoren der Parteien fungiren. Während sie früher 
von der Regierung in einer für die einzelnen Gerichte sistemi- 



Röm. C.P. §§52 ff., 55, Puchta Instit. § 155, Zimmern Rom. C.P. 
§§ 155 ff., 165. 

31) Maurer Gesch. des altg. Ger. Verf. §§ 13, 60, 94, Planck das d. 
G.Verf. im Mittelalter 1878 LS. 185 ff., 194 ff., Rive Gesch. der d. Vor- 
mundschaft 1862 — 1874, Nietsche de prolocutoribus 1831, Homeyer 
Richtsteig Landrechts 1857 S. 420 ff., Siegel Erholung und Wandelung 
S. 6ff. 

32) Vgl. G. Odg. Oest. unt. d. E. v. J. 1540 u. v. J. 1557 fol. VII. 
Tirol. L.O. V. J. 1532 u. 1574 II. Buch Titel 12 ff, u. 46. Böhm. L.O. v. 
J. 1565 V. Iff. Steier. L.R.Ref. v. 1533 Art. 15, 27 u. v. 1622 Art. 10 u. 
12. Die G.Ordg. Oest ob d. E. v. 1535 u. 1627 spricht blos von Procu- 
fstorao^ etaisD <fift Wlüu&Iaw^ehe L.O. JSSbaosm t. J. I5Q0 §^ ^ 79. >- 
In der Böhm. L.O. v. 1627 B. XLVIIIff. u. LVffl werden henäts M'^ Ad- 
vocaten den Procuratoren gleichgestellt Ebenso in Sut tinger 's Obs. 20 f 
u. Finsterwalde's. Obs. 22. Während die Advocaten schon nach . der 
G.O. Oest.. unt d. E. v. J. 1557 (fol. 12) Doctoren der Rechte sein müssen, 
ist dies in Böhmen nach der L.O. v. 1565 V. VI. u.- 1627 B. XLVIIIff 
nicht nöthig. Die Steier. L.R.R. t. 1622 Tit.- 10 bestimmt, dass 5 rechts- 
gelehrte Procuratoren bestdlt werden sollen. 

33) Ygi^ Canstein RatGrdL des C.P. S.-238f. -Note I "ul die dort 
citirte Litwatar. 
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sirten Anzahl ernannt wurden und unter der ControUe und 
Disciplinargewalt der (insbesondere Oberlandes-) Gerichte stan- 
den, 3*) ist; mit dem Gesetze vom 6. Juli 1868, No. 69 K.-G.-Bl, 
dieFreiheit der Advocatur ausgesprochen wofden.^^) Auf Grund 
dieses Gesetzes kann Jedermann, ohne Ernennung, sofern er 
nur den gesetzlichen Erfordernissen entspricht, Advocat werden, 
und steht dem Advocatenstande die selbstständige Verwaltung 
und Vertretung seiner Interessen sowie die Handhabung der 
Disciplinargewalt über die Advocaten und Advocaturs-Candi- 
daten zu. 

Unter Advocatur ist nach österreichischem Rechte zu 
verstehen: das Recht zur berufsmässigen Parteienvertretung 
und Rechtsbeistandschaft in und ausser Gericht und vor allen 
Behörden, in allen öffentlichen und Privatangelegenheiten, gegen 
Anspruch auf ein Honorar. ^^) 

a) Die Erfordernisse zur Ausübung der Advocatur sind : 
männliches Geschlecht, Eigenberechtigung, Heimathsrecht in 
einer Gemeinde Oesterreichs , Genuss der bürgerlichen Ehre, 
und bezw. im Falle strafgerichtlicher oder disziplinarer Ver- 
urtheilung, Wiedererlangung der Fähigkeit zur Advocatur ;^'^) 
femer die mit Erfolg bestandene Advocatenprüfung, (welche nur 
die vor Wirksamkeit der Verord. vom 23. November 1855 N. 202 
abgelegte Fiskalprüfung ersetzt), eine siebenjährige practische 



^) Vgl. diesfalls insbes. Haimerl die Parteien S. 64 ff. u. die prov. 
Adv.Ordg. v. 15. Aug. 1849 N. 364 R.G.B1. 

35) YvLv die Ereigebung der Advocatur haben sich die gewichtigsten 
Stimmen ausgesprochen. Gneist freie Advocatur 1867, Hinschius in 
Behrend's Ztschr. 1. Bd. S. 613 ff., Jaques die freie Advocatur 1868. Ger. 
Ztg. 1868 N. 13, Brix Organisation der Advocatur 1869, Beschorner 
Arch. f. c. Prax. 31. Bd. S. 474 ff. u. 44. Bd. S. 391 ff., Hinrichs das. 
51. Bd. S. 353 ff. Vgl. auch Mittermaier im Arch. f. c. Prax. 11. Bd. 
S. 327 ff., 38. Bd. S. 432 ff., Puchta das. 17. Bd. S. 397 ff., Beschorner 
das. 31. Bd. S. 474 ff., Ger au das. 32. Bd. S. 432 ff. u. in Linde's Ztschr. 
N.F. 5. Bd. S. 253 ff., 297 ff., ümfrid Arch. f. c. Prax. 54. Bd. S. 325 ff. 

36) §§ 8, 16, 17 Adv.Ordg. § 1163 A.B.G.B. 

3^ Vgl. diesfalls JuristBl. 1873 S. 413 f., 453 f., sowie 1874 S. 37ff., 
1877 S. 155, 181, 193. — S. femer G. v. 15. Nov. 1867 N. 131, §§ 20, 
34, 14, 15 Diso. Ges. der Adv. v. 1. April 1872 N. 40 R.G.B1. — Jurist. BL 
1877 S. 527 ff. 
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Verwendung (bei österreichischen Advocaten, bei der Finanz- 
procuratur und theilweise bei österreichischen Gerichten), wo- 
von jedoch mindestens ein Jahr bei Gericht, und nach erlangtem 
Doctorate 3 Jahre bei einem Advocaten oder bei der Finanz- 
procuratur zugebracht werden müssen ; die Leistung des Advo- 
cateneides imd die Eintragung in eine Advocatenliste. Bei 
österreichischen Notaren, welche sich mit der Advocatenprüfnng 
ausweisen können, genügt überhaupt eine 7jährige Rechtspraxis. 
Die 5jährige Verwendung als stimmführender Rath eines Ge- 
richtshofes ersetzt das Doctorat, die Praxis und die Advocaten- 
prüfnng, sofern der Betreffende nicht entlassen oder unfrei- 
willig in den Ruhestand versetzt wurde.^) Mit der Ausübung 
der Advocatur unvereinbar ist der Betrieb von Beschäftigungen, 
welche dem Ansehen des Advocatenstandes zuwiderlaufen, ferner 
die Führung eines besoldeten Staatsamtes mit Ausnahme des Lehr- 
amtes und die Ausübung des Notariates.^) Doch können Notare, 
welche bei Eintritt der Wirksamkeit der Notariats-Ordnung (am 
1. November 1871) auch in einer Advocatenliste eingetragen 
waren, solange als sie ihren Amtssitz nicht ändern, die Advo- 
catur weiter ausüben.*^) 

b) Was die Organisation der Advocatur anbelangt, so 
wird hervorgehoben, dass, trotzdem dem Justiz-Ministerium die 
oberste Aufsicht*^) und dem obersten Gerichtshöfe,*^ den 
Ober -Staatsanwälten*^) und den Ober-Landesgeriehten**) eine 
gewisse Ingerenz zusteht, indem namentlich der oberste Gerichts- 
hof die Disciplinarberufungsinstanz bildet, die Advocatur 
doch vom Einflüsse der Regierung und der Gerichte 
befreit ist,*^) und die innere Verwaltung, sowie die äussere 



§§ 1—7, 30, 37, 38 Adv.O. 
3») 8 20 Adv.Ordg. 

*0) Art. IV. u. § 7 Not.Ordg. v. 1871, wodurch § 40 Adv.Ordg. auf- 
gehoben wurde. 

") §§ 1, 6, 45 Adv.DiscG. § 22 Adv.O. 

*^ § 46 Adv.DiscG. 

*a) § 47 N. 3 Adv.DiscG. 

*^) §§ 16, 30 Adv.Ordg. 

**) 8 33 Adv.Ordg. 

Y. Caostein, Oesterreichisches Civilprozessrecht. 31 
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« 

Vertretung des Advocatenstandes der einzelnen Advocaten- 
sprengel den Advocaten-Kammern und deren Ausschüssen 
zusteht, wähend die Disciplinargewalt über die Advocaten und 
Advocäturscandidaten (in erster Instanz) von dem aus lauter Ad- 
Yocaten zusammengesetzten Disciplinarrath auf Antrag eines 
Advocatenanwaltes ausgeübt wird.*^) Dem Ausschusse der 
Advocatenkammer steht u. A. auch das Recht zu, für ver- 
hinderte bezw. verstorbene Advocaten, sofern diese keinen 
Stellvertreter bestellt haben, einen solchen zu bestimmen, unent- 
geltliche Armen Vertreter zu bewilligen, über Ansuchen die 
gütliche Beilegung des Streites über das Honorar der Advocaten 
zu versuchen, sowie über die Angemessenheit des Honorars 
dem Gerichte Gutachten zu erstatten. ^'^) 

c) Die Advocaten haben vermöge ihrer Stellung einer- 
seits gewisse öffentliche Rechte und andererseits gewisse Berufs- 
pflichten. 

a.a) Als öffentliche Rechte der Advocaten erscheinen, 
abgesehen von der Freiheit der Advocatur und den hierdurch 
gewährten Rechten des Advocatenstandes überhaupt, von denen 
im Vorhergehenden die Rede war: 

d) Das Recht der Freizügigkeit oder der freien Wahl und 

Aenderung des Wohnsitzes.*^) 
ß) Das Recht, auch ohne Verlegung des Wohnsitzes die 
Advocatur in ganz Oesterreich (nicht in Ungarn) aus- 
zuüben, so dass also die frühere Localisirung der Ad- 
vocatur aufgehört hat.*^) 
•f) Das Recht, sich beliebig auf beliebige Zeit ohne be- 
. sondere ürlaubsbewilligung von seinem Wohnorte zu 
entfernen.^) 
S) Das Recht, sich durch andere Advocaten, und soweit 
kein Advocatenzwang besteht, durch seine zur Sub- 



^) §§ 22-33 Adv.Ordg. §§ 5 ff. Adv.Disc.G. 
*^) § 28 Adv.Ordg. 
*«) S 21 Adv.Ordg. 
*9) § 8 Adv.Ordg. 
50) § 14 Adv.Ordg. 
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stitution berechtigten Concipienten (unter seiner Verant- 
wortung) vertreten zu lassen. Von einer dauernden Sub- 
stituirung eines Advocaten ist (ausser dem A. Kammer- 
ausschuss) dem Oberlandesgerichte, zur Verständigung 
der unterstehenden Gerichte, die Anzeige zu machen.^^) 

s) Das Recht, ohne Angabe von Gründen eine Parteien- 
vertretung abzulehnen ; nur wenn einem Advocaten von 
dem Ausschusse der Advocatenkammer in einer dem 
• Advocatenzwange unterliegenden Streitsache, sei es 
eine Armenvertretung oder die Vertretung einer zahlungs- 
fähigen Partei, deren Vertretung kein Advocat frei- 
willig übernimmt, aufgetragen wird, ist derselbe (im 
letzteren Falle gegen Sicherstellung der Vertretungs- 
gebühren) verpflichtet, die Vertretung anzunehmen. ^^) 

C) Das Recht, Alles was er nach dem Gesetze zur Ver- 
tretung seiner Partei für dienlich erachtet, unumwunden 
vorzubringen und ihre Angriffs- und Vertheidigungs- 
mittel in jeder Weise zu gebrauchen, welche seiner 
Vollmacht, seinem Gewissen und den Gesetzen nicht 
widerstreitet. ^ 

b.b) Als öffentliche Berufspflichten des Advocaten er- 
scheinen : 

d) Die unverbrüchliche Beobachtung der Staatsgrundgesetze, 
sowie aller anderen gesetzlichen Bestimmungen, welche 
er in seinem Eide verspricht.^) 

ß) Die Pflicht, blos Eine Partei, und zwar gewissenhaft 
und eifrig zu vertreten, und sich auch von der Ertheilung 
eines blossen Rathes an die Gegenpartei, sowie von 
der Vertretung einer Partei dann zu enthalten, wenn 
er die Gegenpartei in derselben oder in einer damit 
zusammenhängenden Sache vertreten hat, oder früher 



") §§ 14, 15 Adv.Ordg. 
^») §§ 10, 16 Adv.Ordg. 
53) § Ö Adv. Ör4g. . . . - 
**) S 5 Adv.Ordg. 

31 
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als Richter oder Staatsanwalt in einer solchen Sachen 
thätig war.^) 
Y) Die Pflicht, sich von der gänzlichen oder theilweisen 
Ansichlösung einer ihm anvertrauten Sache zu ent- 
halten.^^) 
3) Die Pflicht zur Verschwiegenheit über die ihm anver- 
trauten Angelegenheiten. ^^) 
e) Die Pflicht, die ihm vom Ausschusse der Advocaten- 
kammer zugewiesenen Vertretungen zu übernehmen,, 
wobei ihm jedoch als Armenvertreter das Recht auf 
das Honorar nicht entzogen ist, sofern die arme Partei 
aus der Vertretxmg zu Zahlungsmitteln gelangt.^) 
Die Pflicht, die Ehre und Würde sowie das Ansehen 
des Advocatenstandes zu wahren, sich der Redlichkeit, 
und Ehrenhaftigkeit zu befleissigen und sich solcher 
Beschäftigungen zu enthalten, welche dem Ansehen des- 
Advocatenstandes zuwiderlaufen.^^) Hierher gehört 
insbesondere die Beisetzung von Unterschriften auf die 
von Winkelschreibem verfassten Schriften.^) 
2) Die Finanzprocuratur.^i) Diese ist der Advocat 
des Staates als Vermögenssubjectes (Fiscus) und der dem 
Staats vermögen gleich geachteten Fonds. Sie ist Vertreter der- 
selben vor und ausser Gericht ^^^ und Rechtsbeistand der Staats- 
behörden überhaupt. Falls sie jedoch im Prozesse beide Parteien 
zu vertreten berufen wäre, darf sie keine derselben vertreten, 
sondern muss die Bestellung anderer Vertreter (Advocaten) 
durch die betreflFenden Administrativbehörden veranlassen.. 



") SS 9, 10 AdY.Ordg. S 102 lit d. Strafg. § 421 A.G.O. § 555 
W. G. 0. 

*«) § 16 Adv.Ordg. 

s') 8 9 AdY.Ordg. 

^ SS 10, 16 Adv.Ordg. 

^ SS 10, 20 lit. c. Adv.Ordg. 

») Miii.Vdg. V. 8. Juni 1837 N. 114 R.G.B1. 

") Vgl. Haimerl S. 25 ff., Beidtel S. 66 f. 

*^ Prov. Instruction der Finanzprocuratur v. 16. Febr. 1855 N. 34- 
R.G.B1. 
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In den Landes - Hauptstädten bestehen zur Vertretung 
des Staates meist k. k. Finanz-Procuraturen und in Krakau 
und Troppau k. k. Finanz-Procuraturs-Exposituren, d. h, selbst- 
«tändige Abtheilungen der Finanzprocuraturen In Lemberg und 
Brunn. Es sind also die Finanzprocuraturen und ihre (Concepts-) 
Beamten, obwohl sie, was die Vertretung und Rechtsbeistand- 
.schaft anbelangt, den Advocaten gleichstehen, Staatsbehör- 
de n, bezw. Staatsbeamte, welche daher nicht die Organisation 
und die öffentlich-rechtliche Stellung der Advocaten, sondern 
die Verfassung und die Rechte der Staatsbehörden bezw. jener 
Staatsbeamten haben, die nicht Richter sind.*') Die Concepts- 
beamten der Finanzprocuraturen haben die Advocatenprüfung unter 
den für Advocaten bestehenden Bedingungen abzulegen.^*) Die 
Vertretung von Privatparteien ist ihnen strenge verboten.**) 

Ausser dem Staatsvermögen sind es folgende Fonds und 
Personen, welche die Finanzprocuratur zu vertreten hat:**) 

a) Alle Fonds, welche von den Staatsbehörden unmittel- 
bar verwaltet, oder, sofern dies nicht der Fall ist, 
aus dem Staatsvermögen dotirt werden. 

b) Die unmittelbar von den 1. f. Behörden verwalteten 
Stiftungen. Die übrigen Stiftungen nur insofern, 
als es sich um ihre erste Gonstitnirung und um Ein- 
bringung des gestifteten Vermögens zum Behufe der 
Conötituirung der Stiftung handelt, 

c) Das Kirchenvermögen und das Vermögen geist- 
licher Benefizien, insofeme es sich um die ursprüng- 
liche Bestiftung oder um die Integrität des Stamm- 
vermögens handelt, oder dieses Vermögen von 1. f. 
Behörden verwaltet wird. 

d) Die staatlichen Schulbehörden (Orts-, Bezirks- und 
Landesschulräthe) und die von diesen verwalteten 



*^ Vgl. die cit. Instr. d. Finanz-Proc. 

**) F.M.V. V. 26. Oct. 1872 N. 183 R.G. Bl. M.Vdg. v. 1871 N. lOS 
R.G.B1. 

«*) I 14 der Instr. d. F.P. 

**) S 2 der Instr. d. F.P. 
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« 

Volksschulfonds, einschliesslich der VolksschuUehrer- 
Pensionsfonds.^^) 
e) Die ehemaligen ünterthanen in Galizien gegen 

ihre vormaligen Grundherrn.^®) 
B. Soweit kein Anwaltszwang besteht, können fol-^ 
gende Personen als Prozessvertreter auftreten: 

1. Die Notare.^^) Diese sind zwar wesentlich staatlich 
bestellte (unbesoldete) Urkundspersonen, die in 
gewissen Beziehungen (insb. bei gerichtl. Schätzungen 
und Feilbietungen) auch als Gerichtscommissäre 
fungiren; zugleich sind sie aber auch berechtigt als 
Parteivertreter und Rechtsbeistände aufzutreten. 
Wie bei Besprechung der Advocatur bemerkt wurde^ 
giebt es ausnahmsweise noch Notare, die zugleich Ad- 
vocaten sind. Insofern ein Notar aber nicht zugleich 
Advocat ist, erscheint er nur insoweit als kein Anwalts- 
zwang besteht, und nur wenn er aus der Vertretung 
der Parteien keinen förmlichen Erwerbszweig macht, 
berechtigt, als Partei Vertreter aufzutreten. In Rechts- 
streiten, in denen die von ihnen aufgenommenen 
Notariatsurkunden als Streitgegenstand erscheinen oder 
als Beweismittel gebraucht werden sollen, dürfen die 
Notare jedoch nicht als Parteivertreter oder Rechts- 
beistände fungiren. '^^) * 

Die Erfordernisse zur Erlangung einet Notar- 
stelle sind abgesehen von den Erfordernissen de& 
männlichen Geschlechts, der Eigen- und österr. Heimats- 
berechtigung, sowie der Unbescholtenheit, die Zurück- 
legung der Rechtsstudien und der drei Staatsprüfungen 



«^ M.Vdg. V. 12. Juli 1872 N. 119 R.G.B1. 

^) M.Erl. V. 27. Febr. 1855 N. 227 R.G.B1. 

^ Vgl. Chorinsky das Notariat und die Verlassenschaftsabhandlung- 
in Oesterreich 1877 S. 236 ff. Vgl. auch Haimerl S. 168 ff. u. JuristBl. 
1878 N. 49 S. 601 ff. 

'^ J.M.Erl. V. 21. Aug. 1851 Z. 10351, v. 17. Febr. 1852 Z. 17431, 
V. 7. April 1852 Z. 4453, v. 2. Juni 1854 Z. 9591 u. v. 25. Januar 1859 
N. 23961. — §§ 40 ff. NotOrdg. v. 1871. .... 
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(bezw. des Doctorats d. R.), sowie einer 4jährigeii 
Praxis (von der regelmässig wenigstens 2 Jahre bei 
einem Notar) nnd der Notariats-, Richteramts- oder 
Advocatenprüfang und Kenntniss der Landessprache.'?^) 
Nach seiner Ernennung hat der Notar eine Caution 
(von 1-, 2-, 5- bezw. 8,000 Gulden) und nach Ge- 
nehmigung seines Amtssiegels und Vorlegung seiner 
Unterschrift bei dem Oberlandesgerichte, den Amtseid 
zu leisten. Auch das Notariat ist blos mit dem Lehr- 
amte vereinbar. ''2^ 

Bezüglich der Organisation und Stellung der 
Nötare wird bemerkt, dass, obgleich sie ihre Interessen 
in (meist aus Notaren zusammengesetzten, aus den 
Notaren-CoUegien hervorgehenden) Notariatskammern 
verwalten und vertreten, doch die Disciplinargewalt 
und Oberaufsicht von den höheren Gerichten und Ge- 
richtshofs-Präsidenten sowie vom Justiz-Ministerium 
ausgeübt wird. Ueberhaupt erscheint das Notariat 
wesentlich als ein unbesoldetes Staatsamt. ^^) 
2. Oeffent liehe Agenten.^*) Diese sind befugt, so- 
weit kein Anwaltszwang besteht, die Parteien vor und 
ausser Gericht zu vertreten, statt ihrer gerichtliche 
Eingaben zu verfassen und einzubringen, sowie als 
Rechtsbeistände zu Amgiren. Diese Beschäftigung 
därfea die Öffentlichen Agenten auch gewerbsmässig 
betreiben, und erscheinen sie daher gleichsam als 
Advocaten minderer Kategorie.'^^) Von den 



71) S 6 NotOrdg. V. 1871. 

^^ §§ 13 ff. NotOrdg. V. 1871. 

'3) SS 124 ff., 161 ff. NotOrdg. 

^^) Haimerl S. 216 ff. Die öffentlichen Agenten sind seit 1833 an 
die Stelle der früheren Hofagenten getreten, welche besonders die Ver- 
tretung vor den Hofstellen überhaupt übernehmen durften, seit der Instr. y. 
1. Nov. 1798 aber in ihrem Wirkungskreise beschränkt wurden. Vgl. über 
diese insbes. Maasburg Gesch. d. ob. Justizstelle S. 278 ff. 

^5) Hofd. V. 16. April 1833 N. 2608' u. v. 9. Juli 1834. J.M.Erl. y. 
29. August 1856 N. 18877. 
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öffentlichen Agenten wohl zu unterscheiden sind aber 
die Privatagenten, denen die Parteivertretungsbefugniss 
nicht zusteht und nicht ertheilt werden darf.'^^) 

Die Erfordernisse zur Erlangung der Befugniss 
der öffentlichen Agentie sind, abgesehen von der phy- 
sischen Grossjährigkeit, der Zurücklegung der Rechts- 
studien und der drei Staatsprüfnngen , eine 3jährige 
Plraxis in einem öffentlichen Amte, bei einem Advo- 
caten oder öffentlichen Agenten, die Ablegung der 
Agentieprüfung (vor einer gemischten Conamission) 
Und die Erlegung einer Caution (von 10-, in Galizien 
von 4,000 Gulden). Die Agentie ist mit einem Staats- 
• amte unvereinbar. Die Concession zum Betrieb der 
öffentlichen Agentie ertheilt die polit. Landesbehörde, 
ohne dass sie an eine bestimmte Zahl der Agenten 
gebunden wäre.'^^) 

Die öffentlichen Agenten haben weder eine corpo- 
rative Organisation , noch. auchbesondere Standes- 
rechte oder Standespflichten. Sie sind blos con- 
cessionirte Gewerbetreibende, deren Gewerbe je- 
doch nicht den Bestimmungen der Gewerbeordnung 
untersteht. ^^) 
3. Die Advocaturs-Candidaten. Diese düi:fen blos in 
Vertretung des Advocaten, bei dem sie in Ver- 
wendung stehen, also nicht selbstständig, und nur in- 
sofern, als sie über Einschreiten dieses Advocaten von 
dem . Ausschusse der Advocatenkammer das Substi- 
tutionsrecht erhalten haben, — soweit kein An- 
waltszwang besteht — die Parteien (auf Verantwortung 
des Advocaten) vertreten und für sie Eingaben ver- 
fassen und einbringen.. Die Substitutionsbefugniss 
erlischt, sobald die Verwendung bei dem betreffenden 



• • '^ St.M.Erl. V. 28. Febr. 1863 Z. 2306, M.Erl. v. 23. JuU 1871 
Z. 2230. 

'') Hofd. V. 23. März 1833, y. 9. Juli 1834 und v. 13. Juni 1843 
N.'7Ö7 J.G.S. 

7^ Art. V. lit. f. Gewerbe-Ordg. 
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Advocaten aufhört, oder wenn ihr Verlust (auf be- 
, stimnjjte Zeit) durch ein Disciplinarerkenntniss aus- 

^;Ä'ii^^- wird."^) 

y{^/,//^wi?^ fc.^Wer sich ohne Befugniss mit der Parteien Vertretung oder 
mit der Verfassung gerichtlicher Eingaben überhaupt in Er- 
werbsabsicht beschäftigt, oder als Notar, öflFentiicher Agent, 
oder in Vertretung seines Advocaten als Advocaturs-Candidat, 
— blos soweit kein Anwaltszwang besteht, zur Parteien- 
vertretung und Rechtsbeistandschaft befügt, — in jenen Fällen, 
welche ausschliesslich den Advocaten vorbehalten sind, Parteien 
vor Gericht vertritt oder ihnen Eingaben verfasst, ist als 
Winkelschreiber anzusehen und zu behandeln. 

Die Gerichte haben die von Winkelschreibem verfassten 
Schriften und ebenso die Winkelschreiber selbst, wenn sie bei 
Terminen in Vertretung von Parteien oder- als Rechtsbeistände 
erscheinen , von Amtswegen zurückzuweisen. ^) Ueberdies 
haben die (Civil-) Gerichte gegen die bei ihnen einschreitenden 
Winkelschreiber von Amtswegen die Untersuchung einzuleiten 
und durchzuführen und sie mit Geldstrafen (von 5 bis 200 fl.) 
öder mit Arrest (von 24 Stunden bis 6 Wochen) zu bestrafen. 
Gegen die diesfälligen Erkenntnisse steht der Recurs binnen 
14 Tagen oflFen. Zwei gleichlautende Entscheidungen sind un- 
anfechtbar. ^) 

2. Begründung, rechtliche Wirkungen und Er- 
löschung der Prozessvertretung. 

§ 38. 
L Die Bestellung des Vertreters^) erfolgt entweder durch 
einen Vertrag zwischen der zu vertretenden Partei (bezw. 



'») S8 15, 28 lit. b. 31. Adv.Ordg. § 12 Adv. Disc. Ges. 

«>) J 8 Sum.V. S 9 Bag.Verf. 

") M.V. V. 8. Juni 1857 N. 114 R.G.B1. 

') Vgl. über Prozess Vertreter :Bethmanii-Hollweg Versuche S. 1 38 flf., 
Fuchs im Arch. f. c» Prax. 41. Bd. S. 161 ff., Wetzeil S. 78 ff., Renaud 
S. 163 ff., Endemann S. 283 ff., Bayer S. 3l6ff., Schmid L S. ^43 ff., 
Haimerl die Parteien S. 118 ff. 
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dem gesetzlichen Vertreter derselben) und dem Prozessvertreter, 
oder durch einen gerichtlichen Auftrag, durch welchen 
der Vertretene zum Prozessvertreter in ein ähnliches (Quasi- 
contracts-) Verhältniss tritt, wie durch einen Vertrag. 

1. Der Vßxlo.^,2) durch welchen der Prozessvertreter 
von der zu vertretenden Partei bestellt wird, kfimfiaL_sfihon 
durch diemündlich erklärte Uebertragung und üebemahme 
4£LZE252^I?.?i^^t^*ö8L (überhaupt oder für einen bestimmten 
Prozess) ju^Stauiifiu?) In jedem Falle muss aber über diesen 
BevoUmächtigungs- Vertrag. ^1"^ ,^fibr K^'^^^^^ l^Tfknndp. errichtet*) 
oder im Bagatellverfahren die Vollmacht zu Protokoll abgegeben 
werden.^ Ufe Prozessvollmacht muss stets auf die Gattung: 
des Geschäftes, also auf die Ermächtigung zur Prozessfiihrung 
lauten^ üeberdies soll sie die Ermächtigung zur Auftragung, 
Annahme und Zurößkachlßbuwg, von Eiden, Abschliessung von 
Vergleichen (worin schon die Ermächtigung zur Eidesauftragung 
liegtJjnBrtiebung vQaJGteldi.nndJG£ddesw.erthv. und zur Bestellung 
eines Substituten (clausula substitutionis) enthalten und auch 
äuT, die Erben des zu Vertretenden lauten (^clausula heredum) ."^) 
Sie ist von den beid« Contrahenten und von dem etwaigen 
Substituten zu unterschreiben^) und insofern der zu Vertretende 
nicht oder nur beschränkt prozessfShig ist, (auch) mit der Unter- 
schrift des gesetzlichen Vertreters und mit der nöthigen pupillar- 
behördlichen Genehmigung zu versehen.^) Eine im Auslande 
ausgestellte Prozessvollmacht (die übrigens stets den Erforder- 
nissen des österreichischen Prozessrechts entsprechen muss), 
bedarf, wenn sie an Orten ausgestellt ist, wo sich ein öster- 



=) Vgl. Haimerl S. 127 ff., Nippel II. S. 519 ff., Beidtel S. 73 ff. 

^ §§ 1002, 1005, 1008, 883 A.B.G.B. 

*) § 416 A.G.O. S 548 W.G.O. § 13 Adv.O. §8 282, 206 A.B.G.B. 

*) S 9 Bag.Verf. Vgl. § 102 Abs. 2 Entw. 

^ S40Qa-A.B.G.B. 

') Hofd. V. 28. Mai 1789 N. 1012. § 416 A.G.O. § 548 W.G.O. 
Nippel S. 519 ff. Ein Formulare einer Prozessvollmacht findet sich bei 
Haimerl S. 131 f. Note 4. 

^ 8 4ie A.G.O. 8 548 W.G.O. Hofd. v. 23, Febr. 1822 N. 1846 
J.G.S, Nippel a. a. 0. .' 

^ Vgl. oben 8 34, III., 2. S. 437 ff. 
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reichisches Consulat befindet, und auch sonst, wenn dies vom 
Gerichte gefordert wird, der Legalisirung.^^J) 

Ausser der Prozessvollmacht hat sich derAdvocat, welcher 
eine Prozessvertretung übernimmt, rlift fip.hrj|ft]||>^^ft fnf nrmfltinn 
(species facti) , d. i. eine genaue Darstellung des Sachverhaltes 
und der zu Gebote stehenden Beweismittel (insbesondere Parteien- 
eide) mit der Unterschrift des zu Vertretenden einhändigen zu 
lassen, von welcher er dem zu Vertretenden auf dessen Ver- 
laugen eine Abschrift auszufertigen hat.^^) 

2. Die Bestellung des Prozessvertreters dnrp. b yp.n>.hf.> 
liehen Auftyag^ ^ geschieht entweder durch das Prozess- 
gericht, wenn der Prozess durch Erhebung der Klage bei dem- 
selben bereits anhängig ist, oder sonst durch das die jurisdictio 
voluntaria ausübende competente (Verlassenschafts- oder 
Pupillar-) Gericht, wobei der Prozessvertreter stets mit einem 
Bestellungsdecrete zu versehen ist.^^) Kegelmässig wird das 
^ozessgericnt für einen un vertretenen Beklagten einen 
Vertreter zu bestellen haben. ^^) 

Die gerichtliche Bestellung eines Prozessvertreters ist u. A. 
insbesondere nothwendig, wenn prozessunfähige oder beschränkt 
prozessfähige Parteien keinen gesetzlichen Vertreter haben, ^^) 



^«) Hofd. V. 13. Januar 1809 N. 880, v. 8. Febr. 1812 N. 971, u. v. 
22. Juni 1789 -N. 1024 J.G.S. — §§ 112, 265 A.G.O. 88 180, 346 W.G.O. 
Vgl. auch Menger S. 143 Note 30 u. 8 102 Entw, — Nach dem Entw. 
wird die einem Advocaten gegebene Prozessvollmacht (ähnlich wie die Voll- 
macht des Procuristen) eine Formalvollmacht sein, deren Umfang und Inhalt 
das Gesetz derart bestimmt, dass eine Aenderung derselben gegen Dritte 
ohne Wirkung ist. Vgl. 88 103 ff. Daneben werden auch sonstige Voll- 
machten bestehen 8 106 Entw. 

") § 414 A.G.O. 8 546 W.G.O. — Vgl. Hofd. v, 5. März 1795 
N. 222 J.G.S., V. 15. Juli 1784 N. 317 J.G.S. § 233 A.G.O. § 307 W.G.O. 

*^ Vgl. Haimerl S. 119 ff., Beidtel S. 67 ff. 

^^ 8 85 Jur.Norm. 88 206, 282 A.B.G.B. 

**) Diese Regel erleidet aber Ausnahmen, wenn z. B. eine Aufforderungs- 
klage Anlass zum Prozesse giebt (88 70, 72 A.G.O., ßQ, 73 W.G.O.), oder 
wenn sich nachträglich herausstellt, dass der Kläger prozessunfahig ist, u. s. w. 

**) Vgl. oben § 34, III. 2. — Vgl. insbes. die 88 121, 149, 185, 269, 
274, 280, 630, 690, 811, 812 A.B.G.B., S8 77 ff., 128 ff*, 182 f. Verf. ausser 
Streits. Vgl. auch 8 3 des Ges. v. 24. April 1874 N. 4aR.G.Bl., 88 73, 
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oder wenn derselbe deshalb nicht den Prozess führen kann, 
weil er im eigenen Namen oder als Vertreter seines Kindes, 
Mündels, Curanden u. s. w. auch auf der gegnerischen Parteiseite 
als Prozesspartei auftritt; ^^) überdies ist sie nothwendig, wenn 
der Beklagte unbekannt ^^) oder unbekannten Aufenthaltes ist,^^) 
oder sich im Auslande befindet ^^) u. s. w. 

II. Im Verhältniss zum Gerichte und zum Prozess- 
gegner des , Vertretenen erscheint der Prozessbevollmächtigte, 
sofern er sich durch die ProzessvoUmacht^*^) oder durch eine 
dieselbe vertretende andere VoIljiia<dlt.Qdfir. Vertretungsbefugniss 
(z. B. als Procurist, Vater) oder durch das gerichtUche Bestellungs- 
decret legfi^imirt /"rftg-itiTi p ^^tio ad processum \ berechtigt, 
innerhalb der Grenzen seiner Vollmacht den Vertretenen, 
Insoweit dieser nicht persönlich vor Gericht auftreten muss, in 
jeder Beziehung im Prozesse zu vertreten.^^) 

Die Legitimation zur vertretungsweisen Prozessführung muss 
übrigens nicht immer gleich bei der ersten Prozesshandlung des 
Vertreters beigebracht werden. Wenn nämlich der Vertretene 
die vom Vertreter eingebrachten Schriften unterschrieben hat, 
oder mit ihm vor Gericht erscheint, so kann die Vorlegung der 
Prozessvollmacht noch bis zur Zustellung des ürtheiles ver- 
schoben werden. Nur soll die Zustellung des ürtheils auch in 



.111 Conc.0. — S. weiter § 4 des Ges. v. 24. April 1874 N. 49 R.G.Bl. 
S§ 194, 195, 226 H.G.B. § 25 Erw. u. Wirthsch. Gen. Ges. §§ 78f. Ges. 
V. 19. Mai 1874 N. 70 R.G.B1. § 73 ConcOrdg. 

^ 8§ 271, 272, 280, 282 A.B.G.B. Vgl. auch Instr. der Finanz-Proc. 

^^ § 276 A.B.G.B. 

1») S 391 A.G.O. § 512 W.G.O. § 276 A.B.G.B. § 18 Adv.Ordg. 
— Vgl. auch §S 112 ff., 277 f. A.B.G.B. Hofd. v. 17. Febr. 1827 N. 2259. 
§ 64 Conc. Ordg. N i p p e 1 S. 446 ff. 

1^ § 391 A.G.OJ § 512 W.G.O. Hofd. v. 11. Mai 1833 N. 2612 
J.G.S. Nippel a. a. 0. 

*0 Diese muss in Original oder in einer beglaubigten Abschrift (Hofd. 
.V. 13. Juli 1813 N. 1067 J.G.S.) und nöthigenfalls in einer beglaubigten 
üebersetzung vorgelegt werden (Hofd. v. 9. Febr. 1822 N, 1837 und vom 
22. Dec. 1835 N. 109 J.G.S.). Vgl. Haimerl S. 128. 

^0 §8 1002, 1017, 1018 A.B.G.B. 
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diesen Fällen nicht vor der Vorlegung der Vollmacht erfolgen.^^) 
Die Finanzprocuratur hat sich überhaupt nicht durch eine Voll- 
macht zu legitimiren; nur hat sie in den Fällen, wo es sieb 
um die Auftragung, Annahme oder Zurückschiebung eines 
Schiedseides oder um Abschliessung eines Vergleiches handelt, 
die Bewilligung der competenten Administrativ -Behörde, und 
wenn der Vergleich unter Vorbehalt der Genehmigung einge- 
gangen wurde, diese Letztere dem Gerichte vorzulegen. 2*^) 
Aehnlich müssen gesetzliche Vertreter, in den Fällen, in denen 
eine Einwilligung der Pupillarbehörde zu gewissen Prozess- 
handlungen nöthig ist,2*) dieselbe beibringen. Ebenso müssen 
sich Vertreter überhaupt, sofern sie nicht eine Formal- Vollmacht 
haben, welche eine auf die Spezies lautende Vollmacht ver- 
tritt (wie z. ß. der Procurist, der vertretende persönlich 
haftende Gesellschafter, der Vorstand einer Actiengesellschaft 
u. s. w.) in allen jenen Fällen, in denen nach § 1008 
a. b.G>B. eine Specialvollmacht nothwendig ist, durch eine 
solche legitimiren. Dies gilt z. B. unter Anderen von dem 
Vorstande der Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften, so- 
wie von dem Concursmasseverwalter^^) u. s. w., welche daher 
zu Compromissverträgen, und zu Verzichthandlungen (Rücktritt 
von der Klage, Anerkenntniss, Verzicht) einer Specialvollmacht 
bedürfen. 

Natürlich muss, soweit Anwaltszwang besteht, jeder Prozess- 
vertreter, und bezw. jeder als solcher auftretende gesetzliche 
oder bevollmächtigte Vertreter (Vater, Procurist u. s. w.) Advocat 
sein und sich auf Verlangen des Gerichtes als solcher legiti- 
miren rLegitimatio ad praxin V oder, wenn er dies nicht 
kann, emen Advocaten als Prozessvertreter bestellen.^^) 



'»ä) Resol. V. 14. Juni 1784 N. 306 Mt. a., y. 30. Nov. 1789 N. 1081 
lit. f., V. 9. Nov. 1811 N. 961 u. v. 23. Juli 1813 N. 1067 J.G.S. Ygl. 
S 102 Entw. 

^^ J.M.Erl. V. 25. April 1856 Z. 8911. 

2*) Vgl. oben S. 437 ff. § 34, III., 2. und insbes. §§ 233, 234 A.B.G.B. 
Hofd. V. 11. Sept 1784 N. 336 u. v. 6. Dec. 1822 N. 1911. 

2*) S 78 Conc.O. S 18 des Erw. u. Wirthsch. Genoss. Ges. 

^) Vgl. Haimerl S. 36. ' ' 
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Da der legitimirte Vertreter innerhalb des ümfanges seiner 
Vertfetmigsbefugniss den Vertretenen vollständig repräsentirt, 
gleichsam ein alter ego desselben ist, so gelten auch alle von 
ihm gesetzten Prozesshandlungen — insofern nicht ausnahms- 
weise dieselben von der Partei vorgenommen werden müssen 
— als von der vertretenen Partei selbst vorgenommen.^?) Es 
wird daher durch diese Handlungen die Partei selbst, und zwar 
ausschliesslich berechtigt und verpflichtet, während der Ver- 
treter für sich dadurch weder Rechte erwirbt, noch Verpflich- 
tungen eingeht. 

Handelt aber der Vertreter in irgend einer Richtung, 
ohne hiezu ermächtigt zu sein, so wird der Vertretene durch 
diese Handlungen weder berechtigt noch verpflichtet, insofern 
er dieselben nicht nachträglich genehmigt, oder den aus den 
betreffenden Handlungen entstandenen Vortheil sich zuwendet. 
Dafür haftet aber der Vertreter dem Gegner für die unbe- 
fugte Ueberschreitung seiner Vollmacht ebenso wie für das 
Handeln ohne Vollmacht überhaupt.^^) 

III. Das Rechtsverhältniss zwischen demProzess- 
Vertreter und dem VertretenfeÄ ist. Äia.X!Ättkaßts- und 
6ezw ■ "^sb. im Falle der gericbtlicbea Beatellung) e ipi Quasi- 
^ntracts Verhältnisse ^ welches theils nach den gesetzlichen Be- 
stimmungen über den e ntgeltlichen Be voll mächtigungs vertrag, 
theils nach jenen über die Dienstmiethe, (insbesondere über 
die locatio conductio operis), theils endlich, sofern der Prozess- 



«iWM 



") 8S 1002, 1017, 1018, 1010 A B.G.B. § 14 Adv.Ordg. § 107 
Entw. — Die directe Stellvertretung fand im rom. Formular-Prozesse blos 
ausnahmsweise statt. Nur allmählig wurde . sie immer weiter zugelassen. 
Vgl. Bethmann-HoUweg röm. C.P. II. S. 417, Keller S. 249 ff., Wetzell 
S. 68ff., Endemann S. 296 ff. — Nach den österr. Territorialrechten war 
sie schon frühzeitig allgemein gestattet. Vgl. die G.Ordgen. Oest. unt. d. E. 
T. 1540, 1557 (fol. 11), Oest. ob d. E. v. 1535 (fol. 2), die Böhm. L.Ordgen. 
V. 1500 §§ 29, 79, V. 1565 V. I.ff., v. 1627 B. XLVIIL, die Tirol. L.O. 
T. 1532 u. 1574 II. Tit. 12 ff., die Steier. L.R.R. v.. 1533 Art. 15, v. 1573 
Art. 57 u. V. 1622 Art. 10. Das Schwören „in die Seele des Vertretenen^ 
yiiQ es z. B. nach der G.O. Oesterr. u. d. E. v. 1557 u* nach der steier. 
L.R.R. V. 1622 möglich war, ist aber beseitigt worden. 

28) §§ 1009, 1016, 1026 A.B.G.B. 



§ 38. Begründung, Wirkungen, Ende der Prozessvertretung. 491 

Vertreter Advocat ist, nach den Bestimmungen der Advocaten- 
or toung_ zu beurtheilen ist. 2^) 

Ohne uns in die controverse Frage einzulassen, ob hier 
ein Mandat, eine Dienstmiethe, ein Innominatcontract oder ein 
öffentlich rechtliches (?) Verhältniss yorliege,^^) wollen wir hier 
in Kürze blos die gegenseitigen Rechte und Pflichten beider 
Theile in Betracht ziehen. 

1. Der Prozessverlretex hat stets — er möge vom 
Vertretenen oder vom Gericht bestellt oder gesetzlicher Ver- 
treter sein — folggftdß Pfli^^t^tj^n, welche ihm namentlich 
nach den Bestimmungen über den Vollmachtsvertrag ob- 
liegen, und zwar: 

a) Die Hauptpflicht des Prozessvertreters ist die über- 
nonmaene Führung des Prozesses innerhalb der 
Grenzen seiner Vertretungsbefugniss nach den gesetz- 
lichen Vorschriften und der erhaltenen Information. 
Hiebei hat der Vertreter mit Eifer, Treue, Redlichkeit 
und Gewissenhaftigkeit vorzugehen und die Rechte 
des Vertretenen gegen Jedermann zu vertreten.^^) Er 
haftet sowohl für die Nichtvollziehung der übernom- 
menen Prozessführung, als auch für die nachweis- 
lich qualitativ oder quantitativ mangelhafte Führung 
des Prozesses, und zwar auch dann, wenn durch sein 
leichtes Verschulden für den Vertretenen ein Schade 
entstanden ist.^^) 

b) Sofern der Prozessvertreter nicht ermächtigt ist, im 
Verhinderungsfalle einen Substituten zu bestellen — 
welches Recht kraft des Gesetzes nur die Advocaten 



^) Vgl. §§ 1002, 1004 u. 1163 A.B.G.B. §§8 ff., 17 Adv.Ordg. § 5 
Not.Ordg. V. 1871. §§ 410ff. A.G.O. §§ 541 ff. W.G.O. Nippel S. 483ff. 

**) Vgl. diesfalls Meiiger S. 143 Note 29 u. die dort citirte Literatur; 
insbes. W^etzell S. 63ff., Renaud S. 159ff., Bayer S. 300ff., Ende mann 
S. 291 ff., Schmid S. 226. Vgl. auch Jordan im Arch. f. c. Prax. 12. Bd. 
S. 200ff. 

31) § 1009 A.B.G.B. § 9 Adv.Ordg. 

33) § 1012 A.B.G.B. § 11 Adv.Ordg. Vgl. Pat. v* 1. Juli 1790 N. 31 
J.G.S. Abs. 2. Resol. v. 14. Juni 1784 N. 306 lit. e. J.G.S. § 557 W.G.O. 
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haben, '^*^) — so hat er den Prozess pArgftnii^,]! gn 
rfuhren, wenn nicht besondere Umstände die Substi- 
tution unvermeidlich machen. In jedem Falle haftet 
er. für das in der Wahl, des Sub stituten begapg^nft 
V erschuld en.^) 

c) tir ist verpflichtet Geschenke drittfir^JEfijcsöxien, 
welche ihm mit Rücksicht auf die Prozessführung ge- 
macht werden, aus^ i]Sf,h1ag^"i sofern die vertretene 
Partei nicht ihre Einwilligung zur Annahme derselben 
giebt.35) 

d) Bei Verfassun g der letzten SchriiPt, welche vor dem 
ürtheile ers ter Instanz einzubringen bezw, als Proto- 
koll zu errichten ist, und bei üeberreichung der 
Rechtsmittelschriften und Executionsgesuche hat er 
ein Verzeichniss seiner Gebühren (des Honorars 
und der Auslagen) dem Gerichte vorzulegen, widrigens 
er des Rechtes auf Bezahlung des betreifenden Hono- 
rars und der Auslagen verlustig wird.*^) 

e) So oft es die Partei verlangt und am Schlüsse seiner 
Thätigkeit hat er Rechnung zu legen,^') und bei Er- 
löschung des Vertretungsverhältnisses dem Vertretenen 
Alles herauszugeben, was er anlässlich der über- 
nommenen Prozessvertretung erworben hat, so dass 
ihm aus derselben keine Bereicherung in Händen 
bleibt.^) Eine weitgehende (später zu besprechende) 
Ausnahme von dieser Verpflichtung tritt bei den Ad- 
vocaten ein.^) 

2. Die vertreten e Partei hat stets — es möge der 
Prozessvertreter von iür oder vom Gerichte bestellt, oder ein 
gesetzlicher Vertreter sein — folgende Pflichten, welche ihr 



^) §§ 14, 15 Adv.Ordg. 

3*) § 1010 A.B.G.B. 

35) § 1013 A.B.G.B. 

3«) Resol. V. 14. Juni 1784 N. 306 lit. e. 

3^) § 1012 A.B.G.B. § 19 Adv.Ordg. 

3«) § 1009 A.B.G.B. 

3^ S. unten sub 3. 
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gegen den Prozessvertreter, namentlich nach den Bestimmungen 

über die Dienst miethe obliegen i^^) 

a) Die Hanptpflicht des Vertretenen ist die Bezahlung 
des Honorars. Der Vertreter ist berechtigt in Vor- 
aus oder wann immer im Laufe des Prozesses sich 
ein bestimmtes Honorar zu bedingen.^!) Ist ein solches 
nicht vereinbart worden, so gebührt ihm, insofern er 
Advocat, Notar oder öffentlicher Agent ist, kraft 
des Gesetzes ein Entgelt für seine Arbeit der Prozess- 
führung.42) Die Höhe dieses Entgeltes ist auch für 
Advocaten lediglich*^) nach den gesetzlichen Be- 
stimmungen über den Lohn vertrage und nicht nach den 
älteren Bestimmungen der Gerichtsordnungen 4*) zu be- 
messen. Als Entgelt der Arbeit soll das Honorar 
dem Werthe der Arbeit zur Zeit und am Orte ihrer 
Leistung gleichkommen.^) Es wird daher dort, wo 
die Advocaten eines Ortes (oder Sprengeis) einen 
Minimaltarif festgestellt haben, derselbe — gleichsam 
als Courszettel des Marktpreises ihrer Arbeit — in 
Betracht zu ziehen sein und darf daher weder der 
geringe Vermögensstand der Partei,^) noch überhaupt 
ihr Vermögen bei Bestimmung der nicht vereinbarten 
Höhe des Honorars maassgebend sein. Wo solche 
Minimaltarife nicht bestehen, wird nöthigenfalls das 
Gutachten des Ausschusses der Advocatenkammer ein- 
zuholen sein.47) 

Der Streit über die Höhe des Honorars des Advo- 
caten kann zunächst von dem Ausschusse der Ad- 
vocatenkammer über Antrag der Partei oder des 



*ö) S 17 Adv.Ordg. § 1163 A.B.G.B. 

") SS 1151 f. Vgl. 1004 A.B.G.B. 8 16 Adv.Ordg. 

*^ SS 1004, 1163 A.B.G.B. 8 H Adv.Ordg. 8 5 NotOrdg. 

*3) 8 17 Adv.Ordg. 

**) 88 426f. A.G.O. 88 559 f. W.O. 0. Nippel S. 534ff. 

*5) 88 1151 f., 1058 A.B.G.B. 

^ V^ie es nach 8 427 A. G. 0., 8 560 W. G. 0. der Fall war. 

*^ 8 28 lit. f. Adv.Ordg. 

V. Canstein, Oesterreichisches Civilprozessrecht. 32 
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Advocaten im gütlichen Wege beigelegt werden.^) Wo 
dies aber nicht geschieht, hat jenes Gericht I. Instanz, 
bei welchem der betreflFende Rechtsstreit verhandelt 
wurde, über blosses Gesuch, nach vorläufiger Ver- 
nehmung des Advocaten und der von ihm im Haupt- 
prozesse vertretenen Partei, sowie nach allfälliger 
Einholung des Gutachtens des Ausschusses der Ad- 
vocatenkammer, ohne förmlichen Prozess die Höhe des 
Honorars festzustellen (zu liquidiren).*^) 

Weigert sich die Partei das vereinbarte oder das liqui- 
dirte Honorar zu bezahlen, so muss der Prozessvertreter 
— er möge Advocat sein oder nicht — im Wege der 
Klage, vor dem für die früher von ihm vertretene 
Partei zuständigen Gerichte auftreten und ist dieser 
Prozess durch Urtheil zu entscheiden.^) Der Advocat 
kann auf Grund des gerichtlichen Liquidirungsbe- 
scheides mittelst der Mandatsklage auftreten. 0^) 

Wird das Honorar nicht rechtzeitig gezahlt, so ge- 
bühren dem Prozessvertreter Verzugszinsen. ^2) 

b) Eine weitere Pflicht der vertretenen Partei besteht 
darin, dass sie dem Prozessvertreter auf dessen Ver- 
langen einen Theil des Honorars und ein§n ange- 
messenen Vorschsu^gi,^ zur Bestreitung der haaren 
Auslagen zu leisten und widrigenfalls die Letzteren 
verzinst zu ersetzen hat.^^) 

c) Femer hat die vertretene Partei dem Vertreter allen 
zur Besorgung des Geschäftes nothwendiger- oder nütz- 
licherweise gemachten. . ^]jfyanH sAlhsf. _bfii fehl- 
geschlagenem Erfolge zu einsetzen und ihm allen Schaden, 
welchen er durch ihr Verschulden oder aber deshalb 



*8) §§ 19 u. 28 lit. f. Adv.Ordg. 

*9) Hofd. V. 4. Oct. 1833 N. 2633 J.G.S. § 28 lit. f. Adv.Ordg. 

^) Hofd. V. 4. Oct. 1833 N. 2633 J.G.S. 

51) § 1 lit. a. des Mand.V. v. J. 1859. 

ö^ § 1154 A.B.G.B. . Hfkzd. v. 18. Januar 1842 N. 592 J.G.S. 

53) §§ 1156, 1014 A.ß.G.B. § 19 Adv.Ordg. 
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erlitten hat, weil er mit der Erfullimg der Vollmacht 
verbunden war, zu vergüten.^) 
d) Hat die vertretene Partei die Vollmacht widerrufen 
oder aufgekündigt; oder ist die Vollendung der Pro- 
zessführung durch ihren Willen, durch ihr Verschulden 
oder durch einen Zufall verhindert worden, so hat sie 
dem Prozessvertreter einen angemessenen Theil des 
Honorars zu bezahlen und ihm die bisher erwachsenen. 
Auslagen sowie den erlittenen Schaden zu ersetzen.^^) 
3. Dem AdxfiSiäiSiL gewährt die Advocatenordnung zur 
Sicherung seiner Ansprache auf Bezahlung des Honorars und 
auf Ersatz der gemachten Auslagen und des erlittenen Schadens 
foleendi 



a) Der Advocat ist berechtigt, falls se ine Vertretungs- 
kosten nicht berichtigt wären, die zur Feststellung 
derselben ^iiofEigen Abschriften von den, dem Vertre- 
fenen auszufolgenden Urkunden nnH ^pfftn^^f 
Ko'sten der Partei, anzufcjctigen und ebea&Q ...zurückzu- 
behalten, wie die Vollmacht , die Schriftenentwürfe, 
ctie Briefe des Vertretenen an den Advocaten, die 
Han^acTen und die Nachweise über geleistete und 
iBm noch nicht zurückersetzte Zahlungen. Auf Ver- 
langen der Partei, welches innerhalb 5 Jahren nach 
Erlöschung der Vertretung zu stellen ist, hat er ihr 
jedoch von den zurückbehaltenen Originalschriften Ab- 
schriften auszuhändigen. Auch ist die Partei berech 
tigt auf der vom Advocaten zurückbiehaltenen Voll- 
macht den Widerruf derselben ersichtlich zu machen.^^) 

b) Ueberdies hat der Advocat (auch wenn er Armenver- 
treter war) ei n Eetentionsrecht an den für die von 
ihm vertretene Partei an ihn eingegangenen Barschaften 
(als Armenvertreter, wenn diese aus der Vertretung 
einliefen) für sein Honorar und seine Auslagen, inso- 



") S§ 1014, 1156 A.B.G.B. § 19 Adv.Ordg. 

55) §§ 1014, 1020, 1155, 1158 A.B.G.B. 

56) §§ 12, 13 Adv.Ordg. 

32* 
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fern er durch erhaltene Vorschüsse nicht gedeckt ist. 
Er ist jedoch verpflichtet sich hierüber sogleich mit 
der Partei zu verrechnen. Wird die Richtigkeit oder 
Höhe seiner Forderung von der Partei bestritten, so 
hat er den retinirten Betrag gerichtlich zu erlegen und 
zugleich, wenn die gütliche Beilegung des Streites 
durch den Ausschuss der Advocatenkammer ohne Er- 
folg geblieben ist, mittelst Gesuches bei dem Erkennt- 
' nissgerichte um die Liquidirung seiner Ansprüche an- 

zusuchen und zu diesem Behufe die Richtigkeit und 
Höhe derselben nachzuweisen.^^) 
c) An dem retinirten und gerichtlich deponirten Betrag 
hat der Advocat ein g esetzliches Pfandrecht für 
seme Forderung aus der Vertretung. ^^) 
IV. Die ProzessvertreijijaLÄ>ja^rii*jeifct: 

1. durch Beendigung des Prozesses; 

2. durch üebereinku nft des Vertreters mit dem Vertretenen ; 

3. durch Widerruf der Vollmacht durch die vertretene 
Partei oder deren gesetzlichen Vertreter, bezw. durch 
das Gericht, welches den Vertreter bestellte. Ist der 
Prozessvertreter nicht Advocat, so muss er trotz des 
Widerrufs die Prozessvertretung solange fortführen, bi& 
der Vertretene nicht eine entsprechende Verfügung^ 
getroffen hat, oder füglich treffen konnte ;^^) 

4. durch Aufkündig:ung von einer oder der andern Seite 
In jedem Falle hat aber der Advocäf ^die'Tartei noch 
durch 14 Tage soweit zu vertreten, als zur Abwendung 
von Rechtsnachtheilen von dem Vertretenen nöthig ist. 
Andere Vertreter haben die Vertretung wie bei dem 
Widerruf fortzuführen;^) 

5. durch den Eintritt der Unfähigkeit des Vertreters zur 
Prozessvertretung, in welchem Falle bis zu einer an- 



57) §§ 16, 19 Adv.Ordg. 

58) § 19 Adv.Ordg. 

59) §§ 1020, 1025 A.B.G.B. Vgl. § 109 Entw. 

^) % 1025 A.B.G.B. § 11 Adv.Ordg. Vgl. § 109 Entw. 
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deren Verfügung des Vertretenen der Substitut die 
Vertretung zu fuhren hat.^^) 

Der Tod oder der Eintritt der Prozessunfähigkeit 
des Vertretenen nebt dagegen die Vollmacht nicht auf.^^) 

^ ^.. u..^— , -,ft.^>.^,^i. M i i.i fcJ»i« iii .- . — . .. , , , .-■ r i rii iiii iKi. i iiMi i iii i i nn i iMiiiu-'T-iM «I U I 
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C. Die Rechtsbeistände. 

§ 39. 

Rechtsbeistand (Fürsprecher) i) ist derjenige, welcher 
^iner Partei (dem Clienten) mit seinen Rechtskenntnissen bei- 
steht und ihr namentlich bei gerichtlichen Terminen durch 
seine rechtlichen Ausführungen oder durch seinen juristischen 
Rath Hilfe leistet. 

Insofern der Rechtsbeistand anstatt des Clienten Schriften 
verfasst, oder anstatt desselben vor Gericht auftritt, ist er nicht 
mehr blosser Rechtsbeistand, sondern zugleich Prozess vertreten 

In der Regel kommt die Rechtsbeistandschaft allein bei den 
österreichischen Gerichten nicht vor, sondern ist regelmässig 
der Rechtsbeistand zugleich Prozess Vertreter seines Clienten. 

In der Regel steht es den Parteien frei sich eines Rechts- 
beistandes zu bedienen, oder ohne einen solchen bei Terminen 
zu erscheinen. 

Taubstumme Parteien müssen jedoch, wenn sie persön- 
lich vorGeSep^^chem wollen, stets mit einem Rechtsbei- 
^tand (Sachwalter) erscheinen. 2) 

Soweit (absoluter oder relativer) Anwaltszwang besteht, 
kann nur ein Advocat als Rechtsbeistand gebraucht werden; 
sonst kann sich die Partei auch anderer Rechtsbeistände, insbe- 
sondere der Notare und der öffentlichen Agenten bedienen.*^) 



«^) Hofd. V. 27. Januar 1794 N. 153 J.G.S. Der Substitut wird nöthigen- 
falls durch den Ausschuss der Advocatenkammer bestellt, § 28 lit. h. Adv.O. 
ß*0 § 416 A.G.O. § 548 W.G.O. Nippel S. 519 ff. § 108 Entw. 
*) Wetzen S. 58 ff., Renaud S. 157 ff., Endemann S. 334 ff., 
Bayer S. 297 ff., Schmid S. 220ff. § 99 Entw. 
^ S 275 A.B.G.D: 

^ Winkelschreiber sind stets zurückzuweisen, § 9 Sum.V. § 9 Bag. 
Verf. Min.Vdg. v. 8. Juni 1857 N. 114 R. G. Bl. 
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Der Rechtsbeistand als solcher, d. h. wenn er die Partei 
nicht vertritt, sei es bei der mündlichen Gerichtsverhandlung,, 
sei es bei der Verfassung von Schriften, die bei Gericht ein- 
gebracht werden, bedarf keiner Legitimation zum Prozesse,, 
also keiner Vollmacht.*) Ist er aber Prozessvertreter der Par- 
tei, so muss er sich als solcher legitimiren. 

Die mündlichen Ausführungen, welche er bei gerichtlichen 
Terminen für die Partei hält, gelten als Vorbringen der Partei^ 
sofern sie von dieser nicht sofort widerrufen oder richtig ge- 
stellt werden.^) 

Das Rechtsverhältbiss zwischen dem Rechtsbeistande und 
seinem Glienten ist im Allgemeinen nach denselben Grundsätzen 
zu beurtheilen, wie das Rechtsverhältniss zwischen dem Prozess- 
vertreter und dem Vertretenen. Natürlich tritt an die Stelle 
der Pflicht zur Prozessvertretung die Pflicht zur Rechtsbeistand- 
schaft, Sofern der Rechtsbeistand nicht zugleich Prozessver- 
treter ist.^) 

*) Hofd. V. 9. Nov. 1811 N. 961 J.G.S. 

*) Vgl. § 107 Entw. 

^) Vgl. oben S 38 dieses Lehrb. 



Zweites Kapitel. 

Proz ess- Objecte. 

I. Hauptansprüohe. 

§ 40. 

I. Gegenstand^ des Civilproze sses sind (neben einzelnen 
..Prozessiechtsansprüchen) in ^rgfer Linie PjiyyitoUjMfiÄflLii 
Sprüche, d^. Privatrechte in einer bestimmten Eichtung 
j Desfimmte Person, den frozessgegnerJ) 

Privatrecht im snbjectiven Sinne ist die vom Pri- 
vatrechte im objectiven Sinne, unter bestimmten Voraus- 
setzungen gewährte nnd geschützte Möglichkeit — Befagniss, 
Macht — zu handeln und Handlungen (Unterlassungen) oder 
Duldungen dritter Personen zu begehren.^ 

Privatrecht im objectiven Sinne ist der Inbegriff 



') Windscheiddie Actio des röm. GWilrechts S. 19 ff., PandJ. § 43 ff., 
Unger System II. S. 324, Bekker Actionen I. S. 15 ff., Thon Rechtanorm 
u. subjectiTes Recht S. 223 ff. Vgl. auch Prinz das allg. Actionenrecht 
oder die Lehre Yom Ansprüche S. 1 ff. 

^ Ich halte diese Definition för die richtigste. Vgl. Kant Meta- 
physische Anfangsgründe der Rechtslehre 2. Aufl. 1798 S. XXXIL § B. 
gegen Ende. Dass es noch keine allgemein anerkannte Definition des 
Rechtes gebe, ist bekannt. Vgl. Arndt's Pand. § 21 S. 23 f., Wind scheid 
Pand. § 37, Ihering Geist des röm. R. III. 8§ 60 f. und dagegen wieder 
Ihering Zweck im Recht I. S. 434, 499, Thon Rechtsnorm S. 342, Neuner 
Wesen und Arten der RechtSTerhältnisse S. 109 ff., Brinz Pand. 2. Aufl« 
§ 64 f. Vgl. auch Menger System S. 1 f . Note 1. 
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j der mit devä civilrechtlichen Zwaoge^) (der gerichtlichen An- 
erkennung und der Execution) ausgestatteten Normen, welche 
im privaten Interesse der einzelnen Personen als solcher,*) 
d. i. als Privatpersonen, unter bestimmten Voraussetzungen (des 
Thatbestandes der Norm) die Möglichkeit — Befugniss, Macht 

\ — gewähren, Handlungen vorzunehmen oder Handlungen oder 
Duldungen dritter Personen zu begehren (Rechts Wirkung). 

Endzj^öüJc des Privatrechts ist ebenso wie Endzweck 
eines jeden Rechtes die Sicherung der Lebensbedingung:en der 
menschlichen Gesellschafl.-^) ^Nächster Z-Weck Jes Pr ivat- 
fecEEs ist, im Unterschiede zunj,J|]fej3lJichea.Ee<dite, 4i a Siehe - 
rung der Inter essen des Einzelnen, insofern sie mit dem 
Endzwecke des Rechtes zusammenfallen, bezw. mit demselben 
vereinbar sind oder von demselben gefordert werden. 

1. Diese Sicherung der (mit Rücksicht auf die Lebens- 
bedingungen der menschlichen Gesellschaft) berechtigten Einzel- 
interessen erfolgt durch die privatrechtliche, mit dem staatlichen 
Zwange ausgestattete Regelung der Lebensverhältnisse der 
Menschen zu einander mit Bezug auf diese selbst, auf ihre Hand- 
lungen und mit Biezug auf Sachen. Durch diese Regelung werden 
nämlich die privaten Lebensverhältnisse der Menschen zu pri- 



vaten Rechtsverhältnissen,^) welche sich der Anerkennung 
des Privatrechts erfreuen und zumeist unter dem Schutze des 
staatlichen Zwanges, der gerichtlichen Anerkennung und Exe- 
cution stehen. Die factischen Privat-Lebensverhältnisse werden 
aber nur insofern zu Privat-Rechtsverhältnissen, als die Vor- 



^ Den civilrechtlichen Normen steht überall der staatliche Zwang zur 
Seite; aber auch das öffentliche Recht ist nur insofern Recht, als ihm der 
gesetzliche Zwang zur Seite steht. Ihering Zweck im Recht S. 318 ff. Vgl. 
dagegen Thon S. 69. Vgl. auch Thon in Grünhut's Ztschr. 7. Bd., S. 244ff., 
Zitelmann Irrthum u. Rechtsgeschäft S. 208, Bekker in Cohn's u. Bern- 
hoft's Ztschr. f. vergl. Rechtswiss. I. S. 113 

*) Ihering Zweck im Recht S. 434 ff., 456. Jus privatum, quod ad 
singulonim utilitatem spectat. 

*) Ihering a. a. 0. 

^ Vgl. Neuner Wesen u. Arten der Privatrechtsverhältnisse S. 4 ff. 
u. hiezu Bürkel in der kr. Vjschr. 11. Bd. S. 191 ff. Vgl. auch Wind- 
scheid §§ 13, 37 Note 3. 



v^ 
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aussetzungen vorhanden sind, unter denen das Privatrecht / 
diesen Verhältnissen seine Anerkennung und bezw. auch seinen S ^/^ 
Schutz gewährt. Wie die factischen Lebensverhältnisse, soT-*/ 
werden auch die ßechtsverhältnisse durch Thatsachen begrün- >v» 
det, welche in letzterer Beziehung juristische Thatsachen l^ > , 
oder Entstehungsgründe von Rechtsverhältnissen sind, und als /'tf^^ 
solche Rechte und Pflichten begründen, welche das Privatrecht "^ 
an diese Thatsachen knüpft, indem es die factischen Lebensver- 
hältnisse zu Rechtsverhältnissen macht. Solche Rechte und 7 / 
Pflichten werden aber oft nicht blos an Thatsachen, sondern V y 
unmittelbar auch an Rechtsverhältnisse geknüpft, so dass ^ ^ ,. 
neben den juristischen Thatsachen au6h Rechts- 
verhältnisse als Entstehungsgründe von Rechten und ]^ 
Pflichten erscheinen.'^) Die Voraussetzungen, unter denen das ,. 
Privatrecht dem Einzelnen die rechtlich anerkannte und ge- ( 
schützte Befugniss oder Macht giebt, Handlungen vorzunehmen / 
und Handlungen oder Duldungen dritter Personen zu begehren, , 
sind also entweder bestimmte juristische Thatsachen oder der' 
Bestand bestimmter Rechtsverhältnisse. 

Unter den erwähnten Voraussetzungen gewährt also das 
Privatrecht einerseits bestimmte Befugnisse, während es 
andererseits Pflichten auferlegt. Denn bei jedem Rechts- 
verhältnisse entspreeh^in den Rechten des Einen, Pflichten 
eines bestimmten Dritten ( relative Rechte), oder Pflichten 
aller Anderen, ( absolute Rechte), oder endlich Pflichten aller 
Anderen mit Aus scHlüs seines bestim m ten Dritten (beschränk t 
absolute Rechte)^ Dabei ist es möglich, dass entweder das 
Recht das Primär e und die dem Rechte entsprechende 
Pflicht das Secundäre, oder umgekehrt, dass die Pflich t 
(nämlich die Haftungspflicht) das Primäre , und das dieser 
Pflicht entsprechende Recht das Secundäre bildet. 

Demgemäss erscheinen die Privatrechtsnormen in erster 



') Mittelbar sind aber auch hier die das betreffende Rechtsrerhältniss 
(z. B. das Miteigenthum, das Eltemverliältniss) begründenden Thatsachen 
Entstehungsgründe der betreffenden Rechte u. Pflichten, welche unmittelbar 
aus dem betreffenden Rechtsverhältnisse selbst entstehen (wie die Theilungs- 
klage, das Recht auf Alimentation u. s. w.)» 
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Linie als Ermächtigungen, die unter bestimmten Voraus- 
Setzungen die Befugniss oder Macht gewähren und rechtlich 
schützen, Handlungen vorzunehmen und Handlungen oder 
Duldungen dritter Personen zu begehren. Zugleich erscheinen 
sie aber auch als allgemeine oder sgecielle Gebot!^,.!^^^ 
böte, deren absichtliche, fahrlässige, unvorsichtige und oft auch 
Bios zufällige Verletzung ^CiyUunrecht^ in erster Linie die 
Ha ftungspf licht nach sich zieht, welcher das Recht des- 
jenigen, in dessen Interesse diese Ge- (Ver-) böte erlassen wur- 
den, entspricht, die Wiederherstellung des Zustandes zu fordern, 
welcher vor der Uebertretung des Gebotes oder Verbotes bestand, 
und bezw. Schadenersatz und allenfalls Sicherstellung gegen 
künftige üebertretungen zu begehren.^) 

Dem Gesagten gemäss hat man zwischen den primären 
Rechten, denen secundäre Pflichten entsprechen, und den se- 
cundären Rechte n, welche der primären Haftungspflicht ent- 
sprechen, zu unterscheiden. Die Ersteren sind absolute oder 
relative Rechte, die Letzteren' sind hingegen stets relative 
Rechte (Ansprüche bezw. Delictsobligationen) , die aus einer 
Pflicht- (Rechts-) Verletzung entstehen. 

Je nach Verschiedenheit des Inhaltes der primären 
Rechte unterscheidet man Status^rechte, Familienrechte, 
Forderungsrechte, dasTligenthumsrecht, das Autor- 
recht, Nutzungsrechte an fremden Sachen und Rech- 
ten, das Pfandrecht, das Erbrecht und das Besitzrecht. ^) 



-Tff- ^''' 

*) M. E. kann nur insofern vom Civilunrecht gesprochen werden, als 
ein privatrechtliches Gebot oder Verbot übertreten wird. Dabei ist aber 
festzuhalten, dass Gegenstand des Civilprozesses nicht blos das Civilunrecht ist, 
sondern dass Privatrechtsansprüche überhaupt, also auch jene, die aus primären, 
nicht verletzten Privatrechten gegen eine bestimmte Person zustehen, als 
Gegenstand des Civilprozesses erscheinen. Vgl. dagegen Heyssler das 
Civilunrecht und seine Formen S. 15 u. 51 ff. Vgl. auch Heyssler in 
Grünhut's Zta^hr. 6. Bd. S. 357 ff. und die dort citirte Literatur. Vgl. auch 
Merk'el daselbst S. 367 ff. Zu weit geht Thon, wenn er alle Rechtsnormen 
in Imperative auflösen will. Vgl. Merkel S. 371 ff. 

^ Der vorstehenden Eintheilung liegt ein einheitlicher Eintheilungsgrund 
nicht zu Grunde. Im Allgemeinen ist es aber nicht der Gegenstand, son- 
dem meist der Inhalt der Rechte, welcher dieser Eintheilung zu Grunde liegt. 
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Diese Rechte zerfallen in ihrer Gesammtheit in imm a- 
terielle Statns- nnd Familienrechte und in Vermögens- 
rechte, 

Die iTnTna. ^.ftrift] ifln Sf nfnarAP.hf.P. ^ die bald als absolnte . 

bald als relative fiecl^ te erscheinen, sind insbesondere das Recht 
auf die körperliche Integrität, das Recht auf persönliche Frei- 
heit und das Recht a uf Ehre . Zu den iTnTnatftr^^ nftn Familift n- 
rec hten , die ebenfalls bald absolute, bald relative Rechte sind, 
gehören die Rechte, welche das Ehe-, das Eltern-, Kinder- , und 
Adoptiv-, ferner das Vormundschafts- und Curatels-, sowie das 
Pflegeeltemr und Pflegekinder- Verhältniss begründet. i^) 

Die VeriiaöffMÄCÄfiJlie sind, abgesehen vom Erb- 
rechte: 

a) entweder dingliche oder persönliche Rechte. Die 
^5£Ußhen Rechte sind stets (unbeschränkt- oder be- 
schränkt-) absolute R echte . die persönlichen Eechte 
sind relativ^ Rechte. Das Eigenthumsrecht ab solches 
ist stets ein dingliches Recht; die Fordemngsrechte 
sind stets persönliche Rechte. Das Erbrecht ist nie- 
mals ein dingliches, wohl aber bald ein absolutes, 
bald ein relatives (persönliches) Recht. Die übrigen 
Vermögensrechte sind bald dingliche, bald persönliche, 
die Autorrechte oft auch absolute Rechte. 
^) Dinglich eJl echte sind überhaupt jene Rechte, welche 
zunächst in der Befngniss (Macht) bestehen, in 



Dabei darf nicht vergessen werden, dass die Rechte stets gegen andere Per- 
sonen und nicht auch gegen Sachen, sondern nur mit Bezug auf 
Sachen (und ebenso mit Bezug auf Rechte oder Handlungen Dritter und 
mit Bezug auf sich selbst) gegen andere Personen zustehen, welche blos als 
Substrat und nicht als Object der Rechte erscheinen. Vgl. Arndts 
§ 22, ünger Syst. I. S. 499ff., Wiifdscheid § 38. Vgl. dagegen Thon 
S. 300 ff, und die dort in Note 24 Citirten. 

*^ Es ist gewiss nicht zu billigen, wenn üng«r I. S. 504 ff. den 
Statusrechten (wohin auch Standesrechte, z. B. die Eaufmannsrechte, weiter 
Namensrechte, sowie Geschlechtsrechte u« s. w. gehören) und ebenso den im^ 
materiellen Familienrechten (Gatten-, Kindes-, Eltern- u. s. w. Rechten) eine 
selbstständige Bedeutung abspricht. Vgl. auch Wind scheid §§39, 41^ 
Arndts § 22. ■ 
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Bezug auf eine Sache zu handeln (zu gemessen, 
zu disponiren) und infolgedessen von allen Anderen 
(allenfalls mit Ausnahme eines bestimmten Dritten) 
die Anerkennung des dinglichen Rechtes, sowie 
Unterlassungen oder Duldungen zu begehren. 
) Persönliche Recht e sind jene Rechte, welche zu- 
nächst in der Befugniss (Macht) bestehen, von 
einer bestimmten dritten Person eine Handlung 
(Unterlassung) oder Duldung zu begehren. Sie 
sind entweder primäre oder secundäre Forderungs- 
rechte oder Ansprüche aus absoluten Rechten, ^i) Die 
letzteren können wieder entweder primäre Rechts- 
ansprüche (Ansprüche, die aus der gegnerischen 
Reallast entspringen) oder secundäre Rechts-An- 
sprüche (Ansprüche aus der Verletzung absoluter 
Rechte) sein. Die persönlichen Rechte gehen auf 
die Anerkennung, Erfüllung oder Sicherstellung der 
(primären oder secundären) Pflicht des bestimmten 
Verpflichteten. 12) 
b) Die Vermögensrecht e können auch als Rechte an 
Rechten eines bestimmtennDffEFelT'erscheTK Tn3em 
dem Berechtigten ort (las Tteclit ztiS!§Kt7* Von einem 
bestimmten Dritten zu begehren, dass er es dulde, 
. dass der Berechtigte ein diesem Dritten zustehendes 
(persönliches oder dingliches) Recht statt seiner ganz 
oder theilweise für sich ausübe (handle, geniesse, dis- 
ponire). Hieher gehört insbesondere das Nutzungs-, 
Niessbrauch-, Pfand- und Besitzrecht an Rechten Dritter, 
und namentlich auch das Pfandrecht an den Forde- 
rungen des Dritten gegen den Pfandberechtigten (pig- 
nus irreguläre)* Bemerkt wird, dass die Rechte an 
Rechten Dritter (Tochterrechte, Enkekechte) stets die 



") Z. B. Ansprüche aus einem Vertrage, aus der gegnerischen Ausser- 
achtlassung der obligatorischen Sorgfalt, aus der Verletzung eines Status- 
(z. B. Firmen-) Rechtes oder aus der Verletzung des Eigenthumsrechtes. 

") Vgl. Thon Rechtsnorm S. 70, Bekker Actionen I. S.. II ff. 
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Natur des Mutterrechtes haben , obwohl sie in erster 
Linie stets ein persönliches Kecht (nämlich ein An- 
spruch) gegen denjenigen sind, dem das Mutterrecht 
zusteht. Ist daher das Mutterrecht ein dingliches 
Recht (z. B. eine dingliche Servitut), so ist es auch 
das Tochterrecht (das Pfandrecht an der Servitut) und 
das Enkelrecht (das Afterpfandrecht am Pfandrechte 
an der Servitut); ist das Mutterrecht dagegen ein 
persönliches Recht (eine Forderung), so ist auch das 
Tochterrecht (das Pfandrecht an der Forderung) und 
ebenso das Enkelrecht (das Afterpfandrecht am Pfand- 
rechte an einer Forderung) ein persönliches Recht.i^^ 
c)" Die jy^ ermögensrechte könn en oft auch als Rechte an 
er eigenen oache erscheinen, mdem es oft^m 



Interesse des Berechtigten liegen kann, für. sich selbst 
ein Recht an der eigenen Sache zu reserviren. So 
kann z. B. der Hypothekargläubiger oder ein Servituts- 
berechtigter, welcher die Hypothek zum Eigenthume 
erwirbt, sein Hypothekarpfandrecht und bezw. seine 
Servitut an der nun eigenen Sache bestehen lassen, 
und ähnlich kann auch der Eigenthümer einer Hypo- 
thek, wenn er eine Hypothekarschuld gegen eine Ces- 
sion bezahlt, sich als Hypothekargläubiger eintragen 
lassen, i*) > 

d) Eine eigene Art von Rechten sind die Realrechte 
bei denen der Berechtigte auf eine eigenthümlicfie Art, 



^^ Vgl. Bürkel Beiträge zur Lehre vom Niessbrauch S. 20flf. u. krit. 
Vjschr. 11. Bd. S. 218 ff., So hm die Lehre vom Subpignus S. 26ff., Bekker 
.krit. Vjschr. 6. Bd. S. 478 ff., 15. Bd. S. 540 ff., Actionen 2. Bd. S. 362 f., 
Neuner Wesen u. Arten der Privatrechtsverhältnisse S. 79 ff., Bremer das 
Pfandrecht u. die Pfandobjecte S. 36 ff., 84 ff., Exner Kritik des Pfand rechts- 
begriffes S. 11 ff,. 53 ff., Pf äff in Grünhut's Ztschr. L Bd. S. 57 ff. und 
Pf äff pignus irreguläre, Windscheid Lehrb. der Pand. §§ 42 a. E., 48a.y 
§ 121 a. E. 227, Hanaus ek Lehre v. uneigentl. Niessbrauch S. 10 ff. und 
hiezu Strohal in Grünhut's Ztschr. 7. Bd. S. 403 ff., Stammler der Niess- 
brauch an Forderungen S. 24ff., Mansbach der Niessbrauch an Forde-^ 
rungen S. 1 ff. 

^*) Vgl. Hartmann Rechte an eigener Sache. 
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nämlich durch das Eigenthnm au einer Sache bestimmt 
wird. Diese Rechte können übrigens entweder ding- 
liche Rechte sein (z. B. dingliche Servituten), oder 
auch persönliche Rechte (z. B. Forderungsrechte aus 
Inhaber- oder Ordrepapieren, bei denen ihr Eigenthümer 
der Forderungsberechtigte ist. ^^) Das Gegenstück zu 
den Realrechten bilden die Reallasten , bei denen 
der Verpflichtete durch das Eigenthum an einer Sache 
bestimmt wird. Das der Reallast correspondirende 
Recht ist ein dingliches und als Anspruch ein per- 
sönliches Recht. 

e) Den übrigen — definitiven — Vermögensrechten zur 
Seite steht das Besitzrecht als provisorisches Recht, 
welches so lange reclitlich geschützt wird, bis es im 
Wege Rechtens behufs Durchsetzung eines definitiven 
Rechtes abgenommen, oder vom Besitzberechtigten frei- 
vdllig aufgegeben wird. Je nach dem Substrat des 
Besitzrechtes unterscheidet man den Sach- und den 
Rechts besitz. Der Letztere ist nur an solchen Rech- 
ten möglich, welche eine dauernde oder wiederholte 
Ausübung 'gestatten. Der Besitz ist je nach der Natur 
des ihm entsprechenden definitiven Rechts ein ding- 
liches oder ein persönliches Recht, i^) Nur soweit er 
nicht gesetzlich anerkannt und geschützt ist, ist er 
blosses Factum. 

f) Die Vermögensrechte, und unter diesen auch das Be- 
sitzrecht, sind grundsätzlich übertragbare Rechte. 
Nur einzelne Vermögensrechte sind ausnahmsweise un- 
übertragbare, „höchstpersönliche" Rechte. ^^.) 

2. Mit der Regelung der Lebensverhältnisse verbindet das 



^) Vgl. Savigny Recht des Besitzes § 49, Gerber System § 170, 
ünger System S. 553 ff., Schiffner § 26 und die in Note 12 citirte Lite- 
ratur. Bezüglich der Inhaberpapiere vgl. Brunner's Artikel ^ Inhaberpapiere" 
in Holtzendorff's Rechtslexicon, und die dort citirte Literatur. 

*®) Vgl. Canstein in Grünhut's Ztschr. 5. Bd. S. 741 Note 8. Vgl. 
dagegen Ran da Besitz. 3. Aufl. S. 43 ff. 

^^ ünger System L § 64, IL § 128, Pfaff u. Hofmann Comment. 
zu §§ 531, 536, 548, Schiffner § 29. 
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Privatrecht, wie bemerkt, auch den staatli chen Schutz. 

welchen es den Privatrechten gewährt.^^) 

a) Der Schutz der Privatrechte besteht in der Möglich- 
keit der Erwirkung der gerichtüch en A n e r k e n n u n g 
bestdiender Rechte, der executiven Erzwingung;^ der 
Erfüllung bestehender Pflichten und der, Siehe r- 
stellung^ der Rechte gegen drohende Verletzungen. 
Den klagelosen Rechten ist blos der erstere Schutz 
gewährt; die obligationes naturales können nur, und 
zwar im Wege der E^inrede zur gerichtlichen Anerken- 
nung gebracht werden. Allen übrigen Rechten ist mit 
dem Klagerechte, ausser dem Rechte auf gerichtliche 
Aiierkennung des Rechts, auch — sofern dies nöthig ist 
— das Recht auf die Execution und auf Sicherstelluug 
der gegnerischen Pflicht gewährt. Das gewährte Klage- 
recht umfasst übrigens auch das Recht, das durch die 
Klage geschützte Recht im Wege der Einrede (Replik, 
Duplik) geltend zu machen. Unter gewissen Vor- 
aussetzungen tritt eine Potenzirung des durch Klagen 
geschützten Rechtes dahin ein, dass sofort, ohne 
vorgängige Klage, die Execution erwirkt werden 
kann.^^) Dies bildet jedoch die Ausnahme. Regel- 
mässig ist daher def privatrechtliche Schutz: Klagen- 
schutz oder Schutz durch Gewährung des Klagereehts. 
Das Klag^recht ist aber nicht eine niöben dem 
Rechte stehende Befugniss (Macht), sondern eine dem 
Rechte innewohnende Kraft, durch welche das ge- 
schützte Recht gestärkt wird. Soweit das Klagerecht 
reicht, reicht auch das Recht selbst. Das Klagerecht 
durchdringt das Recht in allen jenen Richtungen, in 
denen es dasselbe schützt, und gewährt durch seinen 
Schutz dem Berechtigten die gesicherte Möglichkeit 
(Macht, Befugniss) zu handeln, und insbesondere zu 
gemessen und zu disponiren, sowie die Möglichkeit, 



*^ Vgl. die in Note 2 u. 3 citirte Literatur. 
^^ § 3 der Not.Ordg. v. J. 1871. 
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Handlungen (Unterlassungen) und Duldungen dritter 
Personen zu begehren.^O) 
b) Während das Klagerecht als solches Cin abstracto) 
nicht nothwendig einen bestimmten Verpflichteten 
voraussetzt, und wie bemerkt mit dem Rechte als 
Ganzen identisch ist, setzt der Anspruch ^i) das con- 
crete Klagerecht, §inen bestimmten Beklagten (An- 
gesprochenen) und einen bestimmten Inhalt, nämlich 
eine bestimmte Richtung des Rechtes, in Bezug 
auf welche die Klage und bezw. der Anspruch über- 
haupt erhoben wird, voraus; es kann nämlich die 
Klage (der Anspruch) auf Anerkennung des Rechts, 
oder auf Erfüllung einer gegnerischen Pflicht (Ver- 
pflichtung, Haftung) oder endlich oft auch auf Sich^r- 
stellung e rhoben werden. In der Regel geht die Klage 
sowohl auf Anerkennung des Rechts als auch auf Er- 
füllung der Pflicht und überdies bisweilen auf Sicher- 
stellung gegen künftige (wiederholte) Rechtsverietzungen. 
Bei rela tiven primären Rechten (insbesondere bei 
Contracts- und Quasicontractsrechten, sowie bei den An- 
sprachen aus Reallasten) ist der Verpflichtete und der In- 
halt des Rechtes schon von Anfang an, seit Entstehung 
des Rechtes, bestimmt. Das Klagerecht ist hier also 
von Anfang an ein concretes Klagerecht (actio nata), 
ein Anspruch. Insbesondere kann auf Anerkennung 
des Rechtes, und unter der gesetzlich bestimmten 
Voraussetzung auf Sicherstellung der Erfüllung der 
gegnerischen Pflicht, stets, vom Momente der Ent- 



*) Vgl. Brinz Fand. 2. Aufl. S. 311, Arndts Fand. § 96 zu Note 3 
und diese Note, Böcking Fand. § 131 Anm., Windscheid Fand. § 44, 
Kierulff Theorie des g. d. CR. S. 156, Bekker Ztschr. f. R.G. 9. Bd. 
S. 381, Demelius Untersuchungen I. S. 130 ff., Unger System II. S. 354. 

^^) Windscheid die Actio des r. R. S. 19 ff. Dagegen Muther zur 
Lehre von der röm. Actio. Hiegegen wieder Windscheid die Actio, „Ab- 
wehr gegen Muther," u. Fand. §§ 43 ff., Frinz S. 7 ff.. So hm in Grünhut's 
Ztschr. 4. Bd. S. 455 ff., Bekker Actionen I. S. 11 ff, Thon S. 223 ff., 
Degenkolb Einlassungszwang u. ürtheilsnorm S. 44 ff., Arndts § 96 Note 5, 
Unger 11. S. 323 ff. 
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stehung des relativen Rechtes an, wann immer geklagt 
werden. Nur auf Erfüllung kann nicht immer so- 
fort geklagt werden. Denn ist die Verpflichtung des 
Gegners eine bedingte oder betagte, so kann die Klage 
auf Erfüllung erst nach Eintritt der Suspensivbedingung 
bezw. des Anfangstermines erhoben werden.22) 

Bei absolulen .mid-.bei relativen secundären 
(der gegnerischen Haftungspflicht entsprechenden) 
Rechten entsteht das concrete Klagerecht, der Anspruch, 

luten Rechten wird nämlich erst durch die Rechts- 
verletzung sowohl die Person des Verpflichteten als 
auch der Inhalt der Klage bestimmt, während bei 
relativen secundären Rechten (z. B. bei dem Rechte 
aus der Verpflichtung zur diligentia aus einem Ver- 
trage oder aus einem quasicontractlichen Verhältnisse) 
erst durch die Verletzung des Rechtes (bezw. in erster 
Linie der Pflicht) der Inhalt der Klage bestimmt ist. 
In beiden Fällen ist also eine Rechtsverletzung nöthig, 
um das abstracte Klagerecht zum Ansprüche zu machen. 
Anspru(;J ^,, |pt. wie Eingangs gesagt wurde, ein 
pfteht in Pin^r hftst.immf.PTi Richtonpf pfegeji eine be- 



stimmte Person,^ Er deckt demnach das Recht in der 
Regel nicht vollständig^ sondern nur in einer be- 
stimmten Richtung; und zwar auch bei relativen pri- 
mären Rechten, bei denen ebenfalls zunächst auf An- 
erkennung allein, oder auch auf Erfüllung und bezw. 
auf Sicherstellung geklagt werden kann. 

Die Ansprüche gehen, wie bemerkt, überhaupt ent- 
weder auf Anerkennung des Rechts, oder auf Erfüllung 
der Pflicht oder endlich auf Sicherstellung gegen künf- 
tige Rechtsverletzungen. ^^) 



^) Eine Rechts verletzung ist aber hier nicht nöthig um das abstracte 
Klagerecht zu einem concreten, activeh zu machen. Die Klage und bezw. 
überhaupt der Anspruch kann hier erhoben werden, wenn auch das Recht 
nicht verletzt wurde. 

23) Thon S. 70, Bekker Actionen I. S. 11 ff. 

V. Canstein, Oesterreichisches Civilprozessrecht. 33 



510 Prozess-Objecte. 

a) Der Anapriipl^ auf Anerkennu ng eines Rechtes 
kann entweder auf Anerkennung des Bestandes des 
Rechtes des Berechtigten ü)..q 8iti^y.£.r, A nspi-qijjl^l 
oder auf Anerkennung des Nichtbestandes eines 
gegnerischenKechtes Cp e g ati v e r Anspruch) gehen. 
Er kann femer derartig sein, dass nur das 

^t IJ» l>^ M II ' I I ""l*! 

g^rifiM^ die Anerkennung rechtswirksam aus- 
sprechen kann, wie der Anspruch auf üngiltig- 
erklärung der Ehe, oder er kann derartig sein, dass 
die gerichtliche Anerkennung die vom Gegner ver- 
weigerte Anerkennung zwangsweise .gß^ährfia^^nd 
bezw. ersetzejpu oder endlich den Bestand des 
IJechtes gegen künftige Anfechtung sichern soll.^ 
Der Anspruch auf Anerkennung kann in der 
Regel entweder im Wege der Klage oder im Wege 
der Einredje (Replik, Duplik) geltend gemacht 
werden. Als Ausnahme erscheint insb. der Anspruch 
auf Scheidung, Trennung,^^) und auf üngiltigerklä- 
rung der Ehe, der immer durch Klage zu erheben ist. 
Klagelose Ansprüche (obligationes naturales), bei 
[enen stets nur die Anerkennung ihres Bestandes 
gerichtlich gefordert werden kann, sind stets im 
Wege der Einre^de^jJJßplik etc.) geltend zu machen. 
Negative Ansprüche werden in der Regel mittelst 
der E^'^^^dp. geltend gemacht; es steht jedoch 
nichts im Wege sie auch mittelst der Klage geltend 
zu machen, sofern das Recht ein klagbares ist. 

Bei den sogenannten PräjudiclaJJtlagen geht 
der Anspruch stets blosüuf Anerkennung, bei den 
sonstigen Klagen zunächst auf Anerkennung und 
zugleich auf Erfüllung oder auf Sicherstellung, oder 
neben der Erfüllung auch aTif Sicherstellung gegen 
künftige Rechtsverletzungen. ^6) 



a4> 



') Degenkolb S. 131 if., Weismann die Feststellungsklage S. 113 fif. 

'*) Die Ehe der Juden kann auch ohne Klage getrennt werden §§ 133 ff. 
A.B.G.B. Die einverständliche Scheidung erfolgt überhaupt auf Grund 
eines blossen Scheidungsgesuches § 105 A.B.G.B. 

^) ünger II. S. 367 ff. 
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ß) Der Ansprach auf Erfüllung geht entweder auf 
Erfüllung der dem pnmäreii Rechte entsprechenden 
(secundären) Verpflichtung („Substanzleistung"), 
welche in einem positiven Handeln (Leisten: dare, 
facere, restituere oder exhibere), oder in einem 
Unterlassen oder endlich in einem JDul den be- 
stehen kann ; o de r auf Erfftllnng^d&r (primären)H af- 
* tungspflicht (Herstellung des früheren Zustandes 
öder Verhältnisses, z. B. Wegräumung gesetzter Hin- 
demisse u. s. w., und bezw. Schadenersatzleistung) ; 
oder endlich auf Beides. 

Die Erfüllung hat in der Regel durch den Ver- 
pflichteten selbst zu geschehen. Bei dem Anspruch 
auf Scheidung, Trennung und Ungiltigerklärung der 
Ehe muss sie stets vom Richter erfolgen r^?) ebenso bei 
3en Theilangsklage n^ insofern sie gerichtlich geltend 
gemacht werden. In beiden Fällen wird der An- 
spruch auf Erfüllung mittelst Constituirung neuer 
RechtsYßxhäliaüase durch den Richter (im gericht- 
lichen Urtheile) befriedigt. In den übrigen Fällen 
(und bezw. theilweise auch bei den Theilungsklagen) 
hat der Beklagte den Anspruch zu befriedigen, 
widrigens, wenn seine Pflicht (durch gerichtliches 
condemnatorisches Urtheil oder sonst durch einen 
Executionstitel) feststeht, die zwangsweise Befriedi- 
gung des Anspruches eintritt. 

Der Anspruch auf Erfüllung muss im Wege der 
Klage (Widerklage) bezw. des Executionsge- 
suches geltend gemacht werden. Ausnahmsweise 
kann die vorläufige Bewilligung eines besonderen 
Wohnortes oder einer Alimentation während eines 
Eheprozesses mittelst blossen Gesuches begehrt 
werden. 2^) 
y) Der Anspruch auf Sicherung kann entweder auf 



^^ Rittner Oesterr. Eherecht S. 346, 349. Vgl. auch oben Note 25. 
^) § 14 lit. a. Jur.Norm. 

33* 
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Leistung einer Cantion oder auf eine Anmerkung' 
in den öffentlichen Grund- oder Depositenbücherü 
oder auf Verhängung des Personal- oder Real- 
arrestiös (Verbot, prov. Sequestration) oder äuT" 
&lassung eines gerichtlichen Gebotes oder Verbotes 
unter Strafandrohung oder endlich darauf gehen, 
dass der Gegner infolge der AuilürAerungs klage 
oder der öffentlichen Proypcation verpflichtet 
werde, seine (behaupteten) Rechte binnen einer be- 
stimmten Frist im Wege der Klage geltend zu 
machen, widrigens dieselben durch Präclusion er- 
löschen wurden. Der Anspruch auf Sicherstellung 
ist in der Regel mittelst Gesuches geltend zu 
machen und dann 'nacjiiaäglich. (durch Kla^e) zu 
rechtfertigen; oft ist eine (sofortige) Klage nöthig.^^) 

c) Die verschiedenen Privatrechts-Ansprüche können, wie 
aus dem Gesagten ersichtlich ist, durch verschiedene 
Rechtsmittel (im weiteren Sinne), nämlich »durch die 
Klage, Einrede oder durch Gesuche geltend gemacht 
werden. Je nach Verschiedenheit der Rechtsmittel, 
mittelst welcher diese Ansprüche geltend gemacht 
werden, unterscheidet man Klageansprüche, Einrede- 
ansprüche und Gesuche. 

d) Von diesen wesentlich" verschieden sind: das Klage- 
b e ge h r e n , da s Begehren 3er Klag&eantwörTungs^Scfirtft 

jmredeschrift) bezw. -Rede, und das Gesuchsbegehteii, 

welche als syllogistische Schlusssätze der möglicherweise 

in einer Mehrzahl vorgebrachten, verschiedenen, oft 

durch gegnerische Gegenansprüche modificirten KJage- 

ansprüche, Einredeansprüche oder Gesuche erscheinen, 

und Bestandtheile der betreffenden Prozessschriften 

und bezw. Prozessreden sind. 

(Abstractes) Klagerecht, Anspruch, Hageanspruch und 

Klagebeg ehren sind demnach wesentlich verschiedene Begriffe, 

die nicht mit einander verwechselt werden dürfen. 



^^ Das Detail folgt in der Lehre von der Execution. 
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II. Hauptansprüche heissen im Civilprozesse jene An- 
Sprüche, welche selbstständig , sei es im nege der Klage, » ^' '^ 
sei es im Wege der Einrede, sei es endlich im Wege des Ge- 
suches, geltend gemacht werden. In diesem Sinne sind nament- 
lich alle die Hauptsache (im Unterschiede zur Nebensache) im 
civilrechtlichen Sinne betreifenden Ansprüche, Hauptansprüche. 

In der Regel versteht man aber ...unter .Ho^uptansprüchen (im 
engeren Sinne) o der unter der sog. Hauptsache des Prozesses d ie t.ö.O» 
mittelst Klage geltend gemachten Ansprüche , es mögen die- 
selben selbstständige oder dependente Ansprüche sein, und 
civilrechtliche Haupt- oder Nebensaohen (z. B. selbstständig ein- 
geklagte Zinsen) betreffen. 

Hauptansprüche in dem einen und in dem anderen Sinne 
können mitunter auch civilprozessuale Ansprüche sein; d. h. 
Ansprüche aus Rechten, welche das Civilprozessrecht den 
im Civilprozesse auftretenden Personen als solchen gewährt, 
und die daher lediglich aus dem Civilprozessrechtsverhältniss 
entspringeii. Hierher gehören z. B. die Syndicatsklage, die 
Klage auf Zahlung der liquidirten Vertretungskosten, die Resti- 
tutionsklage u. s. w.^^) 

III. Ansprüche können oft in einer zusammenhängenden 
Meh rheit neben einander bestehen. Der Zusammenhang kann 
wesentlich doppelter Art sein : Id entität des Entstel lung 
oder Con ne xi tä t d e r An s prü che. 

1. Ansprüche, welche einen identischen Entstehungs- 
grund haben, d. h. welche entweder aus einem und dem- 
selben rechtserzeugenden Factum oder aus einem und dem- 
selben Rechtsverhältniss entspringen, sind insofern für den Pro- 
zess von Bedeutung, als sie zur (subjecti ven oder jabißctii^en) 
Klagenhäufung geeignet sind.^*) Dies ist aber nur der Fall, 
wenn sie 



*0 Vgl. oben S. 2 Note 2undHeysslerm Behrend's Ztschr. 7. Bd. S. 5. 

") § 4 allg. u. W^.G.O. §§ 40, 41 Jur.Norm. Vgl. Suttinger Obs. 
XVII. § 1, Landtafel Oest. u. d. E. Tit 14 und die Böhm. L.O. v. 1500 
§§ 49ff., 59, Senz Ger.Ztg. 1852 N. 125ff., Brackenhöft die Identität 
XL. Connexität der Rechtsverhältnisse Cap. IV., Planck Mehrheit der Rechts- 
Streitigkeiten, Wetzeil S. 825 ff., Renaud S. 143 ff., 152 f., 438 ff., Bayer 
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a) entweder einen und denM lJLaft«fiLSlgfij3jAan d .betrefifen, 
oder 

b) z wischen denselben Personen bestehen. 

<u^ JiK^^ UA^^f 2. Connexität ist das VerEältnisF'^s Zusammenhanges 

'V/ ''^L \ zweier oder mehrerer Ansprüche, deren Entstehungsgrund nicht 
/ . ^ ; / nothwendig identisch sein muss. Die Connexität kann eine 
* ' *' \ materielle oder eine blos formelle sein.^^) 

a) Die materielle Confl y|,]|:&t besteht in einem noth- 
wendigen Causalnexus (yon Bedingung und Bedingtem ^ 
zwischen zwei oder mehreren Hauntansprüchen, von 
denen der eine der präjudicirende und der zweite 
der präjudicirte, dependente Anspruch ist, so dass 
mit dem präjudiciellen Ansprüche, der Bedingung, auch, 
der dependente Anspruch, das Bedingte, steht und fällt. 
Deshalb muss auch über den präjudiciellen Anspruch 
früher oder gleichzeitig mit dem präjudicirten Ansprüche 

"2 V w ^ erkannt werden. In diesem Verhältnisse steht nament- 
lich der Anspruch auf Anerkennung des Bestandes 
eines Rechtes und der Anspruch auf Erfüllung der 
diesem Rechte entsprechenden Pflicht. ^^) 

b) Die formelle Connexität besteht darin, dass zwischen 
zwei selbstständigen Ansprüchen blos ein äusserer 



S. 50ff., 115 ff., 119, Endemann S. 255 ff., 630 f., Schmid S. 40 f. — 
Wetzeil S. 827 f. bemerkt nicht ohne Grund, dass statt von einer Iden- 
tität des Entstehungsgrundes richtiger von der Gemeinsamkeit oder 
Einheit des Rechtsverhältnisses gesprochen werden sollte, aus denen 
die mehreren zusammenhängenden Ansprüche entspringen; indess unsere 
Gesetzesstellen sprechen im Anschluss an die ältere Doctrin ausdrücklich von 
der Identität des Entstehungsgrundes. 

33) Vgl. die in Note 31 citirten Literaturstellen. Wetzell S. 826 
Note 9 bemerkt, dass die Unterscheidung einer materiellen und einer for- 
mellen Connexität unnütz sei. (Vgl. auch Planck Mehrheit der Rstreit. 
^ S. 338.) Für das österr. C.P.R. ist dies jedoch nicht zutreffend; denn die 

h.iti .'r< \f tfi^iormelle Connexität bildet im Wechsel- u. Mandatsverfahren den Grund für 
6'.>H<t/t't'ctC4- ^^® Zulässigkeit der uneigentlicben Streitgenossenschaft. Vgl. oben § 36 
Cr X X » t<i iVrii ^iöS^s Lehrbuchs S. 458. 

L,''.^»'- ' ^ ^ Wetzell S. 863 ff., Planck Mehrheit d. Rstr. S. 247 ff., Beth- 
^. mann-Hollweg Vers. S. 123 ff., Endemann S. 577 ff., Bayer S. 50ff., 

Renaud S. 438 ff., Schmid S. 40 f. 
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Zusammenhang besteht. Ein solcher ist u. A. die ge- 
mieinscüatiuche Verb rief ung von Ansprüchen in 
einer und derselben (zum Mandatsverfahren berechti- 
genden) Urkunde oder in einem Wechsel, welche, wie 
wir kennen gelernt haben, den Grund der Zulässigkeit 
der uneigentlic hen Streitgenossenschaft bildet.^) 
IV. Privatrechtsanspriiche können auch mit strafbaren 
Handlung^en im Zusj^Tnmjßahaaji^ß stehen.^^) Hängt ein 
[vatrechtsanspruch von dem Beweise und der Zurechnung 
einer strafbaren Handlung (Verbrechen, Vergehen, üeber- 
tretung) ab, so kann er vor erfolgtem Urtheile des Straf- 
gerichtes nicht mittelst Klage geltend gemacht werden. Kommt 
erst ina Xaufe des Civilprozesses eine strafbare Handlung zum 
Vorschein, welche für einen erhobenen Privatrechtsanspruch 
präjudicirend ist, so ist der Civilprozess einzustellen, nöthigen- 
falls dem Staatsanwalt die Strafanzeige zu machen und das 
Erkenntniss des Strafgerichtes abzuwarten. Dies gilt nament- 
lich auch bei Wuchergeschäften in Galizien und in der Buko- 
wina. ^^) 



II. Nebenansprüche. 

1. üeberhaupt. 

§ 41. 
Nebenan ^^p^ficl^fti'^ heissen jene Ansprüche, welche neben 
den Hauptansprüchen oder behufs gerichtlicher Anerkennung 



^) § 1 Mand.Verf. v. 1855, §§ 6, 7 Wechs.Verf., § 7 Wechs. Sich. Verf. 

^) Glaser in Haimerrs Vjschr. 15. Bd. Literblatt. S. 63 ff. über Ort - 
loff 8 Adhäsionsprozess, Brück üeber die präjudicielle Wirkung des rechts- 
kräftigen Criminaliirtheils auf die connexe Givilsache 1875 u. hiezu Mayer 
in Grünhut's Ztschr. 3. Bd. S. 367 ff. Vgl. auch Linde im Arch. f. c. Prax. 
19. Bd. S. 498 ff., Arnold daselbst 28. Bd. S. 78 ff., Schaff er das. 37. Bd. 
S. 28 ff., Simon das. 39. Bd. S. 263 ff., Ullmann das österr. Strafprozess- 
recht S. 30 ff., 680 ff., Planck S. 99 f. 

^ § 5 Wucherges. 

Vgl. Wetzeil S. 115 u. 554, Renaud S. 199, 642, Endemann 
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und zwangsweiser Durchsetzung derselben im Prozesse geltend 
gemacht werden können. 

Sie sind zum weitaus grössten Theile civilprozessrecht- 

•«Jmi— ^— — —M — »■■■■■I U I 'II» I ' ■i« « iiiiiii MW ii »fl i«M..,^.i<».i mMW»u > nnu l— — »n«a 

liehe Ansprüche^ Privatrechtliche Nebenansprüche kommen 
hauptsäcEIich bei vermögensrechtlichen Hauptanspruchen vor, 
indem neben dem Ansprüche bezüglich der Hauptsache auch 
Nebensachen derselben (Accessionen, Zuwachs, Pertinenzen, 
Früchte, Zinsen) beansprucht werden können.^) 

Die Nebenansprüche können entweder neben den Haupt- 
ansprüchen in der Klage- bezw. KlagebeantwortuSgs- (u. s. w.) 
Schrift oder -Rede, insbesondere als sogenannteNebengebühren 
(welche die civilrechtlichen Nebensachen, insbesondere Zinsen, 
und die Gerichtskosten umfassen),*) oder, sofer n sie prozessuale 
Nebenansprüche sind, selbstständig durch Gesuche un S^ 
KecETsmTEtei im engeren Sinne (Appellation, Recurs, Restitu- 
fionsgesucirurT^w.) geltend gemacht werden.^) Werden s ie 
selbstständig mittelst Klagen geltend gemacht, so erscheinen 
Sie, wie z. B. die Restitutionsklage, als Hauptansprüche im 
\ engeren rTönnelle D) S inne. 

\ *' Die prozessrechtlichen Nebenansprüche werden in der 
. >. I.t \\;: Regel selbstständig durch Gesuche oder Rechtsmittel im 
f k I 'engeren Sinne geltend gemacht. Sie können ebenso wie der 

' Anspruch auf Sicherstellung ,^) bisweilen auch vor Geltend- 
machung des Hauptanspruches geltend gemacht werden; so z. B. 
der Anspruch auf die Beweisaufnahme zum ewigen Gedächt- 
nisse.-^) Mitunter werden prozessuale Nebenansprüche — ab- 
gesehen von dem Anspruch auf Prozesskostenersatz — auch 
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S. 570, 625, Bayer S. 209 f., 406, 536, 1037, Schmid S. 40 f. — Vgl. 
auch ünger System I. S. 430 flF., Schiffner Lehrb. §§ 78 fF. Insbes. siehe 
aber Menger S. 265 ff. 

^ Vgl. Menger S. 270, 273 ff., 293 Note 49, Endemann S. 625. 

^ Vgl. ünger I. S. 430 ff., Schiffner §§ 78 ff. 

*) Menger S. 301 Note 61, ünger System IL S. 371 f. Note 14 u. 
S. 606 Note 13, Beidtel S. 127 ff. 

5) Vgl. Menger S. 301 ff. 

^) Vgl. das 28.— 30. Kapitel der beiden Gerichtsordnungen. 

^ §§ 179ff. A.G.O. §§ 251 ff. W.G.O. 
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mit dem Hauptanspruche zugleich geltend gemacht; so z. B. 
der Ladungsanspruch , der Anspruch auf Einleitung eines be- 
stimmten Verfahrens, auf Ertheilung des Armenrechtes u. s.w.^) 
In der Regel werden aber die Prozess-Nebenanspruche während 
der Anhängigkeit des Prozesses besonders geltend gemacht. 
Charakteristisch für die Prozessrechts-Nebenansprüche ist, 

MTT-^li M l« ti l»l " ' " "" ' " I » " I I II » II I I I I li WUl m II II III II I -T.» iac*«*«>j»*.v»«.nrnii»,jm5^ 

dass dieselben inJ|eL„RegeL,ohae varhergehe^^^^ Verneh- 
mun g des Geg ners und auf Grund blosser Bescheinigung ent- 
sc hieden jsg^rdßfi. Es steht aber dem Gegner in der Regel frei, 
nachträglich nach Erlass der Entscheidung und bezw. Ver- 
fügung seine Vertheidigung vorzubringen.^) 

Die privatrechtlichen Nebenansprüche finden ihre Rege- 
lung im Privatrechte. ^^) Die prozessrechtlichen Neben- 
ansprüche werden im Folgenden an den einschlägigen Stellen be- 
sprochen. An dieser Stelle sollen nur die Ansprüche auf den Pro- 
zesskostenersatz und damit im Zusammenhange der Anspruch auf 
das Armenrecht und auf die klägerische Caution für die Kosten- 
ersatzpflicht des Beklagten, sowie in einem weiteren Paragraph 
der Anspruch auf Sicherung vor Gefährde besonders besprochen 
werden, weil diese Nebenansprüche keine bestimmte Stelle im 
System der Prozessrechts-Theorie in Anspruch nehmen. 

2. Der Anspruch auf Prozesskostenersatz, auf das 
Armenrecht und auf die actorische Caution. 

§ 42. 

A. Der Anspruch auf den,JElxaai^>^^^ s s - 

kosten.!) Dieser civilprozessrechtliche Nebenanspruch ent- 

«) Vgl. Menger S. 273 ff. 

^ Menger S. 284 ff. 

1*0 Vgl. diesfalls ünger I. S. 430 ff., Schiffner §§ 78 ff. 

1) Weber über die Prozesskosten 5. Ausg. 1811, Linde Arch. f. c. 
Prax. 16. Bd. S. 59 ff., Bender Arch. f. c. Prax. 35. Bd. S. 240 ff., Dern- 
burg Abhdlgen. aus dem Gebiete des gem. u. franz. Civil- u. Prozr. 1849 
S. 119 ff., Wetzeil S. 562 ff., Renaud S. 732, Endemann S. 505 ff., 
Bayer S. 76 ff., Schmid I. S. 193 ff., Canstein C.P.Novelle S. 70 ff., 
Kitka in Wagner s Ztschr. f. osterr. Rgel. 1847 II. S. 9 ff. und in HaimerPs 
Magazin 16. Bd. S. 129 ff. — Vgl. oben S. 26 Note 36 dieses Lehrbuches, 
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spricht der Haftung, welche denjenigen, der dem Gegner Prozess- 
kosten verursacht, insofern trifft, als er einen Anspruch ohne 
Erfolg geltend macht oder einen gerichtlich geltend gemachten 
Anspruch des Gegners^ghne Erfolg be^^^^^^ Diese Haftung 

erscheint aber nicht als Folge einer strafbaren Handlung und 
daher auch nicht als Strafe,^-^) sondern wesentlich als Ent- 
sc hädi^ningspflicht^ welche der civilrechtlichen Entschädigungs- 
pflicht ganz ähnlich ist.^) 

L Unter Prn7ftRs|cost,ftTi versteht man die durch die 
Prozessfiihrung verursachten Auslagen. Diese Auslagen sind 
wesentlich zweifacher Art: Gebühren und Auslagen anderer Art. 

1. Die Gebühren sind die für die fhätigkeit der Ge- 
richte zu entrichtenden Abgaben. Werden sie dem betreffen- 
den Organe für dessen Thätigkeit direct gezahlt, so heissen 
sie Sportein (z. B. die Reisegebühren und Diäten der Richter, 
die ZusteUungsgebühren der Zustellungsorgane u. s. w.). Werden 
sie dagegen dem Staate gezahlt, so heissen sie Gebühren im 
engeren und eigentlichen Sinne. Diese Gebühren sind entweder 
dire^cte, (beim Steueramte) baar zu bezahlende, oder indirecte, 
mittelst Stempelmarken zu entrichtende Gebühren.*) 

Als directe Gebühr erscheint insbesondere die ürtheils- 
gebühr, wenn der Streitgegenstand über 800 fl. werth, oder in 
Geld unschätzbar ist. Zum Behuf e der Betnessung dieser Ge- 
bühren hat das Gericht das betreffende Urtheil (den gericht- 
lichen Vergleich) dem Gebührenbemessungsamte mitzutheilen.^) 

^ Als Strafe wurde die Prozesskostenersatzpflicht namentlich von 
Emmerich über Prozesskosten 1791, Brackenhofft im Arch. f. pract. 
R.Wiss.. 5. Bd. S. 83 u. von Dernburg S. 131 fP. erklärt. Vgl. dagegen 
Savigny System 5. Bd. S. 38, Binding die Normen I. 1872 S. 166ff. — 
Renaud S. 735 u. Endemann S. 507 f. erklären die Prozesskostenersatz- 
pflicht als Ausfluss der Ordnung des Prozesses, Wetzeil als poena temere 
litigantium. 

^ Vgl. die Motive zu § 26 der C.P.Nov., vgl. weiter Weber a. a. 0. 
u. Schmid S. 193 ff., welche sich jedoch ohne Grund auf die lex Aquilia 
stutzen. 

*) Renaud S. 732 ff., Wetzeil S. 562. 

^) Tarifpost 103, D. a) u. Anmerkung 3 daselbst, vgl. auch T.P. 45 
u. 53, Gebührengesetz v. 9. Febr. 1850 N. 50 R.G.Bl., Manz'sche Geeetzäusg. 
12. Bd. 
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In der Regel sind die Gebühren iudirect, durch Stempel- 
marken zu entrichten* Als Grundsatz gilt, dass jede bei Ge- 
richt eingebrachte Eingabe, von dem dieselbe Einbringenden 
mit dem entsprechenden Stempel zu versehen ist.^) Bei Ter- 
minen hat jene Partei den Protokollsstempel zu liefern, in deren 
Interesse der Termin abgehalten oder deren Vorbringen zuerst 
auf dem betreffenden Bogen aufzunehmen ist.'^) Der Urtheils- 
stempel ist bei Verfassung des Actenrotels oder Actenverzeich- 
nisses und zwar (ebenso wie die directe Urtheilsgebühr) von 
jeder Partei zur Hälfte zu entrichten, und wenn eine Partei 
nicht anwesend ist, von der anwesenden Partei auch für die 
andere Partei vorzustrecken. Indess kann der Urtheilsstempel 
auch noch später, bis zur Ausfertigung (Zustellung) des Urtheils 
nachgetragen werden. Ist daher dem Actenrotel und bezw. 
Acten Verzeichnisse der Urtheilsstempel nicht beigefügt, so hat 
das Gericht denselben von den Parteien abzufordern. Zu die- 
sem Behufe hat das Gericht (der Referent auf dem Referats- 
bogen) das Expeditsamt zu beauftragen, dass es die Parteien 
vor der Ausfertigung des Urtheils zur Beibringung des Urtheils- 
stempels auffordere, und wenn sie dieser Aufforderung nicht 
Folge leisten, den Stempelmangel behufs Eintreibung der drei- 
fachen Gebühr (als Strafe) dem Gebührenbemessungsamte 
anzeige.^) ^) 



^) § 64 N. 5 des Geb. Ges. 
') § 66 Geb. Ges. 

^ §§ 66, 67 Geb. Ges. F.M.Erl. v. 3. Febr. 1851 Z. 36367. 
^ Bezüglich der Stempelgebühren sei für die in den Justizdienst 
Eintretenden bemerkt: 

1. Der Urtheilsstempel für Streitgegenstande bis 25 fl. werth ist 
50 kr.; 25 bis 50fl. — Ifl.; 50 bis 200 fl., sowie in Concurs- 
prozessen, Besitz- u. Bestandstreitigkeiten •— 2 fl. 50 kr.; 200 bis 
800 fl. — 5fl., Syndicatserkenntnisse sind stempelfrei. 

2. Der Stempel für Beiurtheile u. Erkenntnisse inlncidenz- 
(insbes. Restitutions-) Prozessen ist 1 fl., wenn der Streitgegenstand 
bis 50 fl. werth ist, und sonst 2 fl. 50 kr. Ist vor der Fällung des 
Beiurtheils der Urtheilsstempel entrichtet worden, so ist dann für 
das Ürtheil in der Hauptsache blos der Beiurtheilsstempel zu 
entrichten. 
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2. So£8tigjeLJLiisia.g£Ji, oder sog. aussergerichtliche Pro- 
zesskosten sind alle übrigen Anslagen, welche die Prozessführung 
verursacht, also insbes. das Honorar der Prozessvertreter und 
Rechtsbeistände, die Gebühren der Zeugen und Sachverständigen, 
die Reise- und Zeitvergütungen an den Gegner, die Ueber- 
setzungs-, Abschriften- und Edictalkosten, sowie das Briefporto 
u. s. w. ^^) 

n. Voraussetzung der Entscheidung über den Pro- 
zesskostenersatz ist die Liqujdirung. oder richtiger die spezificirte 
Verzeichnung "derselben in einem den Acten beizulegenden oder 
in einer Prozessschrift (bezw. in einem Protokolle) aufeu- 
nehmenden Verzeichnisse.^^) In dieses Verzeichniss hat der 



3. Die Vergleichs Urkunde als solche unterliegt dem Stempel 
von 50 kr. 

4. Für den ersten Bogen der Appellationen, Revisionen und 
Nullit ätsbe seh wer den ist, wenn die ürtheilsgebühr bis 5fl. 
betragt, der ürtheilsstempel und sonst ein lOfl.-Stempel vorge- 
schrieben. Für den ersten Bogen der Recurse (und Nullitäts- 
beschwerden im Bagatellverfahren) ist, wenn der Streitgegenstand 
bis 50 fl. werth ist, ein 50kr.-Stempel; wenn die Appellations- 
gebühr 10 fl. betragen würde, ein 5fl.-Stempel und sonst ein Ifl.- 
Stempel zu entrichten. 

Für die weiteren Bögen dieser Rechtsmittel Schriften sind 12 kr. 
und 36 kr. Stempel zu entrichten, je nachdem der Streitgegenstand 
bis 50 fl. oder darüber werth ist. . 

5. Eingaben u. Protokolle unterliegen, wenn der Streitgegenstand 
bis 50 fl. werth ist, einem 12 kr. -Stempel und sonst einem 36 kr.- 
Stempel per Bogen. 

6. Beilagen u. Rubriken der Eingaben u. Protokolle unterliegen 
dem Stempel von 10 bezw. 15 kr. per Bogen, je nachdem die 
Eingabe (bezw. die weiteren Bogen der Rechtsmittelschriften) dem 
Stempel von 12 kr. oder 36 kr. unterliegen. 

7. Vollmachten, in denen keine Entlohnung versprochen wird, 
unterliegen dem Stempel von 50 kr. 

(Vgl. Tarifpost 43, 103, 105 des Gebührengesetzes und die daselbst in der 
Manz'schen Gesetzesausgabe 12. Bd. angeführten Nachtragsgesetze.) 

«0 §§ 424, 167, 193, 404 f. A.G.O. §§ 556, 239, 265, 537 f. W. G.G. 

") § 403 A.G.O. § 536 W.G.O. — Vgl. Jud.Buch N. 30 u. Nippel 
S. 478. Vgl. Suttinger Obs. 133, Weingärtler Con- et discordantia 
S. 256, Landtafel Oest. u. d. E. Tit. 62, Oest. ob d. E. Tit. 53. 
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Prozessvertreter insbesondere auch seine Gebühren (Honorar 
und Auslagen) aufzunehmen, widrigens er den Anspruch gegen 
den Vertretenen auf Bezahlung desselben verliert. ^2^. 

Ein ausdrückliches Begehren auf Zuerkennung der Prozess- 
kosten ist einerseits in der Regel nicht nothwendig und 
ersetzt andererseits nicht die Verzeichnung der Prozesskosten. ^^) 
Nur in dem Falle als die sofortige Zuerkennung des Ersatzes 
der durch die Erstreckung eines Termines verursachten Kosten 
begehrt wird, ist ein besonderes diesfälliges Ansuchen noth- 
v^rendig. 1*). 

III. Die Entscheidung über die Prozesskosten anlangend, 
gilt der Grundsatz, dass das Gericht, abgesehen von Beiurthei- 
lenj£)^in jedem ürtbeile und Erkenntnisse, es möge dieses 
über den Hauptanspruch gefällt oder in einem Inzidentstreite 
erlassen werden, neben der Entscheidung des Streites auch die 
Entscheidung über den Ersatz der Prozesskosten unter allfälli- 
gerJMässigung derselben aufzunehmen habe, wenn sie gehörig 
verzeichnet worden sind. 1^) Insbesondere ist auch im Restit u- 
tionsprozesse . -ü ber den Prozesskosten ersatz zu entscheiden, und 
derselbe im Restitutionsprozesse wegen Versäumung einer Frist 
oder eines Termines stets (also auch im Falle des Obsiegens) 
dem Restitutionswerber aufzuerlegen.^'^) Ebenso ist auch in 
dem Bescheide, mittelst dessen eine Tagsatzung erstreckt 
wird,*über Sie durch die Erstreckung verursachten Kosten auf 
Antrag zu entscheiden und der Ersatz jener Partei aufzuerlegen, 



12) § 424 A.G.O. §§ 556 f. W.G.O. Res. v. 14. Juni 1784 N. 306 
J.G.S. lit. e. f. 

1^) Vgl. dagegen Menger S. 301 Note 61 und gegen ihn Canstein 
in der kr. Vjschr. 19. Bd. S. 65. Vgl. auch § 257 Entw. 

") § 15 C.P.NoveUe v. 1874. Vgl. Canstein die ost. C.P.Novelle 
V. 1874 S. 55 f. § 257 Entw. 

1^) Hofd. V. 22. Juni 1835 N. 42 J.G.S. § 535 W.G.O. 

i^§§401fF., 425 A.G.O. §§ 534 ff., 558 W.G.O. §257 Entw. 
Nach dem Entwürfe wird an die Stelle der richterlichen Mässigung der 
Gerichtskosten ein Liquidationsverfahren eintreten, §§ 260 f. Entw. 

1^ § 496 W.G.O. Hofd. v. 1. Juli 1790 N. 31 J.G.S. Spruch-Rep. 
N. 79. Canstein S. 71 Note *). 
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auf deren Seite der Grund der Erstreckung eingetreten ist.^^) 

Die Prozesskosten, über welche, bereits einmal emts.chiöien__ 
wurde (also jene der Inzidenzprozesse und insb. des Restitu- 
tionsprozesses, sowie jene einer Tenninserstreckung) sind bei 
der Fällung des Urtheiles über den Hauptanspruch nicht mehr 
in Betracht zu ziehen, und kann daher jene Partei, welche ein- 
mal zu ihrem Ersatz verurtheilt wurde, auch wenn sie im 
Hauptstreite obsiegt, deren Rückersatz nicht mehr begehren.^^) 

Im T^ftin rf h fti 1 A jsj; ^,^gfc|P.]^]i>h TiPry^^y-y^^bfth^^, daSS die 

Entscheioung uBerden Prozesskostenersatz in dem Endurtheile 
erfolgen werde, ^o) 

Streitgenossen haben^ die Prozesskosten nach K öp fen 
zu trägen, unH^Tbezw. dem Gegner zu ersetzen, sofern sie 
nicht besondere KQgten veranlasst haben, die sie selbst tragen 
bezw. ersetzen müssen, oder sofern sie nicht schon bezüglich 
des Hauptanspruchs solidarisch verpflichtet sind. 2^) 

Im Einzelnen gelten bezüglich der Verpflichtung zum 
Ersätze der Gerichtskostefi folgende Grundsätze, und zwar: 
1^ Bezüglich der Gerichtskosten erster Instanz. 
" Bei der Entscheidung über den Ersatz dieser 
Kosten, es möge hierüber in erster oder in höherer 
Instanz entschieden werden, hat das Gericht,^^) stets 
darauf zu sehen, ob und in wiefern eine Partei mit 
ihrem in erster In stanz geltend gemachten. Haupt - 
anspru c h e siege, 
a) Die vom Prozesse abst gjb ^j^cjl^ und die im Rechts- 



18) § 15 G.P.Nov. V. 1874. 

*9) Canstein S. 71. — § 257 Entw. 

3ö) Vgl. oben Note 15. 

") § 24 C.P.Novelle. §§ 1302, 889 A.B.G.B. Vgl. Canstein Streit- 
genossenschaft u. Nebenintervention S. 13, Nippel IL S. 469, u. Planck 
Mehrheit der Rstr. S. 430 N. 2. § 254 Entw. — Vgl. auch die oberstger. 
Entsch. in Glaser-Unger- Walther' s Sammlung N. 5404. 

^ Sofern es in höherer Instanz auch über den Ersatz dieser 
Kosten zu entscheiden hat, weil entweder gegen das ganze Urtheil oder 
ausdrücklich gegen die Entscheidung bezüglich der Gerichtskosten (allenfalls 
neben einem anderen Theile des Urtheiles) ein devolutives Rechtsmittel er- 
griffen wurde. Vgl. § 255 Entw. 
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streite voll ständig unterli egende Partei hat 
stets die der Gegenpartei verursachten, zur 
zweckentsprechenden KechtsveriolguDg oder Kechts- 
vertheidigung n o t h w j^joudig^n, Kosten zu ersetzen.^^) 
Im Falle des Anerkenntnisses eines Klagänspruches 
wird daher der Beklagte nicht zum Kostenersatze 
verpflichtet sein, wenn der Kläger ihn bei Holschulden 
(aus indossablen . und Inhaberpapieren) nicht zur 
Zahlung aufgefordert und bei unbetagten sonstigen 
Forderungen nicht vorher aussergerichtlich gemahnt, 
sondern sofort auf Erfüllung geklagt hat, weil in 
diesen Fällen der Beklagte die Prozesskosten nicht 
verursacht hat. Bei betagten Forderungen (aus Bring- 
schulden) gilt der Grundsatz: „dies interpellat pro 
homine" und ist daher durch die Mora des Schuld- 
ners die Klage verursacht und der Kostenersatz zu 
leisten.^) Ob einzelne Kosten nothwendig waren, 
ob und inwiefern namentlich Fristen- und Termins- 
erstreckungen, Beweisaufnahmen u. s. w. nothwen- 
dig waren, muss das Gericht in jedem einzelnen 
Falle nach sorgfaltiger Erwägung aller Umstände 
entscheiden. ^^) 
b) Wenn kei^^ Theil vollständig obsieget, so können 
die Kosten entweder gegenseitig aufgehoben, oder 
verhältnissmässig getheilt, oder einer Partei gänzlich 
oder nach Abzug der durch pluris petitio verursachten 
Kosten zugesprochen werden. ^6) 

a) Eine ge£eiLSjeitiiLß.^AufllfihJlIl^ 



33) § 399 A.G.O. § 532 W.G.O. § 24 C.P.Novelle. Vgl. Canstein 
S. 70 ff., Nippel Erl. II. S. 474ff.,Glaser-ünger-Walther'sche Sammig. 
N. 6229. § 251 Entw.' 

^*) § 1334 A.B.G.B. Vgl. Canstein a. a. 0. -- Glaäer-Ünger- 
Walther'sche Sammig. N. 6157. Vgl. schon die Böhm. L.O. v. 1500 § 295. 
Vgl. auch Suttinger Obs. 133, Weingärtler S. 283. § 253 Entw. 

3S) § 24 C.P.Nov. Abs. 2. — § 251 Entw. 

^^ § 25 C.P.Novelle. § 252 Entw. 
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sation oder Verfafleichun^) der Gerichtskosten 
ist auszusprechen, wenn entweder beide Par- 
teien zu annäherungsweise gleichen Theilen 
gesiegt haben, und ihre Kosten annäherungs- 
weise gleich gewesen sind, oder wenn kein 
Theil die Kosten des Gegners verursacht hat, 
indem entweder die im Prozesse zu entschei- 
dende Rechtsfrage eine bestrittene oder zweifel- 
hafte, oder das Sachverhältniss ein derart ver- 
worrenes oder dunkles ist, dass eine ausser- 
gerichtliche Beilegung des Rechtsstreites nicht 
möglich war. 27) 

ß) Eine Verhältnis smäs &i^ aliquote Repar- 
tition der Gerichtskosten kann insbesondere 
dann eintreten, wenn entweder eine Partei in 
einem bedeutend höheren Theile obsiegt, oder 
wenn in dem Falle, als beide Parteien in ver- 
hältnissmässig gleichen Theilen obsiegen, die 
Kosten einer Partei bedeutend höher sind, als 
jene des Gegners. 2^) 

;-) Die ^Zuerk(^3aji^ng:..de^...ga^ 

ersatzes hat dann stattzufinden, wenn der 
TJbsieger mit einem bloss geringfügigen Theile 
unterlegen ist, und dieser Theil keine beson- 
dern Kosten verursacht hat. 

d) Hat jedoch dieser geringfügige Theil beson- 
dere Kosten verursacht (sind z.B. 50fl. lOkr. 
"eingeklagt und bloss 50 fl. zuerkannt worden), 
so sind die bezüglich dieser pluris petitio ent- 
standenen Kosten (also die Differenz der ür- 
theilsgebühr, der höheren Stempel der Eingaben, 



2^ 



*^ Kissling G.Z. 1853 N. 153 f., Weber §§ 9, 10, Wetzeil S. 566, 
Endemann S. 508 f., Osterloh S. 472, Schmid S. 195ff.,vBayer S. 78flf. 

^ Im letzteren Falle wird jede Partei zum Ersatz der Hälfte der geg- 
nerischen Kosten yerurtheilt, anstatt die Kosten gegenseitig aufzuheben. — 
Vgl. 8S 252, 258 Entw. 



'^% '"' 
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Protokolle u. s. w.) von d^m ganzen Kosten- 
betrag in Abzug zu bringen. ^9) 
2. Bezüglich der GerichtskostejOL d e^Jj^ihC \hl(^^ Tnsf.a.nz ist 
abgesondert, und zwar für jede Instanz besonders zu 
"entscheiden.^^) 

Während bei der Entscheidung über die Ersatzpflicht 
der Prozesskosten erster Instanz sowol die erste wie 
aucli jede höhere Instanz, das in erster Instanz (in der 
Klage-, KlagebeantwortuDgsschrift u. s. w.) gestellte 
Begehren bezüglich des Hauptanspruches zur 
Grundlage der Entscheidung über den Kostenersatz zu 
nehmen hat, ist bezuglict der Kechtsmittelkosten 
höherer Instanz nur die Frage massgebend, ob dem 
lETech t s niitt e 1 ^ i n s o w gi t^ <^s ergriffen wurde,, ganz 
oder theilweise und inwieweit, Folge gegeben wird. 
In dieser Beschränkung kommen auch für die Ent- 
scheidung über die Kechtsmittelkosten dieselben Grund- 
sätze zur Anwendung, welche für die Gerichtskosten 
erster Instanz gelten.^^) Demnach sind die Rechts- 
mittelkosten 

a) wenn beide Parteien ein einseitiges Rechtsmittel 
ergreifen, oder bei zweiseitigen Rechtsmitteln Beide 
Rechtsmittelschriften eingebracht haben, gegenseitig 
aufzuheben, verhältnissmässig zu theilen oder einem 
Streittheile ganz oder nach Abzug der besonderen 
Kosten der pluris petitio zuzuerkennen und 

b) bei einem einseitig ergriffenen Rechtsmittel dem 
dasselbe Ergreifenden gar nicht, theilweise oder 



^ § 25 C.P.Nov. Canstein S. 73. § 252 Entw. 

») § 26 C.P.Növ. Vgl. Wetz eil S. 567 f. und die Motive zu § 26 
C.P.Novelle. — § 255 Entw. 

^^) Die Motive sagen: „Die Kosten des Rechtsmittelverfahrens 
wird in der Regel der in diesem Verfahren Unterliegende zu tragen 
haben; bei theil weisem Erfolge des Rechtsmittels wird eine Verhältnisse 
massige Theilung dieser Kosten oder deren gegenseitige Aufhebung ausge- 
sprochen werden. Vgl. % 255 Entw. 

V. Canstein, Oesterreichisches Civilprozessrecht. 34 
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ganz, eventuell nach Abzug der besonderen Kosten 

der pluris petitio zuzusprechen, 

je nachdem dem Rechtsmittel, insoweit es ergriffen wurde, 

gar nicht , theilweise , oder ganz stattgegeben , bezw. in einem, 

besondere Kosten verursachenden Theile nicht stattgegeben wird. 

) Der Umstand, dass eine Partei in den unteren Instanzen 

ganz oder theilweise obgesiegt hat, ist also für die Entschei- 
dung über die Rechtsmittelkosten ganz und gar nicht mass- 
gebend, und hat daher auch die in erster Instanz gänzlich unter- 
legene Partei, wenn sie bezüglich eines noch so geringen 
Theiles des Urtheiles erster Instanz ein Rechtsmittel ergreift 
und mit demselben in zweiter oder dritter Instanz gänzlich 
obsiegt, den Anspruch auf Ersatz der ganzen Rechtsmittel- 
kosten, ^'^) und zwar wenn sie in dritter Instanz obsiegt, ob- 
gleich sie in zweiter Instanz gänzlich unterlag, der Rechts- 
mittelkosten zweiter und dritter Instanz. 

IV. Bezüglich des Fiscus und der von der Finanzprocu- 

ratur vertretenen Fonds, sowie Dezugin9r^Tier^^ärtüi^ir;"'t^^ 

das Armenreoht besitzen oder unbekannten Aufenthaltes 

' sind und keine Zahlungsmittel zurückgelassen haben, bestehen 

in Ansehung der Gerichtskosten einige besondere Bestimmungen. 

^' jA_ Der Fiscus und die von der Finanzprocuratur zu vertre- 
tenden Fonds gemessen nämlich die unbedingte, und die das 
Armenrecht besitzenden und dem Aufenthaltsorte nach unbe- 
kannten Parteien, welche keine Zahlungsmittel zurückgelassen 
haben, die bedingte Gebührenfreiheit. ^^) Für die das 
Armenrecht geniessenden Parteien sind überdies die sonsti- 
gen Auslagen aus Staatsmitteln vorzuschiessen, und erhält zu 
diesem Behufe jedes Gericht von der Finanzbehörde einen zu 
verrechnenden Geldbetrag angewiesen.^*) 



32) § 26 C.P.Novelle. Vgl. auch JudiCaten-Buch N. 94 und Can- 
stein S. 75. 

^) Tarifpost 75 lit. o. u. § 29 des Gebuhrengesetzes. 

^) Finanz-Min.Erl. v. 8. Febr. 1853 N. 110 R.G.Bl. u. J.M.Erl. Yom 
7. Januar 1857 Z. 28570. — Die Finanzprocuratur (bezw. der betreffende 
Fond) und die Vertreter von Parteien, deren Aufenthalt unbekannt sind, 
müssen hingegen diese baaren Auslagen selbst bestreiten bezw. vorschiessen, 
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Gelangt nun die das Armenrecht geniessende Partei aus 
dem betreffenden Prozesse zu Zahlungsmitteln und kommen 
Zahlungsmittel der dem Aufenthalte nach unbekannten Partei 
überhaupt zum Vorsehein, so sind die Gebühren nachhinein zu 
bezahlen und die vom Staate für die arme Partei vorgeschos- 
senen sonstigen Auslagen zurückzuerstatten.^^) 

Die Parteien, welche die (unbedingte oder bedingte) Ge- 
bührenfreiheit gemessen, haben weder die indirecteri (Stempel-) 
noch die directen auf sie entfallenden Gebühren zu entrich- 
ten. Dieses Recht ist aber ein höchstpersönliches und be- 
zieht sic h im_ Falle der Streitgfiaossenfichaft auf die Streit- 
ffenqsaen nicht: letztere müssen in diesem Falle, wenn sie nicht 
auch die Gebührenfreiheit gemessen, die ganze Gebühr (und 
bezw. die sonstigen gemeinschaftlichen Auslagen) bestreiten.^^) 

Bezüglich des Ersatzes der Gerichtskosten an den Gegner 
gelten dagegen auch für die gebührenfreien Parteien die allge- 
meinen früher erwähnten Grundsätze. Deshalb haben die be- 
freiten Personen, sofern sie zum Kostenersatz an den Gegner 
verurtheilt werden, dem Gegner die diesem erwachsenen und 
zugesprochenen Prozesskosten zu ersetzen. '^^) Umgekehrt hat 
der Gegner, falls er zum Kostenersatz verurtheilt wird, unter 
Anderen auch die von dieser befreiten Person nicht entrichteten 
Gebühren, ebenso wie die sonstigen vom Staate vorgeschossenen 
Auslagen an den Staat zu bezahlen. Zu diesem Behufe haben 
die Gerichte in diesem Falle, ebenso wie dann wenn die be- 
dingt befreite Partei aus dem Prozesse zu Zahlungsmit- 
teln gelangt, dem Gebührenbemessungsamte ein Ver- 
zeichniss der bisher nicht entrichteten Gebühren sammt einer 
Abschrift des betreflFenden Erkenntnisses (ohne Entscheidungs- 



uiid können nicht die Vorschiessung derselben vom Gerichte fordern. Hofd. 
V. 31. Dec. 1846 N. 1016 J.G.S. Fin.Min.Erl. v. 8. Febr. 1853 N. 110 
R.G.Bl. 

35) F.M.Erl. V. 8. Febr. 1853 N. HO R.G.Bl. F.M.Erl. v. 31. August 
1858 N. 137 R.G.Bl. § 16 Adv.Ordg. § 120 Entw. 

^) Tarifpost 75 lit. o des Geb. Ges. (v. 13. Dec. 1862 N. 89 R.G.B1.) 
Hkzd. V. 26, Juli 1840 N. 457 J.G.S. § 6 u. § 29 Geb. Ges. v. 1850. 

3^) §§ 24 ff. G.P.Novelle. § 114 Entw. 

34* 
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gründe) mitzutheilen, und den Betrag, welcher vom Gerichte 
zur Bestreitung der baaren Auslagen vorgeschossen wurde, zu- 
rückzufordern und bezw. zurückzubehalten. 

Wird der Gegner nicht zum Kostenersatz verurtheilt, oder 
geniesst er auch die Gebührenfreiheit und bezw. das Armen- 
recht, so sind die nicht entrichteten Gebühren und bezw. auch 
die vom Staate vorgeschossenen Gelder abzuschreiben, sofern 
die bedingt befreite Partei nicht (aus dem Prozesse) zu Zahlungs- 
mitteln gelangt ist. In diesen Fällen entfällt die Mittheilung 
des Gebührenverzeichnisses an das Gebührenbemessungsamt.^^) 
^l-vjv^; B. > Der Anspruch auf da s Armen recht. ^^) 

l7 Inländer und Ausländer*^) haffen"*als' PaHeien in dem 
Falle, als sie den gesetzlich geforderten Beweis liefern, das& 
sie von ihrem Vermögen (Immobilien, Capitalien, Rentenrechten 
u. s. w.) und von ihrer Arbeit kein grösseres Einkommen 
haben, als der an ihrem Wohnsitze übliche gemeine TagTöEb 
beträgt, den Anspruch auf Ertheilung des Armenrechts.*M iTer 
.diesfällige Beweis ist mittels eines A rirn i^tlis^p.iji p^ ^T ssfta zu liefern^ 
welches von dem für die Partei zuständigen Pfarrer, a^ggßatßjlt 
und von der zuständigen politischen Behörde (Bezirkshauptmann- 
schaft bezw. Magistrat) best&tigt.,.sein soU.^^) Wird das 
Armuthszeugniss grundlos verweigert, so steht die Beschwerde 
an die politische Behörde oifen.'*^) 

II. Die Verleihung des Armenrechtes kanij erfolgen: 
1. Durch den Ausschuss der Advocatenkammer, 



^ F.M.Erl. V. 31. Aug. 1868 N. 137. §§ 13, 29 Geb.Ges. F.M.ErL 
V. 1. Dec. 1853 N. 37060 Abs. II. 

39) G.Halle 1857 N. 7. Wetzell S. 328f., Renaud S. 750fF.,Eiide- 
mann S. 181 ff., Bayer S. 23 ff., Schmid S. 207 ff., Linde in seiner 
Ztschr. 1. Bd. S. 57 ff. — Vgl. Gerichts - Ordg. Oesterr. u. d. E. von 1557 
fol. 15, Suttinger's Obs. XX. § 13 u. Landtafel Oesterr. ob d. E. L Tit. IL 

*0) F.M.ErL V. 4. Febr. 1854 Z. 538. Vgl. dagegen Holzgethan in 
der Ztschr. f. öst. R.Gelehrs. 1843 IL S. 72 f. und den Vertrag mit Frank- 
reich V. 15. Mai 1879 N. 43 R.G.Bl. ex 1880; sowie § 112 Entw. 

") Hkd. vom 26. Juli 1840 N. 457 J.G.S. §. 1. — Vgl. dagegen 
§ 112 Entw. 

*2) § 2 des Hkd. v. 26. Juli 1840 N. 457 J G.S. — Vgl. § 115 Entw. 

*^ § 1 des Hofd. v. 21. Febr. 1842 N. 589 J.G.S. 
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welcher in erster Instanz das ausschliessliche Recht zur 
Bewilligung und Bestellung eines Armenvertreters 
hat und durch die Bestellung eines solchen zugleich 
das Armenrecht gewährt. Die Bedingungen für die 
Bewilligung und Bestellung eines Armenvertreters sind 
übrigens dieselben, wie jene für die Verleihung des 
Armenrechtes. Nur wird ein Armenvertreter blos in- 
sofern gewährt, als der betreffende Prozess dem Anwalts- 
zwange unterliegt. Die Beschwerde gegen die Ver- 
weigerung der Beigebimg eines Armenvertreters geht 
an das Oberlandesgericht, welches endgiltig ent- 
scheidet.**) 

2. Durch das für den betreffenden Prozess competente 

.Kita m * - • * "- f~ ** •- >«^ ... »A.«^ ii^Mn jt 

Gericht erster I nstanz . welches jedoch nicht 3ks 
Recht hat, auch einen Armen Vertreter zu bewilligen. 
Die Beschwerde gegen die Verweigerung der Ertheilung 
des Armenrechts geht an das Oberlandesgericht, 
welches in diesem Falle nach Einvernehmung der 
Finanz-Landes- (bezw. Bezirks-) Behörde entscheidet. 
Im Falle der Meinungsverschiedenheit dieser zwei Behör- 
den entscheidet der oberste Gerichtshof im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium.*^) 

III. Das Armenrecht, welches übrigens von derJKosten- 
ersatzpflicht an döa~ Gegner nicht befreit, ist ein I ^i^chst- 
p^spjiliohas Recht, welches weder auf die Successoren 
(insbes. Cessionäre) übergeht, noch den Streitgenossen zu Gute 
kommt. Geniesst daher auch nur ein Streitgenosse nicht das 
Armenrecht, so hat er die Gebühren, Auslagen. u. s. w. voll- 
ständig zu entrichten.*^) 

Das Armenrecht erstreckt sich auf das Erkenntniss- 



**) § 16 Adv.Ordg. S. Jurist. Bl. 1874 S. 53 flf. Vgl. dagegen §§ 115 f. 
Entw. 

*5) Hofd. V. 4. Januar 1842 N. 584 J.G.S. Hofd. v. 27. März 1846 
N. 949 J.G.S. §§ 115 f. Entw. 

*«),§ 6 des Hkd. v. 26. Juli 1840 N, 457 J.G.S. § 118 Entw. Vgl. 
Linde im Arch. f. c. Prax. 16. Bd. S. 51 ff. 
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und EYfty.]]f,Tffpfiftf^,f^jTiTn in allen Instanzen.*') Es umfasst 

1. Die bedingte Sl;.$fly?^gl-Jin.dGebüliranb^ßfreiÄÄge 
JlS der Stelle, wo sonst die Stempelmarke anzubringen 
ist, muss jedoch auf jeder Eingabe und bezw. auf jedem 
Protokolle (auf dem ersten Bogen) bemerkt werden: 
„Armenrecht", sowie Datum, Zahl und Bezeichnung- 
der Behörde, welche das Armenrecht ertheilt hat.*®) 

2. Die Briefpor toireiheit für Sendungen vom Gerichte 
an den Armenvertreter und an die Partei und vom 
Armenvertreter (nicht auch von der Partei) an das 
Gericht. Stets muss jedoch aussen (auf dem Um- 
schlage) beigesetzt sein: „In Armenrechtssacheu des 
^^,.JL?.-.und hat der Armenvertreter auf seinen Ein- 
gaben an das Gericht von Russen auch seinen Namen 
und Stand vollständig beizusetzen.*^) 

3. Die vorlä ufige Befreiung von den sogenannten aus ser- 
ger icETficnen Prozesskosten, welche vom Gericht 

'vorgeschossen werden. Wenn aber die armenberechtigte 
Partei gegen ihren Schuldner die Per^onalexecution 
führen will, muss sie die Kosten der Alimentation 
des Schuldners selbst bestreiten.^®) 

4. Die Befr eiung von derLeistung der actoriscten 
Cautiqn und des Paupertätseides.") 

C. De r Anspruch auf Leistung der »actorischen 
Caution (cautio pro expensis).^^) 



<iw» <!Tic8y ^* .u i ^ — » M <m fWt \mt /mti .>-. • „ . i-ym ""*^ — ^ «■••.•^ 



*^) J.M.Erl. V. 16. Febr. 1856 Z. 3440. § 118 Entw. 

*») § 4 des Hkd. v. 26. Juli 1840 N. 457 J.G.S. § 113 Abs. 1. Entw. 

*8) F.M.Erl. V. 27. Juni 1850 N. 263 R.G.B1. 

«>) F.M.Erl. V. 8. Febr. 1853 N. 110 R.G.B1. § 113 Abs. 4 Entw. 

") Ges. V. 23. Juni 1878 N. 79 R.G.B1. § 113 Abs. 2 Entw. 

5^ Jurist. Bl. 1875 S. 90f. Linde Arch. f. c. Prax. 16. Bd. S. 74fr., 
Wetzeil S. 320, Renaud S. 138, Endemann S*. 485, Bayer S. 98, 
Schmid S.' 211, Osterloh I. S. 281. lieber den Paupertätseid vgl. 
Albrecht in Linde's Ztschr. IL Bd. S. 89 ff. Vgl. weiter die Tirol. L.O. 
V. 1532. U. Tit. 45, wo der Handschlag die Caution ersetzt; die Steier. 
L.R.R. V. 1622 Tit. 45, die G.O. Oesterr. u. d. Enns v. 1557 fol. 18, die 
Landtafel Oesterr. u. d. Enns Tit. 11, Suttinger's Obs. XXIV. (u. dagegen 



§ 42. Der Anspruch auf Prozesskostenersatz etc. 531 

Wenn der Kläger nicht das Armenrecht hat und anderer- 

SeitS ii^^„„dfii:; , FlÜYJflZr ^^r d^-^ ^^^?:^gg^.5^^^^^.^V wftrdp.n soll, 

nicht kundbar sattsam bemitt0lt_ist", d. h. nicht notoriscE m 
dem betreffenden Lande ein (bewegliches oder unbewegliches) 
executionsfahiges Vermögen besitzt, welches hinreicht, um den 
eventuellen Anspruch auf den Ersatz der Prozesskosten des 
Beklagten zu befriedigen, so muss er — abgesehen vom 
Bagatellverfahren^^) — fftr den eventuellen Kostenersat zanspruch 
"(Jes'IBeHäSEeii eine Caution bestellen oder sich zum (Pauperiais- 
lide erbieten, dass er diese Caution nicht leisten könne.^) 
[ach der Praxis im Geltungsgebiete der allgem. G. 0. bildet 
dieser Anspruch des Beklagten eine prozesshindernde Einrede ;^^) 
nach der W. G. 0. hingegen ist der Hauptprozess wegen des 
durch Bescheid zu entscheidenden Nebenstreites über diesen 
Anspruch in seinem Gange nicht zu hemmen.^^) 

Hat der Kläger eine Caution bestellt, so hemmt der 
Nebei ^trei^.flber d ie Hinlänglichkeit ■datLCaution auch nach der 
A.G.O. den Hauptprozess nicht.^^) 

Der Beklagte kann übrigens, wie gleich ursprünglich auf 
den Anspruch auf Leistung der Caution oder des Paupertäts- 
eides, so auch nachträglich auf die Leistung des Paupertäts- 
eides verzichten.^^) 

Thasser's Progymnasmata S. 63), wonach die Caution in Steiermark 
und Oesterreich nur über Antrag erlegt werden musste, u. die Böhm. L.O. 
V. J. 1627 B. XLIIL, wonach sie vom Gerichte von Amtswegen aufzutragen 
war, um keine prozesshindernde Einrede zu veranlassen. Die Bestimmung 
der Böhm. L.O. ist in den § 406 A.G.O. übergegangen. 

^^ ^§88 Bag.Verf. Der o. G.Hof hat in der Entsch. der Glaser- 
Unger-WaTth er' sehen Sammlung N. 4053 auch in Besitzstreitigkeiten 
das Begehren der actorischen Caution als unzulässig erklärt. 

^)J^406_ A.G.O. § 539 W.G.O. Ges. vom 23. Juni 1878 N. 79 
R.G.B1. Nippel Erläut. IL S. 479 ff., 758 f. Vgl. §§ 263 ff. Entw. 

^) § 4Ü6 A.G.O. Menger S. 365 Note 11 Spruch -Rep. N. 97. 
O.Gh.E. r. 8. Januar 1878 Z. 15523. Jurist. Bl. 1878 S. 172 f. v. 7. Mai 
1878 Z. 5093. Jurist. Bl. 1878 S. 383 f. 

^ § 539 Vyr.G.O. VgL Can stein in der krit. Vjschr. 19. Bd. S. 64. 

ÜLlifiS^A.G.O. Nippel S. 48L Vgl. oben S. 194 N. 44 und 
S. 201 N. 25. 

•5«) § 407 A.G.O. Nippel S. 481. Vgl. oben S. 194 N. 44 und 
S. 201 N. 25. 



\ 
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3. Der Anspruch anf Sicherung vor Gefährde. 

§ 43. 

Gefährde oder Chicane (calumnia, malitia) ist der Miss- 
brauch prozessüaliscEer ItbgHffs- und Vertheidigungsmittel zur 
Benachtheiligung des Gegners und zur Belästigung des Ge- 
richtes.^) Um diesem Missbrauche zu steuern, bediente man 
sich seit jeher verschiedener Präventivmassregeln, sowie ge- 
wisser Strafen (poenae temere litigantium). Die ersteren wer- 
den nach österr. C.P.Recht in der Regel über Antrag des Geg- 
ners verfügt, die Strafen hingegen werden von Amts wegen 
verhängt. 

^ I» Als Pr äventivmassregeln zur Hintanhaltung von 
Chicanen erscheinen insbesondere" die prozessualen Cautionen, 
und nach der allg. G. 0. auch der Galumnieneid. 

1. Die (prozessualen) Cautionen sind Sicherheitsleistun- 
gen, welche dazu dleiien,"e*ine iPärtei gegen die ihr aus der 
Prozessführung der Gegenpartei drohenden Vermögensnachtheile 
sfcherzustellen. 

Die Caution ist nach österreichischem Rechte, wenn die 
Parteien nicht über eine andere Art der Sicherstellung über- 
eingekommen sind, stets in baarem Gelde oder in, auf der 
Börse notirten Staats- und Werthpapieren — nach dem am 
Tage des Erlages aus einem amtlichen Blatte bekannten Cours- 
werthe — bei Gericht zu erlegen. 2) 

Die Höhe der zu leistenden Caution hat das Gericht, wo 
nicht Gefahr im Verzuge ist, nach Vernehmung beider Theile 
festzustellen. ^) 



1) Zrodlowski in HaimerPs Vjschr. 18. Bd. S. 322 ff., Schlayer 
die Lehre von den Cautionen im Civilprozesse in Linde's Ztschr. N.F. 9. Bd. 
S. Iff., 187 ff., 281 ff., Brackenhofft das. 10. Bd. S. 297 ff., Wetzell 
S. 309 ff., Renaud S. 133 ff., Endemann S. 475 ff., Bayer S. 87 ff., 
Schmid S. 211 ff., Osterloh S. 278 ff. 

») § 7 der J.M.Vdg. v. 18. Juli 1859 N. 130 R.G.Bl. — § 262 Entw- 
^ Vgl. §§ 406, 408, 277, 280, 285, 289, 293 A.G.O. §§ 539, 368, 
371, 377, 383, 388 f. W.G.O. § 7 der J.M.Vdg. v. 18. Juli 1859 N. 130 
R.G.Bl. §§ 9, 10 Besitz- V. § 14 Bestand- Verf. 
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An der erlegten Caution erlangt die Partei, zu deren 
Gunsten der Erlag erfolgte, von der Zeit der Erlegung der 
Caution an, ein ggsetzliches Pfandrecht, welches als ein richter- 
liches Pfandrecht zu behandeln ist, und daher zur sofortigen 
Befriedigung des Anspruches fuhrt, für welchen die Caution 
erlegt wurde.*) 

Während im römischen und im gemeinen deutschen Civil- 
prozessrechte eine Reihe verschiedener Cautioneu bestand,^) 
kennt das österreichische Civilprozessrecht wesentlich drei Arten 
der Cautionen: 

a.) die ac t^rif^rt^^ rflnfjnn (cautio pro expensis) zur 
Sicherstellung des eventuellen Anspruches des Be- 
klagten auf den Prozesskostenersatz (S. oben S. 530f.). 

b) die Caution zur Hintanhaltung^dejc.Jlx^JüüJtio^n. 
(bis) zur Sicherstellung, sowie zur Hintanhaltung 
des Vollzuges des Personal- oder Real-Arrestes 
(Arrest, Verbot, Sequestration). Es steht nämlich der- 
jenigen Partei, gegen welche die Execution (bis) zur 
Sicherstellung oder der Arrest verfügt wurde, frei, sich 
dem Vollzuge dieser Execution und bezw. des Arrestes 
gegen Leistung einer Caution zu entziehen.^) 

Aehnlich hat Derjen ige von dem Executen verschie- 
dene Dritte, dessen*' RecKle (insbesondere "deF'Besitz, 
Oller IJingliche Rechte) durch die Execution verletzt 
würden, und der aus diesem Grunde die sogenannte 
ExscindirujQgslda^e anskengt., das Recht, gegen Cau- 
tionsleistung die Ematellung der Execution inso- 
fem zu verlangen, als ihm sonst ein unwiderbringlicher 
Nachtheil zugefügt würde. *^) 

c) Die Caution, welche die gesetzlich geforderte so- 
fortige Wahrheitsfeststellung (Liquidstellung 



■ •i^ao.' •<*■ - 



^■ ^ • ^ i&m m: . 



*) § 7 der cit. M.Vdg. v. 1859. § 262 Entw. 

^) Vgl. Bethmann-HoUweg R.C.P. I. S. 529 fif., Pxichtalnstit. II. 
S. 457 ff., Keller R.C.P. S. 266 ff. und die oben in Note 1 citirte Literatur. 

«) § 7 der cit. M.Vdg. §§ 280, 289 A.G.O., 371, 383, 389 W.G.O. 
§§ 9, 10 Besitz-Verf. § 14 Bestand-Verf. Nippel Erl. IL S. 98 f., 130. 

^ § 3 des Hofd. v. 29. Mai 1845 N. 889 J.G.S. 
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bezw. Be schmmCTPgy ersetzt Diese Caution findet 
namentlich im Arrestprozesse^ in B^ait^- npA 
ge^siajidsJStreitverfahren , sowie im^Falle der Execu- 
tion, deren Voraussetzungen noch nicht vollständig ein- 
getroffen sind, Anwendung. Ist nämlich der Arrest- 
werber nicht im Stande, sofort seinen Anspruch, für 
dessen Sicherstellung er den Arrest oder eine sonstige 
provisorische Sicherstellung im Besitz- und Bestand- 
prozesse anstrebt, durch vollbeweisende Urkunden zu 
beweisen ( liquid zu stellen)^ so kann er unter den 
sonstigen gesetzlichen yVoraussetzungen die Arrestver- 
lugung und bezw.^ sonstige provisonsche Sicherstel- 
lungsmassregeln nur dann erwirken, wenn er seinen 
Anspruch we nigstens bes cheinig t , und zugleich eine 
Caution dafür leistet, dass dieser Anspruch besteht.^) 
Aehnlich kann in gewissen Fällen die Execution gegen 
Cautionsleistung oft erwirkt werden, wenn nicht alle 
Voraussetzungen derselben vorliegen.^) 
Stellt sich nun nachträglich heraus, dass det Anspruch 
desjenigen, der gegen Cautionsleistung den Arrest und bezw. 
die Execution erwirkt hat, nicht besteht, so kann der Gegner 
seinen Anspruch auf Ersatz des durch den Arrest und bezw. 
durch die Execution erlittenen Schadens und bezw. den An- 
spruch auf Entschädigung wegen der durch den Personalarrest 
erlittenen Schande (Schimpfes) aus der erlegten Caution be- 
friedigen. ^^) 

2. Der^al]! ^ , ni en eid ^^j^ ist j^ner Eid, durch wekhen die 
Partei beschwört, dass sie eine Prozesshandlung nicht zur 

8) §§ 277, 285, 293 A.G.O. §§ 368, 377, 388 f. VV^.G.O. §§ 9, 10 
Besitz- Verf. §rrBe'stand-Terf. Nippel S. 91 ff. 

^ VgL Z..B. § 228 A.G.O. § 302 W.G.O. § 13 des Ges. vom 
18. April 1869 N.~44 R.G.Bl. 

^°) §L182;LJiL:^<^-ö- §§373, 385 W.G.O. Nippel S. lOOff. 
0. Gh.E. V. 21. Juni Ms N. 1616. Jurist. Bl. 1878 S. 417 ff. 

^^) Zimmermann der Glaubenseid, Goldschmid Abhandlungen 
S. 31ff., Renaud im Arch. f. c. Prax. 42. Bd. S. 303 ff., Arnold das. 
47. Bd. S. 191 ff., Wetzell S. 312 ff.. Endemann S. 476 ff., Renaud 
S. 134 ff 
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Chicane des Gegners vornehme. Der von Justinian eingeführte, 
"iffi^canonischen "and deutschen Prozessrechte beibehaltene nnd 
in der späteren gemeinrechtlichen Praxis ausser Uebung ge- 
kommene generelle Calumnieneid, welcher gleich nach der Litis- 
contestation von beiden Parteien dahin zu schwören war, dass 
sie von der Gerechtigkeit ihrer Sache überzeugt seien, ist dem 
österreichischen Civilprozessrecht fremd. Der specielle Calum- 
nieneid (welcher noch nach dem gemeinen deutschen Civil- 
prozessrechte, insbesondere auch bei Appellationen, Fristgesuchen 
und dergl. zu schwören wkr), ist nur in der allgemeinen Ge- 
richtsordnung, und hier nur in zwei Fallen beibehalten: 

a) Als sog. Legung seid. Will nämlich der Kläger in 
der Replik und der Beklagte in der Duplik Neuerun- 
gen, d. h. neue Thatsachen, Beweise und Rechtsbehelfe, 
welche der Eventualmaxime zufolge in der Klage und 
bezw. in der Einredeschrift vorzubringen waren, nach- 
träglich vorbringen, so soll ihm dies von dem Gerichte 
bewilligt werden (Legungsbewilligung), wenn er den 
Eid leistet, „dass er die in der Replik und bezw. Duplik 
vorgebrachten Neuerungen in der Klage- und bezw. 
Einredeschrift nicht geflissentlich verschwiegen habe."*^*) 

b) Als Calumüieneid behufs nachträglicher Erwirkung 
der Zulassung der probAtlo.pxQ. evitando per- 
juriQ. Hat nämlich eine Partei vor Ablegung eines 
zugelassenen gegnerischen Parteieneides neue Beweis- 
mittel zur Erhärtung der Wahrheit ihrer Behauptung 
ausfindig gemacht, so kann sie nach der allg. G.O. 
gegen Leistung des Calumnieneides , dass sie diese 
Beweismittel während des Prozesses nicht geflissentlich 
verschwiegen habe, erwirken, dass der Gegner nicht 
zur Leistung des zugelassenen Parteieneides, sondern 



U.*L§I 48, 54 A.G.O. — Vgl. dagegen §§ 40 u. 45 W.Ö.O. und oben 
S. 188 N. 6 dieses Lehrbuches. Nippel I. S. 159 ff. Mitunter wird be- 
hauptet, dass analog dem Legungseide auch der sog. Restitutionseid ein 
Calumnieneid sei. Vgl. Nippel IL S. 382 und die dort citirten LiteraW- 
stellen. Ich halte diese Ansicht für unrichtig, weil der sog. Restitutionseid 
als Bescheinigung des Restitutionsgrundes erscheint. 
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sie zu ihrer Beweisführung — behufs Vermeidung 
eines gegnerischen Meineides — zugelassen wird. ^2) 

In der westgalizischen G.O. sind auch diese zwei Calumnien- 
eide beseitigt worden und ist statt derselben stets eine ander- 
weitige Bescheinigung obiger Thatsachen zu liefern, welche 
übrigens auch nach der allgemeinen 6.0. zulässig ist.^^ 

IL Die_ S trp,feft . w^^en t emeritas litigandi waren im 
römischen Rechte sehr verschieden. Abgesehen von der Strafe, 
welche nach dem österreichischen' Civilrecht jenen trifft, qui 
liti se obtulit, und welcher muthvsrillig den Besitz des Streit- 
gegenstandes leugne t,^^) sind die römisch rechtlichen Strafen 
des muthwilligen Prozessirens dem österreichischen Rechte 
fremd.i^) 

Im Anschluss an das canonische Prozessrecht und die ältere 
deutsche Doctrin kennt aber das österreichische Civilprozessrecht 
Muthwillensstrgtffilla welche in arbiträren Geld- oder Arrest- 
strafen bestehen. Sie sind entweder gegen die Partei oder gegen 
ihren Prozessvertreter oder gegen Beide zu verhängen, je nach- 
dem der Muthwille (die Chicane) auf Seiten der Partei, ihres 
Vertreters oder Beider vorhanden ist. Sie sind sowohl dann 
zu verhängen, wenn vom Gerichte in der Ergreifung eines ausser- 
ordentlichen Rechtsmittels, namentlich einer ausserordentlichen 
Revision oder eines ausserordentlichen Revisionsrecurses, als 
auch dann, wenn in der Geltendmachung oder Bestreitung von 
Ansprüchen in einem durchgeführten Prozesse eine offenbare 
Widerrechtlichkeit oder ein besonderer Muthwille gefunden 
wird.i^) 



^§ 231 A.G.O. u. Hofd. v. 30. Oct. 1788 N. 911 J.G.S. — Vgl. 
dagegen § 305 W.&.*Ö. u. oben S. 188 N. 6 dieses Lehrbuches. Vgl. auch 
Nippel I. S. 582 ff., II. S. 675 ff. 

^3) §§ 40, 45, 305 W.G.O. §§ 48, 54, 231 A.G.O. S. 188 N. 6 
dieses Lehrbuches. Nippel I. S. 159 ff. 

") §5 .^llJi-. AT? Aji.G.B. Vgl. ünger IL S. 549. 
"^^) Vgl. diesfalls die injSote 10 citirte Literatur, sowie Bethmann- 
Hollweg R.C.P. IL S. 533ff., Keller der r. C.P. S. 274ff., Puchta 
Instit. IL S. 458 ff. 

*«) §§ 409, 266 A.G^O. §§ 540, 347 W.G.O. Hofd. v. 3. Juli 1795 
N. 240,. Hofd. V. 15. Febr. 1838 N. 2593 u. Hofd. v. 21. Juni 1784 N; 309 



§ 43. Der Anspruch auf Sicherung vor Gefiihrde. 537 

V erschi eden von diesen Muthwillensstrafen sind die 
Ordnungsstrafen, die das Gerieht wegen ungeziemenden 
Benehmens bei gerichtlichen Terminen und wegen verletzender 
Aeussenmgen („ Anzüglichkeiten *) in den Parteischriften verhängen 
kann.^*^) 

Ebenso verschieden von den Muthwillenßsü'^e^ sind jene 
Straf en, welche das Gericht .xur ErzwingtfiiQme?^ 
liehen Verfügung oder Entscheidung, sei es gegen die Parteien, 
sei es gegen Auskunftspersonen, verhängt und die wesentlich 
als indirectes Executionsmittel erscheinen. i^) 

Im Falle der Uneinbringlichkeit ist die Geldstrafe in eine 
Arreststrafe umzuwandeln, wobei für 5 fl. ein Tag und für 
einen Betrag unter 5 fl. 12 Stunden Arrest zu verhängen ist.^^) 



J.G.S. — Nippel II. S. 55 u. 482. S. auch Suttinger Obs. 141 und 
Landtafel Oest. ob d. E. lit. 10. Vgl. § 267 Entw. 

") § 192 G.Instr. § 13 A.G.O. § 14 W.G.O. 

*«) Vgl. z. B. §§ 243 u. 160 A.G.O., 319, 232 W.G.O. § 192 G.Instr, 
letzter Absatz. 

^^ § 4 der J.M.Vdg. v. b. Nov. 1852 N. 227 (Manz'sche Gesetz- 
sammlung bei § 266 A. G. 0. u. 347 W. G. 0.). Vgl. diese Verordnung auch 
wegen des Verfahrens zur Einbringung der Geldstrafen. 



Drittes Kapitel. 

Ort und Zeit des CivUprozesses. 

I. Ort des Civilprozesses. 

§ 44. 

Der Qrt^) der Durchführung des Civilprozes||^st grund- 
sätzlich das Gericht, und zwäF'ffäs^TEflceniitnissgeric^^^ Abge- 
sehen von Zustellungen und Executionen (s. oben §§ 33 und 28) 
haben sowohl die Parteien als auch das Gericht die Prozess- 
handlungen regelmässig im Gerichtsgebäude des Erkenntniss- 
gerichtes vorzunehmen. 

Nur ausnahmsweise können einzelne Prozesshandlungen 
entweder bei einem anderen als dem Erkenntnissgerichte oder 
gänzlich aussergerichtlich stattfinden. Die wichtigsten Aus- 
nahmen nach beiden Richtungen hin bilden die Beweisaufnahmen. 

I. V or and eren als den Rrkftnntni sjig ^ r i p.h 1 9. a können 
nur Qjnzelne P rozesshandlungen vorgenommen werden und 
diese regelmässig nur insofern, als hierdurch den Parteien 
Kosten erspart werden oder die zw^^k^^^^^gPr P gh,^^^- 
lung des Prozesses dies verlangt.^) Abgesehen von dieser 



1) Wetzeil S. 882 ff., Endemann S. 174 ff., Schmid I. S. 289 ff., 
Osterloh S. 130 ff. — Bezüglich des röm. Prozesses vgl. Bethmann- 
Hollweg R.C.P.I. S. 73 ff., II. S. 161 ff., III. S. 188 ff., Puchta Instit. 
II. S. 460 ff., Keller R.C.P. S. 12 ff. Bezüglich des gcrm. Prozesses vgl. 
Maurer Gesch. des germ. G.Verf. S. 30, 78 ff., 160 ff., Siegel Gesch. d. d. 
G.V. S. 96 ff., Planck das d. G.Verf. im Mittelalter I. S. 123 ff. — Be- 
züglich Oest. ob und u. d. E. s. Luschin Gesch. d. alt. G.Wesens in 
Oesterreich S. 42 ff., 70. — Vgl. § 180 Entw. 

'O § 11 Jur.Norm. 
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generellen Ausnahme bestehen noch folgende specielle Aus- 
nahmen bezüglich der Beweisaufnahme: 

1. D er richterliche Augen schein und die Aufiiahme 
des Befgndes der Sachverständigen soll in dem 
Falle, als das Augensscheinobject sich in einem anderen 
Gerichtsspreugel befindet und gar nicht, oder nur -mit 
uhverhältnissmässig grossen Kosten vor das Erkenntniss- 
gericht gebracht werden könnte, im Requisitionswege 
durch jenes Gericht stattfinden, in dessen Sprengel 
sich das Augenscheinsobject befindet.^) 

2. Zeu p ;eir sind in der Regel vor ihrem ordentliche n 
Jj^i f*|] t-^sf a n d f> , d i. vor jenem Gerichte, vor wel- 
chem sie nach ihrem Wohnsitze zu belangen wären, 
zu verhören. In jenen Fällen aber, in denen ihre 
Vernehmung durch das Erkenntnissgericht von beson- 
derer Bedeutung , ist, wie namentlich in Ehestreitig- 

keitep, niÜSSen Ria dnrph i>\ffT] Oprir*.hfflflf^,^(^ g^.ladftn^ 

auch _vor dem für sie nicht zuständigen Erkenntniss- 
gerichte erscheinen.^) 

3. Die Edition un d Ei nsicht der kaufmännisc hen Hau del s - 
bücher und des Tagebuches des Handelsmäcklers 
hat"'siEets"bef jenem Gerichte stattzufinden, in dessen 
Sprengel (dem engeren Sprengel der Gerichtshöfe) sich 
diese Bücher befinden.^) 

4. Die Leist un g dee Part eieneides und. die Abgabe des 
i^eugnisses der Partei in eigener Sache im Bagatell- 
verfahren kann wegen grösserer lETntferaung des Wohn- 
sitzes der Partei vom Erkenntnissgerichte auch bei 
einem ersuchten Gerichte erfolgen.^) 

IL Die^^JL^j^i s auf naJuaj kann in folgenden Fällen 



^) § 11 Jur.Narm. 

*) § 155 A.G.O. §227 W.G.O. §40 Sum.Verf. §§ 185, 192G.Instr. 
§ 10 Jur.Norm. Vgl. Schrutka- Rechtenstamm Zeugaisspflicht und 
Zeugnisszwang S. 188 ff. 

*) Art. 39 u. 79 H.G.B. Ges. v. 4. April 1875 N. 68 R.G.Bl. 

«) §§ 225ff. A.G.O. §§ 299 ff. W.G.O. 
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auch _pnRRp^ rhalb des Gerichtsgebändes (des Erkenntniss- 
gerichtes oder des ersuchten Gerichtes) stattfinden: 

1. Die Aufnahme des gerjcMichfin Au&engLchfiJüafis und 
des ,,&u» hv cr 8tändi . g js^beweise s kann namentlich 
dann auch ausserhalb des Gerichtsgebäudes stattfinden, 
wenn das betreffende Augenscheinsobject überhaupt 
nicht oder nur mit unverhältnissmässig grossen Kosten 
und Mühen vor das Gericht gebracht werden kann. Die 
Beaugenscheinigung von Immobilien — namentlich in 
Besitzstreitigkeiten — muss daher stets aussergerichtlich 
geschehen.'^) 

3. Die Vernehmung von | ^ftT]g p.n , welche kragkhipitshalber 
oder wegen h ohen Alters ihre Wohnung nicht verlassen 
können oder la;aft_Gesetzes (wie die Mitglieder des 
kaiserlichen Hauses und exterritoriale Personen) von 
der Pflicht vor Gericht zu erscheinen befreit sind, 
oder aus anderen erheblichen Ursachen (insbesondere 
wegen ihrer hervorragenden staatlichen Stellung) fug- 
lich nicht vor Gericht geladen werden wollen, soll 
in der Wohnung derselben stattfinden.^) 

3. Ebenso kann die Abnahme des JPart ei^neld^A. oder 
des Zeugnisses in eigener Sache im Bagatellverfahren 
wegen Krankheit oder hohen Alters der betreffenden 
Partei in der Wohnung derselben stattfinden.^) 

III. G§TVg]i>-li fl;^igaf^^cr^r^'f*hf1i^>i , d. h. ohuC lutcr- 

vention des Gerichtes kann: ^U^ e ajia aergerichtlich e, Einsicht 
(Rgß Qgnoscirung) der Originalurkunden, ^Q) und 2.j^ q Aufnahme 
d^g jewei ses zum ewige n Gedächtnisse durch ständi^ieij^ericht 
besteilte Sachverständige i^) ebenso wie 3/ die V eräuss^rup ^jj^s 

^ §§ 189 A.G.O. § 261 W.G.O. § 7 Besitzst. Verf. Anal, des 8 U 
Jur.Nonn. 

8) § 168 A.G.O. § 240 W.G.O. J.M.Erl. v. 14. Mai 1854 Z. 8346 
Vesque v. Püttlingen Handb. des intern. Priv.R. 2. Aufl. S. 185 f. 
Schrutka a. a. 0. 

») § 229 A.G.O. § 303 W.G.O. 

1») §§ 25, 123 A.G.O. §§ 23, 193 W.G.O. Vgl. §§ 25, 123, 125 ff, 
A.G.O. §§ 23, 193, 195 W.G.O. 

") Art. 348, 365, 387, 407 H.G.B. § 48 Einf.Ges. z. H.G.B. 
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Pfandes ^2) in den im Handelsgesetzbnche angegebe nen Fällen 
stattfinden. 



n. Zeit des CivUprozesses. 

1. Die Gerichts-Ferien. 

§. 45. 
I. Während bis zur Gerichtsorganisation Kaiser Josefs 11. 
die Gerichte meist nicht ständig, sondern nur in gewissen 
Zeiten (den Quatemberzeiten) ihres Amtes walteten, i) sind seit 
den letzten zwei Decennien des vorigen Jahrhunderts die Ge- 
richte durchgehends ständig fongirende Behörden, welche auch 
an Sonn- und Feiertagen ihr Amt auszuüben haben, und über- 
haupt gar keiner Ferien sich erfreuen.^) Nur die Hilfsämter 
der Gerichte, und namentlich auch das Einreichungsprotokolls- 
Amt gemessen die Begünstigung, dass an Sonn- und allge- 



^*) Art. 311, 312 H.G.B. 

Vgl. die Gerichtsordnung Oesterreichs u. d. E. v. J. 1540, jene v. J. 
1557 fol. III. f. u. die Landtafel Oest. u. d. E. I. Buch Tit. III.; vgl. die 
G.Ordgen. Oesterreichs ob d. E. v. J. 1535 und 1627 fol. 1, die L.Ordgen. 
Böhmens v. J. 1500 (Wladislaws) Tit. 4, v. J. 1565 B. XXI. u. v. J. 1627 
B, L, die L.R.Ref. Steiermarks v. J. 1533 Art. 16, v. 1575 Art. 58 f. \ind 
V. J. 1622 Art. 17. Vgl. auch Tirols L.Ordgen. v. J. 1532 und 1573. 
IL Buch Tit. 40 ff. In den böhm. Standrechten B. XXIII. , sowie in dem 
späteren Prozessrechte Niederösterreichs (Vgl. den 29. Titel der Landtafel 
Oest. u. d. E. Suttinger Obs. 26, Weingärtier Con- et discordantia 
S. 257, Finsterwalder Obs. 38) finden sich jedoch die Ferien ähnlich 
wie in der allg. G.Ordg. v. 1781. 

*) üeber die Ferien im röm. Rechte vgL Bethmann-Hollweg Rom. 
C.P. L S. 75 ff., IL S. 166 ff., IIL S. 188 ff., Keller Rom. C.P. S. 13 ff., 
Puchta Institutionen 11. S. 460 ff. Ueber die Gerichtszeiten im germ. 
Prozess vgl. Maurer Gesch. d. germ. G. Verf. S. 28ff., 75 ff., 154 ff., Siegel 
Gescb. d. d. G.V. S. 96 ff., Planck G.Verf. im Mittelalter S. 115 ff. üeber 
die Gerichtszeiten in Oesterr. ob und u. d. E. ygL Luschin Gesch. des 
Gerichtswesens in Oesterreich S. 42 ff., 71 ff., 94 ff., 133 ff. Bezüglich des 
gem. d. Prozesses vgl. Wetzeil S. 884ff., Renaud S. 211 ff.. Endemann 
S. 175 ff., Bayer S. 478 ff., Schmid S. 292 f. 

^112 G.Instr. Nach dem Entw. (§ 268) sollen die Gerichte über- 

T. Canstein, Oesterreichisches Ciyilprozessrecht. 35 
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meinen Feiertagen die Amtsstnndenzahl eine beschränkte (3 
statt 5 Stunden) ist.^) 

Die b estehenden Gerichtsferien sind daher nur zu Gun sten 
derJParJtcien (und der bei Gericht auftretenden Auskunftsper- 
sonen, Zeugen, Sachverständigen u, s. w.) bestimmt. 

IL Als Ferialtage sind gesetzlich erklärt:*) 

A. A llgem ein: 

1. die Sonn- und die allgemeinen Feiertage der römisch- 
katholischen Kirche; 

2. die Tage zwischen Weihnachten und dem 6. Januar; 

3. die drei Bettage der Kreuzwoche; 

4. die Tage von Palmsonntag bis Ostern; 

5. nach der allg. G.O. die Tage vom Frohnleichnamstag 
bis zum folgenden Donnerstage, und nach der Westg. 
G.O. statt deren die letzten zehn Tage des Monats 
Juli und die ersten zehn Tage des Monats October.^) 

B. Für Parteien des griechisch-katholischen und grie- 
chisch-orientalischen GlaubensbekenntnTsses''"die Feiertage des 
griechisch-katholischen Kalenders. ^) 

C. Für die Parteien des i s r ajeUli&jciißii, Glaubensbekennt- 
nisses ausser den Sabbathtagen die 13 hohen Feiertage, nämlich 
4 Tage Ostern, 2 Tage Pfingsten, 2 Tage des Neujahrs- und 
Versöhnungsfestes, 2 Tage des Laubhüttenfestes und 1 Tag 
des Beschlussfestes; also der 15., 16., 21., 22. Nisan, der 6., 
7. Sivan, der 1., 2., 10., 15., 16., 22., 23. Tisri.^) 

III. An den eben erwähntes, J!firialtagfiii--sollen -olma Ein^ 
willigang der Partei -zu. deren Gunsten der Ferialtag, bestimiBt 
ist^olgende Prozesshandlungen nicht stattfinden: 

1. Die Abhaltung gerichtlicher Termin%~«üfenLJQißht die 
betreifende Sache eine Ferialsache ist, oder nach dem 



haupt 6 Wochen Ferien haben. 

*) § 376 A.G.O. § 499 W.G.O. 

5) Vgl. oben S. 193 N. 37. 

») M.Erl. V. 20. Januar 1849 N. 89 R.G.Bl. 

^ Hofd. V. 17. Januar 1818 N. 1405 J.G.S. 
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Ennessen des Gerichtes Grefahr am Verzuge ist.®) Als 
jP^rials achen s ind erklärt: 

a) die Besitzstreitigkeiten, ^) in denen an allen 
Ferialtagen Termine abgehalten werden können, 

b) die Bergstreitigkeiten, ^ö) in denen nur an Sonn- 
und allgemeinen Feiertagen der römisch-katholischen 
Kirche und an den 3 Bettagen keine Termine ab- 
zuhalten sind, 

c) die Bestandstreitigkeiten, ^^) und 

d) Wechselstreitigkeiten, ^2^ in denen nur anSonn- 
und allgemeinen Feiertagen keine Termine abge- 
halten werden sollen. 

Wäre ein Termin auf einen (absoluten und bezw. 
relativen) Ferialtag gesetzt, ohne dass eine Gefahr 
im Verzuge wäre, so kann, bei sonstiger Nullität 
gegen die nicht erschienene Partei, fiir welche der 
Termintag ein Ferialtag war, keine Versäumniss- 
folge ausgesprochen werden. ^3) 
2. Z ur Befriedigun g jyon Gejjiforderungen soll 

a) die JE^ändung nicht an Sonn-" und allgemeinen 
Feiertagen uiid"*^ 

b) die weitere Execution (Schätzung und Feilbie- 
tung) überhaupt nicht an Ferialtagen vorgenommen 
werden. ^'^) 

IV. Di e TJe berreichung von Schriftsätzen, Rechts- 
mitteln, Gesuchen und Eingaben überhaupt soll an Sonn- und 
allgemeinen Feiertagen der römisch-katholischen Kirche innerhalb 



«) § 377 A.G.O. § 500 W.G.O. § 179 Entw.- 

^ § 3 Besitzstr.Verf.- § 269 Entw. 

lö) § 27 des Pat. v. 1. Nov. 1781 N. 27 J.G.S. § 605 V^.G.O. 

") § 13 Bestand- Verf. § 269 Entw., welcher auch Arrestsachen als 
Fcrialsachen erklärt und dem Gerichtsvorsteher überhaupt das Recht giebt, 
dringende Sachen als Ferial Sachen zu behandeln. 

^^ § 25 W.Verf. 

^'4 Hofd. V. 16. Juni 1788 N. 844. 

") § 382 f. A.G.O. § 502 f. W.G.O. Vgl.- Decret des ob. G.Hofes 
V. 6. Juli 1849 Z. 2884. Vgl. dagegen § 269 Abs. 1 Entw. • ^ 

35* 
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der (auf 3 Stunden) abgekürzten Amtszeit des Einreichnngs- 
Protokolls -Amtes stattfinden.^^) Da hierdurch die Zeit ab- 
gekürzt ist, innerhalb welcher die Parteien schriftliche Ein- 
gaben bei Gericht einbringen können, so ist zugleich bestimmt, 
dass in dem Falle als eine Frist an einem Sonn- oder allge- 
meinen Feiertage endet, die betreffende Eingabe noch am 
nächstfolgenden Werktage erfolgen kann.^^ 

V. Im Uebrigen üben die Ferien auf die Zeit des Pro- 
zesses keinen Einfluss. Insbesondere laufen die Fristen auch 
während sämmtlicher Ferialtage fort.^^) Ebenso können auch 
Zustellungen^®) und mit Ausnahme der oben erwähnten zwei 
Fälle (III. 2.) auch alle Executionshandlungen und sonstige 
Prozesshandlungen des Gerichtes und der Parteien auch an 
Ferialtagen giltig vorgenommen werden. ^^ 

2. Die Fristen. 

§ 46. 

I. Eine Frist^) (terminus intra quem, dilatio ) ist ein 
Zeitr§jup, innerhalb dessen Prozesshaudlungen (namentlich der 
Parteien) vorzunehmen sind. 

Die Fristen, innerhalb welcher da^jELfiXicht Prozesshand- 
lungen vorzunehmen hat, sind für den Prozess von geringerer 
Bedeutung. Ihre Versäumniss giebt der Partei das Eecht, sich 
bei den vorgesetzten Behörden über Verzögerungen des Ge- 



^*) §§ 378, 380 A.G.O. § 501 W.G.O. § 112 G.Instr. 

*®) § 5 C.P.Nov. Y. 1874. — Nicht auch wenn der letzte Tag ein 
relativer Ferialtag, insbes. ein Sabbath ist. Vgl. JudicBuch N. 56. 

>') § 6 CP.Nov. V. 1874. 

^ Resol. V. 14. Juni 1784 N. 306 J.G.S. lit. h.h. § 501 W.G.O. 

»») § 381 A.G. 0. § 501 W.G.O. 

Brandis Abhandlungen aus d.C.P. 1834 I. S. 47 ff., Gensler im 
Arch. f. .c. Prax. 3. Bd. S. 54 ff., 4. Bd. S. 190 ff., Wetz eil S. 918 ff., 
Renaud S. 214 ff., Endemann S. 438 ff., Bayer S. 461 ff., Osterloh 
S. 226 ff., Schmid S. 289 ff., Canstein C.P.Novelle S. 7 ff. und 22 ff., 
Zrödlo wski in Haimerl's Vjschr. 17. Bd. S. 277 ff., Beidtel Hdb. S. 211 ff., 
Jurist. BI. 1874 S. 311 ff. Vgl. auch Fischer in Wagner's Ztschr. f. öst 
Rgel. 1847 I. S. 119 ff. 
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richtes "^n, ^fifiri^^^^^^i nnd in gewissen Fällen auch di e Syn- 
dicatsklag e anzustellen. 2) Wir haben es hier bloss mit den 
Bsten zu thun, innerhalb welcher die Parteien Prozesshand- 
lungen vorzunehmen haben.. 

Die Fristen bilden im schriftlichen Verfahr en die regel- 
mässige Zeitbestimmung für die Prozesshandlungen der Par- 
teien. Indess kommen auch- bei den anderen Verfahrensarten, 
namentlich im Beweis -Rechtsmittel- und Executionsverfahren 
Fristen vor. 

Bei jeder Anberaumung einer Frist hat das Gericht zu- 
gleich die Folgen der Versäumung derselben in die Verfügung 
aufzunehmen, in welcher die Frist anberaumt wird. In der 
Eegel sind es die gewöhnlichen Contumacialfolgen, insbesondere 
die Präclusion d er verspäteten Prozesshandlung, oft aber auch 
Strafen, welche für den Fall der Versäumung anzudrohen 
sind. ^) ^ 

II. Man unterscheidet folgende Arten der Frist en^) und zwar: 
1. Perempt orische und dilat orische Fristen, je nach- 
dem ihre Versäumung die Präc lusion der versäumten 
Prozesshandlung (ipso jure oder über Antrag des Geg- 
ners) nach sich zieht, oder nicht. Die im älteren öster- 
reichischen und im gemeinen d. C. Prozessrechte üb- 
lichen dilatorischen Fristen sind im österreichischen 
C. Prozessrechte seit den beiden Gerichtsordnungen be- 
seitigt^) und kommen hier bloss peremptorisch e 
Fristen vor. Diese sind 

2l) Nothf risten . d. h. ipso jure wirkende Präclusi v- 
Pristen, welche weder vom Göl'lchle noch vom Geg- 



^ § 437 A.G.O. § 575 W.G.O. § 1 Synd.Verf. Vgl. § 139 G.Instr. 
^ Danach unterscheidet man Präclusiv- und Pönalfristen. Vgl. Ende- 
mann S. 440. -- - . .. .. 

*) In der Eintheilung der Fristen besteht keine Gleichförmigkeit, hier 
wird die herrschende Lehre dem österr. C.P.Rechte möglichst angepasst. 
Vgl. auch § 174 Entw. 

*) Vgl. oben S. 170. Nach dem gem. d. und nach dem älteren Pro- 
zessrechte der osterr. Territorien wurden in der Regel zuerst zwei dilatorische 
Fristen bestimmt, und war erst die dritte Frist eine peremptorische« 
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ner verlängert (erstreckt) werden können. Hierher 
gehören namentlich alle Rechtsmittelfriste n, sowie 
alle jene Fristen, bezüglich derer das Gesetz be- 
stimmt, dass die Partei nach ihrem Ablanf nicht 
mehr zu hören oder mit ihrer verspäteten Prozess-- 
handlung zurückzuweisen ist. ^) 
b) Ordnungfsfristen. w elche n ur über Antrag de & 
jegners din Präfflunion der verspäteten Prozess- 
handlung nach sich ziehen, und daher vo m Gegner 
stillschwjEdgP.nd oder. aajsdrücJüiQll.. yQrläfigßrt.. werden 
ktoS^. 

In gewissen Fällen kann auch das Gft rieht 
— - s elbst geg ft^^ ^^^i WiIIa^ i\^^ ^ Gegn ers — die 
Ordnungsfristen verlängern. Die Fristen, welche der 
Richter im Erkenntnjssstadium aus wichtigen 
Gründen verlängern kann ( „ e r s t r e c k b a r e " Ordbaungs- 
fristen) sind: die Fristen zyr üeberreichu ng der 
Schriftsätze des Verhandiungsstadiums (der kinrefle, 
Replik, Duplik, Triplik un3^uadru^^ der Beant- 
wortung der AufForderungsklage sowie der Bemänge- 
lung einer Rechnung) ferner die Frist z ur Einbringun g 
derKlage d^s JmjPjgf^f pf fl ^y-^^ftp ^ sowie die Fristen 
zurTjechtfertijgi:gagL des Verbotes, der Sequestration, 
und der Pränotation. '^) Ausnahmsweise kann da& 
Gericht einzelne Ordnungs-Fristen Lauch ab kürz. 
Hierher gehört namentlich die längere E inredefrjst 
i m sc hriftlichen Verfahren, welche in dringenden 
Fällen auf Antrag des Klägers mit Rücksicht auf 
die verhältnissmässig geringere Entfernung oder auf 
die Leichtigkeit des Verkehrs bis auf 30 Tage abge- 



6) § 522 W.G.O. Vgl. § 172 A.G.O. § 244 W.G.O. Hofd. v. 2. Aug, 
1833 N. 2624 J.G.S. u. v. 22. Juni 1835 N. 42 J.G.S. § 5 Bestand- Verf. 
§ 1 Besitzstr.Verf. und die unten in Note 9 citirten Gesetzesstellen. Höchst 
auffällig ist es, dass der o. G.Hof in der Entsch. N. 5712 der ü ng er- 
Glas er-'Walt her 'sehen Sanunlung die Unerstreckbarkeit der Appellations- 
frist übersah. 

^ § 6 C.P.NoY. Vgl. Canstein S. 28 f. § 188 Entw. 
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kürzt werden kann. ^) Die Fristen imExecutions- 

————■———'— —~—— --Hill IUI j 

Stadium können vom Geri chte meist erstreckt und 

aucH^abgekfirzt we rden. 
2. Gesetzliche, richterliche und yactirtt^ Fristen, 
je nachdem sie in ihrer Dauer vom Gesetze bestimmt 
sind, oder vom Gerichte bestimmt werden, oder endlich 
von den Parteien vereinbart sind. 

a) Die g^ ^ gpftt^lichftn Fristen, welche übrigens bald 
\ Nothfri8t eiL,_ bald (eventuell auch für das Gericht 

er^eckbM6J}dfir...vftrkrir?;harft) .,Qr<ka^Sfrlsten sind, 
zerfallen in folgende zwei Unterarten: 

d) In selbstlaufende Fristen, welche auch 
dann laufen, wenn das Gericht dieselben nicht 
besonders ansetzt. Hierher gehören nament- 
lich die Recht smittel- .und. diu . Bßweisantrej 
tungs-FristöaJ) — 
ß) in^nzus,et.^l£^^ de fristen, welche nur dann 
laufen, w^enn das Gericht dieselben in die be- 
treffende Verfügung aufgenommen hat. Hier- 
her gehören namentlich die Fristen des Ver- 
handlungsstadiums. ^^) 

b) Richterliche Fristen sind namentlich jene, welche 
der Richter nach semem Ermessen zu bestimmen 
hat; hierher gehören aber auch jene gesetzlichen 
Fristen, die d er Richter in ihrer Dauer abgekürzt 
.oder verlängert hat. Blosse Ermessensfristen sind 
namentlich die Frist zur Verbesserung der Klage, 
sowie die im ürtbeile zu bestimmende Frist zur 
Leistung einer Arbeit. Im Mandatsverfahren kann 
das Gericht in gewissen Fällen im Z ahlungsbef ehle 
eine Frist zwhchen 14 undjl5 Tagen bestimmen, ii) 



«) § 4 C.P.Nov. Vgl. Canstein S. 23 ff. § 188 Entw. 

^ §§ 252, 260, 265, 267, 373, — 145, 183, 189, 224 A.G.O. §§ 329, 
340, 346, 350, 490, — 220, 256, 261, 298 W.G.O. Vgl. hiezu § 17 C.P.N. 
u. Canstein S. 60 ff. 

^ Vgl. das 3. Cap. der G.Ordgen. 

") Hofd. V. 13. Februar 1795 N. 217 J.G.S. lit. i. § 383 A.G.O. 
§ 503 W.G.O. § 1 Mand.Verf. v. 1855. 
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c ) Paeti ^^^ l?Y]ßfQTi Qinil alle jene Fristen, die ent- 
weder im Voraus von den Parteien vereinbart sind, 
oder als vom Gegner bewilligte Verlängerungen einer 
ursprünglich gesetzlichen oder richterlichen Frist er- 
scheinen. ^2) 
3. A bsolut — und relativ — bestimmte Fristen, 
je nachdem ihr Endpunkt durch einen Kalender tag be- 
stimmt ist, oderHaber vom Zeitpunkte ihres Beginns 
berechnet werden muss. Die vom Gericht odftr y^p 
dem Ge_gner^er8treckten.Jji8t^ müssen stets absolut 

hft stimmt -iyftrHA|^^18) 

III. Die Verlä ngerung einer Fri st kann entweder durch 
das Geriy.hl oder durch den Jg^ßsaifili gewährt werden. 

1. Das Gericht kann die für dasselbe erstreckbaren Ord- 
nungsfristen im Erkenntnissverfahren nur infolge eines Frist - 

ches und auch dann nur in zwei Fällen erstrecken: 



a) wenn um die erste Erstreckung einer Frist xmd zwar 
in ihrer ursprünglichen Dauer angesucht wird, 
und der Erstreckungsgrund nach Thunlichkeit , bjOr.^ 
scheinigt ist,^^) und 

b) wenn der Gegner zum arst^p T\^?^]ft ^jnft Fnat - 
erstreclamg ;jang, ^^l^pr th^il^r^l^ß yf^rwe;i^ftirt und die 
vorhergehende Fristerstreckung njc^ht znm Ifttzten 
Male zugestanden hat, das Gericht aber nach sorgfäl- 
tiger Erwägung aller Umstände findet, dass die an- 
gesuchte Fristerstreckung ganz oder in einem grösseren 
Umfange zu bewilligen ist, als der Gegner dies ge- 
than hat.^^) 

2. Die Verlängerung der Ordnungs - Fristen kann vom 
Gegner entweder in vornherein durch Vereinbarang erweiter- 
Lfer IFrisfen oder durch Erstreckung einer Frist bewilligt 
werden. Die Bewilligung der Fristerstreckung kann 



^^ Hofd. V. 15. Januar 1787 N. 621 lit. b. J.G.S. § 300 A.G.O. 
§ 400 V^.G.O. § 9 C.P.Nov. v. 1874. — § 187 Entw. 
^^ § 9 C.P.Nov. . Canstein S. 35 ff. 
**) § 8 C.P.Nov. Canstein S. 33 ff. 
**) § 9 C.P.Nov. Canstein S. 35 ff. 



§ 46. Die Fristen. 549 

wieder entweder eine a usdrücklic he oder stillschwei- 
gen de sein, und in beiden Fällen entweder infolge eines 
Fristgesuche s oder.obn e ein solches gegeben werden. Näher 
zu besprechen ist bloss die vom Gegner zugestandene Er- 
streckung einer Frist, und zwar hauptsächlich mit Rücksicht 
darauf, ob sie infolge eines Fristgesuches bewilligt wird, 
oder nicht. 

a) MslSS-SiflÄa JJÜÄ^^ die Fristerstreckung 
vom Gegner bewilligt werden : 

aa) Stillschweigend, wenn er das ihm zurBeantwor- 

tung zugefertigte Fristgesuch nicht binnen der ihm 

gesetzten FristXYOn h6fihatfins..3JCg'gen) beantwortet, 

in welchem Falle die angesuchte Fristerstreckung 

• als gänzlich unbeschränkt bewilligt gilt.^^) 

bb) Ausdrücklich, wenn er über das Fristgesuch 
rechtzeitig sich dahin erklärt, dass er die Frist 
a) ganz und ohne Einschränkung, oder ß) ganz, 
jedoch zum letzten Male, oder r) nur theil- 
weise und zwar bis zu einem bestimmten Kalender- 
tag:^ewiliige. In dem letzten Falle kann jedoch das 
Gericht die Fristerstreckung auch ganz bewilligen. ^^) 

b) Ohne ein Fristgesuch kann die Fristerstreckung 
vom Gegner bewuligl werdeü : 

a) Ausdrücklich. Eine ausdrückliche und zwar 
schriftliche Bewilligung ist nöthig, wenn der 
Gegner die vorhergegangene Fristerstreckung ganz 
oder theilweise verweigert oder zum letzten Male 
bewilligt hat.^®) 

ß) Stillachw ftiffpnd, Eine stillschweigende Bewilli- 
gung einer Fristerstreckung liegt in allen Fällen 
vor, in denen der Gegner die Versäumung einer 
Frist (wäre es auch einer zum letzten Male erstreck- 
ten Frist) nicht rechtzeitig rügt. Rechtzeitig ist 



18) Hofd. V. 7. März 1796 N. 284 J.G.S. 
i') § 9 C.P.Nov. Canstein S. 35 ff. 
^ § 10 C.P.Nov. Canstein S. 38 ff. 
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aber die Rüge nach der W.G.O. dann, wenn sie 
einen Tag vor der Vornahme der verspäteten 
Prozesshandlung (d. h. vor Einbringung der ver- 
späteten Schrift) eingebracht wurde; nach der allg.> ^ 
G.O. aber auch dann, _wenn sie an jj£U|^gjji]i£ji 
Xage eingebr acht, wird, wie die verspätet^ Prozess- 
handlung. Langt daher die Köge nach der W. 6.0. 
nicht Tags vorher und nach der A.G.O. am Tage 
. der Einbringung der verspäteten Prozesshandlung 
ein, so gilt die Letztere als rechtzeitig eingebracht 
und die Frist bis dahin als stillschweigend erstreckt.^^) 
IV, Bezüglich der Fristerstreckungsgesuch e gelten 
für das Erkenntnissstadium folgende Bestimmungen: 
1. Effnrfi^rniafie des Fristge ftii<;*]|ffl [^inA» 
Cii ^^V ll f'-^ ^ ^ AngaJifiLJind nach Thun lichkeit B esche inigung der 

^' \ Grü nde der angesuchten Fristerstreckung, 

b) die Bezeichnung de s Kalend ertages, bis zu welchem 
die Fristerstreckung angesucht wird, 
C wt.* \aC/Jj ^ e) die Angabe , die^wi^xidliÄJEöÄt für die betreifende 

Prozesshandluug begehrt wird, unter Anschluss der 
vorausgegangenen, dem Gesuchsteller ertheilten Frist- 
bewilligungen, 
d) soweit Anwaltszwang lje&tfll^^die4fe4emBchrifL dnes 
Advocaten, 
\ e) die Einreicbung des Fristgesuches in zwei Exem- 
plaren. 

Fehlt dem Fristgesuche das ersterwähnte 
Erforderniss (a), so ist dasselbe sofort von Amts- 
wegen zu verwerfen; fehlt eines der weiteren . 
Erfordernisse, so ist das Fristgesuch zur Verbesserung 
binnen (höchstens) 3 Tagen zurückzustellen. Würde 
das Fristgesuch nicht binnen der bestimmten Frist 
verbessert wieder vorgelegt, so wäre es nicht als 
an dem Tage überreicht anzusehen, an dem es 





*^ §§ 528, 315 V^.G.O. — § 39 A.G.O. Resol. v. 14. Juni 1784 
N. 306 lit. b. J.G.S. 
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zuerst überreicht wurde, und daher allenfalls als 
verspätet zu behandeln.^") 

2. Die meritorische gerichtliche Erledigung der Frist- 

*"!" . I J^M I J III M I 1 1 1 M 111111 1 1 Hi l l f i f - I - ' "1 ^ . "^f 1 

gesuche ei folgt theus ohne vorhergehende Vernehmung 
des Gegners, theils — was die ßegel bildet — nach 
Vernehmung des Gegners. Wird in dem einen oder in 
dem anderen Falle eine Fristerstreckung bewilligt, so 
muss das Ende der erstreckten Frist mit dem Kalender- 
tage bezeichnet werden.^i) 

a) Ohne vorgängige Vernehmung des Gegners 
erfolgt die Erledigung «) in ffem* Fälle, wenn die 
erste Fristerstreckung in der ursprünglichen Dauer 
der Frist angesucht wird und das Gericht dieselben 
zu bewilligen findet ^2) und überdies ß) dann, wenn 
die vorhergehende Fristerstreckung vom Gegner ganz 
oder theilweise verweigert oder zum letzten Male 
bewilligt wurde. In diesem letzten Falle hat das 
Gericht I. Instanz das Fristgesuch sofort von Amts- 
wegen zurückzuweisen, wenn demselben nicht 
eine urkundliche Bewilligung der Fristerstreckung 
von Seiten des Gegners beigelegt ist. ^^) 

b) Nj£h_v oxgäagigß^i^ V^eraeh m u ng. jj^s Gegners 
erfolgt die meritorische Erledigung der Fristgesuche 
in allen übrigen Fällen, in denen das Fristgesuch 
dem Gegner zur Erklärung (binnen 3 Tagen) mit- 
zutheilen ist. Gegen den Willen des Gegners kann 
das Gericht die Fristerstreckung (ganz oder im 
grösseren Umfange als der Gegner) nur dann 
bewilligen, wenn der Gegner die Erstreckung zum 
ersten Male ganz öder theilweise verweigert.^) 

3. Werden mehrere Fristgesuche in rascher Nach- 



«0 § 7 C.P.NoY. Canstein S. 29 ff. 

") § 9 C.P.Nov. 

*0 S. oben III. 1. a. 

^ § 10 C.P.Nov. Canstein S. 38 ff. 

3*) §§ 8, 9 C.P.Nov. Canstein S. 33 ff. 
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einanderfolge überreicht, so sind hiebei zwei Fälle aus- 
einanderzuhalten : 

a) Läuft ein Fristgesuch um die Bewilligung einer 
gleichvielten (z. B. der dritten) Fristerstreckung — 
insbesondere von einem Streitgenossen des ersten 
Fristwerbers — nach Erledigung des voran- 
gegangenen gleichvielten (dritten) Fristgesuches ein, 
so ist das nachträgliche Fristgesuch auf die voran- 
gegangene Erledigung zu verweisen und dem Frist- 
werber zurückzustellen. 

b) Läuft dagegen ein Fristgesuch vor Erledigung des 
vorangegangenen ein, so ist dasselbe, wenn es nicht 
gleichzeitig mit dem ersteingelaufenen Fristgesuche 
dem Gegner zur Aeusserung mitgetheilt, bezw. vom 
Gerichte ohne Vernehmung des Gegners erledigt 
werden kann, vorläufig in. den Gerichtsacten zurück- 
zubehalten. 

Wird nun das ersteingelaufene Fristgesuch so- 
dann erledigt, so ist gleichzeitig das später einge- 
brachte Fristgesuch: 

a) wenn darin um die gleichvielte (dritte) 
Fristerstreckung angesucht wurde, das Frist- 
gesuch an den Fristwerber zurückzustellen; 
ß) wenn darin hingegen um eine weitere (vierte) 
Fristerstreckung angesucht wurde, so ist dieses 
weitere Fristgesuch (oder, wenn ihrer mehrere 
sind, alle) je nach der Erledigung des vorher- 
gehenden (dritten) Fristgesuches zu behandeln, 
also wenn dieses vom Gegner ganz oder theil- 
weise verweigert oder zum letzten Male 
bewilligt wird, von Amtswegen zurückzuweisen 
und sonst dem Gegner zur Aeusserung mitzu- 
theilen. 

Sind dem Gegner mehrere (gleichvielte) 
Fristgesuche zugleich zugemittelt worden, und 
ist in denselben — von verschiedenen Streit- 
genossen — eine in ihrer Dauer verschiedene 
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Fristerstreckung angesucht worden, so gilt im 
Falle der Gegner seine Erklärung nicht recht- 
zeitig abgibt, die längste angesuchte Frist 
als bewilligt. 25) 
4. Gegen <lift T^ft^ jllignng ftd i ir Yi^rwt i g irung einer 
Fristerstreckung durch .4as,jGÄxißijLi8±..j^in Recurs 
zulässig, welcher jedoch weder den Lauf noch den 
Abschluss des Verfahrens (die Einlegung der Acten) 
hemmt. Nur darf die Entscheidung in der Hauptsache 
vor Erledigung dieses Recurses nicht gefällt werden. 
Wird der ers trichterliche Besc heid bestätigt so ist ein 
ausserordeutliiOwjf-^ße^i&i^ÄHfee«^^ vom 

Gerichte erster Instanz von Amtswegen zurückzu- 
weisen. . 

Gegen den Bescheid, womit das Gericht ein Frist- 
gesuch deshalb von Amtswegen zurückgewiesen 
hat, weil die vorangegangene Fristerstreckung vom 
Gegner ganz oder theilweise verweigert oder zum letzten 
Male bewilligt und seine urkundliche Bewilligung der 
neuerlichen Fristerstreckung nicht beigebracht wurde, 
ist ein Recurs unzulässig, aber nicht vom Gerichte 
erster Instanz zurückzuweisen. 2^) 

1. Die Fristen laufen ste ts co ntinue und zwar a die ad 
diem (r\\o\\t a ynomentfO «d TnnTnftntnm'i. d. ii. sie lauten 



auch an Sonn- und Feiertagen und au^^erialtagen 
überhaupt, und sind daher auch diese Tage in die 
Frist einzurechnen, und steht zur Vornahme der Pro- 
zesshandlung der ganze letzte Tag der Frist — inner- 
halb der Amtsstunden — offen. 2*^) 

Ebenso wie die Ferialtage sind in der Regel auch 
die Tage, während welcher eine Schrift jMiLd£x«Eost 



^) § 12 C.P.Nov. Hofd. V. 4. Sept. 1801 N, 535 u. v. 23. August 
1799 N. 474 J.G.S. Canstein S. 41 ff. — § 186 Entw. 
>8) § 16 C.P.Nov. Canstein S. 57 ff. 
»') § 5 C.P.Nov. Canstein S. 25 ff. — § 182 Entw. 



f 
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gelaufen ist, in die Frist einzurechnen. Ausnahm sr 
weije werden aber die Tagft des Posten! an ffts nTcS t 
eingerechn eten die Fristen 

a) ^ür die ^'on einem'"andem Orte übersandten Ein- 
wendungen 

a) gegen die Zahlungsauflage im Wechselver- 
fahren, 2^) 

ß) gegen den Sicherstellungsauftrag im Wechsel- 
sicherstellungsverfahren, ^) . 

T) gegen den Zahlungsbefehl im Mandatsver- 
fahren, ^^) sowie in die (24 stündige) Frist, 

b) für die Antretung eines Parteieneides im Wechsel- 
und Wechselsicherstellungsverfahren,^^) und 

c) in die Fristen des Bagatellverfahrens.-'^^) • 
2. Der Lauf der Fristen ruht (wird gehemmt) in folgen- 
den zwei Fällen: 
a) Wenn ein erfolglos gebliebenes Fristgesuch vor 

Ablauf der letzten Frist eingebracht wurde, so ruht 
der Fristenlauf vom Tage der Einbringung des er- 
folglos gebliebenen Fristgesuches bis zum Tage der 
Zustellung des abweislichen Bescheides. Hat daher 
der Gegner und der Richter eine Fristerstreckung 
verweigert, so kommen dem Erstreckungswerber 
noch so viele Tage von der Zustellung des abweisen- 
den Bescheides an zu Gute, als zur Zeit der üeber- 
reichung des erfolglos gebliebenen Fristgesuches 
von der letzten Frist noch übrig waren. 

Es wird aber, wie gesagt, der Fristenlauf nur 
dann gehemmt, wenn die angesuchte Fristerstreckung 
verweigert wird; daher nicht, wenn das Frist- 
gesuch deshalb sofort von Amtswegen zurück- 
gewiesen wird, weil die letzte Fristerstreckung 



38) § 7 W.Verf. 

») § 2 W.Sich.V. 

»0 § 5 Mand-Verf. v. 1855. 

31) Judic.-Buch N. 64. 

33) § 11 Bag.Verf. 
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vom Gegner ganz oder theilweise verweigert oder 
zum letzten Male bewilligt wurde. ^) 
b) Der Lauf der Frist zur Einbringung der Weisungs- 
schrift nach Aufnahme des richterlichen Augen- 
scheines, sowie des Zeugen- und Sachverständigen- 
beweises ruht während der Zeit, welche zur Aus- 
fertigung der Abschriften der betreffenden Beweis- 
aufnahme-Protokolle nöthig ist. Es ist deshalb die 
Zeit von dem Tage des gestellten Begehrens um 
Ausfolgung der Protokollsabschriften, bis zum Tage 
der Zustellung derselben in die Frist für die Ein- 
bringung der Weisungsschrift nicht einzurechnen, 
und sind aus diesem Grunde auch diese zwei Tage 
vom Expeditsamte (infolge Anweisung des Referen- 
ten) sowohl auf den OriginalprotrokoUen als auch 
auf den ausgefolgten Abschriften derselben anzu- 
merken.^) 
3. Der Lauf der Fristen wird unterbrochen, wenn über 
das Vermögen einer der Parteien der Concurs er- 
ölfiiet wird. 35) 

Für die in den Prozess eintretende Gläubigerschaft 

laufen nämlich in jenen Prozessen, in denen nicht eine 

Unterbrechung des Verfahrens stattfindet, die Fristen, 

und zwar auch die Rechtsmittelfristen vom Tage der 

Concurseröfinung von Neuem. (S. oben S. 455 f.) 

VL Für die Berechnung der Fristen ist aus dem 

Grunde, weil sie continue und zwar a die ad diem laufen, nur 

der Beginn und das Ende der Frist von Bedeutung. 

1. Der Lauf der Fristen beginnt in der Regel von dem 
Tage nach dem Ereignisse, von welchem der Lauf der Fristen 
abhängt, also 

a) regelmässig von dem Tage nach der Zustellung 
jener gerichtlichen Verfügung, von deren Zustellung 



3^ § 11 C.P.Nov. Canstein S. 40f. 

^) M.Erl. V. 16. Dec. 1851 N. 258 R.G.Bl. — Vgl. § 185 Entw. 

») Vgl. oben § 35 II. 2. S. 454 if. 
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der Lauf der Frist abhängt, an die betreffende Par- 
tei nnd bezw. an ihren Prozessvertreter oder Curator.^®) 
Von dieser Regel besteht nach zwei Eichtungen hin 
eine Ausnahme bezüglich der Frist zur Antretung 
eines Parteieneides. Diese Frist beginnt nämlich 
ihren Lauf an dem Tage der Zustellung, und zwar 
an jenem Tage, an welchem das betreffende Urtheil 
beiden Parteien, also auch der Gegenpartei zuge- 
steUt ist.-'^^) 

b) In jenen Fällen, in denen der Lauf der Frist von 
einem anderen Ereignisse als von der Zustellung 
einer gerichtlichen Verfügung abhängt, beginnt die 
Frist nach dem Tage des Eintrittes des betreflfenden 
Ereignisses, also z. B. bei der Frist für die Rechtfer- 
tigung des Versäumnisses oder für das Restitutions- 
gesuch wegen Versäumung eines Termins oder einer 
Frist, am Tage nach Wegfall des betreffenden Hinder- 
nisses bezw. nach dem Ablauf der versäumten Frist,^^) 
und ähnlich bei der Frist für die Besitzklage, am Tage 
nach Erlangung der Kenntniss von der Besitzstörung, 
Besitzentsetzung oder Besitzbedrohung. ^^) Ebenso be- 
ginnt bei erstreckten Fristen, wenn diese ausnahms- 
weise (wegen Versehens des Gerichtes) nicht absolut be- 
stimmt sind und daher berechnet werden müssen, der 



§ 524 W.G.O. Hofd. v. 20, Juni 1782 N. 55 Ht. b., v. 11. Mai 
1833 N. 2162 J.G.S. Jud.Buch N. 50. Hiebei macht es keinen Unter- 
schied, ob der Zustellungstag oder der darauf folgende Tag (d. i. der Tag 
des Beginnes des Fristenlaufes) ein Sonn-, Feier- oder sonstiger Ferialtag 
ist. Resol. V. 14. Juni 1784 N. 306 lit. h.h. J.G.S. Ebenso ist es gleich- 
gültig, ob die Zustellung durch Gerichtsdiener, durch die Post oder durch 
andere Zustellungsorgane erfolgte. Hofd. v. 30. Nov. 1789 N. 1081 J.G.S^ 
lit a. h. — Vgl. § 182 Entw. 

37) §§ 209, 215 A.G.O. §§ 282, 289 W.G.O. N. 6 Jud.Buch. Hofd. 
V. 31 Juli 1788. N. 862 J.G.S. 

38) §§ 33, 373 A.G.O. §§ 29, 490 W.G.O. Hofd. v. 4. Juni 178^ 
N. 1015 lit. a.b. J.G.S. 

3^ § 2 Besitzstr.Verf. Vgl. Canstein in Grünhut's Ztsohr. 6. Bd, 
S. 156 ff. 
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• Lauf der erstreckten Frist am Tage nach Ablauf der 

letzten Frist, ^o) 

2. Für das Ende der Frist ist bloss der Umstand von 
Bedeutung, ob der letzte Tag derselben auf einen Sonn- oder 
allgemeinen Feiertag fällt, weil in diesem Falle, wie früher 
bemerkt wurde, die Frist am nächstfolgenden Werktage endet.*^) 

Ist nun die betreffende Schrift an dem Endtage der Frist 
nicht bei Gericht eingelaufen, und in jenen Fällen, in denen 
der Postenlauf nicht in die Frist einzurechnen ist, nicht 
bei der Post überreicht, so ist die Frist versäumt, und 
daher, wenn diese Frist eine Nothfrist ist, die verspätete Schrift 
von Amtswegen zurückzuweisen. 

3. Die Termine. 

§ 47. 
I. Termin^ Ta^ahr t, Ta^rsatzun^ ^) ^t ^irminnfi fivna^ tfirr 
^i^^^s in quo} ist ein bestimmter Zeitpunkt m welchem eine 



Prozesshandlung oder eine gerichtliche Verhandlung vorgenom- 
men werden soll. 

Die Termine bilden die Regel im mündlichen, summa- 
rischen und im Bagatellverfahren , obwohl sie auch im schrift- 
lichen Verfahren (z. B. zur Beweisaufnahme, zur Versteigerung 
von Immobilien und dergl.) vorkommen. 

II. Die Bestimmung der Termine erfolgt stets durch das 
Gericht (den Referenten), und zwar auch dann, wenn die Par- 
teien einverständlich brevi manu einen Termin während der 
Abhaltung desselben auf einen andern Tag verlegen, weil auch 
zu dieser Bestimmung des (verlegten) Termines die gerichtliche 
Genehmigung nothwendig ist, indem der Richter möglicherweise 
diesen Termin nicht zur Verfiigung haben kann. 2) 

*^ Hofd. V. 14. Nov. 1791 N. 221 J.G.S. 
*i) § 5 C.P.Nov. 

Wetzell S. 918 ff., Renaud S. 222f., Bayer S. 464 ff., Ende- 
mann S. 443 ff., Schmid S. 289 ff., Osterloh S. 234ff., Canstein 
C.P.Nov. S. 43 ff., Fischer in W^affner's Ztschr. f. öst. Rgel. 1847 I. 
S. 119 ff. 

^ Vgl. oben S. 408 ff., § 31 I. 1. u. § 176 Entw. 

V. Canstein, Oesterreichisches Civilprozessrecht. 36 
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III. Sofern der Termin nicht sofort bei einem Termine la 
Anwesenheit beider Theile brevi manu auf einen bestimmte» 
nenen Termin verlegt wird, ist stets eine Ladung der Par- 
teien (und bezw. Auskunftspersonen, Zeugen u. s. w.) zum 
Termin nothwendig. Die Ladung muss in der Regel so zeit- 
lich zugestellt werden, dass den Parteien noch Zeit genug für 
die gehörige Vorbereitung zum Termine übrig bleibe.^) Doch 
kann in dringenden Fällen, namentlich im Verfahren in Besitz- 
streitigkeiten und im Bagatellverfahren der Termin zur Ver- 
handlung über die Klage selbst am Tage der Klageerhebung 
abgehalten werden.*) 

Die Ladung hat zugleich entweder die Androhung der 
Contumacialfolgen ^) oder die Androhung einer Strafe zu ent-^ 
halten. Letzteres namentlich im Eheprozesse sowie bei An- 
ordnung des Termines zur Acteneinlegung, bei der Ladung von 
Zeugen und Sachverständigen^) (nicht aber bei der Ladung 
der Parteien als Zeugen in eigener Sache"^)). Wenn die Strafen den 
Zweck nicht erreicht haben, kann auch eine Vorführung durch 
den Gerichjtsdiener oder durch die Wache angeordnet werden. ^) 

IV. Jeder Termin dauert eine Stunde von dem anbe- 
raumten Zeitpunkte an gerechnet, so dass also nur jene Partei 
oder Auskunftsperson, welche innerhalb dieser hora legalis 
nicht erscheint, als nicht erschienen zu behandeln ist.^) 



3) § 186 G.Instr. 

^) § 6 Besitzstr. Verf. § 14 Bag.Verf. 

5) D. i. der Folgen des § 29 A.G.O. § 25 W.G.O. § 18 Sum.Veil 
§ 28 Bag.Verf. Vgl. auch §§ 126, 158, 193, 210, 226, 230 A.G.O. §§ 197, 
230, 265, 283, 300, 304 W.G.O. Art. 37 H.G.B. Die Ladung ist immer 
eine peremptorische; die früher im gem. d. und im C.P.Rechte der ost 
Territorien übliche (zweimalige) dilatorische Ladung Yor der peremptori- 
schen Ladung ist beseitigt. S. oben S. 170. 

6) § 6 Ehestr.Verf. §§ 242 f., 160 A.G.O. §§ 318 f., 322 W.G.O. 
Resol. V. 11. Sept. 1784 N. 335 lit. L J.G.S. § 192 G.Instr. 

') § 62 Bag.Verf. 

^ § 192 G.Instr. Haimerl Einrichtung u. Geschäftsordnung d. ostr 
C.Gerichte S. 145 flF. 

«) Resol. V. 11. Sept. 1784 N. 336 J.G.S. § 242 A.G.O. § 315 
W.G.O. Vgl. § 181 Entw.: 
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Ueber jeden Termin ist ein Tagsatzungsprotokoll aufzu- 
nehmen. Papier und Stempel für das aufzunehmende Tag- 
satzungs- (Verhandhmgs- bezw. Beweisaufiiahme- bezw. Feil- 
bietungs- etc.) Protokoll haben die Parteien zu liefern. Einen 
diesfalligen Streit darüber, welche Partei hierzu zunächst ver- 
pflichtet, und m welchem Betrage. der Stempel zu entrichten 
sei, entscheidet der Tagsatzungs-Commissär. i^) 

Das Tagsatzungs-Protokoll hat zu enthaltenf^i) 

1. den sogenannten Kopf des Protokolls, d. i. die Ueber- 
schrift: „Protokoll", ferner die Bezeichnung des Ge- 
richtes, des Ortes und der Zeit der Verhandlung, sowie 
die Bezeichnung der Streitsache, in welcher das Pro- 
tokoll aufgenommen wurde, durch Angabe der Parteien 
und ihrer Vertreter sowie des Streitgegenstandes; 

2. die Bezeichnung der letzten Exhibitenzahl und der 
Registraturszahl des betreifenden Prozesses; 

3. die Namen des Tagsatzungs-Commissärs, des 
Schriftführers, der anwesenden Parteien und 
Auskunftspersonen ; 

4. den Tenor des ProtokoUes, d. i. das Vorbringen der 
Parteien oder Auskunftspersonen u. s. w. oder das 
Ergebniss des richterlichen Augenscheines, den Gang 
der Feilbietungsverhandlung u. s. w.; 

5. die Bemerkung, dass gegen das Protokoll (welches 
auf Verlangen der Partei allenfalls verlesen wurde) 
kein Anstand erhoben, oder diese oder jene Zusatz- 
bemerkung von Seiten der Parteien oder Auskunfts- 
personen oder von Seiten des Gerichtes gemacht wurde; 

6. die Unterschrift der Anwesenden. Kann oder will 
eine Partei oder Auskunftsperson das Protokoll nicht 
unterschreiben, so ist dies unter Angabe des Grundes 
zu bemerken. 

In den Protokollen darf nichts radirt, überschrieben, aus- 
gelöscht oder eingeschaltet werden. Sind Worte zu durch- 



10) § 194 G.Instr. Haimerl a. a. 0. 

") § 193 G.Iustr. Haimerl a..a. 0. . , 
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streichen, so muss dies so geschehen, dass das Darchstrichene 
leserlich bleibt Einschaltungen sind am Rande anzubringen, 
nnd wenn sie erheblich sind, von den znr Unterfertigung des 
ProtokoUes berufenen Personen besonders zu unterzeichnen. 
Längere Zusätze sind am Schlüsse des Protokolles zu be- 
merken. ^2) 

Den Parteien steht das Recht zu, ihr Vorbringen von Wort 
zu Wort in das Protokoll zu dictiren.^^) Es sollen aber nur 
wichtige und entscheidende Thatsachen und diese in Kürze in 
das Protokoll aufgenommen werden.^*) 

Das Mitbringen fertiger Schriftsätze ist gesetzlich ver- 
boten ;^^) nichtsdestoweniger läfst sich dieses Verbot. in der 
Praxis nicht strenge beobachten, weil die Zeit hierzu nicht 
ausreicht, in jedem Prozesse, deren oft 30 auf einen Termin 
anberaumt werden müssen, ein Protokoll aufzunehmen. 

Wie das Gericht den Parteien mit Ruhe, Mässigung und 
Anstand zu begegnen und ihnen nach Stand und Alter den 
Sitz zu gestatten hat, so sind auch die Parteien zur schuldigen 
Achtung und Befolgung der gerichtlichen Verfügungen ver- 
pflichtet, widrigenfalls das Gericht sie nach vorgängiger Zurecht- 
weisung entfernen, mit Geld- und Arreststrafen belegen und 
zur Bestellung von Prozessvertretem anhalten kann.^^) 

V. In der Regel soll jede Verhandlung in einem Termine 
gänzlich zu Ende geführt werden. ^^) Im Bagatellverfahren 
muss dieses Gebot stets beobachtet werden. Sonst aber soweit, 
als dies überhaupt möglich ist. Da aber sonst die Zeit in der 
Regel nicht ausreicht, um die einzelnen Verhandlungen in allen 
für einep Termin anberaumten Prozessen gänzlich durchzufüh- 
ren, so wird gewöhnlich an jedem einzelnen Termintage in den 
einzelnen Prozessen nur eine Prozesshandlung (z. B. die Klage- 
beantwortung) vorgenommen, und für die weitere Verhandlung 



^^ Vgl. § 106 Strafproz.Ordg. 

13) Resol. V. 14. Juni 1784 N. 306 lit. t. J.G.S. 

") Hofd. V. 7. Mai 1795 N. 226 J.G.S. 

1*) Hofd. V. 25. Nov. 1839 Z. 5779. § 33 Sum.Verf. 

1«) § 191 G.Instr. Haimerl a. a. 0. 

1^ Resol. V. 11. Sept. 1784 N. 335 lit. g. J.G.S. 
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ein neuer Termin anberaumt. Nichtsdestoweniger sind aber 
doch stets beide Parteien zu erscheinen verpflichtet, widri- 
gens den Nichterschienenen, auch wenn er nicht zur Verhand- 
lung käme, auf Antrag die Contumacialfolgen, und bezw. Strafen 
treffen. ^^) 

Bei dem Termin können nun entweder beide Parteien aus- 
bleiben, oder blos eine, oder beide erscheinen, oder es' kann 
endlich eine Auskunftsperson ausbleiben. 

1. Bleiben beide Parteien aus (terminus circum- 
ductus), so ist 

a) in den Fällen, in denen das Gericht nicht von Amts- 
wegen für das Zustandekommen des Termins zu sorgen 
hat, den Parteien der Bescheid herauszugeben, dass ein 
neuer Termin nur auf Ansuchen einer der beiden Par- 
teien bestimmt werden wird. ^^) Bis dahin, (d. i. bis 
zur Reassumirung des Termins) ruht also das Ver- 
fahren. 

b) In jenen Fällen, in denen das Gericht von Amtswegen 
für das Zustandekommen des Termines zu sorgen 
hat, ist 

a) in dem Falle , als es sich um die Einlegung der 
Acten handelt, mit Geld- (und Arrest-) -Strafen vor- 
zugehen, ^O) während 

ß) die Beweisaufnahme auch in Abwesenheit der Par- 
teien vorzunehmen ist. 2^) Hat eine der ausgeblie- 
benen Parteien einen Parteieneid zu leisten gehabt, 
so ist sie mit ihrem Beweise präcludirt, wenn auch 
der Gegner ausgeblieben ist.^^^ 

2. Erscheint nur eine Partei, so ist, soweit dies mög- 



1^ § 29 A.G.O. § 25 V^.G 0. § 18. Sum.Verf. § 28 Bag.Verf. 

^9) § 30 A.G.O. § 26 W^.G.O. Vgl. Bolgiano Arch. f. c. Prax. 
56. Bd. S. 121 ff., Nippel Erl. I. S. 127 ff. 

*0 § 243 A.G.O. § 319 W^.G.O. Bolgiano a. a. 0. 

3*) §§ 158, 184, 193, 210 A.G.O. §§ 197, 230, 257, 265, 283 W.G.O. 
Bolgiano a. a. 0., Nippel S. 422. 

^ §§ 226, 230 A.G.O. §§ 300, 304 W.G.O. Nippel U. S. 575 ff. 
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lieh ist, der Tennin mit der erschieneneD Partei abzuhalten, 
und in der Regel, wenn die erschienene Partei die Verhand- 
lung geschlossen, d. h« die Acteneinlegnng besoi^ hat, auf 
ihren Antrag gegen die nicht erschienene Partei in contnmacia 
zn erkennen. Wenn aber der Nichterschienene sein Ausbleiben 
rechtzeitig rechtfertigt, so ist trotz des Contumadalantrages 
und trotz der Einlegung der Acten ein neuer Tennin zu be- 
stimmen.^ Dasselbe gilt, wenn der Beklagte in den nicht 
-zum schriftlichen Verfahren gehörigen Prozesse eine Einrede- 
schrift eingesandt hat und der Kläger in das schriftliche Ver- 
fahren nicht einwilligt.^) 

3. Erscheinen beide Theile, so ist womöglich die 
ganze Verhandlung durchzuführen.^^) 

4. Bleibt endlich eine geladene Auskunftsperson 
(Zeuge, Sachverstandiger u. s. w.) aus, so ist sie durch Geld- 
xind Arreststrafen zum Erscheinen zu zwingen und eventuell 
Yorföhren zu lassen. ^^ 

VI. Bezüglich der Erstreck ung der Termine (prorogatio 
s. dUatio termini) ist zu bemerken: 

1. die Erstreckung kann von Amts wegen, oder auf An- 
trag beider Parteien oder endlich auf Antrag einer 
Partei und zwar entweder der allein erschienenen oder 
der ausgebliebenen, oder einer der beiden erschienenen 
Parteien erfolgen. 

a) Von Amtswegen ist der Termin zu erstrecken, 
wenn die Amtszeit überschritten, oder die weitere 
Verhandlung durch Erkrankung, Tod, ungeziemen- 
des Benehmen einer der Parteien u, s. w. unmöglich 
wird, oder wenn der Erschienene zu Prozesshand- 
lungeu als Partei oder als Vertreter nicht berech- 
tigt oder nicht fähig erscheint, oder wenn der Pro- 
zessvertreter der abwesenden Partei die Vollmacht 



«) §§ 29, 31 A.G.O. §§ 25, 27 W.G.O. Nippel I. S. 121 ff. 
»^ § 25 W.G.O. Hofd. V. 1. Sept. 17S6 N. 573 J.G.S. 

») S. Note 17. 

^ § 160 A.G.O. § 232 W.G.O. § 192 G.Instr. Nippel I. S. 423f. 
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kündigt, oder sonst der Richter hierzu gegründeten 
Anlass findet. 2*^) 

b) Ueber Ansuchen beider Parteien oder der allein 
erschienenen Partei ist der Termin, «oferne das 
Gericht für sein Zustandekommen nicht von Amts- 
wegen zu sorgen hat, stets ohne weiteres zu er- 
strecken. ^S) 

c) lieber einseitiges Ansuchen einer Partei, sofern 
diese nicht allein erschienen ist, ist eine Er- 
streckung des Termins nur dann zu bewilligen, 
wenn hierzu ein gesetzlicher Grund vorliegt. Als 
solche Gründe erscheinen insbesondere: Zufälle, 
welche ein unüberwindliches Hinderniss des Er- 
scheinens sind, z. B. Krankheit, Haft, Tod u. s. w., 
sofern sie bescheinigt werden;^) die Nothwendig- 
keit der HerbeischaiFung von Beweismitteln (ins- 
besondere auch der zu recognoscirenden Original- 
urkunden im ordentlichen Prozesse)^) oder der 
Einholung der Information des Prozessvertreters, 
der ohne den Vertretenen erschienen ist, sowie 
überhaupt die Noth wendigkeit der Vorbereitung zur 
Beantwortung eines neuen Vorbringens des Geg- 
ners ^i) und ebenso der* nicht verzögerte Lauf eines 
präparatorischen XJrkundeneditionsprozesses ^^ oder 
des Nebenstreites über die Streitverkündigung oder 



2^ § 192 G.Instr. §§ 20, 64, 419 A.G.O. §§ 21, 57 flF., 551 W.G.O. 
§ 8 Sum.Verf. § 22 Bag.Verf. § 11 Adv.Ordg. Vgl. § 189 Entw. 

^ Trotz der gegentheiligen Bestimmung des § 32 A.G.O., § 28 W^.G.O., 
§ 22 Sum.Verf., da es ja den Parteien freisteht auch gar nicht zu erscheinen» 
und bezw. sich zu entfernen (§ 30 A.G.O. § 26 W.G.O.). Vgl. Hofd. v. 
6. Juli 1787 N. 689. Nippel I. S. 133. 

^ § 14 C.P.Nov. §§ 31, 33 A.G.O. §§ 27, 29 W.G.O. §§ 19, 22 
Sum.Verf. 

«0 § 25 A.G.O. § 23 W.G.O. Hofkzd. v. 24. Juli 1801 N. 53a 
J.G.S. §§ 19, 27 Sum.Verf. Nippel S. 108 flF. 

") § 32 A.G.O. § 28 W.G.O. Hofd. v. 15. Januar 1787 N. 620 
lit. b. Nippel S. 133 flf. 

32) g^jfd. V. 28. Mai 1783 N. 139 J.G.S. lit. b. 
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Über Zulässigkeit der Intervention^*^) und dergl.^*) 
Das einseitige Ansuchen um die Erstreckung 
eines Termines kann vor, bei oder nach dem Ter- 
mine gestellt werden, 
aa) Wird ein schriftliches Erstreckungsgesuch vor 
dem Termine eingebracht und darin ein un- 
überwindliches Hinderniss des Erschei- 
nens beim Termine bescheinigt, so ist, 
wenn der Termins-Erstreckungsbescheid noch 
vor dem Termine beiden Parteien rechtzeitig 
zugestellt werden kann, die Erstreckung 
vom Gerichte ohne vorgängige Vernehmung 
des Gegners zu bewilligen, s^) 

Treten die erwähnten zwei Voraussetzun- 
gen nicht ein, so ist das Erstreckungsgesuch 
so zu behandeln, als wäre es bei dem Termine 
eingebracht worden, 
bb) Wird bei dem Termine (während desselben) 
von einer der beiden erschienenen Parteien 
oder von der nicht erschienenen Partei in dem 
verspäteten oder unbegründeten schriftlichen 
Erstreckungsgesuche, welches deshalb auf den 
Termin gewiesen wurde, der Antrag auf Er- 
ötreckung des Termins gestellt, und wider- 
setzt sich der Gegner der Erstreckung, indem 
er zugleich die Fortsetzung der Verhandlung 
beantragt, so hat das Gericht sofort bei der 
Tagsatzung zu entscheiden, ob weiter zu ver- 
handeln sei oder nicht. Die Parteien sind 
aufzufordern, zur Vermeidung der Contuma- 
cialfolgen die Eröffnung des Beschlusses ab- 
zuwarten. Die erfolgte Entscheidung ist den 
Parteien mündlich bekannt zu geben, und dass 



83) Hofd. Y. 8. Febr. 1809 N. 882 J.G.S. 
3*) Vgl. Can^tein S. 45. Nippel S. 128«. 
) § 14 C.P.Nov. Canstein S. 51 ff. Vgl. dagegen § 188 Entw. 
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dies geschehen sei, in dem Protokolle zu be- 
merken. Anch ist in jedem Falle beiden 
Parteien die über das Erstreckungsbegehren 
pjefällte Entscheidung bei Erledigung des 
TagsatzungsprotokoUs schriftlich bekannt zu 
geben. ^) 

a) Ist die Erstreckung des Termins ver- 
weigert worden, so ist sofort von beiden 
Parteien in der Sache selbst zu verhandeln. 
Wenn daher eine der beiden Parteien — 
der Erstreckungswerber oder dessen Gegner 
— sich entfernt hat, oder nicht weiter ver- 
handelt, während die andere Partei weiter 
verhandelt und das Actenverzeichniss ver- 
fasst, so treten gegen den Nichtverhandeln- 
den — er sei der Erstreckungswerber oder 
dessen Geguer — die Contumacialfolgen 
ein. Falls jedoch trotz dieses Gerichts- 
beschlusses keine der beiden Parteien weiter 
verhandelt und bezw. das Actenverzeichniss 
verfasst, so treten gegen keine Partei die 
Contumacialfolgen ein.^'^) 
ß) Ist die Erstreckung bewilligt worden, so 
ist keine der beiden Parteien verpflichtet, 
weiter zu verhandeln, und trefien daher 
auch in dem Falle, als eine Partei weiter 
verhandeln würde, den Nichtverhandelnden 
keinerlei Contumacialfolgen.^^) 
cc) Wird die Termins - Erstreckung nach dem 
Termine, d. h. nachdem die hora legalis ver- 
strichen und die Verhandlung geschlossen ist, 
sei es von der ausgebliebenen Partei selbst 



^) § 13 C.P.Nov. Canstein S. 43 ff. § 188 Entw. — Vgl. auch 
§ ISlEntw. 

«0 § 13 C.P.Nov. Canstein S. 45 ff. 

^) § 13 C.P.Nov. Canstein S. 49 ff. 
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oder in einem schriftlichen Erstrecknngsgesnche 
derselben, angesucht, so ist zu unterscheiden: 
gl) Fungirt der Richter zur Zeit des verspäteten 
Erscheinens des Ausgebliebenen bezw. zur 
Zeit des Einlangens seines schriftlichen Er- 
streckungsgesuches noch bei dem Termine, 
so hat er, falls das Ausbleiben durch Be- 
scheinigung eines unvermeidlichen Hinder- 
nisses . gerechtfertigt wird, trotz des allen- 
falls gestellten Contumacial- Antrages des 
Gegners den Termin zu erstrecken. 3^) 
ß) Trifft das schriftliche Erstreckungsgesuch 
erst dann ein, nachdem der Richter sich 
von dem Termine entfernt hat, jedoch vor 
Zustellung des ürtheiles und innerhalb 
der gesetzmässigen Rechtfertigungs- 
frist (im ordentlichen Verfahren von 14, 
im Bestand- und Wechselprozesse von 3 
und in den sonstigen summarischen Pro- 
zessen von 8 Tagen), welche vom Tage 
nach dem Wegfalle des Hindernisses zu 
laufen beginnt,*^) ein, so ist das Er- 
streckungsgesuch als Rechtfertigung des 
Ausbleibens zu behandeln,^i) die Urtheils- 
zustellung aufzuhalten und einen Termin 
zur Verhandlung über die Rechtfertigung 
des Ausbleibens sowie zur eventuellen so- 
fortigen weiteren Verhandlung in der Haupt- 
sache anzuberaumen. "^2) 

2. Auf Antrag des Gegners des Erstreckungswerbers ist 
in allen Fällen, in denen durch richterliche Entscheidung 



3») Resol. V. 11. Sept. 1784 N. 336 J.G.S. 

*«) Hofd. vom 4. Juni 1789 N. 1015 J.G.S. Arg. § 490 W.G.O. 
§ 19 Summ.Verf. § 12 Wechs.V. .§ 15 Bestand-V, 

"*!) Gemäss Hofd. v. 19. Febr. 1846 N. 937 J.G.S. u. §§7 u. 20 
Summ. Verf. 

*^ Hofd. V. 29. April 1846 N. 957 J.G.S. 
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eine Terminserstreckung verfügt wird, der Partei, auf 
deren Seite der Grund der Erstreckung eingetreten ist, 
der Ersatz der durch die Erstreckung verursachten 
Kosten, in einem vom Richter festzusetzenden Be- 
trage auf zuerlegen. *3) 

3. Gegen die Entscheidungen über Anträge auf Tag- 

satzungserstrecktmgen ist 

a)im ordentlichen Verfahren stets, und zwar ein 
abgesonderter Recurs zulässig, und nur der 
ausserordentliche Revisionsrecnrs gegen gleichlau- 
tende Bescheide ausgeschlossen und von der ersten 
Instanz von Amtswegen zurückzuweisen. 

Der Recurs hemmt aber blos die Entscheidung 
in der Hauptsache, nicht auch die Fortsetzung der 
Verhandlung. '*^) 

b) In den summarischen Prozessarten ist gegen die 
Bewilligung einer Terminserstreckung der Recurs 
absolut ausgeschlossen. Gegen die Verweigerung 
einer Terminserstreckung ist nur ein abgesonder- 
ter Recurs nicht gestattet. Hier ist also die 
Entscheidung in der Hauptsache niemals ge- 
hemmt, und deshalb (im Unterschiede zum ordent- 
lichen Prozesse) mit der Contumacialverfügung zu 
verbinden. Ist dies geschehen, so kann die An- 
fechtung der Verweigerung der Terminserstreckung 
mit der Appellation gegen das Urtheil verbunden 
werden. ^^) 

c) Im Bagatellverfahren.ist gegen Entscheidungen 
über Anträge auf Terminserstreckungen nur die Vor- 
stellung zulässig. *6) 



*^ § 15 C.P.Nov. Canstein S. 55 if. § 190 Entw. 
**) § 16 C.P.Nov. § 351 V7.G.0. Pat. v. 1. Juli 1790 N. 31 J.G.S. 
Canstein S. 57 ff. 

*5) § 46 Summ. Verf. — Vgl. Canstein S. 56 ff. 
*«) § 85 Bag.Verf. 
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